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EDITORIAL/119: Der neue alte kalte Krieg (SB)
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Der neue alte kalte Krieg

Bereits nach dem unmittelbaren Ende des Zweiten Weltkrieges begann
sich der latente Wettstreit der Systeme des sogenannten Westens,
repräsentiert durch die USA mit ihren NATO-Verbündeten, mit dem
sogenannten Osten, als die Kurzfassung für die Sowjetunion mit ihren
Verbündeten des Warschauer Paktes, gegeneinander aufzubauen, bis zu
jenem Zerwürfnis, welches, bald schon als Kalter Krieg bezeichnet,
seine alles beherrschenden Schatten über den Rest der Welt
auszubreiten vermochte.

Kriegsgefährliche Höhepunkte in dieser Zeit, nicht selten durch
Fehlalarme oder zu wirklichem Alarm führenden Fehlinterpretationen im
Rahmen der changierenden Ketten von Information und Falschauslegung,
waren kaum zu verhindern.

Hinzu traten permanente Überwachungsmanöver, gegenseitige Verfolgungen
und Provokationen, zumeist über die Bandbreite und Inanspruchnahme der
jeweiligen Marinen und Luftwaffen.

Erst nach der von beiden Seiten angedrohten Bereitschaft, Raketen mit
mittlerer Reichweite in Konfrontationsnähe zueinander aufzustellen,
was beispielsweise die Bundesrepublik Deutschland zu ihrem berühmten
NATO-Doppelbeschluß veranlaßte, kamen dann doch bald solche
Gefahrenspitzen nicht zuletzt dank dem Parteivorsitzenden Michail
Sergejewitsch Gorbatschow und dem US-Präsidenten Ronald Reagan zu
ihrem vorläufigen Ende, und es folgten intensive Abrüstungs- und
Verzichtserklärungsverhandlungen, unter anderem mit
staatsvertraglichen Folgen, die in der Auflösung und
Ungültigkeitsreklamation von beiden Seiten in jüngster Zeit ihren
unseligen Abschluß gefunden haben, und die fortgesetzte Aussicht auf
ein erneutes, weltweit orientiertes Wettrüsten in fast gegenseitigem
Einvernehmen ist durch nichts mehr zu verhindern.

Wenn wir nun den sich indessen wieder verstärkenden kriegsgefährlichen
Grundpositionen jedoch aufrichtig und vollständig Rechnung tragen
wollen, fällt uns spätestens das Begreifen auf die Füße, daß es in den
ganzen zurückliegenden Jahren ebensowenig Frieden gegeben hat, wie
dieser zukünftig in Aussicht stehen könnte. Umso mehr haben die
Verantwortlichen eben dieses in Wirklichkeit permanenten Krieges
geradezu doch ein entscheidendes Interesse an der Verleugnung und
Verschleierung dieser Tatsache.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. Februar 2019
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ATOM/196: Halbwertzeit - Fukushima sollte mahnen ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 8.
Februar 2019

Aachen, Ahaus, Gronau: Vielfältige Anti-Atomkraft-Proteste in
NRW



(Bonn / Aachen, Ahaus, Gronau, 08.02.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass die
Anti-Atomkraft-Bewegung in Nordrhein-Westfalen derzeit vielerorts
aktiv ist. Nach einer landesweiten Vernetzungskonferenz Ende Januar in
Köln stehen jetzt u. a. Aktionen in Aachen, Ahaus und Gronau auf der
Tagesordnung der Anti-Atomkraft-Initiativen.

9. Februar: 100. Blitzdemo in Aachen

In Aachen findet an diesem Samstag (9.2.) die 100. Blitzdemo gegen das
belgische Atomkraftwerk (AKW) Tihange statt. Jeden Samstag wird von
11.55 Uhr bis 12 Uhr beim Marktplatz in Aachen-Brand (am Stier) gegen
das AKW Tihange, gegen jegliche Nutzung der Atomenergie und gegen die
Energiegewinnung aus fossilen Brennstoffen sowie für die regenerative
Energiegewinnung demonstriert. Mehr dazu unter
https://5vor12site.wordpress.com. In einem Grußwort des BBU anlässlich
der 100. Aktion heißt es: "Nach Auffassung des BBU sind die
regelmäßigen Blitzdemos, ebenso wie die vielen anderen Aktivitäten in
Aachen gegen die Atomindustrie, ein wichtiges Element der bundesweiten
und auch der internationalen Anti-Atomkraft-Bewegung! Der BBU wünscht
den Aktiven in Aachen weiterhin einen langen Atem und viel Energie für
weitere Aktivitäten."

9. März: Demonstration in Ahaus zum 8. Fukushima-Jahrestag

Eine der größten Anti-Atomkraft-Aktionen der nächsten Wochen in
Nordrhein-Westfalen wird in einem Monat am 9. März, 2 Tage vor dem 8.
Jahrestag der Fukushima-Katastrophe, in Ahaus stattfinden. Mit einer
überregionalen Demonstration soll u. a. gegen weitere Castor-
Atommülltransporte nach Ahaus und gegen die weitere Atommüllproduktion
in AKW und Uranfabriken protestiert werden. Neben der örtlichen
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" rufen bereits 20 weitere
Organisationen zur Teilnahme an der Demonstration auf, darunter auch
der BBU, in dem die Ahauser Bürgerinitiative organisiert ist. In dem
Aufruf zur Teilnahme an der Demonstration heißt es: "Zum einen müssen
wir unseren Protest jetzt auf die Straße tragen, bevor die ersten
Castoren aus Garching oder Jülich nach Ahaus rollen. Zum anderen
wollen wir an den Jahrestag des Unfalls von Fukushima am 11. März 2011
erinnern und uns mit der japanischen Anti-Atom-Bewegung
solidarisieren."

Ausführliche Informationen unter

https://atommuell-protest.de

3. März: Karnevalsspaziergang in Gronau

Wenige Tage vor der großen Demonstration in Ahaus findet in Gronau am
3. März der monatliche Sonntagsspaziergang statt. Er wird im März,
wenn auch zufällig, zeitgleich mit dem Gronauer Karnevalsumzug
durchgeführt. Seit Ende 1986 treffen sich immer am ersten Sonntag im
Monat Mitglieder verschiedener Friedens- und Anti-Atomkraft-
Initiativen aus dem Dreiländereck Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen
und Niederlande zum Sonntagsspaziergang im Nahbereich der Zufahrt zur
Urananreicherungsanlage. Mit der Aktion wird der Forderung nach
sofortiger Stilllegung der bundesweit einzigartigen Anlage Nachdruck
verliehen. Mehr dazu unter http://www.enschedevoorvrede.nl

Weitere Termininformationen aus den Reihen der Anti-Atomkraft-Bewegung
in NRW und anderswo unter 

https://www.bbu-online.de/Termine/Termine.htm

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 08.02.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/565: Klimakampf und Kohlefront - Untersuchungshaft ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Aktivist*innen seit einer Woche in Untersuchungshaft +++ Ende Gelände
fordert sofortige Freilassung +++ Klimaschutz darf kein Verbrechen sein



Cottbus, 12.02.2019: Nach Bagger-Besetzungen in mehreren
Braunkohle-Tagebauen sitzen drei Aktivisten von Ende Gelände seit einer
Woche in Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen, ein
Prozesstermin ist noch nicht bekannt. Ende Gelände fordert die sofortige
Beendigung des unrechtmäßigen Freiheitsentzugs.

"U-Haft für den Vorwurf Hausfriedensbruch, das ist völlig überzogen. Das
Amtsgericht Cottbus macht sich damit zum verlängerten Arm der
Kohleindustrie. Protest ist legitim und notwendig, um das Klima und das
Dorf Proschim noch zu retten. Hier setzen sich Menschen für eine
lebenswerte Zukunft ein, dafür werden sie einfach eingesperrt. Neue
Polizeigesetze sollen ihnen dabei noch entgegenkommen. Wir fordern, die
Gefangenen sofort freizulassen", so Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von
Ende Gelände.

Noch nie zuvor wurde bei Klima-Aktivist*innen für das "Bagatelldelikt"
(Staatsanwaltschaft Cottbus) Hausfriedensbruch Untersuchungshaft
angeordnet. Aus Protest gegen das Versagen der Kohlekommission hatte Ende
Gelände am vergangenen Montag Kohlebagger in der Lausitz und im Leipziger
Land besetzt. Die Staatsanwaltschaft Cottbus sah bei einer ähnlichen Aktion
2016 den Tatbestand Hausfriedensbruch nicht gegeben, weil die Tagebaue
nicht umzäunt sind. Die Anordnung der Untersuchungshaft wurde von
verschiedenen Rechtsanwält*innen, darunter auch Hans-Christian Ströbele,
als völlig unverhältnismäßig eingestuft.

Auch im Rheinland gab es vergangene Woche eine Bagger-Besetzung. Drei
Aktivist*innen sind deshalb in polizeilichem Gewahrsam, weil ihre Identität
nicht bekannt ist. Mit dem neuen Polizeigesetz kann Gewahrsam in
Nordrhein-Westfalen für sieben Tage statt für zwölf Stunden verhängt
werden.

"Wenn die Politik versagt, müssen wir die Kohlebagger mit unseren eigenen
Körpern zum Stillstand zu bringen. Ansonsten haben die Dörfer an der
Tagebau-Kante keine Zukunft. Wir alle haben sonst keine Zukunft. Wenn wir
das Klima noch unter der 1,5°-Grenze halten wollen, dann müssen wir jetzt
sofort aus der Kohle aussteigen, nicht erst 2038", sagt Nike Mahlhaus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/564: Klimakampf und Kohlefront - die rote Linie brennt ... (ausgecO2hlt)


ausgecO2hlt - Pressemitteilung vom 09.02.2019

Protestaktionen gegen Ergebnis der Kohlekommission im Rheinischen
Revier + Aktivist*innen blockieren Bagger im Tagebau Garzweiler +
Bewohner*innen ziehen rote Linie + Bedrohte Dörfer müssen geschützt
werden



Keyenberg. Eine Gruppe von 7 Menschen blockiert seit 6:30 Uhr einen
Bagger des Tagebaus Garzweiler II im Rheinischen Braunkohlerevier. Der
Bagger, der sich auf Keyenberg zubewegt, musste angehalten werden.
Zeitgleich demonstriert etwa ein Dutzend Bewohner*innen aus von der
Abbaggerung bedrohten Dörfern mit einer Mahnwache. Sie ziehen am
Grubenrand des Tagebaus eine rote Linie gegen die Zerstörung ihrer
Dörfer und des Klimas. Die Klimaaktivist*innen und Bewohner*innen aus
Dörfern wie Keyenberg und Berverath protestieren mit den Aktionen
gegen die Ergebnisse der Kohlekommission.

"Dieser Kohlebagger frisst sich durch die Landschaft direkt auf mein
Zuhause zu. Jede Stunde, die er stillsteht, ist eine gute Stunde",
sagt Andre Brosch aus Berverath. In ihrem Abschlussbericht sagt die
Kohlekommission den Energieversorgern Entschädigungen in
Milliardenhöhe zu, während Formulierungen zum Schutz der bedrohten
Dörfer und des Hambacher Walds schwammig bleiben oder ganz fehlen.

"Ein Ausstiegsdatum 2038 ist kein Konsens, sondern der Totenmarsch für
die Pariser Klimaziele. Es ist ein Verbrechen, dass die
Bundesregierung das 1,5-Grad-Klimaziel aufgeben will. Das lässt die
Bewegung für Klimagerechtigkeit nicht zu! Die Menschen, die den Bagger
blockieren, leisten effektiven Klimaschutz", sagt Daniel Hofinger von
der Gruppe ausgeCO2hlt zu den Aktionen.

"Ob Keyenberg oder Dörfer in Kolumbien und Russland - So lange
Deutschland Braun- und Steinkohle verfeuert, wird weltweit die
Lebensgrundlage von Menschen zerstört. RWE lässt sich den
Pseudo-Kohleausstieg vergolden, während die Betroffenen ihre Dörfer
verlieren sollen. Das ist ein Skandal", so Hofinger. Nach den Plänen
der Kohlekommission würde Deutschland noch 20 Jahre Steinkohle
verstromen, die die Energiekonzerne zu hundert Prozent importieren. In
den Abbaugebieten kommt es zu Menschenrechtsverletzungen und zu
Umweltzerstörung.

Die Aktionen am Tagebau Garzweiler II sind eingebettet in eine
bundesweite Aktionswoche zum Protest gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission. Nach den Baggerbesetzungen des Bündnisses Ende
Gelände am 4. Februar 2019 in der Lausitz kamen 18 der Aktivist*innen
in Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen. "Der
Protest am heutigen Tag zeigt, dass sich Menschen, die für
Klimagerechtigkeit kämpfen, von absurder Kriminalisierung nicht
einschüchtern lassen", sagt Hofinger.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 09.02.2019

Presseteam ausgeCO2hlt

E-Mail: info@ausgecO2hlt.de

Internet: www.ausgecO2hlt.de
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LESUNG/4234: Stuttgart - Lothar Müller, Katharina Adler, Freudianische Stunden im Literaturhaus, 7.3.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Donnerstag, 07.03.19, 19.00 Uhr

Freudianische Stunden im Literaturhaus!

Lothar Müller, Katharina Adler

Lesung und Gespräch,

Moderation: Stephan Wackwitz



19 Uhr: "Freuds Dinge - Von Apollokerzen bis Zylinder" Lothar
Müller

Wer sich in die Fallgeschichten Sigmund Freuds vertieft, der
versteht: Das nebenher Gesagte, das belanglose Detail ist das
Entscheidende. Da taucht zum Beispiel die "Apollokerze" auf:
industriell gefertigte Stearin-Kerzen, die reißenden Absatz fanden,
weil ihr Docht nicht nachgeschnitten werden musste. Und: Sie
bevölkern das Unbewusste, kommen auf Freuds Couch zur Sprache. Die
Psychoanalyse ist eine archäologische Unternehmung, sie gräbt im
Unbewussten, aber sie gräbt nicht Rom aus, sondern ist vor allem in
ihrer Zeitgeschichte verankert. Und das Unbewusste von Freuds
Patienten war bevölkert mit den Requisiten des bürgerlichen Alltags
und Interieurs. So sind Freuds Schriften nicht nur eine Aufdeckung
des Verdrängten oder Verdichteten, sondern zugleich ein Kompendium
der Dingwelt des 19. Jahrhunderts.

Während der Psychoanalytiker in die Tiefen des Unbewussten
hinabsteigt, fragt der Literaturredakteur der Süddeutschen Zeitung,
Lothar Müller, in seinem neuen Buch "Freuds Dinge", mit welchen
sprachlichen und intellektuellen Operationen Freud das Unbewusste
erst herstellt und achtet besonders darauf, welche Rolle dabei die
Dinge spielen. Blättern wir mit ihm das Kompendium auf!

Kurze Pause

20.30 Uhr:"Ida" - Katharina Adler 

Nach Freuds Dingwelt nähern wir uns der wohl bekanntesten Patientin
Freuds: Dora, das jüdische Mädchen mit der "petite hysterie" und
einer äußerst verschlungenen Familiengeschichte. Dora, die kaum
achtzehn war, als sie es wagte, ihre Kur bei Sigmund Freud vorzeitig
zu beenden. Für Katharina Adler war die widerständige Patientin lange
nicht mehr als eine Familien-Anekdote: ihre Urgroßmutter, die - nicht
unter ihrem wirklichen Namen und auch nicht für eine besondere
Leistung - zu Nachruhm kam, und dabei mal zum Opfer, mal zur Heldin
stilisiert wurde. "Nach und nach wuchs in mir der Wunsch, dieses Bild
von ihr zu ergänzen, ihm aber auch etwas entgegenzusetzen. Ich wollte
eine Frau zeigen, die man nicht als lebenslängliche Hysterikerin
abtun oder pauschal als Heldin instrumentalisieren kann. Eine Frau,
die trotz aller Widrigkeiten bis zuletzt um ein selbstbestimmtes
Leben ringt." Katharina Adler erzählt die Geschichte einer Frau
zwischen Welt- und Nervenkriegen, Exil und Erinnerung, eine
Geschichte, in die sich ein halbes Jahrhundert mit seinen
Verwerfungen eingeschrieben hat und das - mit Freuds Praxistür im
Rücken - erst seinen Anfang nahm.

Katharina Adler wurde 1980 in München geboren, wo sie nach Stationen
in Leipzig und Berlin heute wieder lebt.

Eintritt: Euro 12,-/10,-/6,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1333: Berlin - Berührungswelten. Wie fühlt unsere Gesellschaft?, 19.02.2019


Union der deutschen Akademien der Wissenschaften - 11.02.2019

Berührungswelten: Wie fühlt unsere Gesellschaft?



Über den Einfluss des Tastsinns auf unsere Gesellschaft diskutieren
Elisabeth André, Gabriele Brandstetter, Reiner Delgado und Martin Grunwald
am 19. Februar um 19 Uhr in der Berlin-Brandenburgischen Akademie der
Wissenschaften. Die Veranstaltung findet in der Reihe "Mit allen Sinnen:
Wie wir zusammen leben" von Akademienunion und Schering Stiftung statt.

Die Umarmung eines geliebten Menschen, die Kühle eines edlen Seidenschals
auf der Haut oder die raue Rinde eines alten Baumes - Berührungen lassen
uns unsere Umwelt auf eine ganz besondere Art aktiv erfahren und
begreifen. Warum sind Berührungen so wichtig für den Einzelnen? Welche
Rolle spielen sie für unser gesellschaftliches Zusammenleben? Wie wirken
Haptik und Emotionen zusammen? Und können technische Systeme fühlen? Diese
Fragen diskutieren bei der interdisziplinären Veranstaltung
"Berührungswelten: Wie fühlt unsere Gesellschaft?" am 19. Februar 2019 in
der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften die Informatikern
Elisabeth André, die Theaterwissenschaftlerin Gabriele Brandstetter,
Reiner Delgado, Sozialreferent des Deutschen Blinden- und
Sehbehindertenverbandes sowie der Haptikforscher Martin Grunwald. Die
Moderation übernimmt der Wissenschaftsjournalist Volkart Wildermuth.

Prof. Dr. Elisabeth André ist Professorin für Informatik und Inhaberin des
Lehrstuhls Multi-modale Mensch-Technik-Interaktion an der Universität
Augsburg. Dort beschäftigt sie sich mit der Erforschung neuer Paradigmen
für die Mensch-Technik-Interaktion. Vorrangiges Ziel ist die Entwicklung
intuitiver Interaktionsformen, die an der zwischenmenschlichen
Kommunikation orientiert sind und auf Gestik, Körperhaltung,
Gesichtsausdrücken, Haptik und Sprache basieren.

Prof. Dr. Gabriele Brandstetter ist Professorin für Tanz- und
Theaterwissenschaften an der Freien Universität Berlin. Seit 2008 ist sie
Mitdirektorin des Internationalen Kollegs "Verflechtungen von 
Theater-Kulturen". Ihre Forschungsschwerpunkte sind Geschichte und 
Ästhetik von Tanz, Theater und Literatur vom 18. Jh. bis zur Gegenwart, 
Virtuosität in Kunst und Kultur sowie die Beziehung von Körper, Bild 
und Bewegung.

Reiner Delgado ist Religions- und Sozialpädagoge und arbeitet nach
Tätigkeiten im sozialen und kirchlichen Bereich seit 15 Jahren beim
Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverband als Sozialreferent. In
zahlreichen Projekten hat er an der Bedeutung des Tastens für blinde
Menschen gearbeitet: Bei der Konzipierung von Tast- und Aktionsbüchern für
blinde und sehende Kinder und bei der Erstellung tastbarer Reliefs von
Gemälden aber auch im Sport beim Blindenfußball.

Prof. Dr. Martin Grunwald ist Diplom-Psychologe und Privatdozent an der
Universität Leipzig und hat eine Professur für Wahrnehmungspsychologie und
Gestaltung an der Kunsthochschule Halle (Burg Giebichenstein) inne. Er
gründete und leitet seit 1996 das Haptik-Forschungslabor am
Paul-Flechsig-Institut für Hirnforschung an der Universität Leipzig. Seine
Arbeitsschwerpunkte sind neurobiologische sowie klinische Grundlagen und
anwendungsorientierte Industrieforschung zur aktiven Tastwahrnehmung
(Haptik).

Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei. Eine Anmeldung ist erforderlich
unter:

https://www.akademienunion.de/mit-allen-sinnen


Den Programmflyer der Veranstaltungsreihe können Sie unter:
https://www.akademienunion.de/mit-allen-sinnen/ herunterladen.

Die Veranstaltungsreihe "Mit allen Sinnen: Wie wir zusammen leben" ist
eine Kooperation der Akademienunion und der Schering Stiftung. An vier
Themenabenden wird die Wirkung verschiedener Sinneswahrnehmungen auf
unser gesellschaftliches Zusammenleben aus wissenschaftlicher und
künstlerischer Perspektive beleuchtet. Zwei der Themenabende finden in
Kooperation mit dem Museum für Kommunikation Berlin statt.

Save-the-date:

"(Un)sichtbare Welten: Kommunizieren unsere Augen?"

14. März 2019, 19 Uhr, Museum für Kommunikation Berlin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution611

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, 11.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8438: Bern - Nedim Gürsel wird Dürrenmatt Gastprofessor, 06.03.2019


Universität Bern - 11.02.2019

Der Prophet in der Literatur: Nedim Gürsel wird Dürrenmatt Gastprofessor
in Bern



Als elfter «Friedrich Dürrenmatt Gastprofessor für Weltliteratur»
unterrichtet der türkische Schriftsteller Nedim Gürsel im Frühjahr 2019 an
der Universität Bern. Er bietet ein wöchentliches Seminar zur Rolle der
Religion, insbesondere des Islams, in der zeitgenössischen Literatur an.

Nedim Gürsel wurde 1951 in Gaziantep (Türkei) geboren. Er studierte
Komparatistik an der Sorbonne in Paris, wo er auch promovierte. Nach dem
Militärputsch 1980 wurden Gürsels Werke in der Türkei verboten, weshalb er
seither in Frankreich lebt. Er lehrt in Paris und forscht zu türkischer
Literatur am Centre national de la recherche scientifique.

Mehrfach ausgezeichneter - aber auch verfolgter Autor

Für seinen ersten Erzählband Un long été à Istanbul (1976, dt. «Ein Sommer
ohne Ende») wurde Gürsel mit dem Preis der Akademie der türkischen Sprache
ausgezeichnet. Es folgten zahlreiche Romane, Novellen und Essays, darunter
etwa La première femme (1986, dt. «Die erste Frau»), Les Turbans de Venise
(2001, dt. «Turbane in Venedig») und Au pays des poissons captifs - Une
enfance turque (2004). Wegen seines autobiographischen Romans Les filles
d'Allah (2008, dt. «Allahs Töchter») führte die türkische Justiz gegen
Gürsel ein Strafverfahren wegen «Verunglimpfung der religiösen Werte des
Volkes», das 2009 mit seinem Freispruch endete. 2016 erschien sein
neuester Roman, Le fils du capitaine (dt. «Der Sohn des Hauptmanns»).
Gürsels Werke wurden in zwölf Sprachen übersetzt und mehrfach
ausgezeichnet.

Welche Rolle spielt die Religion in der Literatur?

Der Islam, der Prophet Mohammed und dessen Rolle in der Literatur stehen
im Zentrum von Gürsels Seminar mit dem Titel «Modernité et Tradition - La
Religion dans la Littérature Contemporaine». Den Ausgangspunkt bildet sein
2018 erschienenes Buch La Seconde Vie de Mahomet - Le Prophète dans la
Littérature. Das wöchentliche Seminar beginnt am 20. Februar um 14 Uhr an
der Universität Bern.

Die öffentliche Auftaktveranstaltung zur Friedrich Dürrenmatt
Gastprofessur für Weltliteratur mit Nedim Gürsel findet am Mittwoch, dem
6. März, um 18.30 Uhr im Hallersaal der Berner Burgerbibliothek statt.

Die Friedrich Dürrenmatt Gastprofessur wird massgeblich durch die Stiftung
Mercator Schweiz sowie durch die Burgergemeinde Bern gefördert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, 11.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/659: Zum Prozessauftakt Freilassung der katalonischen Politiker gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Prozess gegen katalonische Politiker beginnt in Madrid (12.2.) -
Kriminalisierung erschwert Lösung der Katalonien-Krise - Freilassung
von Politikern gefordert



Göttingen, den 12. Februar 2019 - Zum Prozessauftakt gegen zwölf
führende katalonische Politiker vor dem Obersten Gericht in Madrid
hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) am Dienstag die
Freilassung der Angeklagten gefordert. "Die Politiker saßen bereits
mehr als ein Jahr in Untersuchungshaft. Der Prozess dokumentiert das
Versagen Spaniens und Europas bei der Lösung von Konflikten im
eigenen Haus", kritisierte der GfbV-Direktor Ulrich Delius in
Göttingen. Der Menschenrechtler warnte: "Jeder Tag dieses Prozesses
wird die Risse in der spanischen und katalonischen Gesellschaft
vertiefen. Die Kriminalisierung der Angeklagten wird die Lösung des
Katalonien-Konflikts nur erschweren." Die zwölf Politiker müssen sich
von heute an vor Gericht für die Organisation eines Referendums über
die Unabhängigkeit Kataloniens verantworten. Der Mammut-Prozess soll
mehrere Monate dauern.

Neun der Politiker drohen bis zu 25 Jahre Haft. Denn sie sind auch
der "Rebellion" angeklagt. "Dieser Vorwurf setzt den Einsatz von
Gewalt bei der Volksabstimmung über die Zukunft Kataloniens im Herbst
2017 voraus und wird kaum mit dem Ablauf des Referendums zu begründen
sein", sagte Delius.

Für Spaniens sozialistischen Regierungschef Pedro Sanchez komme der
von vielen Konservativen mit Spannung erwartete Prozess zur Unzeit,
da er die ohnehin sehr schwierigen Verhandlungen mit Kataloniens
Politikern erschweren werde, sagte Delius. Die Massendemonstration
für die Einheit des Landes am vergangenen Wochenende, zu der mehrere
konservative Parteien aufgerufen hatten, habe deutlich gemacht, wie
tief die Kluft in der spanischen Gesellschaft ist. Die
Katalonien-Krise dürfe nicht wieder für Parteipolitik missbraucht
werden. Nicht nur Spaniens Zukunft stehe auf dem Spiel, sondern auch
Europas Umgang mit Minderheiten und Nationalitäten.

Auch in Katalonien werde der Prozess neue Risse in der Gesellschaft
hervorrufen, nicht nur zwischen Befürwortern und Gegnern einer
staatlichen Unabhängigkeit. Denn auch im Lager der
Unabhängigkeitsbefürworter gebe es Streit über ihre gemeinsame
Strategie, ihr Ziel zu erreichen. "Wenn in diesem Lager die Risse
immer tiefer werden, wird es schwierig, eine friedliche Lösung der
Konflikte zu erreichen", warnte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ATTAC/1974: Sicherheitskonferenz - Attac ruft zu Protesten in München auf


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 12. Februar 2019

 Frieden statt Aufrüstung: Attac bei Protesten gegen Siko

Sicherheit nur durch demokratische Weltwirtschaftsordnung erreichbar



Kundgebung und Demonstration:

Samstag, 16. Februar, 13 Uhr, Demo-Auftakt, Stachus;

15 Uhr, Abschlusskundgebung, Marienplatz

Friedenskonferenz:

Freitag bis Sonntag, 15. bis 17. Februar, u.a. DGB-Haus,

Schwanthalerstraße 64, München



"Frieden statt Aufrüstung! - Nein zum Krieg!" Unter diesem Motto werden
am Samstag Tausende Menschen in München auf die Straße gehen, um gegen
die so genannte Sicherheitskonferenz zu protestieren, zu der von Freitag
bis Sonntag Staats- und Regierungschefs sowie hochrangige Vertreter aus
Politik, Militär, Wirtschaft und Rüstungsindustrie in der Stadt
zusammenkommen. Gemeinsam mit einem breiten Bündnis der Friedensbewegung
ruft das globalisierungskritische Netzwerk Attac zu den Protesten mit
auf und beteiligt sich an ihnen.

"Sicherheit liegt nicht in der Anhäufung immer neuer Kriegs- und
Vernichtungsinstrumente. Sicherheit bedeutet, unsere natürlichen
Lebensbedingungen zu erhalten, Ernährungssicherheit für alle Menschen
weltweit zu gewährleisten und Ressourcen so gerecht zu verteilen, dass
Not und Elend überall auf der Erde enden", sagt Matthias Jochheim vom
bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Diese Sicherheit kann nicht mit
Maschinengewehren, Panzern, Kriegsschiffen und Atomraketen erreicht
werden, sondern nur durch eine neue und demokratische
Weltwirtschaftsordnung."

Die diesjährige Siko findet laut Attac in einer zugespitzten Lage statt:
In Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien herrschen desaströse Kriege, an
denen NATO-Mächte seit Jahren führend beteiligt sind. Die Konfrontation
in der Ukraine ist weiterhin ungelöst. Nun hat US-Präsident Donald Trump
das seit 30 Jahren bestehende INF-Abkommen aufgekündigt. Matthias
Jochheim: "Vor diesem Hintergrund bedeutet die Aufhebung des Verbots
nuklearer Mittelstreckenraketen in Europa, dass eine neue,
brandgefährliche Eskalationsstufe atomarer Bedrohung ins Haus steht."

Die NATO hat zudem die Erhöhung der Rüstungsausgaben auf mindestens zwei
Prozent des jeweiligen Bruttosozialprodukts beschlossen - für
Deutschland bedeutet dies eine Steigerung von heute etwa 43 Milliarden
auf 60 Milliarden Euro jährlich. 2024 soll dieser Etattitel der
zweitgrößte im Bundeshaushalt sein und bei etwa 20 Prozent der
Gesamtausgaben liegen.

Raphael Müller vom bundesweiten Attac-Rat: "Nach Rüstung kommt Krieg.
Und Krieg führt zu Hunger und Elend wie derzeit im Jemen. Eine
'Sicherheitskonferenz', die unter aktiver Teilnahme einschlägiger
deutscher Rüstungslobbyisten weiter an der Rüstungsspirale dreht und die
aktuellen kriegerischen Entwicklungen weitertreibt, ruft unseren
entschiedenen Protest und politischen Widerstand hervor."

https://www.antisiko.de/kundgebungen-2019/

http://friedenskonferenz.info/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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APPELL/134: Bei der Neustrukturierung des Polizeirechts in Sachsen ist höchste gesetzgeberische Sorgfalt geboten (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Bei der Neustrukturierung des Polizeirechts in Sachsen ist höchste
gesetzgeberische Sorgfalt geboten!



Die Grund- und Bürgerrechtsorganisation Digitalcourage wendet sich mit
sechs dringenden Anliegen an den Innenausschuss des Sächsischen Landtags,
der am 14. Februar 2019 das Gesetz zur Neustrukturierung des Polizeirechts
des Freistaates Sachsen beraten wird. Mitglieder des Ausschusses haben am
Montag, 11. Februar 2019 eine E-Mail mit unten stehendem Inhalt erhalten,
die online nachgelesen werden kann. Digitalcourage bittet um Besprechung
und Beantwortung der folgenden Aspekten und appelliert in Anbetracht der
geplanten Eingriffe in Grundrechte zu höchster gesetzgeberischer Sorgfalt:

(1) Für alle geplanten Regelungen sind unabhängig, systematisch und
transparent mildere Alternativen zu prüfen - auch sozialpolitische.

(2) Für alle geplanten Regelungen sind Informationen zu veröffentlichen,
die die Notwendigkeit und die Wirksamkeit der Regelungen belegen oder
plausibilisieren.

(3) Für die geplante Neustrukturierung des Polizeirechts des Freistaates
Sachsen muss eine vollumfängliche, unabhängige Begutachtung angefertigt
werden, wie sie beispielsweise der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst des
Landtages in Niedersachsen angefertigt hat.

(4) Für alle geplanten Regelungen sind weitsichtige Grundrechts-, Technik-,
und Datenschutzfolgeabschätzungen anzufertigen.

(5) Wir bitten, alle eingereichten Stellungnahmen und öffentlich geäußerten
Kritiken schriftlich zu beantworten. Es sind weitere öffentliche
Sachverständigenanhörungen notwendig.

(6) Die Umsetzung von EU-Datenschutz?-Vorgaben ist in einem gesonderten
Datenschutz-Fachgesetz zu fassen, das für sich genommen zu beraten und zu
diskutieren ist.

Nach Ansicht von Digitalcourage ist mit Blick auf Eingriffe in Grundrechte
und deren Tragweite bei der Neustrukturierung des Polizeirechts höchste
gesetzgeberische Sorgfalt geboten.


Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.




Weitere Informationen:

PM vom 24.01.2019:

https://digitalcourage.de/pressemitteilungen/2019/polizeigesetz-sachsen-cdu-spd

PM vom 17.01.2019:

https://digitalcourage.de/pressemitteilungen/2019/polizeigesetz-sachsen-massive-kritik

Polizeigesetz Sachsen: tschechische, polnische und deutsche Kritik an
geplanter Gesichtserkennung im Grenzgebiet:

https://digitalcourage.de/blog/2018/kritik-gesichtserkennung-sachsen

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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OFFENER BRIEF/085: Einsatz von Bundesaußenminister Maas für den Erhalt des INF-Vertrags gefordert (Aufstehen Bremen)


Aktionsgruppe Frieden #aufstehen Bremen

Pressemitteilung 12. Februar 2019

Aufstehen fordert Einsatz von Bundesaußenminister Maas für den Erhalt
des INF-Vertrags



Bremen. Die Kündigung des INF-Vertrages, zunächst einseitig durch den
Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika, Donald Trump, im Anschluss
daran durch den Präsidenten der Russischen Föderation, Wladimir Putin,
gefährdet nach Einschätzung der Sammlungsbewegung "Aufstehen" den Frieden
in der Welt.

Aus diesem Anlass hat die Bremer Aktionsgruppe Frieden von Aufstehen einen
offenen Brief an Bundesaußenminister Heiko Maas geschickt.

Darin heißt es: "Als Außenminister unseres Landes bitten wir Sie, sich mit
allen Kräften für den Erhalt des INF-Vertrages einzusetzen, dass es kein
Zurück in die Zeit vor dem INF-Vertrag gibt und die atomare Abrüstung in
Europa und weltweit endlich vorangetrieben wird."

Angesichts der technischen Aufrüstung der Atomwaffen in Büchel/Eifel und
der drohenden erneuten Stationierung neuer atomarer Mittelstreckenraketen
in Deutschland teilen die "Aufsteherinnen" und "Aufsteher" dem
Außenminister ihre Besorgnis mit und fordern: "Erklären Sie bitte klar und
eindeutig, dass eine erneute Stationierung von amerikanischen atomaren
Mittelstreckenraketen in Deutschland nicht in Frage kommt."


Der Brief hat folgenden Wortlaut:

An den Außenminister

der Bundesrepublik Deutschland

- Herrn Heiko Maas -

Auswärtiges Amt

11013 Berlin

Sehr geehrter Herr Minister!

Die Kündigung des INF-Vertrages, zunächst einseitig durch den Präsidenten
der Vereinigten Staaten von Amerika, Donald Trump, im Anschluss daran durch
den Präsidenten der Russischen Föderation, Wladimir Putin, gefährdet nach
Einschätzung der Aktionsgruppe Frieden der Sammlungsbewegung #Aufstehen
Bremen den Frieden in der Welt.

Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass dieser bedeutsame und
friedenserhaltende Vertrag so schnell wie möglich wieder in Kraft gesetzt
wird! Der INF-Vertrag hat als bisher einiges Abkommen zur Verschrottung
einer ganzen Kategorie von Atomwaffen geführt und damit zur Abrüstung in
Europa beigetragen. Sollte es Verletzungen dieses Vertrages gegeben haben,
so gibt es dazu im Vertragswerk eindeutige Regeln. Die dafür zuständige
Kommission - die "Special Verification Commission" der USA und Russlands -
muss einberufen werden. Dies ist bisher unterblieben.

Die Große Koalition hat sich verpflichtet (Zeilen 7003 bis 7010 des
aktuellen Koalitionsvertrages): "Ziel unserer Politik ist eine
nuklearwaffenfreie Welt. Wir unterstützen daher regionale Initiativen für
Zonen, die frei von Massenvernichtungswaffen sind. Wir setzen auf die
Einhaltung und einen stetigen und verantwortlichen Ausbau der
Nichtverbreitungs- und Kontrollregime. Im nuklearen Bereich setzen wir uns
für die strikte Einhaltung des INF-Vertrages (Intermediate Range Nuclear
Forces) ein. Eine vollständige Überprüfbarkeit ist essenziell."

Leider wird im weiteren Verlauf des Textes nur die russische Seite
kritisiert: (a.a.O., Zeilen 7010 und 7012): "Ein russischer Vertragsbruch,
für den es begründete Sorgen gibt, hätte erhebliche Auswirkungen, weil
derartige Waffen jedes Ziel in Europa erreichen könnten."

Wir erwarten von Ihnen, dass Sie die Bedenken der russischen Seite und
deren Sorgen gegenüber den USA ebenso ernst nehmen. Sowohl die US-Vorwürfe
an Russland als auch die Gegenvorwürfe aus Moskau sind ohne Kenntnis und
Zugang zu geheimen Informationen nur schwer überprüfbar.

Das Ziel aller Handlungen muss jetzt sein, die Vertragspartner durch
Gespräche und Verhandlungen an einen Tisch zu bringen und die Vorwürfe über
Vertragsverletzungen zu klären und wo nötig Korrekturmaßnahmen einzuleiten.

Als Außenminister unseres Landes bitten wir Sie, sich mit allen Kräften
sich für den Erhalt des INF-Vertrages einzusetzen, dass es kein Zurück in
die Zeit vor dem INF-Vertrag gibt und die atomare Abrüstung in Europa und
weltweit endlich vorangetrieben wird.

Angesichts der technischen Aufrüstung der Atomwaffen in Büchel/Eifel und
der drohenden erneuten Stationierung neuer atomarer Mittelstreckenraketen
in unserem Land sind wir sehr besorgt.

Erklären Sie bitte klar und eindeutig, dass eine erneute Stationierung von
amerikanischen atomaren Mittelstreckenraketen in Deutschland nicht in Frage
kommt.

Mit freundlichen Grüßen

#aufstehen bremen

Arbeitsgruppe Frieden

 * 

Quelle:

#aufstehen Bremen - Arbeitsgruppe Frieden

E-Mail: bremen@aufstehen.de

https://www.aufstehen.de/
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TREFF/298: Köln - "Im Namen der Sicherheit?" Autoritärer Staat und Perspektiven der Gegenwehr, 16.02.2018


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Ratschlag "Im Namen der Sicherheit?"

Autoritärer Staat und Perspektiven der Gegenwehr

SAMSTAG, 16.2.2019, 11-18h in der Alten Feuerwache in Köln



Referent*innen:

Jule Nagel MdL, Stadträtin & Aktivistin Leipzig & Sachsen

David Jassey, Refugee-Aktivist, ehem. Lager Donauwörth

Wilko Zicht, Bündnis aktiver Fußballfans (BAFF)

Ariane Landauer, Klimagerechtigkeitsbewegung

Sebastian Bähr, Redakteur Neues Deutschland

Albert Scherr/Michèle Winkler, Grundrechtekomitee



In München demonstrierten 40.000 Menschen gegen das neue bayerische
Polizeiaufgabengesetz. 20.000 waren in Düsseldorf gegen das
NRW-Polizeigesetz auf der Straße und weitere 13.000 schließlich in
Hannover gegen den niedersächsischen Entwurf. Selten hat der Widerstand
gegen Sicherheitsgesetze derart viele Menschen auf die Straßen gebracht.
Denn das Thema "Innere Sicherheit" hat wieder Hochkonjunktur, die Formel
der "Sicherheit" zur Abwehr vermeintlich drohender Gefahren ist
allgegenwärtig.

Doch wer definiert Sicherheit und für wen? Wohnungslose oder
Geflüchtete, Betroffene von sexualisierter Gewalt oder rechten
Übergriffen - ihre Erfahrungen lässt der aktuelle Sicherheitspopulismus
außer Acht. Die Absicherung von Grundbedürfnissen und die Sicherung der
natürlichen Lebensgrundlagen bleiben sowieso außen vor. Zugleich
befördert das permanente Beschwören von Gefahrenlagen und
Präventionserfordernissen, das Reden von "Gefährdern" und die Ausrufung
sogenannter "gefährlicher Orte" ein allgemeines Klima der Unsicherheit
und der Angst, dem wiederum mit einem hochgerüsteten und machtvollen
Sicherheitsapparat begegnet werden müsse. Der rechte Rand und dessen
Strategie der Diffamierung von Migrant*innen tut sein Übriges.

Legitimer Protest gegen den Abbau von Grund- und Menschenrechten und
gegen diese Politik der Angst wird dabei schnell selbst zum
"Sicherheitsrisiko" umgedeutet, mit Repression beantwortet und
delegitimiert. Nicht Abschiebungen sind nunmehr geächtet, sondern der
Widerstand dagegen, Migration wird als Gefahr wahrgenommen. Anonymität
im Netz wird mit Kriminalität gleichgesetzt. Fußballfans werden pauschal
als gewalttätig dargestellt. Gefahr für Demokratie und Menschenrechte
wird nicht in rechter Gewalt oder in der polizeilichen Belagerung
Hamburgs zum G20-Gipfel erkannt, sondern in Gegenprotesten und aktiven
Stadtgesellschaften.

Auf diese "Arroganz der Macht" reagieren viele Menschen zunehmend mit
Unwillen und öffentlichem Widerspruch. Die Beweggründe für die neue
Welle sehr unterschiedlicher Proteste gegen den "starken Staat" und für
einen "Herbst der Solidarität" sind vielfältig. Der Ratschlag will ein
Forum bieten, um mit unterschiedlichen Betroffenen von polizeilichen
Maßnahmen, Überwachung und staatlicher Gewalt über die Auswirkungen
dieses «starken Staates» zu diskutieren. Wir wollen herausarbeiten,
welche Gegenstrategien unsere Gäste entwickelt haben, wo es
Überschneidungen gibt, aber auch wo die Besonderheiten verschiedener
Zugänge zum Thema liegen. Gemeinsam mit den unterschiedlich Aktiven und
unseren Gästen werden wir Bruchstellen im neuen autoritären
Sicherheitsstaat aufspüren und diskutieren, wie emanzipatorische
Perspektiven der Gegenwehr aussehen könnten.

http://www.grundrechtekomitee.de/node/967

https://www.facebook.com/events/2242897449075662/

 * 

Quelle:

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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VORTRAG/207: Köln - Daniel Loick "Kritische Perspektiven auf Polizeiarbeit", 15.02.2019


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Daniel Loick: "Kritische Perspektiven auf Polizeiarbeit"

Freitag, 15.2.2019 um 18:30 in der Alten Feuerwache in Köln



"Die Polizei ist für einige Menschen "Freund und Helfer", andere erleben
sie im täglichen Leben als Institution, die unterdrückt, vertreibt oder
schikaniert. Im Zuge wachsender gesellschaftlicher Spannungen wird
dieser Aspekt immer offensichtlicher." - So beginnt die Buchbeschreibung
des Sammelbandes "Kritik der Polizei", der kürzlich von Daniel Loick
heraus gegeben wurde.

Aber was ist Polizeikritik?

Inspiriert u.a. vom radikalen Aktivismus der Black Lives Matter-Bewegung
stellt der Vortrag verschiedene Facetten zeitgenössischer Polizeikritik
vor. Dabei geht es insbesondere um die Polizei als strukturelles Risiko
für die Demokratie, als Unsicherheitsfaktor und als problematisches
Subjektivierungsregime. Abschließend werden reformistische und
abolitionistische Alternativen diskutiert. Eine radikale
Demokratisierung der gesellschaftlichen Verhältnisse, so der Vorschlag,
kann dazu beitragen, Gewalt als Medium der Konfliktschlichtung mehr und
mehr zurückzudrängen.

http://www.grundrechtekomitee.de/node/968

https://www.facebook.com/events/2179970465554498/

 * 

Quelle:

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6343: Stuttgart - Nora Gomringer, Philipp Scholz, Peng Peng Parker, Lesung, Konzert, 25.03.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Montag, 25.03.19, 19.30 Uhr

Peng Peng Parker

Nora Gomringer, Philipp Scholz

Lesung und Konzert



Dorothy Parker war eine vielschichtige Frau: Dichterin, Geliebte,
Werbetexterin und Oscar-Nominee. Niemand hat so seufzend, so
verlachend über die Liebe und das Rangeln zwischen den Geschlechtern
geschrieben wie sie und uns dabei gleichzeitig Karikaturen und fein
linierte Portraits der Boulevardlöwen und -löwinnen ihrer Zeit
hinterlassen, mal zart und mal hart. Ein New York der 1920er Jahre
ohne diese Ikone ist undenkbar.

Aus der Fülle von Parkers Spott-, Humor- und Liebesgedichten für
Kollegen, Hunde und Männer haben Gomringer & Scholz erstaunliche
Songs geschaffen. Melodiös und rhythmisch, witzig und eigen weicht
das Duo jenes Schwarzweiß alter Fotos und klingender Pianotasten auf
zu Melodien, die schon lange zwischen den Zeilen stehen. Das
englische Original wie auch die wunderbaren Übersetzungen durch
Ulrich Blumenbach - "Denn mein Herz ist frisch gebrochen", Dörlemann
Verlag 2017 - werden dabei zu gleichen Teilen erklingen.

Zuletzt erschien von Nora Gomringer der Band "Mein Gedicht fragt
nicht lange reloaded" (2015). Für das Goethe Institut und Pro
Helvetia reist sie um die (Literatur-)Welt; sie war Poetikdozentin an
den Universitäten Koblenz-Landau, Sheffield und Kiel und erhielt
zahlreiche Stipendien und Auszeichnungen, u.a. den
Ingeborg-Bachmann-Preis 2015. Philipp Scholz, geboren 1990, ist
Jazz-Schlagzeuger und lebt in Leipzig. Er spielt in zahlreichen Bands
und Formationen, mit denen er mehrfach ausgezeichnet wurde, zuletzt
gewann seine Band PLOT den Jungen Münchner Jazzpreis 2014.

Eintritt: Euro 15,-/12,-/7,50

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1175: Stuttgart - Sternchenthemen, Hermann Hesse "Steppenwolf", Gespräch mit R. Moritz, 26.03.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Dienstag, 26.03.19, 11.00 Uhr

Hermann Hesse "Steppenwolf"

Rainer Moritz

Veranstaltungsreihe: Sternchenthemen

Gespräch

Moderation: Anja Brockert

Poetische Intervention: Timo Brunke

Sprecher: Stefan Wancura



"Der Steppenwolf" war ein Kultbuch der Hippie-Generation. Sie
entdeckte Hesses Roman von 1927 wieder. Viele junge Menschen
identifizierten sich Ende der 1960er Jahre mit dem Helden Harry
Haller, einem Außenseiter, zerrissen zwischen Bürgerlichkeit und dem
einsamen Leben eines Steppenwolfs. Hesse kritisierte in diesem Text
Gesellschaft und Zivilisation - und erzählt nicht zuletzt von einer
persönlichen Krise. Kritiker nannten den Roman 1927 "ein
seelenzerwühlendes Bekenntnisbuch" und lobten den "grausamen
ehrlichen Dichter".

In Baden-Württemberg ist "Der Steppenwolf" derzeit Pflichtlektüre für
das Deutsch-Abitur. Wie lesen wir dieses Werk des
Literaturnobelpreisträgers heute? Und wie erklärt sich der Welterfolg
des Romans? Diese Fragen sollen mit dem Literaturkritiker und Leiter
des Literaturhauses Hamburg, Rainer Moritz, diskutiert werden.

Eine Veranstaltungsreihe von: LpZ Stuttgart und SWR2 Wissen; Sendung
auf SWR2: Ostermontag, 22.94.19, 15.05 Uhr,

In Zusammenarbeit mit dem Hospitalhof Stuttgart/Evangelisches
Bildungszentrum, gefördert durch das Ministerium für Kultus, Jugend
und Sport Baden-Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1174: Stuttgart - Kafka Band mit Jaroslav Rudis präsentiert die neue CD "Amerika", 18.03.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Montag, 18.03.19, 20.00 Uhr

Amerika - Nach einem Romanfragment von Franz Kafka

Kafka Band

Veranstaltungsreihe: Cesko 2019

Konzert, CD Release Party



Wieder in Stuttgart! Das tschechische Musikprojekt Kafka Band um den
Schriftsteller Jaroslav Rudis sowie Comiczeichner und Sänger Jaromír
Svejdík präsentiert im Kammertheater des Schauspiels Stuttgart die
neue CD "Amerika".

Bereits vor zwei Jahren feierte die Band als Teil des Bremer
Schauspielensembles ein viel umjubeltes Gastspiel mit der gemeinsam
erarbeiteten Inszenierung "Das Schloss". Auch mit ihrem neuen Projekt
zu Franz Kafkas Romanfragment "Amerika" beweisen die sieben Musiker,
die in Tschechien Kultstatus genießen, ihre musikalische
Vielseitigkeit. "Frühindustriell klingender Techno-Sound verbindet
sich mit traditionellen Melodien, die sich immer wieder zu
regelrechten Ohrwürmern auswachsen", schrieb Uwe Ebbinghaus über die
Kafka Band und "Amerika" in der FAZ. Umrahmt werden die zwölf neuen
Songs in bewährter Weise durch Projektionen des Prager Videokünstlers
VJ Clad. Ausgangspunkt für das Musikprojekt war die 2013 eröffnete
Ausstellung "K: KafKa in Komiks" des Literaturhauses Stuttgart, mit
Anschlusstationen in Salzburg, Leipzig, Krakau, London, Prag und
Bangkok. Mit der Deutschlandpremiere der neuen CD "Amerika" kehrt die
Kafka Band nun wieder nach Stuttgart zurück und eröffnet zudem das
Jubiläum zur 30-jährigen Städtepartnerschaft Stuttgart-Brünn. Feiern
Sie mit!

Weitere Veranstaltungen: Cesko 2019 II: Jaroslav Rudis & Jaromír 99,
"Winterbergs letzte Reise" und "Tschechenkrieg", 02.04.19,
Literaturhaus Stuttgart Cesko 2019 III: Katerina Tuckova, "Gerta. Das
deutsche Mädchen", 21.05.19, Haus der deutschen Heimat Stuttgart

In Zusammenarbeit mit dem Schauspiel Stuttgart und dem Haus der
Heimat des Landes Baden-Württemberg.

Gefördert durch die Stadt Stuttgart anlässlich des 30-jährigen
Jubiläums der Städtepartnerschaft Stuttgart-Brünn, die
Konrad- Kohlhammer-Stiftung und das Tschechische Zentrum München

Eintritt: 20,- Euro zzgl. Karten unter Telefon 0711 - 20 20 90 oder
www.schauspiel-stuttgart.de

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8548: Und morgen, den 13. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.02.2019 bis zum 14.02.2019 +++






[image: Jean-Luc 8548 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Trübe, grau und Schwerenot

trägt das Wetter heute wohl,

Jean auf Überfahrt im Boot

kaut auf einem Blumenkohl.
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VORTRAG/784: Mönchengladbach - ZEIT Akademie im Gespräch. Deutschland im 20. Jahrhundert (14 x), ab 27.02.19


Stadt Mönchengladbach

ZEIT Akademie im Gespräch. Geschichte. Deutschland im 20. Jahrhundert



Deutschland erlebte ein Jahrhundert der Extreme: Weimarer Republik,
»Drittes Reich«, Besatzungszeit, DDR und »alte« Bundesrepublik. Vieles
verstehen wir erst heute, manches erscheint in neuem Licht. Prof. Dr.
Norbert Frei, einer der bedeutendsten deutschen Historiker der
Gegenwart, gibt in dieser 14-teiligen Video-Vorlesung ab Mittwoch, 27.
Februar, 17 bis 18.30 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender
Str. 85, einen Überblick über die wichtigsten Zäsuren der deutschen
Geschichte im 20. Jahrhundert sowie über die neuesten Erkenntnisse der
Forschung. Die Inhalte werden spannend und verständlich präsentiert,
unterlegt durch ausdrucksvolle Bild- und Tondokumente.

Im Anschluss an jede Lektion steht mit Dr. Norbert Held ein erfahrener
Dozent zur Seite, um gemeinsam mit den Teilnehmern die Inhalte zu
reflektieren, Fragen zu klären und Spannendes im Gespräch weiter zu
denken.

Entgelt: 90 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de , Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.02.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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AKTION/531: Braunschweig - "Kinder machen Mäuse", Flohmarkt im Kinder- und Jugendzentrum Mühle, 17.02.19


Stadt Braunschweig

 "Kinder machen Mäuse" - Flohmarkt im Kinder- und Jugendzentrum
Mühle



Braunschweig. Unter dem Motto "Kinder machen Mäuse" veranstaltet das
Kinder- und Jugendzentrum Mühle, An der Neustadtmühle 3, am Sonntag,
17. Februar, von 14 Uhr bis 16.30 Uhr einen Flohmarkt für junge
Menschen im Alter von sechs bis zwölf Jahren. Es wird eine
Deckengebühr von einem Euro erhoben. Eine eigene Decke müssen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mitbringen.

Anmeldungen unter jzmuehle@hotmail.com oder unter der Telefonnummer
(0531)17488.

Ergänzt wird der Flohmarkt um ein Kaffee- und Kuchenbuffet, für das
Kuchenspenden gern entgegengenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.02.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94
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GEGENWIND/791: Buchbesprechung - "Die Pestizid-Lüge" von André Leu


Gegenwind Nr. 365, Februar 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Pflanzenschutz?

Es geht darum, dass Gift auch Gift" genannt wird

von Reinhard Pohl



Wenn die Landwirtschaft produziert, müssen die Verantwortlichen
viele Entscheidungen treffen. Viele davon können den Absatz
beeinträchtigen, wenn man zum Beispiel Boden durch Rodung gewinnt,
wenn man Kunstdünger oder Insektengift einsetzt. Deshalb werden viele
Rechtfertigungen vorgebracht und Wörter erfunden. "Pflanzenschutz" ist
eines davon, "Bekämpfung des Hungers" eine andere.



In diesem Buch geht es um die industrielle Landwirtschaft und die
Gefahren, die davon ausgehen. Und wenn auf der einen Seite von
"Pflanzenschutz" statt "Insektengift" gesprochen und geschrieben wird,
ist auch die andere Seite nicht frei von der Versuchung, die Sprache
kreativ einzusetzen: "Wie die Industrie die Gesundheit unserer Kinder
aufs Spiel setzt", lautet die Unterzeile des Buchtitels. Es geht aber
um uns alle, nicht nur um Kinder.

Das Buch stellt im Wesentlichen fünf Mythen vor und beschreibt dazu
die Wirklichkeit. Dabei geht es um Mythen, die von der Industrie
verbreitet werden, um ihre Wirkstoffe zu verkaufen und den Ruf der
Käufer und Anwender zu schützen. Denn das Image dieser Mittel, die
über den Feldern versprüht werden, ist eben eher negativ, zumindest in
den Industriestaaten.

Zunächst werden wir alle beruhigt: Die Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln sei ungefährlich, denn sie würden ja vor der
Zulassung alle getestet. Das, so der Autor, sei nicht ganz richtig.
Getestet werden die angegebenen Wirkstoffe, wobei die Behörden längst
nicht alles testen. Nicht getestet werden die Kombinationen und
Mischungen, die es gibt. Und nicht getestet werden die tatsächlichen
Anwendungen. Denn oft gibt es für die Landwirte eine
Gebrauchsanweisung, wie sie die gelieferten Stoffe mischen, anrühren
und anwenden sollen - aber natürlich kann niemand sagen, ob die
einzelnen Landwirte das auch so machen. Und über die Wirkungen der
Kombinationen weiß auch niemand etwas, wenn ein Mittel zugelassen
wird.

Dann wird mit Laien gespielt: Es werden "Grenzwerte" festgelegt.
Geringe Mengen an Rückständen dürfen in den fertig verarbeiteten
Lebensmitteln sein, denn sehr kleine Mengen sind angeblich nicht so
gefährlich, wie es große Mengen sind. Dabei sollte man aber bedenken:
Bestimmte Hormone, die auch in Pflanzenschutzmitteln enthalten sind,
dienen im Körper als Botenstoffe. Hier ist es genau umgekehrt: Große
Mengen werden vom Körper ignoriert, aber Spuren dieser Hormone lösen
dann aber schwerwiegende Reaktionen aus.

Pestizide, so behauptet die Industrie gerne, bauen sich im Laufe der
Zeit schnell ab. Das mag sogar stimmen - aber es gibt ein Thema,
worüber die Industrie nicht gerne spricht: Wenn solche Stoffe sich
abbauen, gibt es auch Abbau-Produkte. Die Gifte verschwinden ja nicht,
sondern sie zersetzen sich, bilden neue Stoffe und neue Kombinationen.
Wie giftig sind diese für wen? Das wird bisher bei keinem
Zulassungsverfahren untersucht und bewertet. Wir wissen heute, dass
manche Abbauprodukte von Giften giftiger sind als die
Ausgangsprodukte, die von Landwirten in die Umwelt entlassen wurden.

Die Aufsichtsbehörden sind ein weiteres Thema des Buches. Hier weist
der Autor nach, dass in diesen Behörden oft Personal und Sachverstand
fehlt. Oft gibt es Genehmigungsbescheide, in denen einfach aus Studien
der Industrie selbst zitiert wird, die auch den Zulassungsantrag
gestellt hat. Die Aussichtsbehörden sind oft gar nicht in der Lage,
wirklich eine Aufsicht zu führen über die Produktion von Konzernen,
die um ein Vielfaches größer und besser ausgestattet sind als die
Kontrollbehörden.

Aber am Schluss geht es natürlich um das Wichtigste überhaupt: Die
Zahl der Menschen wächst, und damit muss auch die Menge der
Lebensmittel wachsen. Und das, so sagt uns die Industrie, ist eben nur
mit modernen und industriellen Methoden der Landwirtschaft möglich,
bei denen Kunstdünger und Pflanzenschutzmittel zum Einsatz kommen. Wer
gegen Pestizide ist, ist damit irgendwie für den Hunger in der Welt
verantwortlich, so wird uns suggeriert. Falsch, sagt der Autor.
Natürliche Methoden der Produktion sorgen dafür, dass der Boden
fruchtbar bleibt und nachhaltig genutzt werden kann. Natürlich ist es
nicht möglich, Monokulturen für den Export anzubauen, zum Beispiel
Ölfrüchte in Afrika für den "Biosprit" in der EU. Aber Lebensmittel
kann man durchaus ohne die Hilfsmittel der Industrie in ausreichendem
Maß produzieren - und ohne die teuren Mittel können die Bauern die
Lebensmittel für sich und ihre Nachbarn selbst produzieren.

Das Buch ist natürlich vor allem durch die Diskussion über Glyphosat
aktuell. Aber es gibt Hunderte von Produkten der chemischen Industrie,
die nicht ungefährlicher, aber unbekannter sind. Das Buch nimmt sie
insgesamt in den Blick und wirbt für eine Landwirtschaft ohne Gift.
Geschrieben wurde es allerdings in den USA, insofern ist der
Schwerpunkt der Betrachtung nicht Deutschland.



André Leu: Die Pestizid-Lüge. Wie die Industrie die Gesundheit unserer
Kinder auf Spiel setzt. Oekom-Verlag, München 2018, 237 Seiten, 20
Euro
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IMI/931: Experiment Landesregiment Bayern


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2019/07 vom 8. Februar 2019

Experiment Landesregiment Bayern

"Nationale Reserve" als eigenständige Truppe für Inlandseinsätze?

von Martin Kirsch



Im Dezember 2018 haben Verteidigungsministerium, Bundeswehr,
Reservistenverband und die bayerische Landesregierung das Pilotprojekt
"Landesregiment Bayern" in München vorgestellt. Ab April 2019 soll für
zwei Jahre getestet werden, ob das Konzept auch auf andere
Bundesländer übertragbar ist. Die Bundeswehr erhofft sich davon
tragfähigere Reservisten-Strukturen für Katastrophenhilfe, Host Nation
Support, den Schutz kritischer Infrastruktur und den Heimatschutz bis
hin zur Landes- und Bündnisverteidigung. Der Reservistenverband
schielt bei der Neuausrichtung der sogenannten Reserve gar auf eine
"Nationale Reserve" mit bis zu 30.000 Dienstposten, die ähnlich einer
Nationalgarde auch für Inlandseinsätze zur Verfügung stehen soll.
Diese Forderung hatte die Bundeswehr noch 2017 mit Verweis auf
grundlegende verfassungsrechtliche Bedenken abgelehnt. Welche neuen
Erkenntnisse sie zum Sinneswandel bewogen haben ist nicht bekannt.


Es begann mit einer Vision

Das Konzept der "Landesregimenter" stammt aus der Feder des
Präsidenten des Reservistenverbandes Oswin Veith. Auf der Jahrestagung
der Reserve der Bundeswehr, die im Oktober 2016 erstmals vom
Bundesministerium der Verteidigung und dem Reservistenverband
ausgerichtet wurde, hatte Veith eine Vision:

"Ich träume davon, dass 2026 in jedem Bundesland ein Landesregiment
mit einem charismatischen Kommandeur, einer Truppenfahne und einem
Verband zwischen 800 und 2000 Reservisten zur Unterstützung von
Polizei und Bundeswehr in Notlagen vorhanden ist".[1]

In einem 2017 von Veith verfassten Leitlinien-Entwurf, der an
verbandsinterne Führungskräfte versandt wurde, brachte Veith dann alle
aktuellen Forderungen des Verbandes zusammen. So sprach er sich in dem
Papier für eine allgemeine Dienstpflicht aus, mit der alle 16- bis
35-jährigen Bürger*innen zum "Dienst an der Gesellschaft" verdonnert
werden sollten. Diejenigen Dienstpflichtigen, die sich für einen
Dienst in der Bundeswehr entscheiden würden, könnten dies in einem von
16 Landesregimentern in der Nähe ihres Heimatortes tun.
Zusammengefasst sollten die Landesregimenter eine "Nationale Reserve"
mit rund 30.000 Dienstposten ergeben. Davon erhoffte er sich eine
"emotionale Mobilisierung": "Damit soll der Reservist, der sich bisher
nicht engagiert hat oder engagieren wollte mit dem positiv belegten
Begriff 'National' angesprochen und motiviert werden."[2]

Die Retour aus der Bundeswehrführung auf diesen Versuch, den durch die
Aussetzung der Wehrpflicht schwindenden Reservistenverband wieder zu
neuer Blüte zu verhelfen, kam allerdings einer schallenden Ohrfeige
gleich. So zitierte die Bild aus einer internen Analyse der
Bundeswehr: Die Leitlinien des Verbandes seien mit dem Grundgesetz
"nicht vereinbar". Die Strukturen der Landesregimenter "widersprechen
dem Gewaltmonopol des Staates" und einige der gewählten Formulierungen
würden "die Grundsätze unserer freiheitlich und demokratischen
Grundordnung auf den Kopf stellen".[3]

Ein beeindruckendes Urteil für einen Verband, der für die freiwillige
Reservistenarbeit neben der kostenlosen Überlassung von Büroflächen,
Übungsplätzen und Material durch die Bundeswehr jährlich rund 14
Millionen Euro aus dem Verteidigungshaushalt erhält.

Die Wortmacht der Bundeswehr-Analyse hätte erwarten lassen, dass das
gescholtene Konzept im Papierkorb und nicht im Wiedervorlagenstapel
landet. Nach der Abfuhr hat der Reservistenverband allerdings nicht
locker gelassen und scheint hinter den Kulissen in Verhandlungen
gegangen zu sein.

Zugute kam dem Verband dabei wohl die aktuelle Aufrüstung im Rahmen
der Refokussierung der Bundeswehr auf die Landes- und
Bündnisverteidigung, wie sie im Weißbuch von 2016 formuliert wurde. So
sieht die "Trendwende Personal" auch eine Erhöhung der geplanten
Posten für Reservist*innen vor. Dementsprechend werden Armeeführung
und Ministerium aktuell nicht müde die Relevanz der Reserve zu
betonen.

Vorläufig scheint der Reservistenverband die Forderung nach der
Dienstpflicht hintenanzustellen um wenigstens das Konzept der
Landesregimenter in die Tat umzusetzen. Die vorläufige Einigung
zwischen Reservistenverband und Verteidigungsministerium wurde dann im
Dezember 2018 in München festlich bekannt gegeben.[4] Ab April 2019
läuft ein Pilotprojekt, in dem ein "Landesregiment Bayern" aufgestellt
wird. Nach zweijähriger Laufzeit soll entschieden werden, ob sich
dieses Konzept auch auf die anderen Bundesländer übertragen lässt.
Fraglich bleibt dabei, was genau dazu geführt hat, alle
verfassungsrechtlichen Bedenken über Bord zu werfen. So wurde das
Pilotprojekt explizit als gemeinsames Konzept von Streitkräftebasis
und Reservistenverband vorgestellt[5] und Veith persönlich für seine
Idee gedankt.[6]


Geplante Strukturen des Landesregiments Bayern

Das geplante Landesregimet Bayern soll neben fünf aktiven Soldat*innen
der Streitkräftebasis im Alltagsbetrieb vollständig aus
Reservist*innen aus der Region bestehen. Im Katastrophen-, Spannungs-
oder Verteidigungsfall sollen 50 weitere aktive Soldat*innen
hinzukommen. Insgesamt sind aktuell rund 500 Dienstposten vorgesehen.
Die Basis bilden die drei bereits bestehenden Regionalen Sicherungs-
und Unterstützungs-Kompanien (RSUKp)[7] Ober-, Mittel- und
Unterfranken. Die weiteren vier Bayrischen RSU-Kompanien bleiben
vorerst außen vor.

Hinzu kommen soll ein neu gegründetes Stabs- und Versorgungsbataillon,
das in der Aufbauphase beim Landeskommando in der Münchner
Fürst-Wrede-Kaserne angedockt sein wird, bevor über den späteren
Stationierungsort entschieden ist. Während die RSU-Kompanien das
infanteristische Fußvolk des Landesregiments stellen, soll die Stabs-
und Versorgungskompanie in die Lage versetzt werden die Führungs- und
IT-Struktur, Logistik und Verpflegung der Reservistentruppe zu
übernehmen. Damit entsteht nach der Auflösung der
Heimatschutzstrukturen aus dem Kalten Krieg erstmals wieder eine
eigenständige Reservisteneinheit innerhalb der Bundeswehr.

Größtes Problem des Pilotprojekts dürfte es werden, die passenden
Offizier*innen und Spezialist*innen für die Stabs- und
Versorgungskompanie zu finden.

Zudem drängt sich die Frage auf, ob das Landesregiment wie bereits die
RSU-Kompanien an einen aktiven Truppenteil andockt, oder gar mit
eigenem Material, Waffen, Fahrzeugen und Gebäuden ausgestattet werden
soll.

Kaum verwundern kann hingegen, dass der Probelauf in Bayern
stattfindet. Bereits jetzt läuft mit der Einrichtung von drei
Regionalstäben im Rahmen der Zivil-Militärischen-Zusammenarbeit ein
Pilotprojekt mit Reservist*innen in Bayern. Zugute kommt der
Bundeswehr dabei, dass sowohl das Gesamtaufkommen als auch der Anteil
aktiver Reservist*innen überdurchschnittlich hoch ist.

Weiterhin kann sich die Armee sicher sein, dass sie von den lokalen
politischen Eliten voll und ganz unterstützt wird. So erklärte der
selbsternannte bayrische "Bundeswehrminister",[8] Dr. Florian
Herrmann, im zivilen Leben Leiter der Staatskanzlei und Staatsminister
für Bundes- und Europaangelegenheiten und Medien, stellvertretend für
die Landesregierung: "Für Bayern als Reservistenland Nummer eins steht
fest: Wir wollen das Potenzial der Reserve noch besser nutzen."[9]

Um welches Potenzial es sich in dieser Vorstellung handelt wird
deutlich, wenn man betrachtet, dass sich die bayrische Landesregierung
als einzige Landesvertretung kontinuierlich für eine Ausweitung der
Inlandseinsätze der Bundeswehr stark macht. So war Bayern an
GETEX,[10] der bundesweiten Anti-Terror-Übung von Polizei und
Bundeswehr 2017, beteiligt und ließ es sich nicht nehmen, 2018 auf
Länderebene eine vergleichbare Übung namens BAYTEX durchzuführen.


Auf dem Weg zur Nationalgarde?

Nach der klaren Zurückweisung 2017 scheint sich das
Verteidigungsministerium schrittweise auf die Vision einer "Nationalen
Reserve" zuzubewegen. Dass diese auch für Inlandseinsätze mit der
Polizei zur Verfügung stehen soll, ist in der Vision des
Reservistenverbandes klar enthalten.

In den europäischen Nachbarländern fehlt es dafür nicht an Vorbildern.

Im Zuge des Ausnahmezustands in Frankreich nach den Terroranschlägen
2015 fiel die Entscheidung, eine "echte Nationalgarde" aufzubauen.
Dafür wurden in den letzten Jahren die Reserve der Armee auf vorläufig
40.000 und die Reserve von Nationalpolizei und Gendarmerie auf 15.000
Dienstposten aufgestockt.[11] Bereits während des vergangenen
Ausnahmezustands wurde die Reserve genutzt, um die bis zu 10.000
Soldat*innen zu entlasten, die im Inland an öffentlichen Orten
patrouillierten. Ziel der Nationalgarde mit einer geplanten Größe von
84.000 Angehörigen soll es sein, alle Inlandseinsätze der Armee zu
übernehmen.

Das zentrale Argument für die "Nationale Reserve" ist hingegen die
Landes- und Bündnisverteidigung. Die vom Reservistenverband
geforderten 30.000 Dienstposten - eine Verzehnfachung der aktuellen
RSU-Kompanien - nähern sich der Größe der ehemaligen
Heimatschutzkompanien der Bundeswehr aus dem Kalten Krieg an, die
zwischen 1993 und 2007 aufgelöst wurden.

In Skandinavien, dem Baltikum und Polen wird schon länger auf die
sogenannten Heimwehren - Reservistentruppen zur Landesverteidigung -
gesetzt. Im Rahmen der aktuellen gegen Russland gerichteten
Aufrüstung, wurden diese Strukturen in den letzten Jahren z.T. stark
ausgebaut.

In Schweden wurde beispielsweise am 6. Juni 2018, dem
Nationalfeiertag, erstmals seit 1975 die gesamte Heimwehr (22.000
Reservist*innen) zur unangekündigten Wehrübung einberufen. [12]
Hauptziel der Übung war es, die Strukturen der Mobilmachung zu testen.
Den gesamten Tag über waren Streitkräfte im öffentlichen Raum auf
Patrouille und nahmen vorbereitete Verteidigungspositionen ein. Ziel
der Armeeführung war es, mindestens die Hälfte der Heimwehr dazu zu
bewegen ihren Alltag zu verlassen und in die Kasernen einzurücken.

In Dänemark wurde die dortige Heimwehr 2016 allerdings auch dazu
genutzt, die Polizei bei den Grenzkontrollen an der deutschen Grenze
zu entlasten.[13]

Unabhängig davon wie das Pilotprojekt Landesrgiment Bayern im Detail
verlaufen wird, ist davon auszugehen, dass auch in Deutschland eine
deutliche Aufstockung der territorialen Reserve bevorsteht. Ob sich
die Ausrichtung eher an der Landes- und Bündnisverteidigung, oder am
Einsatz im Inland im Sinne einer Nationalgarde orientiert, bleibt
abzuwarten.

Die Zielrichtung der Verbindungsstrukturen der
Zivil-Militärischen-Zusammenarbeit, die zunehmenden Inlandseinsätze
bei Naturkatastrophen, aber auch bei Gipfelprotesten und die
kontinuierlichen Vorstöße, die Bundeswehr auch in die Terrorabwehr im
Inland zu integrieren, lassen allerdings vermuten, dass mit dem
Argument der Landesverteidigung eine deutlich größere eigenständige
Reservistentruppe aufgebaut werden wird, die - sobald es politisch
opportun erscheint - auch für repressive Einsätze im Inland
bereitsteht.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2345: Die Proteste in Frankreich gehen weiter
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Proteste in Frankreich gehen weiter

Mehr Zulauf in den großen Städten

von Bernard Schmid



Die Protestbewegung der "Gelben Westen" ist allem Anschein nach
nicht tot zu bekommen, und lässt sich auch durch Emmanuel Macrons
Angebot eines institutionalisierten "Großen nationalen Dialogs"
bislang nicht eindämmen.


Am 19. Januar demonstrierte erneut eine größere Zahl von
Menschen in einer Reihe von französischen Städten.

In Toulouse, wo die Bewegung im Vergleich zu anderen, v.a.
ostfranzösischen Regionen relativ links und gewerkschaftsaffin ist,
war von einer "Rekord"mobilisierung die Rede, die Präfektur, also
juristische Vertretung des Zentralstaats, sprach selbst von 10.000
Teilnehmenden. Auch in einer mittelgroßen Stadt wie Béziers in
Südwestfrankreich mit gut 70.000 Einwohnern war von einem "Rekord" die
Rede, in diesem Falle wurden rund 3.000 Teilnehmende gezählt.

Béziers ist ein Beispiel dafür, wie die Bewegung ihren Charakter
ändert. Das Rathaus der Stadt wird rechtsextrem regiert, Bürgermeister
Robert Ménard ist mittlerweile berüchtigt. Vor allem in den
Anfangswochen der Mobilisierung unternahm die Rathausmannschaft alles,
um sich zum vermeintlich gewichtigen Unterstützer der örtlichen
Proteste aufzuschwingen. Tatsächlich weist die heterogen
zusammengesetzte Protestbewegung stellenweise auch eine rechte
Komponente auf, die konkrete Zusammensetzung variiert je nach Städten
und Regionen. Doch die Fotos vom 19. Januar in Béziers wiesen diesmal
auf eine progressive Prägung hin. So blockierten die Protestierenden
eine halbe Stunde lang den Zug(fern)verkehr im örtlichen Bahnhof,
indem sie sich mit erhobenen Händen über dem Kopf auf die Gleise
setzten. Das war eine Anspielung auf die Massenfestnahme von 159
Oberschülern am 6. Dezember in Mantes-la-Jolie, einer Pariser
Trabantenstadt mit überdurchschnittlich hohem Migrationsanteil an der
Wohnbevölkerung.

Die Sache hatte landesweit Empörung ausgelöst, an zahlreichen Orten
ahmten Proteste die Szene mit den hoch erhobenen Händen nach. Rechten
und Rechtsextremen dürfte in diesem Fall die Identifikation mit den
Betroffenen jedoch schwer fallen; eine rechtsintellektuelle
Publikation, Causeur, sprach mit Bezug auf die betroffenen
Schüler gar von "barbarischen Horden". Demnach trug auch die Aktion in
Béziers überwiegend keine "rechte Handschrift".


Die Gewalt der Polizei

In der Hauptstadt Paris demonstrierten an dem Tag laut französischer
Nachrichtenagentur AFP 5.000 (später auf 7.000 hochkorrigiert), laut
der britischen Agentur Reuters hingegen 10.000 Menschen am Nachmittag.
Zu Zwischenfällen, wie etwa Glasbruch oder auch Auseinandersetzungen
mit der Polizei, kam es, wie schon am Samstag zuvor (dem 12. Januar),
nur in vergleichsweise geringem Ausmaß.

Dennoch wurden auch dieses Mal erneut Personen mit Hartgummigeschossen
vom Typ flash-ball aus polizeilichen Distanzwaffen vom Typ LBD
40 (40 Millimeter) verletzt. Vor allem in den vergangenen acht Tagen
wurde deren Einsatz zum innenpolitischen Topthema und zur Zielscheibe
der zunehmend massiv und laut werdenden Kritik. Ein Protestteilnehmer,
ein 47jähriger Feuerwehrmann in Bordeaux, liegt wegen einer mit
solcher Munition erlittenen Kopfverletzung im Koma. Auch
Gewerkschaften, insbesondere die CGT und die Bildungsgewerkschaft FSU,
äußerten sich zum Thema.

Frankreichweit demonstrierten laut Angaben des französischen
Innenministeriums erneut 84.000 Menschen, soviel wie am Samstag zuvor.
Dies bedeutet einen erheblichen Anstieg gegenüber den Protesttagen am
22. und 29. Dezember, aber auch gegenüber dem ersten Termin in diesem
Jahr, dem 5. Januar. Damals sollen es laut Innenministerium
frankreichweit 50.000 Menschen gewesen sein, darunter 5.000 in Paris.

Diesmal setzte erstmals ein aus den Reihen der Protestbewegung
gebildetes Kollektiv, das jeweils vor Ort die Teilnehmenden zählte,
den Angaben des Innenministeriums eigene Zahlen entgegen. Es spricht
für den 19. Januar von frankreichweit 147.365 Demonstrierenden. Die
Zahl soll offensichtlich möglichst präzise klingen, was aber auf die
Schwierigkeit stößt, dass es immer eine gewisse Unschärfe beim Zählen
von Demonstrierenden gibt.


Formwandel

Die Protestbewegung auf den Straßen und Plätzen hat offensichtlich
ihren Charakter gewandelt. Und dies aus mindestens drei Gründen.

Zum ersten war in der Anfangsphase ein Gutteil der Bewegung
darauf konzentriert, bestimmte Verkehrskreisel oder -knotenpunkte,
Kreuzungen, Autobahnauffahrten oder Zubringer über Tage und Wochen zu
besetzen. Es war deshalb auch schwierig, die Zahl der Teilnehmenden
mit denen von klassischen, gewerkschaftlich initiierten
Sozialprotesten zu vergleichen, die oft reine Laufdemonstrationen sind
mit einem wesentlich geringeren Zeitaufwand. Gewerkschaftlich
initiierte Sozialproteste sind häufig auch von Arbeitsniederlegungen
oder Arbeitskämpfen begleitet, die im Zusammenhang mit den
"Gelbwesten" jedoch so gut wie keine Rolle spielen.

Diese Phase ist weitgehend vorüber. Seit der vorletzten Woche (noch im
Dezember) wurden zahlreiche besetzte Verkehrspunkte polizeilich
geräumt, oder unter der Drohung einer solchen Räumung aufgegeben.
Sicherlich spielte auch die damalige Feiertagsperiode eine Rolle bei
der Ausdünnung der Präsenz an diesen Orten... und auch die gesunkenen
Temperaturen. Selbstverständlich gibt es auch das "normale" Phänomen
der Kräfteauszehrung bei manchen Beteiligten, oder der notwendigen
Konzentration auf ihr Erwerbsleben.

Zum zweiten ist die Protestbewegung in urbanen Zentren wie
Paris, Toulouse, Bordeaux, aber auch in Städten wie Lille und Besançon
seit Anfang Januar stärker geworden. Zwar überwiegt nach wie vor die
Bevölkerung kleiner und mittlerer Kommunen oder Städte - gemessen an
der jeweiligen Einwohnerzahl sind die Proteste hier stärker als in den
urbanen Ballungsräumen. Das hat die Bewegung von Anfang an
gekennzeichnet. Doch jetzt kommen die Einwohner kleinerer Kommunen
zunehmend in mittlere und größere Städte, um dort zu demonstrieren,
etwa aus den Dörfern und Kleinstädten der Normandie nach Evreux,
südlich von Rouen, usw.

Insofern ähneln die samstäglichen Demonstrationen nunmehr verstärkt
denen gewerkschaftlich beeinflusster Sozialproteste, die sich
ebenfalls meist auf Bezirkshauptstädte und urbane Zentren
konzentrieren.


Suche nach mehr Struktur

Zum dritten geht damit aber auch ein Formwandel einher. An den
letzten beiden Samstagen (12. und 19. Januar) waren etwa in Paris
Ordnerdienste zu beobachten, die für einen mehr oder minder
reibungslosen Ablauf der Demonstrationen sorgen sollten. Es ist nicht
ganz klar, wer sie beauftragt hat, da es keine zentrale
Koordinierungsstruktur der aktuellen Protestbewegung gibt - im
Unterschied etwa zu einer Gewerkschaft, die im Guten oder im
Schlechten eine identifizierbare Leitungsstruktur mit mehr oder minder
klaren Verantwortlichkeiten aufweist - und in der Regel eben auch
einen identifizierbaren Ordnerdienst.

Seit dem 26. November gibt es ein achtköpfiges Sprechergremium das in
den Vororten des Pariser Ostens entstand, wo die Gelben Westen relativ
stark verankert sind; es legitimierte sich durch die
Facebook-Konsultation wohl einiger Tausend Sympathisierenden.
Mittlerweile ist das Gremium jedoch auseinander gefallen. Die beiden
Hauptfiguren, die Therapeutin und Karibikfranzösin Priscillia Ludosky
und der eher rechtslastige und ziemlich draufgängerische Fernfahrer
Eric Drouet - er wurde in den letzten Wochen mehrfach festgenommen
- gingen offenkundig im Streit auseinander.

Es ist prinzipiell nicht verkehrt, wenn es eine Art
Sicherungsabteilung in Demonstrationen gibt, die bei Übergriffen auf
eine Demo aktiv werden kann - aber in der Regel auch (meist präventiv)
kontraproduktive Aktionen wie etwa Plünderungen mindestens eindämmt.

Das Problem in diesem Fall ist jedoch, dass an den letzten beiden
Samstagen - vor allem am 12. Januar - eine Reihe von Visagen
ausgemacht wurden, die ziemlich unzweideutig entweder zu Militärs oder
zu Faschisten gehören. Wahrscheinlich wurden diese Leute aus eigenem
Antrieb aktiv, es genügte ja, sich freiwillig zu melden. Doch in
diesem Falle dürfte das vermeintliche Heilmittel (gegen
kontraproduktive Aktionen) schlimmer sein als das Übel, das es etwa
bekämpfen könnte.


Vereinnahmungsversuche von rechts

Generell bemühen sich bestimmte rechte (rechtsextreme) Strömungen,
besonders auch aus dem verschwörungstheorieaffinen und antisemitischen
Spektrum, in jüngster Zeit verstärkt um Sympathiewerbung in den Reihen
der Bewegung bzw. an ihren Rändern. Am späten Abend des 22. Dezember
wurden in der Linie 4 der Pariser Métro drei Gelbwesten beobachtet,
die an der Haltestelle Réaumur-Sébastopol zustiegen, in Richtung
Stadtzentrum fuhren und antisemitische Lieder sangen. Nachdem sie eine
ältere, sich als Jüdin zu erkennen gebende Dame verbal belästigt
hatten und dies durch den Twitter eines Journalisten, der nach 23 Uhr
im selben Wagen gesessen hatte, publik wurde, löste dies am folgenden
Tag einen öffentlichen Skandal aus. Am Vormittag desselben Tages
hatten einige Gelbwesten am Montmartre-Hügel den "Quenelle-Gruß" (den
umgekehrten Hitlergruß) entboten.

Am 12. Januar kam es erneut zu Sprüchen mit antisemitischer Tendenz
einzelner Gelbwesten, denen diesmal jedoch andere umstehende
Gelbwesten ins Wort fielen und widersprachen. Und am 19. Januar fand
- allerdings in räumlicher Entfernung zur Demonstration - im südlichen
Pariser Vorort Rungis, wo sich die Großmarkthallen befinden, ein
Meeting des hauptberuflichen Antisemiten Alain Soral statt; an seiner
Seite agitierten u.a. der notorische Auschwitzleugner Hervé Ryssen und
Jérôme Bourbon, der Chef der alt- und neofaschistischen Wochenzeitung
Rivarol. An der Veranstaltung, die unter das Motto "Gelbe
Westen - die kommende Revolution" gestellt worden war, nahmen rund 500
Personen teil.

Dafür kann die große Mehrheit der Gelben Westen nichts, es handelt
sich hier um einen bewussten Andockversuch. Doch die Protestbewegung
wird sich darüber Klarheit verschaffen müssen, dass sie über
verschiedene Gegner und Feinde verfügt, und dies keineswegs nur in
Gestalt von Regierung und Polizei.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 2, 34. Jg., Februar 2019, S. 10

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1432: "Bis die Asylsuchenden frei sind"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 01/02 vom 24. Januar 2019

"Bis die Asylsuchenden frei sind"



R-esistiamo/Sosf. Ein neues antirassistisches Kollektiv im Tessin will
gegen das Grenzregime und die Politik der Ausgrenzung kämpfen. R-esistiamo
bildete sich im letzten Frühjahr um den Kampf um die Schliessung des
menschenunwürdigen Bunkers von Camorino.

R-esistiamo ist ein Kollektiv von Personen, die sich alle auf ihre Art
aktiv gegen Rassismus und Grenzen und für die Solidarität mit MigrantInnen
einsetzen. Der Name vereinigt die beiden Worte Resistenza = "Widerstand"
und esistiamo = "wir leben". Das Kollektiv trägt den Kampf gegen die
schweizerische Migrationspolitik ganz konkret auf das Territorium des
Kantons Tessin. Es will das wahre Gesicht aus Repression, Ausbeutung und
Segregation zeigen, das sich hinter der Maske der freundlichen Aufnahme
verbirgt - mit dem Ziel, diese enorme Geldmaschine zu stoppen. Das Tessin
als Grenzregion unter der Dominanz der Lega ist ganz klar ein Territorium,
wo diese Politik erprobt und verfeinert wird. Der Kanton ist ein recht
eigentliches Zukunftslaboratorium in einem Klima von Abschottung und
Feindseligkeit allem Andersartigen gegenüber. Im Tessin wird an der Grenze
gestorben: Karan wurde in Brissago von einem Polizisten erschossen, Diakité
starb in Balerna auf einem Zugwaggon an einem elektrischen Schlag, D.
ertrank in Maroggia im See.

Das Kollektiv will die wichtigsten institutionellen Player und das ganze
Räderwerk anprangern, die dafür sorgen, dass dieses System funktioniert:
das Staatssekretariat für Migration (SEM), die repressiven Instanzen
(Polizei, Grenzwacht, private Sicherheitsfirmen), die politischen Parteien,
die das unterstützen, und all die Firmen und Organisationen, die einen
geordneten Ablauf sicherstellen, das SRK, die Caritas, die ORS und
viele andere. Es will Verbindungen aufbauen zu AktivistInnen
in der übrigen Schweiz und in Italien, weil die Solidarität durch
die Überwindung von Grenzen stärker wird. Es ermöglicht den
Austausch mit und zwischen den in den Tessiner Zentren
untergebrachten Personen, um die Isolation zu durchbrechen
und die in unserem Kanton fest verankerten Vorurteile und
Klischees abzubauen.

Gegen die Bunker

Die Geschichte von R-esistiamo beginnt im Frühjahr letzten Jahres, als sich
eine Gruppe von BürgerInnen zusammenfand, um im Tessin ein klares Zeichen
zu setzen: Es gibt eine antirassistische Bewegung, die Solidarität zeigt
mit den Menschen, die isoliert werden, die die Repression des rassistischen
Schweizer Migrationswesens zu spüren bekommen, deren Rechte verletzt
werden, wie dies im Zivilschutzbunker von Camorino geschieht. Einige
Mitglieder der Gruppe konnten diese Unterkunft besuchen. Mit eigenen Augen
und durch die Erzählungen der jungen Männer, die tagtäglich diese
unwürdigen Zustände aushalten müssen, haben sie die Bedingungen in
unterirdischen und engen Räumen wahrgenommen.

Die Entscheidung des Kantons, Menschen mit traumatisierender Vergangenheit
hier festzuhalten, ist nicht akzeptabel. Die Männer werden ständig
überwacht und haben keinen persönlichen Freiraum, was schnell zu einer
Verschlechterung des Gesamtzustandes dieser Personen führt. Wasser- und
Luftqualität sind mangelhaft, die Räume sind eng und die Temperaturen zu
hoch. Es gibt zu wenig Duschen. Und das Problem der Bettwanzen, das schon
vor Monaten bemängelt wurde, ist noch immer nicht gelöst. Man fragt sich,
warum es Freiwilligen, BesucherInnen und FreundInnen nicht gestattet ist,
in die unterirdischen Räume zu gehen, um mit den Flüchtlingen in Kontakt zu
treten. Zutritt haben nur die Sicherheitskräfte, die wenigen und zudem
selten anwesenden VertreterInnen des Roten Kreuzes, die Verantwortlichen
des Kantons und der Mahlzeitendienst. Ansonsten darf keine zivile Person in
den Bunker um festzustellen, was sich dort abspielt. R-esistiamo verlangt
die definitive Schliessung dieser Anlage und wird nicht Ruhe geben, bis
dieses Ziel erreicht ist. Es bleibt noch viel zu tun, umso mehr als in der
Gemeinde Balernal/Novazzano ein neues Bundeszentrum geplant ist.

Einfach Mensch sein

Das Kollektiv hat Tage der Solidarität mit den MigrantInnen, offene
Diskussionen und Protestaktionen veranstaltet. Mittlerweile hat es sich so
weit konsolidiert, dass es für den 27. Oktober zu einer friedlichen
antirassistischen Demo in Bellinzona aufrufen konnte, an der über 400
Personen teilgenommen haben. Begleitet von Reden und Tanzeinlagen hat sich
der Demozug ständig vergrössert und schliesslich die Hauptstrassen
blockiert. Die Demo endete vor dem Regierungsgebäude mit dem Appell, den
Kampf weiterzuführen, bis die Asylsuchenden frei sind von den
Einschränkungen und dem Horror, der sich hinter dem Begriff "Aufnahme"
versteckt, frei, ein würdiges Leben aufzubauen, frei, einfach nur Mensch zu
sein. Das Recht, über das eigene Leben bestimmen zu können, ist ein
Grundrecht. Es muss unabhängig vom Ausweis oder vom Ort der Herkunft für
alle gelten.
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PREIS/2224: Preis der deutschen Filmkritik 2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Preis der deutschen Filmkritk 2018

Zwei Auszeichnungen für BR-Kinokoproduktionen



Der Bayerische Rundfunk freut sich über zwei Auszeichnungen beim Preis
der deutschen Filmkritik 2018: Josef Bierbichler ist für sein Drehbuch
von "Zwei Herren im Anzug" ausgezeichnet worden und Eva Trobisch hat
für ihren Film "Alles ist gut" den Preis für das beste Spielfilmdebüt
erhalten. Am Montag, 11. Februar 2019, hat der Verband der deutschen
Filmkritik (VdFk) in zwölf Kategorien im Rahmen der 69.
Internationalen Filmfestspiele in Berlin seine Preise verliehen.

Der Verband der deutschen Filmkritik zeichnet seit 1956 deutsche Filme
aus, die nicht nach wirtschaftlichen, länderspezifischen oder
politischen Kriterien bewertet werden, sondern ausschließlich nach
künstlerischen. Über die Preisvergabe entscheiden mehrere Jurys, die
aus Mitgliedern des Verbandes der deutschen Filmkritik bestehen. Es
ist der einzige deutsche Filmpreis, der ausschließlich von Kritikern
vergeben wird.


Filminhalt

Es ist das Jahr 1984, und es ist am Ende des Sommers.
Im ausgedienten Tanzsaal eines ehemals traditionsreichen Gasthauses am
See haben der Wirt und Bauer Pankraz (Josef Bierbichler) und sein 35-
jähriger Sohn Semi (Simon Donatz) gerade die letzten Gäste
verabschiedet, die zum Leichenschmaus zu Ehren der verstorbenen Frau
und Mutter Theres (Martina Gedeck) erschienen waren.
Nun sitzen Vater und Sohn in erzwungener Gemeinschaft beisammen und
unterhalten sich über die Vergangenheit: 1. und 2. Weltkrieg,
alliierte Besatzung, den ersten Traktor, Kalten Krieg,
Wirtschaftswunder, Flüchtlinge, Studentenunruhen, die Familie. Alles
kommt stockend und sehr persönlich zur Sprache und (für den Zuschauer)
ins Bild. Zwei unbekannte, vornehm gekleidete Herren (Johan Simons und
Peter Brombacher) werden sie vom späten Nachmittag an bis in die
anbrechende Nacht hinein als zwar ungebetene, aber doch eindringliche
Stichwortgeber ihres familiären Erinnerns über einen Zeitraum von 70
Jahren begleiten.


Filminfos

Drehbuch und Regie: Josef Bierbichler

Darsteller: Josef Bierbichler, Martina Gedeck, Simon Donatz, Irm
Hermann, Sarah Camp, Florian Karlheim, Sophie Stockinger, Catrin
Striebeck u.a.

Produktion: X-Filme Creative Pool Entertainment (Produzenten: Stefan
Arndt, Uwe Schrott) in Koproduktion mit BR, WDR und ARTE, ARRI Media
und X Verleih in Zusammenarbeit mit PACIFIC Enterprises, gefördert von
FFF Bayern, FFA, Medienboard Berlin-Brandenburg, Mitteldeutsche
Medienforschung und DFFF

Redaktion: Cornelia Ackers (BR), Carlos Gerstenhauer (BR), Sophie
Seitz (WDR), Andreas Schreitmüller (ARTE), Monika Lobkowicz (BR/ARTE)


"Alles ist gut" - Bestes Spielfilmdebüt: Eva
Trobisch


Filminhalt

Alles ist gut - so zumindest der Eindruck, den Janne (Aenne Schwarz)
vermitteln möchte. Aber nichts ist gut. Nicht, seitdem ihr neuer Chef
ihr seinen Schwager Martin (Hans Löw) vorgestellt hat, der am Abend
ihres Kennenlernens gegen ihren Willen mit ihr schläft. Danach lässt
Janne erst mal alles seinen gewohnten Gang gehen - wenn man die Dinge
nicht zum Problem macht, hat man auch keins. Doch ihr Schweigen über
den Vorfall weicht nach und nach einer stillen Ohnmacht. Bis Janne ihr
Leben und die Liebe zu ihrem Freund Piet (Andreas Döhler) langsam
entgleiten. Eine Nacht, die für einen kurzen Moment den falschen
Abzweig nimmt. Mit stiller Wucht erzählt "Alles ist gut" von den
Folgen, die sich für die Beteiligten daraus ergeben - für Janne, für
ihren Freund Piet, der von dem Vorfall nichts weiß, und für Martin,
der seinerseits um den richtigen Umgang mit der Situation ringt.


Filminfos

Drehbuch und Regie: Eva Trobisch

Darsteller: Aenne Schwarz, Andreas Döhler, Hans Löw, Tilo Nest, Lina
Wendel, Lisa Hagmeister, Falk Rockstroh, Katrin Röver, Franziska
Rieck, Dagny Dewath, Doris Buchrucker, Alexander Tschernek, Annika
Blendl, Norbert Ortner, Valentina Kühnel u.a.

Redaktion: Natalie Lambsdorff (BR), Claudia Gladziejewski (BR), Carlos
Gerstenhauer (BR)

Produktion: Trimafilm (Produzenten: Trini Götze, David Armati Lechner)
in Koproduktion mit Starhaus Filmproduktion, BR und Hochschule für
Fernsehen und Film München, gefördert von FFF Bayern

 * 
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FILM/1626: BR - "Shoppen" von Ralf Westhoff, 14.2.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. Februar 2019

Zum Kinostart von "Wie gut ist deine Beziehung?"

"Shoppen" am 14. Februar im BR Fernsehen

Drehbuch und Regie: Ralf Westhoff
Darsteller: Felix Hellmann, Sebastian Weber,
Anna Böger, Katharina Marie Schubert u.a.
Donnerstag, 14. Februar 2019, 22.45 - 00.10 Uhr, BR Fernsehen



Am Donnerstag, 14. Februar 2019, zeigt das BR Fernsehen die
BR-Koproduktion "Shoppen" (2006) von Ralf Westhoff über Speed-Dating
in Großstädten. Zwölf Jahre nach diesem Debüterfolg entstand Westhoffs
aktueller Film "Wie gut ist deine Beziehung?" mit Julia Koschitz und
Friedrich Mücke in den Hauptrollen. Die Koproduktion des Bayerischen
Rundfunks startet am 28. Februar in den Kinos. "Shoppen" ist nach
Ausstrahlung bis Donnerstag, 21. Februar 2019, sieben Tage in der BR
Mediathek abrufbar unter: www.br.de/mediathek


Inhalt "Shoppen"

Neun Frauen, neun Männer, ein Ziel: 18 Großstadt-Singles suchen beim
Speed-Dating einen passenden Partner. Fünf Minuten haben sie Zeit, um
ihr Gegenüber kennenzulernen, am Ende müssen sie sich entscheiden. Im
Rennen gegen die Zeit kommt es darauf an, sich optimal zu verkaufen,
aber auch den anderen zu entdecken. Die Gespräche drehen sich um
Cappuccino und Gin Tonic, Allergien und Neurosen, um Linienbusse,
Rußfilter, Obstkisten, unfruchtbare und fruchtbare Tage, um
Schnäppchen und Designerstücke - und um das Alleinsein. Man darf nicht
zimperlich sein, will man hier die Liebe seines Lebens finden. Am Ende
werden die Karten noch einmal neu gemischt.

Redaktion: Claudia Gladziejewski (BR), Birgit Metz (BR)
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HÖRSPIEL/1893: WDR 3 - "Tatsachenreihe", 14.2.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Februar
2019

Tatsachenreihe

von Andreas Ammer, Andreas Gerth und Martin Gretschmann

Mit Frauke Poolman, Albert Ostermaier und Peter Wawerzinek

Regie & Komposition: die Autoren

Produktion: WDR 2019

WDR 3 Hörspiel 

14.02.2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Wie Brecht und Benjamin einen Krimi schreiben wollten. Svendborg,
Dänemark, 1934. Bertolt Brecht und Walter Benjamin treffen sich im
Exil. Sie sind begeisterte Krimileser und entwerfen kurzerhand
gemeinsam einen Plot.

Die beiden außerordentlichen Denker und Schreiber entwickeln einen
konventionellen Stoff, eine klassische Krimihandlung: Herr Seifert
erpresst Firmen auf Schweigegeld, wenn diese ihrer Publizitätspflicht
nicht fristgerecht nachkommen. Das ist sein Geschäftsmodell, das ihm
schließlich - im Zusammenspiel mit einer eifersüchtigen Ehefrau und
einer Geliebten - zum Verhängnis wird.

Brechts und Benjamins Krimi ist Fragment geblieben. Andreas Ammer,
Andreas Gerth und Martin Gretschmann realisieren ihn als Hörspiel und
gehen Stoff und Genre musikalisch an. Sie verweben Handlungsskizze,
Gliederung, Kommentare und theoretische Exkurse miteinander und mit
einem Sound, der die Leerstellen des Krimis weitererzählt.

Redaktion: Christina Hänsel
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MUSIK/2829: Deutschlandfunk - "Deutsches Requiem" von Johannes Brahms, 14.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Menschenwerk" über den Tod mit tröstlichem
Ausblick


Johannes Brahms

"Ein deutsches Requiem nach Worten der Heiligen Schrift" in frühen
Einspielungen

Von Christoph Vratz 

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 14. Februar 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Mit einem "Requiem" verbindet man in der Musikgeschichte eher die
Dies-irae-Wucht wie bei Mozart oder Verdi. Doch Brahms dachte anders.
Eine düstere Totenmesse nach herkömmlichem Muster hat er nicht
schreiben wollen. Daher suchte er sich die Texte für sein "Deutsches
Requiem" selbst zusammen und komponierte dazu eine Musik, die auch den
Trost nicht vergisst. Die Uraufführung am 10. April 1868 im Bremer St.
Petri Dom geriet unter der Begeisterung des Publikums zum Triumph und
markierte zugleich den Durchbruch des Hamburger Komponisten. Die
Entstehungsgeschichte allerdings ist mit der Bremer Aufführung noch
nicht beendet, der Weg zur endgültigen Fassung ist verschlungen und
nicht mehr ganz rekonstruierbar.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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TALK/1632: Martin Schulz im WDR-Podcast-Interview, 13.2.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 12. Februar
2019

Martin Schulz im WDR-Podcast-Interview: 

"Habe den Fehler gemacht, nicht so zu sein, wie ich bin."

WDR Cosmo-Podcast "Machiavelli" (ab 13.2.2018 verfügbar)



Genau ein Jahr nach seinem Rücktritt als Parteivorsitzender der SPD
wirft Martin Schulz im WDR Cosmo-Podcast "Machiavelli" (ab 13.2.2018
verfügbar) einen Blick zurück auf den Bundestagswahlkampf 2017 und die
Europawahl 2019. "Ich habe 2017 den Fehler gemacht, eine Zeit lang,
nicht so zu sein, wie ich tatsächlich bin", sagt Schulz. "Menschen
haben ein Bild von Politikern, wie sie sein sollen: immer beherrscht,
immer präzise. Und wenn sie dann immer beherrscht, immer präzise und
immer berechnend sind, sagen die gleichen Leute: Das sind ja keine
normalen Bürger." Schulz habe seine Emotionen zu oft zurückgehalten
und so den Vertrauensvorschuss vieler Bürger verspielt.

Heute sitzt der ehemalige Kanzlerkandidat als einfacher Abgeordneter
seiner Partei im Deutschen Bundestag. "Die Belastung ist anders. Der
Druck ist nicht so groß, wie in einem Amt", sagt Schulz. Der
Sozialdemokrat empfindet jedoch auch ohne Ämter ein hohes
Verantwortungsgefühl. "Wenn du alles reinsteckst in diese Sache, für
die du brennst, dann rettet dir das dein Leben. Das ist ein Satz des
Rappers Yassin, den ich zu 100 Prozent unterschreiben kann. Ich habe
mein ganzes Leben in die Politik gesteckt und in eine politische Idee:
den Nationalismus zu überwinden und ihn durch die Völkergrenzen
überschreitende Kooperation zu ersetzen - weil die Frieden, und wenn
man es richtig macht, auch Wohlstand bringt. Das ist meine feste
Überzeugung. Und da stecke ich auch heute alle meine Kraft rein."

Der ehemalige SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz trifft in der
aktuellen Episode des WDR-Cosmo Podcasts "Machiavelli", die ab
13.2.2019 online und in gängigen Podcast-Diensten verfügbar ist, auf
den Rapper Yassin. In "Machiavelli" beschäftigen sich die Journalisten
Jan Kawelke und Vassili Golod alle zwei Wochen mit dem Zusammenspiel
zwischen Rap und Politik, Mensch und Macht.

Link zum Podcast

https://www1.wdr.de/radio/cosmo/podcast/machiavelli/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12. Februar 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





TALK/1631: Deutschlandfunk - Chancen auf dem Arbeitsmarkt für Flüchtlinge und andere Einwanderer, 14.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Chancen auf dem Arbeitsmarkt für Flüchtlinge und andere
Einwanderer

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 14. Februar 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Seit 2017 machen Flüchtlinge nur noch 10 Prozent aller Zuwanderer aus.
Jeder und jede Dritte der Erwerbsfähigen unter ihnen hat mittlerweile
eine Arbeit gefunden, rund 361.000 Menschen - und die Tendenz geht
weiter aufwärts. Aber ihr Einsatz wird den oft beklagten
Fachkräftemangel nicht beheben. Diesem will die Bundesregierung jetzt
mit dem Fachkräfte-Einwanderungsgesetz begegnen und mehr qualifizierte
Erwerbstätige aus EU-Ländern und Drittstaaten für den deutschen
Arbeitsmarkt gewinnen. Deutschland bietet aber auch Jobs für geringer
Qualifizierte an: Allein aus den EU-Staaten nahmen vergangenes Jahr
fast 23.000 Menschen ein entsprechendes Angebot an.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / MEINUNGEN





STANDPUNKT/030: Per Völkerrechtsbruch soll Venezuela "demokratisiert" werden (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


Dr. Gniffkes Macht um acht

Untergehen mit Mann und Maas

Per Völkerrechtsbruch soll Venezuela "demokratisiert" werden /

Große Nebelwerfer und kleine Lichter bei ARD-aktuell

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 4. Februar 2019



Die AgitProp-Bastler der ARD-aktuell haben zum Thema "Machtkampf in
Venezuela" bereits soviel Pfusch geliefert, dass ein Ziel ihrer
Meinungsmache weitgehend verfehlt wird: darüber hinwegzutäuschen, dass
die USA in Caracas putschen lassen. Washingtons Vasallen in
Lateinamerika - und in der Europäischen Union - unterstützen die
repressive Einmischung. Der Völkerrechtsbruch ist evident, aber die
Nachrichtenschreiber vermeiden peinlichst, darüber gründlich zu
informieren. Der Propagandakrieg des Westens zielt nicht nur darauf
ab, diesen oder jenen Präsidenten, Maduro oder Putin, Xi oder Kim, als
das personifizierte Böse darzustellen. Absicht ist, dass am Ende
niemand mehr irgendeinem irgendetwas glaubt. Eine Gesellschaft der
Orientierungslosen ist einfacher beherrschbar.

Ähnlich, wie Kriege nicht mehr für den Sieg einer Nation über eine
andere geführt werden, sondern zwecks Chaotisierens einer ganzen
Region, die dann von der internationalen Kapitalelite hemmungslos
ausbeutet wird, geht es im AgitProp-Krieg um die Zerstörung von
Wertvorstellungen und Wertmaßstäben. Der Rechtsnihilismus wird zur
Normalität erhoben, Orientierungslosigkeit zum Regelfall. Am Ende kann
beispielsweise die Tagesschau schamfrei einen Regierungssprecher in
Berlin mit der Bemerkung zitieren, er wisse nichts Genaueres von
Verfassung und Wahlsystem Venezuelas, aber Maduro müsse zurücktreten
und Neuwahlen ausschreiben, weil seine Präsidentschaft nicht legal
sei. Der Sprecher muss nicht fürchten, dass die Journaille ihn und
seinen Dienstherrn dafür öffentlich zur Schnecke macht.

In Caracas ist ein von den USA betriebener und von Deutschland
diplomatisch unterstützter Umsturzversuch zugange. [1]
Journalistenstimmen der Vernunft und der Kritik sind jedoch rar. Pars
pro toto und Ehrenrettung der Gilde hier die Mahnung des Kommentators
der "Nürnberger Nachrichten", Georg Escher:

Soll es in Venezuela Neuwahlen geben? Und wenn ja, wer entscheidet
 das: die Venezolaner oder auswärtige Mächte? In diesem Konflikt
 wird exemplarisch sichtbar, wie verwildert das internationale Recht
 mittlerweile ist. [2]



Eschers Kurzformel ist so zu auszulegen: Verwildert ist zwar nicht das
internationale Recht, wohl aber der Umgang damit. Und das trifft auf
unsere Politiker und ihre mediale Kumpanei gleichermaßen zu. Sie
treiben Hand in Hand Schindluder mit dem Völkerrecht:

"Das Europaparlament positioniert sich in der Diskussion um den
 Umgang mit der Lage in Venezuela. Die Abgeordneten beschlossen mit
 großer Mehrheit, Oppositionsführer Juan Guaidó als rechtmäßigen
 Interimspräsidenten des südamerikanischen Landes anzuerkennen.
 Gleichzeitig forderten sie die Regierungen der EU-Staaten auf,
 dieser Entscheidung zu folgen. Als Grund für die klare
 Positionierung wurden in der verabschiedeten Erklärung die jüngsten
 Äußerungen des amtierenden Präsidenten Nicolás Maduro genannt.
 Dieser hatte die EU-Forderung nach einer umgehenden fairen Neuwahl
 des Präsidenten in dem Land öffentlich abgelehnt.



Ob sich die EU-Staaten auf eine gemeinsame Linie in der Frage der
 Anerkennung Guaidós einigen können, ist bislang unklar. Zu dem
 Thema soll es am Nachmittag noch einmal Gespräche bei einem
 informellen Außenministertreffen in der rumänischen Hauptstadt
 Bukarest geben." [3]



Der Journalismus, speziell der öffentlich-rechtliche, habe die
Aufgabe, Menschen unterschiedlichen Wissensstandes und
unterschiedlicher Auffassungsgabe die Welt zu erklären [4],
konstatierte jüngst der Gründungsintendant des Deutschlandradios,
Ernst Elitz. Dass er die ARD-aktuell dabei als vorbildlich im Sinne
hatte, ist nicht erwiesen. Diese Redaktion unterschlug in der
Venezuela-Berichterstattung schon ungezählte Informationen, die im
Sinne ihres gesetzlichen Programmauftrags unerlässlich gewesen wären.
An erster Stelle: Der Hinweis auf die Verpflichtung aller
Staatsführungen zu friedlicher Konfliktlösung und das Verbot der
Gewaltandrohung, verankert in der Charta der Vereinten Nationen:

Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Beziehungen
 jede gegen die territoriale Unversehrtheit oder die politische
 Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen
 der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von
 Gewalt. [5]



In der oben zitierten Tagesschau-Meldung wurde kein Versuch
unternommen, so sachlich und umfassend zu informieren, dass
jedermann/frau dazu befähigt wurde, sich eine qualifizierte eigene
Meinung über die Vorgänge in Venezuela zu bilden. Es fehlte u.a. die
Erklärung, dass das EU-Parlament keinerlei außenpolitische Kompetenz
hat. Sein Beschluss war eine opportunistische Fensterrede.
Es fehlte eine Anmerkung, dass im internationalen Umgang nicht
Personen "anzuerkennen" sind, sondern nur Staaten und deren
Regierungen, und dass es allenfalls Sache des Weltsicherheitsrates
wäre, festzustellen, ob eine Regierung legal im Amt ist oder nicht.
Konsequenterweise unterschlug die Tagesschau die Nachricht, dass
UN-Generalsekretär António Guterres Zurückhaltung anmahnte, zum Dialog
mit der rechtmäßigen Regierung in Caracas aufrief [6], und dass der
Weltsicherheitsrat die Forderung Washingtons nach Anerkennung des
selbsternannten Präsidenten Juan Guaidó am 27. Januar abgelehnt hat.
[7]

Die Tagesschau verlor bisher auch kein Wort darüber, dass in Venezuela
ein außerordentlich transparentes und sicheres Wahlsystem gilt, so
dass in den vergangenen 30 Jahren niemals der Vorwurf von
Wahlmanipulation erhoben wurde, ganz anders als in den USA und vielen
anderen lateinamerikanischen Staaten. Kein Wort, dass Maduro vor gut
einem Jahr formal korrekt mit 67,8 Prozent der Stimmen wiedergewählt
wurde, bei allerdings nur knapp 48 Prozent Wahlbeteiligung, weil die
traditionell zerstrittene Opposition sich nicht auf einen
Gegenkandidaten verständigt und deshalb die Wahl boykottiert hatte.
[8] Kein Tagesschau-Hinweis, dass es typisches Oppositionsgeschwätz
ist, dieses Manko an Wahlbeteiligung nun Maduro in die Schuhe zu
schieben und seiner Wiederwahl die Legitimität abzusprechen.

Die Tagesschau verschwieg, dass US-Außenminister Pompeo auch auf der
Konferenz der OAS, der Organisation Amerikanischer Staaten, mit seinem
Versuch gescheitert war, den Oppositionspolitiker Guaidó als neuen
Präsidenten Venezuelas anerkennen zu lassen: Dazu wäre eine
Zwei-Drittel-Mehrheit erforderlich gewesen. Von den 34
Mitgliedsstaaten stimmten jedoch nur 16 zu, nicht einmal die Hälfte.
[9] Kein Wort verlor die Tagesschau darüber, dass zusammen mit den USA
im Weltsicherheitsrat ihr europäischer Hampelmann gescheitert war,
Neuling Heiko Maas; unser Häuptling Große Klappe hatte sogar in diesem
erlauchten Kreis rotzfrech und ultimativ "unverzügliche Neuwahlen" in
Venezuela gefordert. [10]

Es ist inzwischen Standard der Tagesschau, dass sie die Pleiten
deutscher Außenpolitik auf der Weltbühne ignoriert. Das erweist sich
an ihrer oben zitierten Meldung auch aus europäischem Blickwinkel.
[11] Es sei unklar, ob sich die europäischen Außenminister auf eine
Linie hinsichtlich der Anerkennung des selbsternannten
"Übergangspräsidenten" Guaidó einigen könnten. Nein, liebe Tante
Tagesschau, das konnten sie nicht; du hättest es melden müssen, dass
unser nassforscher Außenminister auch in Bukarest im Kreis seiner
EU-Kollegen nicht überzeugen konnte.

Am 3. Februar meldete die Tagesschau lapidar:

Venezuelas Präsident Maduro lehnt es weiter ab, eine
 Präsidentenwahl anzusetzen. Heute endet dazu eine Frist, die ihm
 Deutschland und sechs weitere EU-Staaten gesetzt hatten. Nach
 Ablauf wollen sie den selbsternannten Übergangspräsidenten Guaidó
 anerkennen. [12]



Wie lange wird es wohl noch dauern, bis ARD-aktuell zu offener Hetze
übergeht und Maduro nicht mehr als "Präsident", sondern als
"Machthaber" betitelt? Demonstrativ auf Linie der Berliner Regierung
unterließ die Tagesschau auch in dieser Meldung die elementare
Mitteilung, dass 21 EU-Regierungen, die große Mehrheit, sich dem
undiplomatischen deutschen Vorstoß ausdrücklich nicht angeschlossen
hatten und, anders als Heiko Maas, keinen Grund sahen, einen Bückling
vor der imperialistischen Politik Washingtons zu machen. Entschieden
hatten Griechenland, Österreich und Italien erklärt, dass eine
Anerkennung Guaidós für sie überhaupt nicht infrage komme. [13]

Mit keiner Silbe wurde in den 20-Uhr-Sendungen des ersten
Februarwochenendes erwähnt, dass die Mehrheit der EU-Regierungen
lieber eine Vermittlerrolle gespielt hätte; dass die Präsidenten
Mexicos und Uruguays bereit sind, unter Einschluss europäischer
Vertreter alle in dem Konflikt engagierten Regierungen zu einer
Schlichtungskonferenz einzuladen; dass die EU-Außenbeauftragte
Federica Mogherini deshalb in Montevideo bereits Gespräche mit
Uruguays Staatspräsident Tabaré Vázquez führte und anschließend
eingeräumt hatte, für die Anerkennung Guaidós als legitimer Präsident
Venezuelas werde es "wahrscheinlich keine Mehrheit geben". [14]

Für derlei objektivierende Informationen ist in einer
Tagesschau-Hauptausgabe einfach kein Platz. Da kann zwar mitgeteilt
werden, Präsident Maduro habe vorgezogene Parlamentsneuwahlen
angekündigt [15], weiterführende Auskünfte unterbleiben jedoch - trotz
des teuren Netzes von ARD-Auslandstudios und ihrer für Recherchen
besoldeter Korrespondenten. Beispielsweise, ob Maduros Ankündigung
neue Überlegungen rechtfertige und nun ein Aussetzen des Ultimatums
unter Gesichtswahrung und verstärkte diplomatische Bemühungen
angebracht seien. Das schafft die Tagesschau nicht, obwohl sich eine
entsprechende Befragung des peinlich unqualifizierten Heiko Maas
geradezu aufdrängte.

Viel war in den Nachrichten des "Ersten Deutschen Fernsehens" hingegen
vom vorgeblichen venezolanischen Demokratiedefizit die Rede als dem
Motiv des Westens, nun einen "regime change" herbeizupressen. Die
Tagesschau verweist in ihren Sendungen und Internet-Auftritten darauf,
dass die USA dabei das Öl Venezuelas im Auge hätten. Das eine passt
schwerlich zum anderen. In der Tat hat US-Sicherheitsberater John
Bolton, ein Kriegstreiber allererster Güte, vor wenigen Tagen ganz
unverblümt bekannt, er wolle Maduro aus dem Amt hebeln, um Zugriff auf
das Öl Venezuelas zu bekommen. [16] Es ist jedoch nur eine
Scheinobjektivität, die sich die Tagesschau hier genehmigt. Sie
enthält sich jeder Aussage über die grundsätzliche Illegalität der
maßlosen US- Begehrlichkeiten.

Das wahre Motiv der USA erwähnte sie ohnehin nie: Öl aus Venezuela
wird an chinesischen Börsen gehandelt, gegen chinesische Yuan, und
nicht mehr gegen Dollar in New York. [17] Washington fürchtet um den
Wert des Petro-Dollar und weiß zugleich, dass Fracking-Öl und
Fracking-Gas aus US-Quellen im Welthandel langfristig nicht
konkurrenzfähig sind und die Zukunft der US-Energieproduktion damit
ungewiss ist.

Russlands Rosneft-Konzern ist der hauptsächliche Vermarkter des
venezolanischen Öls. Indem John Bolton und Finanzminister Steven
Mnuchin das venezolanische Tankstellennetz CITGO in den USA praktisch
beschlagnahmen - CITGO ist eine Tochtergesellschaft in Venezuelas
Staatskonzern PDVSA - erklären sie Caracas und Moskau zugleich den
offenen Handelskrieg. [18] Hier geht es um hunderte Milliarden Dollar:
CITGO gehört zu den Garantie-Effekten für die russischen
Staatskredite, denen die Regierung Maduro ihr Überleben trotz der
Embargo-Politik der USA verdankt.

CITGO darf jetzt zwar weiterhin Öl aus Venezuela importieren, der
Erlös geht aber auf US-kontrollierte Sperrkonten. Maduro reagierte
prompt: Öltransporte in die USA sind nur noch gegen Vorkasse erlaubt -
 beim Ablegen der Tanker in Venezuela.

Raub als Mittel der Politik wird von den USA allerdings schon seit
Generationen verübt, sie haben ihn quasi salonfähig gemacht. Das mag
erklären, warum die Tagesschau auch von der rechtswidrigen Seite der
CITGO-Affäre keine Notiz nimmt; es entschuldigt die
ARD-Qualitätsjournaille aber keineswegs.

Der Laden beehrt uns - vorerst noch folgenlos - mit Nachrichtenprodukten 
wie diesem:

In Venezuela hat der selbsternannte Übergangspräsident Guaidó
 seinen Plan für die Zukunft des Landes vorgestellt. Militärische
 Unterstützung durch die USA lehnt er zum jetzigen Zeitpunkt ab.
 Lieferungen von Lebensmitteln will er zulassen. In Caracas sagte
 Guaidó, die Polizei wolle ihn einschüchtern. Er versucht,
 Staatschef Maduro abzusetzen. Dessen Wiederwahl sei nicht legitim
 gewesen. Unter anderem die USA haben Guaidó bereits anerkannt. [19]



Da kommt bei den Tagesschauern keineswegs die Frage auf, was wohl
hierzulande geschähe, wenn sich ein erfolgloser Oppositionspolitiker
nach monatelangen Geheimgesprächen in Moskau und Beijing selbst zum
Kanzler ausriefe und sofort von Moskau anerkannt würde: Garantiert
würde ihm Schlimmeres widerfahren als nur "Einschüchterungsabsichten"
der Polizei. Er säße umgehend wegen Hochverrats im Knast. Dass der
selbsternannte "Übergangspräsident" Guaidó seit Monaten auf geheimen
Treffen mit Diplomaten in Kanada, Brasilien, Kolumbien und den USA auf
seinen Putschversuch vorbereitet worden war, hatte selbst die
transatlantisch getrimmte US-Nachrichtenagentur Associated Press
gemeldet, [20] nicht aber unsere Tagesschau.

Die ließ stattdessen ihre Moskau-Korrespondentin Ina Ruck Gerüchte
weitertratschen, Maduro wolle 20 Tonnen Gold mit einem geheimnisvollen
russischen Flugzeug aus Venezuela nach Russland "in Sicherheit
bringen". Im Übrigen sei Moskau besorgt, weil beim Wechsel Venezuelas
ins westliche Lager keine russischen Waffen mehr dorthin verkauft
werden könnten. [21] "Opportune Zeugen" für solchen Stuss findet eine
Qualitätskorrespondentin allemal. Richtig ist dagegen - und wurde
deshalb verschwiegen - dass die Bank von England in vorauseilendem
US-Gehorsam die Herausgabe venezolanischer Goldreserven im Wert von
1,2 Mrd. Dollar verweigert. [22] Es ist nur eine der vielen Aktionen,
Maduros sozialistisches Venezuela kaputt zu machen.

In einer weiteren Sendung unterstützte die Tagesschau transatlantische
Akzeptanzstrategien des gehätschelten "Übergangspräsidenten" Guaidó
und berichtete, er habe sich an Moskau und an Beijing gewandt: Maduro
sei nicht in der Lage, ihre Investitionen in Venezuela zu schützen, er
aber werde allen sich daraus ergebenden Verpflichtungen weiter
nachkommen. [23, 24]

Die Tagesschau verleiht Washingtons jüngstem Putschisten sogar die
Aura eines wohltätigen Volksfreundes: Er "vertritt die Interessen der
Armen", heißt es in einem als politisches Portrait getarnten Rührstück
auf tagesschau.de. [25] Es kommt eben drauf an, wie man die Dinge
interpretiert. Als einen seiner ersten Schritte werde er den
staatlichen Ölkonzern PDVSA privatisieren (d.h. ihn dem Zugriff
US-amerikanischer Investoren anheimgeben), hatte Guaidó an anderer
Stelle bereits wissen lassen. [26] Das berichtet die Tagesschau
wiederum nicht. Was die Privatisierung eines Staatsbetriebes mit dem
Volkswohl zu tun hat, weiß der deutsche Zuschauer nämlich recht genau:
absolut nichts. Er hat es beispielhaft an der Geschichte der Deutschen
Bundesbahn (heute Bahn AG) und dem ruinösen Umgang der Treuhand mit
den DDR-Staatsbetrieben studieren dürfen.

ARD-aktuell setzt dagegen in all ihren Angebotsformaten Maduro auf die
Anklagebank: den Sozialisten, dessen untaugliche Wirtschafts- und
Sozialpolitik Venezuela in Armut und Elend geführt habe. Gegen solche
Agitation, die den Beschuldigten nicht zu Wort kommen lässt, Fakten
erfindet und mit Lüge und Halbwahrheit arbeitet, kann man nur sehr
begrenzt rational argumentieren. Negativbeweise sind selten möglich
und noch seltener sinnvoll. Aus guten Gründen gilt vor Gericht der
Grundsatz, dass nicht der Beklagte seine Unschuld, sondern der Kläger
die Schuld des Beklagten nachweisen muss. Im Kombinat von Politik und
Medien ist dieser Grundsatz aufgehoben. Es gilt als Fakt, was die USA
behaupten. Die Anwendung des Goebbels-Rezepts ist Normalität: Lüge so
oft wiederholen, bis sie als Wahrheit empfunden wird - die tägliche
Praxis aller Qualitätsjournalisten. Die Tagesschau macht mit, an
erster und wichtigster Stelle.

Sie lässt nicht erkennen, dass die USA in Venezuela das Völkerrecht
schreddern und a la Maidan dabei sind, eine demokratisch gewählte
Regierung zu stürzen - wenn es denn sein muss, mit krimineller Gewalt
auf der Straße und mit der Folge einer faschistischen Diktatur. [27]
Neben Venezuela waren in diesem Jahrhundert auch Haiti und Honduras
(dieses Land sogar zweimal) Objekte US-amerikanischer
Militärinterventionen. [28, 29] Da warf die Tagesschau aber weder die
Demokratiefrage, noch reklamierte sie die Missachtung der
Souveränität jener Länder und des Völkerrechts.

"Das Dach der Freiheit wankt" titelt die Neue Züricher Zeitung
wolkig; der Westen verdränge zugunsten wirtschaftlicher Interessen
zunehmend moralische Bedenken. [30] Nicht mal die Schweizer schnallen
mehr, dass politisches Handeln zwar keinen Moralgesetzen folgen muss,
wohl aber nach den Regeln des Völkerrechtes zu bewerten ist. Auch
dann, wenn "der Westen" dieses Regelwerk vollends ignoriert.

Das Fehlen jeglicher Moral und allen Rechtsbewusstseins demonstrierte
Kriegshetzer und Hassprediger John Bolton: Maduro werde "in Guantanamo
enden", falls er nicht endlich zurücktrete und aus Venezuela
verschwinde. [31, 32] Der Sicherheitsberater des US-Präsidenten droht
einem Staatsoberhaupt mit dem weltweit berüchtigten US-Folterlager. Er
belegt die KZ-Wächter-Gesinnung des Regimes in Washington und seiner
Hintermänner. Die Tagesschau fand auch das nicht berichtenswert. Der
Vereinigte Staatenstreich wird von ihr schöngeschwiegen.

Honduras, anders als Venezuela, hat weder Öl, noch Goldvorkommen noch
Seltene Erden. Dafür aber einen blutrünstigen Diktator von Washingtons
Gnaden, den korrupten Schuft Juan Orlando Hernández (dem deutsche
Parteistiftungen den Steigbügel hielten). Die unübersehbaren
Massenproteste der Honduraner [33, 34], Ausdruck ihrer Sehnsucht nach
Rückkehr demokratischer Verhältnisse und sozialen Reformen kommen in
der Tagesschau-Berichterstattung allerdings nicht vor. Wie will eine
Redaktion, die sich dergestalt und permanent doppelter Standards
befleißigt, jemals "sachlich und unabhängig" berichten, die
"Grundsätze der Objektivität" wahren und einen "umfassenden Überblick
über das internationale Geschehen" geben? [35]

Wenn sich Flüchtlingstrecks aus Guatemala und aus Honduras nach USA
auf den Weg machen, dann moralisiert ARD-aktuell gegen die
Mauerpolitik des US-Präsidenten Trump was das Zeug hält. Grund der
Fluchtwelle seien Armut und Hunger, meldet die Tageschau und bleibt
damit schön brav an der Oberfläche. Sie meldet nicht, wer die Armut
und den Hunger verursacht, geschweige die deutsche Mitschuld. Das wäre
zuviel objektive und umfassende Information. In Gniffkes Namen: Das
geht gar nicht.
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STELLUNGNAHME

Wann dürfen Menschen vor sich selbst geschützt werden?

von Ulrike Florian und Thorsten Galert



Der Deutsche Ethikrat hat am 1. November 2018 seine Stellungnahme
"Hilfe durch Zwang? Professionelle Sorgebeziehungen im Spannungsfeld
von Wohl und Selbstbestimmung" veröffentlicht.


Mit dieser Stellungnahme möchte der Ethikrat erstens die
Öffentlichkeit für das schwierige Problemfeld der professionellen
Hilfe durch Zwang im Spannungsfeld zwischen Wohl und Selbstbestimmung
sensibilisieren, zweitens Politik, Gesetzgeber und Praxis auf
Regelungs- und Umsetzungsdefizite hinweisen und mit Empfehlungen zu
ihrer Behebung beitragen sowie drittens die Gesundheits- und
Sozialberufe bei der Neuorientierung ihres Selbstverständnisses und
ihrer Praxis als professionell Sorgende unterstützen.

Mit Wohltätigkeit und Fürsorge begründete Zwangsmaßnahmen sind in
vielen Feldern des Sozial- und Gesundheitswesens verbreitet. Zwang
tritt dort zum einen in der Form auf, dass eine Person durch Gewalt
direkt und unmittelbar auf den Körper einer anderen Person einwirkt,
um deren Entscheidungs- oder Verhaltensmöglichkeiten aufzuheben bzw.
zu beschränken. In Sorgekontexten wird Zwang in diesem eng gefassten
ursprünglichen Verständnis etwa dann ausgeübt, wenn eine Pflegekraft
einen sich selbst gefährdenden, um sich schlagenden Menschen mit
Demenz in einen Klammergriff nimmt oder mit einem Gurt im Bett
fixiert. Zwang kann zum anderen mittelbar ausgeübt werden, wenn etwa
Stationstüren abgeschlossen werden oder jemandem eine für ihn
unentbehrliche Gehhilfe vorenthalten wird, um seine
Bewegungsmöglichkeiten einzuschränken. Außer auf den Körper kann auch
auf die psychische Verfassung einer Person in der Form von Zwang
eingewirkt werden. Dies kann zum einen direkt durch das Androhen
negativer Konsequenzen geschehen, wenn damit der entgegenstehende
Wille der Person überwunden oder ausgeschaltet werden soll. Zum
anderen kann der Wille auch indirekt überwunden werden, indem der
betroffenen Person relevante Informationen vorenthalten oder falsche
Tatsachen vorgespiegelt werden und sie so zu einer bestimmten
Entscheidung bzw. zu einem bestimmten Verhalten bewegt wird. Zu dieser
Fallkonstellation zählt auch die Verabreichung von Medikamenten, die
in Speisen und Getränken versteckt werden, weil ihre Einnahme
andernfalls von der betroffenen Person verweigert würde.

Entsprechende Praktiken in der Medizin, in Einrichtungen der Kinder-
und Jugendhilfe sowie in Pflege- und Behindertenheimen führen immer
wieder zu kritischen Diskussionen, die der Deutsche Ethikrat
aufgegriffen hat. Gegenstand seiner neuen Stellungnahme sind
ausschließlich Zwangsmaßnahmen in professionellen Sorgebeziehungen.
Weil sich die Stellungnahme auf die Frage konzentriert, ob und in
welchem Sinn Zwang für den Betroffenen selbst eine Wohltat sein kann,
geht es nicht um die Anwendung von Zwang zur Abwehr fremdschädigenden
Verhaltens, auch wenn die Grenzziehung zwischen Selbst- und
Fremdschädigung in der Praxis zuweilen schwierig ist. Aus demselben
Grund fallen strukturelle Zwänge aus der Betrachtung heraus, die
beispielsweise dann wirksam sind, wenn bestimmte Abläufe in einer
Institution Personen in feste Tagesrhythmen einbinden und damit deren
selbstbestimmte Alltagsgestaltung erschweren oder sogar unmöglich
machen. Trotz ihrer unbestrittenen Bedeutung für professionelle
Sorgebeziehungen sind solche Zwänge nicht wohltätig; sie gründen
vielmehr in institutionellen und organisatorischen Notwendigkeiten.

Ethische Grundlagen und Kernthesen

Wenn eine Person sich selbst schwer zu schädigen droht, können
Zwangsmaßnahmen dem Wohl der betroffenen Person dienen. Gleichwohl
stellt jede Anwendung solchen "wohltätigen Zwangs" (Erläuterung siehe
INFO unten) einen schwerwiegenden Eingriff in die Grundrechte der
betroffenen Person dar und ist folglich in besonderem Maße rechtlich
und ethisch rechtfertigungspflichtig.

Professionelle Sorge soll einerseits stets das Wohl der Sorgeempfänger
befördern oder wenigstens erhalten und andererseits ihre
Selbstbestimmung gerade auch dann achten, wenn ihre Entscheidungen für
andere schwer oder gar nicht nachvollziehbar sind. In Spannung geraten
diese gleichermaßen grundlegenden Ziele immer dann, wenn der Respekt
vor der Selbstbestimmung eines Sorgeadressaten dazu führen würde, eine
schwere Selbstgefährdung dieser Person in Kauf zu nehmen. Dies sind
die Situationen, in denen infrage steht, ob eine Sorgemaßnahme
ausnahmsweise gegen den Willen des Sorgeadressaten, das heißt
zwangsweise durchgeführt werden darf.

Die Frage, wann eine Zwangsmaßnahme zum Wohl des Betroffenen legitim
ist, lässt sich nicht anhand eines abstrakt und generell bestimmten
Wohl-Begriffs beantworten. Es geht vielmehr darum zu bestimmen, wo die
Grenze zwischen einer anzuerkennenden Entscheidung des Betroffenen und
einem zulässigen Eingriff zu seinem Wohl zu ziehen ist. Dabei sind die
folgenden Gesichtspunkte zu berücksichtigen: Erstens vermag keine
Bestimmung des Wohl-Begriffs zu überzeugen, in der nicht auch das
subjektive Selbsterleben des Betroffenen maßgeblich berücksichtigt
wird. Daher sollte das Wohl des Betroffenen nicht abstrakt oder gar
von den Interessen Dritter aus, sondern immer vom Betroffenen selbst
her bestimmt werden. Zweitens ist davon auszugehen, dass es sich beim
Begriff des Wohles um eine vielschichtige und komplexe Kategorie
handelt, in die neben den aktuellen subjektiven Wünschen und
Präferenzen des betroffenen Individuums auch dessen persönliche
Biografie (einschließlich früherer Vorlieben, Werte und
Zielvorstellungen) sowie gesellschaftlich und kulturell verankerte
Leitbilder des guten Lebens und basale Normen (etwa der Menschenwürde)
eingehen. Drittens gibt es eine hinreichende empirische Evidenz dafür,
dass auch die aktuelle subjektive Bewertung des Betroffenen
hinsichtlich seines Wohls nicht statisch ist, sondern - je nach
Umständen - einem Wandel bzw. Entwicklungsprozess unterliegt.

Der Begriff der Selbstbestimmung wird in der vorliegenden
Stellungnahme genutzt, um die ganze Bandbreite möglicher Graduierungen
zwischen elementarer Willensbekundung etwa eines kleinen Kindes und
der freiverantwortlichen Selbstbestimmung eines Erwachsenen mit einem
Oberbegriff kenntlich zu machen. Selbstbestimmung setzt grundlegende
Bedingungen und Kompetenzen voraus, die sie überhaupt erst
ermöglichen. Genau diese physischen oder psychischen Bedingungen einer
selbstgestalteten Lebensführung können durch situative Entscheidungen,
Handlungsoptionen oder Willensäußerungen von Personen in ihrem
Kerngehalt gefährdet sein. In dieser paradoxen Situation soll die
Anwendung wohltätigen Zwangs das entstehende Dilemma dadurch
entschärfen, dass sie als letztes Mittel zum Schutz und zur
(Wieder-)Herstellung der physischen und psychischen Basisbedingungen
einer selbstgestalteten Lebensführung dient.

Für die Frage, unter welchen Umständen die Selbstbestimmung erhaltende
oder wiederherstellende Zwangsmaßnahmen legitimiert werden können, ist
die Grenzziehung zwischen freiverantwortlichen Entscheidungen
einerseits und solchen willentlichen Entscheidungen andererseits, die
das Anforderungsprofil freiverantwortlicher Entscheidungen nicht
erreichen, von entscheidender ethischer wie rechtlicher Relevanz. Sie
markiert die Trennlinie zwischen sogenannten weichpaternalistischen
und hartpaternalistischen Eingriffen in die Entscheidungsfreiheit des
Adressaten (Erläuterung siehe INFO unten).

Es besteht weitgehend Einigkeit darüber, dass unter bestimmten
Voraussetzungen ein weichpaternalistisches Handeln moralisch legitim
sein kann, wenn ein Sorgeadressat in der konkreten
Entscheidungssituation unzweifelhaft noch nicht, vorübergehend oder
dauerhaft nicht oder nicht mehr dazu in der Lage ist, eine
freiverantwortliche Entscheidung zu treffen. Hartpaternalistische
Zwangsmaßnahmen, die eine unbezweifelbar freiverantwortliche
Entscheidung zum Wohl der betroffenen Person zu überwinden trachten,
sind im Rahmen professioneller Sorgebeziehungen dagegen nicht
legitimierbar.

Bei der ethischen Reflexion professionellen Sorgehandelns muss stets
das Wechselverhältnis der drei Verantwortungsebenen im Blick behalten
werden, in die alle professionellen Sorgehandlungen (einschließlich
solcher des wohltätigen Zwangs) immer eingebettet sind: erstens die
persönliche Verantwortung des professionellen Akteurs in unmittelbarer
Sorgebeziehung zu einem Adressaten. Auf der nächsthöheren Ebene ist es
seine persönliche Verantwortung als Mitakteur in einem Team, das als
systemischer Akteur gemeinsam die Sorge gestaltet und verantwortet,
und auf der obersten Ebene ist es die korporativ wahrgenommene
Verantwortung der Leitung, die neben der Implementierung
entsprechender Handlungsleitlinien vor allem auch die institutionellen
Rahmenbedingungen verantwortet, innerhalb deren die
Organisationsmitglieder ihrer spezifischen Verantwortung auf den
anderen beiden Ebenen nachkommen können. Darüber hinaus sind
systembezogen auch die politisch verantwortlichen Akteure, wie etwa
der Gesetzgeber, einzubeziehen, die für den ordnungspolitischen Rahmen
des Gesundheitssystems und seine spezifischen
Allokationsentscheidungen maßgeblich sind. Bleiben diese Wechselbezüge
außer Acht, so verstärkt sich das immer wieder beklagte Gefühl der
einzelnen Akteure, dass es an realistischen Umsetzungsmöglichkeiten
mangele und man ohnmächtig vor den abstrakten Forderungen des puren
Sollens stehe.

Empfehlungen

Der Ethikrat ist der Auffassung, dass die Anwendung von Zwang im
Kontext professioneller Sorgebeziehungen nur als Ultima Ratio in
Betracht kommt. Das heißt zunächst, dass Rahmenbedingungen, Strukturen
und Prozesse so gestaltet werden sollten, dass Zwang möglichst
vermieden wird. Kommt es dennoch zu Situationen, in denen eine Person
schweren Schaden zu nehmen droht, etwa weil sie sich einer dringend
erforderlichen medizinischen Maßnahme widersetzt, so muss durch
beharrliche Überzeugungsarbeit versucht werden, die freiwillige
Zustimmung oder Mitwirkung des Betroffenen zu erzielen. Auch müssen
vor der Durchführung einer Zwangsmaßnahme alle zur Verfügung stehenden
weniger eingreifenden Möglichkeiten ausgeschöpft werden, mit denen das
gleiche Ziel erreicht werden kann.

Zwangsmaßnahmen dürfen nur in Situationen in Erwägung gezogen werden,
in denen ein Sorgeempfänger in seiner Fähigkeit zur Selbstbestimmung
so stark eingeschränkt ist, dass er keine freiverantwortliche
Entscheidung zu treffen vermag. Das bedeutet umgekehrt, dass der freie
Wille einer voll selbstbestimmungsfähigen Person auch dann zu
respektieren ist, wenn ihr erhebliche Risiken für Leib und Leben
drohen. Die Fähigkeit zur Selbstbestimmung ist damit der zentrale
normative Bezugspunkt im Umgang mit Zwang, auch wenn die Grenze der
fehlenden Freiverantwortlichkeit in der Praxis schwer zu ziehen ist.

Jede Zwangsmaßnahme bedeutet in letzter Konsequenz eine
Fremdbestimmung des Gezwungenen. Umso wichtiger ist es, ihre
Durchführung so zu gestalten, dass Achtung und Respekt vor der
individuellen Person und ihrer Selbstbestimmung soweit als möglich
gewährleistet bleiben. Das bedeutet unter anderem, dass ihr Anspruch
auf Partizipation durch Einbeziehung in die Planung und Durchführung
sowie die Nachbereitung einer Zwangsmaßnahme umgesetzt werden muss.

Bei der Abwägung der Vor- und Nachteile einer Zwangsmaßnahme muss
stets auch die Möglichkeit sekundärer Schäden etwa in Form von
Demütigung, Traumatisierung oder Vertrauensverlust berücksichtigt
werden. Die Dauer von Zwangsmaßnahmen sollte so kurz wie möglich
gewählt werden. Um dies sicherzustellen, muss in angemessenen
zeitlichen Abständen regelmäßig überprüft werden, ob die
Voraussetzungen für den Einsatz von Zwangsmaßnahmen weiterhin
vorliegen. Wegen ihres exzeptionellen Charakters müssen
Zwangsmaßnahmen sorgfältig dokumentiert und in regelmäßigen Abständen
ausgewertet werden. Maßnahmen der Qualitätssicherung inklusive
Fehlermeldesysteme und Beschwerdemanagement sollten auch
Zwangsmaßnahmen erfassen.

An Zwangsmaßnahmen beteiligtes Personal sollte speziell geschult sein.
Die interkulturelle Kompetenz der professionell Sorgenden sollte
gefördert werden. Auch sollten Strukturen geschaffen werden, die
kulturelle und sprachliche Barrieren minimieren. Professionell
Sorgende, die an Zwangsmaßnahmen beteiligt sind, sollten Unterstützung
und Begleitung erhalten, um die im Umgang mit Zwang gemachten eigenen
Erfahrungen kognitiv und emotional zu verarbeiten. Kollegiale
Beratungsgremien sollten etabliert werden, die sich mit dem Einsatz
von Zwangsmaßnahmen prospektiv und retrospektiv befassen.

Die Öffentlichkeit sollte für die ethisch und rechtlich
problematischen Aspekte von Zwangsmaßnahmen im Umgang mit psychisch
Kranken in Krisensituationen, Kindern und Jugendlichen in schwierigen
familiären und sozialen Verhältnissen sowie pflegebedürftigen alten
und behinderten Menschen sensibilisiert werden. Dabei fällt den Medien
die wichtige Aufgabe einer differenzierten und sachangemessenen
Berichterstattung zu.

Zusätzlich zu diesen (und weiteren) grundsätzlichen Empfehlungen für
den verantwortungsvollen Umgang mit Zwang in professionellen
Sorgebeziehungen hat der Ethikrat eine Vielzahl bereichsspezifischer
Empfehlungen für die drei Praxisfelder Psychiatrie, Kinder- und
Jugendhilfe sowie Altenpflege und Behindertenhilfe formuliert, die in
der Stellungnahme nachgelesen werden können.

Die Stellungnahme wurde vom Deutschen Ethikrat ohne Gegenstimmen
verabschiedet. Ein Mitglied äußert in einem Sondervotum Bedenken
bezüglich des zentralen Begriffs der Freiverantwortlichkeit. Der
Begriff werde in der Stellungnahme nicht klar genug bestimmt, um die
ihm aufgebürdete normative Last zu tragen.


INFO

SCHLÜSSELBEGRIFFE

Wohltätiger Zwang

Unter Zwang wird in der Stellungnahme die Überwindung des
Willens einer adressierten Person verstanden. "Wohltätig" wird Zwang
dort dann genannt, wenn er mit der Abwehr einer Selbstschädigung des
Adressaten begründet wird und somit als Hilfsleistung gemeint ist.
Eine Selbstschädigung liegt nicht nur dann vor, wenn eine Person
infolge einer Handlung, Unterlassung oder auch der Weigerung gegen
eine Maßnahme körperlichen oder seelischen Schaden erleidet, sondern
auch, wenn ihre sozialen Beziehungen Schaden nehmen.

Willen

Unter dem Willen wird generell die Fähigkeit einer Person
verstanden, als Urheber ihre Handlungen selbstständig hervorzubringen
und sie sich als eigene Handlungen zuzuschreiben. Der Grad der einem
Willen zugrunde liegenden Selbstbestimmung kann je nach äußerer
Situation, nach aktueller innerer Verfassung oder generell nach dem
lebensgeschichtlichen Entwicklungsstand variieren: Selbst kleinere
Kinder haben ihren Willen, den sie gegenüber anderen zur Geltung
bringen können. Freilich erreicht er erst im Verlauf ihrer
Lebensentwicklung jenen Grad an Reflexivität, der für
freiverantwortliches und damit im vollen Sinne selbstbestimmtes
Handeln einer Person erforderlich ist.

Freiverantwortlichkeit

Freiverantwortlich ist das Handeln einer Person dann, wenn sie
selbst einer Handlungsoption zustimmen, sie ablehnen oder zwischen zur
Verfügung stehenden unterschiedlichen Handlungsoptionen wählen kann,
wenn sie versteht, was sie auszuführen bzw. zu unterlassen
beabsichtigt (einschließlich der für sie absehbaren Folgen und
Nebenfolgen), und sie ihre Entscheidung in den Kontext ihres
Lebensentwurfes einordnen kann.

Paternalismus

Paternalismus umfasst Handlungen, die sich erstens bewusst über
die Willensbekundungen des Adressaten hinwegsetzen und zweitens
ausschließlich oder zumindest vorrangig das Ziel verfolgen, den
Adressaten vor gravierender Selbstgefährdung oder Gefährdung
fundamentaler eigener Interessen zu schützen. Als weichpaternalistisch
wird ein Handeln bezeichnet, für das der Akteur mit der Zustimmung des
Adressaten rechnen könnte, wäre er aktuell zu einer
freiverantwortlichen Entscheidung bzw. Willensbildung fähig. Der
Adressat einer weichpaternalistischen Maßnahme ist nicht dazu in der
Lage, sich im vollen Sinne freiverantwortlich für oder gegen diese
Maßnahme zu entscheiden. Sein entgegenstehender "natürlicher Wille"
verdient zwar sehr wohl als Erscheinungsform seiner Selbstbestimmung
und Ausdruck seiner Würde Beachtung, hat jedoch nicht dieselbe
Dignität wie eine freiverantwortliche Entscheidung. Als
hartpaternalistisch bezeichnet man demgegenüber ein Handeln, das sich
über eine freiverantwortliche und in diesem Sinn gänzlich
selbstbestimmte Entscheidung des Adressaten hinwegsetzt.


INFO

Quelle

https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Stellungnahmen/deutsch/stellungnahme-hilfe-durch-zwang.pdf

 * 

Quelle:

Infobrief Nr. 24 - Januar 2019 - 01/19, Seite 1 - 4
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DIABETES/2051: Anzahl der Menschen mit Typ-2-Diabetes steigt bis 2040 auf bis zu zwölf Millionen in Deutschland (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 07.02.2019

Anzahl der Menschen mit Typ-2-Diabetes steigt bis 2040 auf bis zu zwölf Millionen in Deutschland



Aktuell leben je nach Schätzung mindestens 7,2 Prozent der Bevölkerung in
Deutschland mit einer Diabetes-Erkrankung, die meisten davon mit
Typ-2-Diabetes. Die Zahl der Erkrankten wird in den kommenden zwei
Jahrzehnten deutlich ansteigen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
am Deutschen Diabetes Zentrum (DDZ) in Düsseldorf und des Robert
Koch-Instituts (RKI) in Berlin prognostizieren, dass in 20 Jahren bis zu zwölf
Millionen Menschen in Deutschland an Typ-2-Diabetes erkrankt sein könnten.
Dies entspräche einem Anstieg um bis zu 77 Prozent im Zeitraum 2015 bis
2040.

Basierend auf den Daten von rund 65 Millionen gesetzlich Versicherten in
Deutschland und des Statistischen Bundesamtes veröffentlichten die
DDZ-Wissenschaftler mit ihren Kollegen vom RKI zum ersten Mal umfangreiche
Hochrechnungen zur künftigen Zahl der Typ-2-Diabetes-Fälle in Deutschland
für alle Altersgruppen. In ihren Berechnungen zur Entwicklung der
Fallzahlen zwischen 2015 und 2040 wurden aktuelle Entwicklungen
hinsichtlich neu auftretender Fälle, steigender Lebenserwartung und
abnehmender Mortalitätsrate durch medizinischen Fortschritt mit
einbezogen. Dadurch konnten die Wissenschaftler die Fallzahlen exakter als
in früheren Projektionsstudien berechnen. "In vorherigen Prognosen wurden
entweder nur bestimmte Altersgruppen berücksichtigt oder zeitliche
Entwicklungen zur Sterberate sowie zu neu auftretenden Fällen nicht mit
eingerechnet", erklärt Dr. Ralph Brinks, Leiter der Studie am DDZ. Die
Berechnungen wurden im Rahmen des vom Bundesministerium für Gesundheit
geförderten Aufbaus einer nationalen Diabetes-Surveillance durchgeführt
und kürzlich in der Fachzeitschrift Diabetic Medicine veröffentlicht.

Nicht nur die Alterung der Bevölkerung beeinflusst zukünftige Fallzahlen

In der Kalkulation ergab die einfache Projektion der altersspezifischen
Krankheitshäufigkeit in 2015 auf die wahrscheinliche Altersstruktur der
Bevölkerung in 2040 einen Anstieg der Diabetes-Fälle um 21 Prozent auf 8,3
Millionen. Die Entwicklung der Altersstruktur allein zu berücksichtigen
reiche nicht aus, argumentieren die Autoren. Zusätzlich müsse
berücksichtigt werden, wie sich die Sterberate (Mortalitätsrate) bei
Menschen mit und ohne Typ-2-Diabetes sowie die Neuerkrankungsrate
(Inzidenzrate), über die Zeit verändert. Daher wurden zur Berechnung der
Zahl künftiger Diabetes-Fälle erstmalig folgende drei Größen miteinander
in Beziehung gesetzt:

Prävalenz: 

Die Krankheitshäufigkeit sagt aus, welcher Anteil der Menschen
in Deutschland zu einem bestimmten Zeitpunkt an Diabetes erkrankt ist.

Inzidenzrate: 

Die Inzidenzrate gibt die Anzahl neu auftretender Diabetes-Fälle
in Deutschland während einer bestimmten Zeit an; beispielsweise in
einem Jahr.

Mortalitätsrate: 

Die Sterblichkeit für Menschen mit und ohne Diabetes.

Diabetesbezogene Übersterblichkeit: Verhältnis der Sterberaten bei Menschen mit im Vergleich zu Menschen ohne Diabetes

Derzeit sind Sterberaten bei Menschen mit Diabetes auch in Deutschland
noch etwa doppelt so hoch wie bei Menschen ohne Diabetes. Aufgrund des
medizinischen Fortschritts mit besseren Behandlungsmöglichkeiten des
Diabetes und seinen Folgeerkrankungen vermuten die Wissenschaftler, dass
künftig weniger Menschen mit Diabetes frühzeitig sterben als das bislang
der Fall war. Solche Trends sind bereits in anderen Ländern beobachtet
worden.

Ganz entscheidend ist die zukünftige Entwicklung der Neuerkrankungsraten,
die auch durch die Entwicklung wichtiger Diabetes-Risikofaktoren, wie etwa
körperliche Inaktivität, Fehlernährung, Adipositas in der Bevölkerung
bestimmt wird.

Mehr als 10 Millionen Menschen mit Diabetes in 2040

Unter Einbeziehung dieser drei Größen und einer steigenden Lebenserwartung
errechneten die Wissenschaftler am DDZ mit unterschiedlichen Annahmen für
die Entwicklung der Neuerkrankungsrate und der diabetesbezogenen
Übersterblichkeit eine relative Zunahme der Typ-2-Diabetes-Fälle um 54
Prozent (+3,8 Millionen Fälle) bis 77 Prozent (+5,4 Millionen Fälle) von
2015-2040. Das bedeutet: Im Jahr 2040 werden ihren Prognosen zufolge 10,7
bis 12,3 Millionen Menschen von einer Typ-2-Diabetes-Erkrankung betroffen
sein. Besonders stark nimmt die Zahl der älteren Menschen mit
Typ-2-Diabetes zu.

Fazit: 

Mehrbedarf an Diabetes-Spezialisten und Präventionsmaßnahmen
"Nach diesen Berechnungen des DDZ- und RKI-Expertenteams müssen sich
Praxen und Kliniken noch mehr als bisher angenommen auf die Behandlung von
älteren Menschen mit Typ-2-Diabetes einstellen", betont Prof. Michael
Roden, Vorstand des Deutschen Diabetes-Zentrums und Direktor der Klinik
für Endokrinologie und Diabetologie am Universitätsklinikum Düsseldorf.
Diese Prognose erfordere mehr Expertenschulungen und die Einrichtung
spezialisierter Zentren. Am stärksten, so das Fazit der Wissenschaftler
von DDZ und RKI, hängt die künftige Fallzahl davon ab, wie viele Menschen
in den nächsten zwei Jahrzehnten tatsächlich neu an Diabetes erkranken
werden. Das sei eine Größe, die durch Präventions- und Schulungsmaßnahmen
positiv beeinflusst werden könne.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1111/dme.13902

Tönnies, T., Röckl, S., Hoyer, A., Heidemann, C., Baumert, J., Du, Y.,
Scheidt-Nave, C. and Brinks, R. (2019), Projected number of people with
diagnosed Type 2 diabetes in Germany in 2040. Diabet. Med.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://ddz.de/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1280

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Diabetes-Zentrum - 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1143: Herzinfarkt-Vorsorge - Prävention darf kein soziales Privileg werden (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 07.02.2019

Herzinfarkt-Vorsorge: Prävention darf kein soziales Privileg werden

Studien legen bei Präventionsprogrammen Fokus auch auf sozial
Benachteiligte nahe. Herzspezialisten fordern mehr Priorität für gezielte
Präventionskonzepte zur Bekämpfung der Herzinfarkt-Sterblichkeit



Die Präventionsmedizin muss viel gezielter auf Unterschiede im
Gesundheitsverhalten der Bevölkerung, darunter auch soziale Aspekte wie
Bildung und Arbeitslosigkeit, eingehen. "Vorbeugung richtet sich an
Kinder, Jugendliche und Erwachsene aller Altersgruppen aus
unterschiedlichen sozialen Milieus - das sind herzgesunde wie chronisch
herzkranke Menschen, deren Lebensqualität und Prognose wir durch immer
bessere Therapien, aber eben auch durch viel mehr flächendeckende
Prävention verbessern und erhalten müssen", unterstreicht Prof. Dr. med.
Rainer Hambrecht vom Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung
und Chefarzt für Kardiologie am Klinikum Links der Weser in Bremen
anlässlich der Vorstellung des "Deutschen Herzberichts 2018"

(https://www.herzstiftung.de/herzbericht) in Berlin.

Rauchen und Übergewicht häufiger in sozial benachteiligten Stadtgebieten

Untersuchungen des von Hambrecht geleiteten Bremer Herzinfarkt-Registers
("STEMI-Register") an über 3.400 Herzinfarktpatienten in der Region Bremen
und dem umliegenden Niedersachsen haben gezeigt, dass
Herzinfarkt-Patienten je nach Alter und sozioökonomischem Status unterschiedlich mit
den Möglichkeiten der lebensstilbedingten Senkung von
Herzinfarkt-Risikofaktoren wie Rauchen, Bewegungsmangel oder Übergewicht umgehen.
"Raucher und stark übergewichtige Personen mit einem erhöhten
Herzinfarkt-Risiko und Herzinfarkt-Patienten waren häufiger in sozial benachteiligten
als in besser gestellten Stadtgebieten anzutreffen", berichtet Hambrecht
und fügt hinzu, dass diese Häufung von Infarkten zudem ausgeprägter bei
den jüngeren unter 50-jährigen Personen in den sozial benachteiligten
Stadtteilen anzutreffen gewesen sei. Auch in der
Fünf-Jahres-Langzeit-Prognose zeigten sich schwerwiegende Herz-Kreislauf-Komplikationen wie
Herzinfarkt und Schlaganfall stärker in diesen Stadtgebieten. "Diese Daten
bestärken Präventionskonzepte, die auf sozial benachteiligte Personen und
'Brennpunkt'-Stadtteile fokussieren, um die
Herzinfarkt-Erkrankungshäufigkeit und -Sterblichkeit zu senken", heißt es im
Herzbericht. "Unsere Daten legen vor allen Dingen nahe, dass ein
lückenloses Tabakwerbeverbot in Deutschland längst überfällig ist, um die
Raucherquote besonders unter den Jugendlichen effektiv einzudämmen."
Jährlich kommt es zu über 218.000 Klinikeinweisungen wegen Herzinfarkten
in Deutschland, rund 49.000 Menschen sterben daran. Hinzu kommen die
Koronare Herzkrankheit (KHK) mit über 73.000 Sterbefällen (ohne
Herzinfarkt) und die Herzschwäche mit über 40.000 Gestorbenen. Die durch
Herz-Kreislauf-Erkrankungen verursachten Kosten in der EU beziffern
Wissenschaftler nach Schätzungen mit 210 Mrd. Euro pro Jahr. "Eine
beträchtliche Zahl Krankenhausaufnahmen und Todesfälle aufgrund von
Herzerkrankungen könnte auch deutlich verringert werden, wenn die Menschen
mehr Vorsorge betrieben." Studien zufolge sind 90 % aller Infarkte durch
einen ungesunden Lebensstil bei Männern und Frauen zu erklären(*) (Rauchen,
Bewegungsmangel, Fettleibigkeit). Tipps unter 

www.herzstiftung.de/ausdauer-verbessern

Schlechte Einstellung der Herzinfarkt-Risikofaktoren bei KHK-Patienten

Ein weiteres Problem stellt die unzureichende Einstellung von
Herz-Kreislauf-Risikofaktoren bei Herzpatienten im klinischen Alltag dar. Beim
Vergleich von Versorgungsdaten von mehreren Tausend KHK-Patienten in
Europa aus den Untersuchungen EUROASPIRE IV (6.905 Pat.) und EUROASPIRE V
(4.793 Pat.) im Fünf-Jahres-Abstand ergab: Die Zahl der Raucher und
inaktiven Patienten hat sich deutlich verschlechtert, die Rate der
Patienten mit Adipositas (Fettleibigkeit) hat sich deutlich erhöht. Zwei
Drittel der Patienten erreichten nicht den LDL-Cholesterin-Zielwert bei
KHK (niedriger als 70 mg/dl). Ähnliche Befunde zeigte für den deutschen
Kontext das Bremer STEMI-Register: "Nicht mal ein Drittel der
Herzinfarkt-Patienten erreichte den LDL-Cholesterin-Zielwert und nur zwölf Prozent
erreichten den BMI- oder Body-Mass-Index-Zielwert", bestätigt Hambrecht.
Von den über 75.500 Herzpatienten in kardiologischer Reha (2017) hatten
rund 38 % Patienten die Diagnose KHK und 21 % Herzinfarkt. Die Ergebnisse
der EUROASPIRE-V-Studie und des Bremer STEMI-Registers zur unzureichenden
Einstellung der Risikofaktoren übertragen auf diese Patientenzahl zeigt,
wie enorm wichtig gezielte Präventionskonzepte sind, die nachhaltig eine
Verdrängung beeinflussbarer Risikofaktoren wie körperliche Inaktivität,
Rauchen und Stress ohne Ausgleich bewirken und so erneute Herzinfarkte,
Krankenhausaufnahmen infolge einer Entgleisung der Herzkrankheit oder die
Entstehung neuer Begleiterkrankungen verhindern. "Die medizinische
Versorgung ist ein Eckpfeiler. Darüber hinaus sollten aber
Länderministerien mehr in Vorsorge-Programme investieren, die zur
Schaffung förderlicher Bedingungen für ausreichend Bewegung, gesunde
Ernährung in Kitas, Schulen, Betrieben besonders in benachteiligten
Wohnquartieren beitragen", empfiehlt der Bremer Herzspezialist und Autor
des Präventionskapitels im neuen Herzbericht.


(*) Interheart-Studie, Lancet 2004

Schutz vor erneutem Herzinfarkt: Langzeit-Prävention mit Präventions-Assistenten

Weil Effekte der Rehabilitation bei Herzpatienten meistens nur für
begrenzte Zeit nachwirken, gewinnen Individual-medizinische
Präventionsprogramme für Langzeiteffekte an Bedeutung. Das zeigt das von
Prof. Rainer Hambrecht geleitete, von der Herzstiftung mit über 63.000
Euro geförderte Präventionsprogramm IPP ("Intensives Präventions-Programm
nach akutem Myokardinfarkt in Nordwest-Deutschland"). Ergebnisse der
randomisierten IPP-Studie mit 310 Herzinfarktpatienten zeigen, dass ein
langfristiges intensives Präventionsprogramm mit Schrittzählern,
telemedizinischer Beobachtung, regelmäßigen Gruppenfortbildungen und
Telefonkontakten hilft, die körperliche Aktivität und die Einstellung der
Infarkt-Risikofaktoren und die Lebensqualität der Patienten nach sechs
Monaten zu verbessern. Eine Schlüsselrolle spielen die medizinischen
Präventions-Assistenten, die die Zusammenarbeit zwischen Klinik, Hausarzt
und Kardiologen koordinieren und einen engmaschigen Kontakt zu Patienten
und Angehörigen halten. Die IPP-Gruppe wurde mit einer Kontrollgruppe
(Standardversorgung) verglichen. Wohlgemerkt: Beide Gruppen mit
Herzinfarktpatienten hatten gerade eine dreiwöchige stationäre oder
ambulante kardiologische Rehabilitation durchlaufen und waren in punkto
Risikofaktoren bestens eingestellt. Trotzdem konnten Patienten der
IPP-Gruppe ihre Werte im Unterschied zur Kontrollgruppe innerhalb von sechs
Monaten zusätzlich verbessern: Steigerung der täglichen Schrittzahl um
mehr als 30 %, Senkung des Body Mass Index (BMI) im Schnitt um 3,9 %,
Senkung von Blutdruck und LDL-Cholesterin-Wert um jeweils 4,9 %. In einer
Subanalyse, in der die Studienteilnehmer nach ihrem Schulabschluss
klassifiziert wurden, zeigte sich, dass Patienten mit Hauptschulabschluss
zu Studienbeginn mehr Risikofaktoren hatten als Patienten mit Abitur.
Durch IPP konnte aber gerade bei den Patienten mit Hauptschulabschluss
eine hochsignifikante Verbesserung der Risikofaktoren erreicht werden.

Tipps und Infos (kostenfrei) zu Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhalten
Betroffene bei der Deutschen Herzstiftung per Telefon 069 955128400 oder
unter 

www.herzstiftung.de

Der neue Deutsche Herzbericht 2018 kann kostenfrei angefordert werden
unter 

https://www.herzstiftung.de/herzbericht

Einen Herzinfarkt-Risiko-Selbsttest bietet die Herzstiftung unter

https://www.herzstiftung.de an.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de

https://www.herzstiftung.de/herzbericht

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 07.02.2019
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INFEKTION/1794: Forschung - Wie ein Schimmelpilz das Immunsystem lahmlegt (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 07.02.2019

Wie ein Schimmelpilz das Immunsystem lahmlegt

Forschungsteam der Uni Jena klärt die Wirkungsweise des Giftes Gliotoxin
aus dem Schimmelpilz Aspergillus fumigatus auf



Er ist überall und für Menschen mit geschwächtem Immunsystem
hochgefährlich. Der Schimmelpilz Aspergillus fumigatus kommt praktisch in
allen Lebensräumen der Erde vor: als dunkelgraues, faltiges Polster an
feuchten Wänden oder in mikroskopisch kleinen Sporen, die durch die Luft
fliegen und auf Tapeten, Matratzen und Fußböden haften. Für gesunde
Menschen ist das meist kein Problem - gelangen Sporen in ihren Organismus
werden sie von der körpereigenen Immunabwehr unschädlich gemacht. Personen
mit einer Immunschwäche, etwa AIDS-Patienten oder immunsupprimierte
Patienten nach einer Organtransplantation, kann der Schimmel jedoch in
Lebensgefahr bringen.

Ein internationales Forschungsteam unter Leitung von Prof. Dr. Oliver Werz
von der Friedrich-Schiller-Universität Jena hat nun herausgefunden, wie
der Pilz die Immunabwehr aushebelt und sich so unter Umständen eine
lebensbedrohliche invasive Pilzinfektion entwickeln kann. Ihre
Erkenntnisse präsentieren die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in
der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins Cell Chemical Biology (DOI:
10.1016/j.chembiol.2019.01.001).

Verantwortlich für die Pathogenität von Aspergillus fumigatus ist unter
anderem Gliotoxin, ein hochpotentes Mykotoxin. "Es war bekannt", so
Studienleiter Werz vom Institut für Pharmazie der Universität Jena, "dass
diese Substanz immunsuppressiv wirkt, das heißt die Aktivität von Zellen
der Immunabwehr schwächt." Wie das genau passiert, war bislang jedoch
nicht klar. Das haben Werz und seine Teamkollegen jetzt detailliert
untersucht und die zugrundeliegenden molekularen Mechanismen in ihrer
Studie aufgeklärt.

Immunzellen kommunizieren miteinander

Dafür haben die Forscher Immunzellen mit synthetisch hergestelltem
Gliotoxin in Verbindung gebracht. Diese Zellen, sogenannte neutrophile
Granulozyten, bilden die erste Abwehrreihe des Immunsystems. "Ihre Aufgabe
ist es, Krankheitserreger zu erkennen und zu eliminieren", erläutert
Pharmazeut Werz. Sobald eine solche Zelle mit einem Erreger, etwa einem
Pilz, in Kontakt kommt, gibt sie bestimmte Botenstoffe (Leukotriene) ins
Blut ab, die weitere Immunzellen anlocken. Hat sich eine ausreichend große
Zahl von Immunzellen versammelt, können sie den Eindringling unschädlich
machen.

Mykotoxin schaltet Enzym aus

Nicht so, wenn es sich um den Erreger Aspergillus fumigatus handelt. Wie
die Jenaer Wissenschaftler nachweisen konnten, sorgt Gliotoxin dafür, dass
die Produktion des Botenstoffs LTB4 in den neutrophilen Granulozyten
unterbunden wird, wodurch diese kein Signal an andere Immunzellen geben
können. Ursache dafür ist, dass ein bestimmtes Enzym (die LTA4-Hydrolase)
durch das Mykotoxin ausgeschaltet wird. "Damit ist die Kommunikation der
Immunzellen untereinander unterbrochen und der Abwehrmechanismus gestört.
Eindringende Keime, in diesem Falle der Schimmelpilz, können sich so
leicht in Geweben oder Organen einnisten", resümiert Oliver Werz.

Kooperation im Exzellenzcluster "Balance of the Microverse"

Für ihre Studie haben Prof. Werz und seine Kollegen mit
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des Leibniz-Instituts für
Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie (Hans-Knöll-Institut)
zusammengearbeitet. Unter dem Dach des Sonderforschungsbereichs
"ChemBioSys" und des Jenaer Exzellenzclusters "Balance of the Microverse"
haben sie mit den Arbeitsgruppen um Prof. Dr. Axel Brakhage und Prof. Dr.
Christian Hertweck kooperiert, die ihre Expertise in der Pilzforschung und
der Synthese von Naturstoffen eingebracht haben. Weitere Partner sind
Forschergruppen der Universitäten Frankfurt und Neapel sowie des
Karolinska Instituts in Stockholm.


Originalpublikation:

König S et al. Gliotoxin from Aspergillus fumigatus Abrogates Leukotriene
B4 Formation through Inhibition of Leukotriene A4 Hydrolase, Cell Chemical
Biology 26, 1-11 (2019)

DOI: 10.1016/j.chembiol.2019.01.001,

https://www.cell.com/cell-chemical-biology/fulltext/S2451-9456(19)30001-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 07.02.2019
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FORSCHUNG/1317: Tuberkulose - Den Zelltod durch Immuntherapie hemmen (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 08.02.2019

Tuberkulose: Den Zelltod durch Immuntherapie hemmen



Die Behandlung der Tuberkulose mit mehreren Antibiotika über viele Monate
hinweg ist nach wie vor eine Tortur für die Patienten. Zunehmende
Resistenzen der Erreger erschweren diese langwierige Therapie zusätzlich
und aufgrund von Nebenwirkungen kommt es häufiger zu Therapieabbrüchen und
erhöhten Sterberaten. Die Entwicklung alternativer Behandlungsansätze ist
daher von immenser Bedeutung. DZIF-Wissenschaftler an der Uniklinik Köln
arbeiten an einer Immuntherapie, die die Antibiotikabehandlung
unterstützt. In ihrer aktuellen Studie konnten sie ein neues Zielprotein
in den menschlichen Abwehrzellen identifizieren, über das die
zerstörerische Wirkung der Bakterien gehemmt werden kann.

"Wenn wir die Antibiotikabehandlung durch eine Immuntherapie unterstützen
können, würde sich die Behandlungsdauer verkürzen und damit würden sich
auch die Folgeschäden verringern", erklärt Jan Rybniker von der Uniklinik
Köln und dem Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) das Ziel der
Forschungsarbeit. Die Wissenschaftler suchen nach Medikamenten, die den
durch Tuberkulosebakterien verursachten Zelltod (Nekrose) und damit die
Zerstörung des Lungengewebes stoppen können. Im Gegensatz zu dem direkten
Angriff der Bakterien durch Antibiotika handelt es sich hierbei um eine
wirtsgerichtete Therapie, die die Folgen der Infektion bekämpft und nicht
den Erreger direkt angreift.

Ausgangspunkt der Untersuchungen sind Corticosteroide, eine Gruppe von
Hormonen, die seit Jahrzehnten erfolgreich auch in der
Tuberkulosetherapie, z. B. als Dexamethason, unterstützend eingesetzt
werden. Der genaue Wirkmechanismus aber war bisher nicht bekannt. "Wir
konnten nun zeigen, dass Corticosteroide den durch Mycobacterium
tuberculosis ausgelösten Zelltod hemmt und damit den Heilungsprozess
unterstützt", so Rybniker.

Über zellbiologische Untersuchungen konnten die Wissenschaftler den
genauen Mechanismus der Steroidwirkung aufklären. Eine zentrale Rolle
spielt hierbei die sog. p38 MAP-Kinase, ein Protein, das in den
Abwehrzellen unter anderem die Ausschüttung von entzündungsfördernden
Hormonen ankurbelt und den Zelltod befördert. "Wir erkennen in dieser
Kinase ein neues Zielprotein, das wir mit Wirkstoffen hemmen könnten", so
Rybniker. Zahlreiche p38 MAP-Kinase-Hemmer wurden bereits bei rheumatoider
Arthritis, Morbus Crohn und chronischen Lungenerkrankungen in klinischen
Studien getestet. "Diese Substanzen könnten auch für die
Tuberkulosetherapie Verwendung finden", ist der DZIF-Wissenschaftler
sicher.

Über Hochdurchsatz-Screening wollen die Kölner Forscher nun weitere
Substanzen finden, die den Zelltod durch Tuberkulosebakterien hemmen
können, indem sie die genannte Kinase blockieren. Im Tiermodell werden sie
diese Substanzen dann in Kooperation mit dem Forschungszentrum Borstel
weiter testen. Die Wissenschaftler hoffen, dass sich auf diese Weise neue
Wege der Immuntherapie finden lassen.


Originalpublikation:

Gräb J, Suárez I, van Gumpel E, Winter S, Schreiber F, Esser A, Hölscher
C, Fritsch M, Herb M, Schramm M, Wachsmuth L, Pallasch C, Pasparakis M,
Kashkar H, Rybniker J:

Corticosteroids inhibit Mycobacterium tuberculosis-induced necrotic host
cell death by abrogating mitochondrial membrane permeability transition.
Nature Communications Februar 2019.

https://www.nature.com/articles/s41467-019-08405-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1316: Fluconazol macht Pilze sexuell aktiv (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 08.02.2019

Fluconazol macht Pilze sexuell aktiv



Unter Einfluss des Medikaments Fluconazol ändert der Pilz Candida albicans
seine Art der Fortpflanzung und wird dadurch noch resistenter. Das haben
Wissenschaftler der Universität Würzburg jetzt herausgefunden.

Der Hefepilz Candida albicans kommt bei den meisten gesunden Menschen als
harmloser Besiedler unter anderem im Verdauungstrakt vor. Doch vor allem
bei immungeschwächten Patienten kann er auch lebensbedrohliche Infektionen
verursachen.

Diese werden meistens mit dem Medikament Fluconazol behandelt, das bei
Candida die Synthese von Ergosterol hemmt. Ergosterol erfüllt bei dem Pilz
ähnliche wichtige Funktionen wie Cholesterin beim Menschen.

Candida albicans kann allerdings resistent gegen dieses Medikament werden.
Die dafür verantwortlichen Mechanismen hat die Wissenschaft in den letzten
Jahren weitgehend geklärt. Die Arbeitsgruppe von Professor Joachim
Morschhäuser vom Institut für Molekulare Infektionsbiologie der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) hat dazu wesentliche Erkenntnisse
beigesteuert.

Die Resistenz gelingt dem Pilz mit zahlreichen Mechanismen. Beispielsweise
befördert er mit speziellen Pumpen das Medikament aus seinen Zellen
hinaus. "Hoch resistente Candida albicans, bei denen die
Fluconazoltherapie versagt, nutzen meist eine Kombination von mehreren
dieser Mechanismen", sagt Morschhäuser.

Resistenzmechanismen werden neu kombiniert

Normalerweise vermehrt sich Candida albicans ungeschlechtlich, durch
Zellteilung. Morschhäusers Arbeitsgruppe hat jetzt herausgefunden, dass
resistente Pilzzellen in Gegenwart von Fluconazol auf geschlechtliche
Fortpflanzung umschalten können. In diesem Fall verschmelzen die Zellen
über spezielle Fortsätze und vereinigen ihr Erbgut. In den
Nachkommenzellen werden verschiedene Resistenzmechanismen neu kombiniert,
und diese werden noch unempfindlicher beziehungsweise hoch resistent gegen
Fluconazol.

"In unseren Untersuchungen fanden wir heraus, dass sich bei Behandlung mit
Fluconazol die Zellen durchsetzen, die die vorteilhaften Resistenzmerkmale
behalten haben", sagt die Erstautorin Christina Popp. Fluconazol
selektiert nicht nur auf Resistenzmutationen, sondern könne gleichzeitig
zu Veränderungen im Erbgut führen, die den normalerweise asexuellen Pilz
"paarungskompetent" machen und es den Zellen erlauben, individuell
erworbene Resistenzmechanismen zu kombinieren und dadurch hochresistente
Nachkommen zu erzeugen.

Damit hat die Wissenschaft neues Wissen über die Resistenz an der Hand,
das für die Entwicklung besserer und neuer Medikamente hilfreich sein und
zur Überwindung von Resistenzen beitragen kann.

Morschhäuser vermutet, dass die hier beschriebenen Resistenzmechanismen
nur ein Beispiel dafür sind, wie sich Candida albicans in seinem Wirt
verändern kann. Als nächstes will sein Team darum untersuchen, ob auch
andere Formen der Anpassung auf ähnliche Weise dazu beitragen, dass sich
der Pilz erfolgreich in unterschiedlichen Wirtsnischen etablieren kann.

Finanziell gefördert wurde diese Forschung von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und durch das Open-Access-Publication-Programm der DFG und der JMU.


Originalpublikation:

Popp C, Ramírez-Zavala B, Schwanfelder S, Krüger I, Morschhäuser J (2019)
Evolution of fluconazole-resistant Candida albicans strains by
drug-induced mating competence and parasexual recombination. mBio 10:e02740-18.

https://doi.org/10.1128/mBio.02740-18

Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/7fHJ9O3T4rw
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8975: Aus aller Welt - 12.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Warnen und Drohen - US-Außenminister beginnt Europareise

Die USA werfen Ungarn vor, mit ihren engen Bindungen zu Moskau die
nationale Sicherheit zu gefährden. Die USA werden es nicht zulassen,
daß Putin einen Keil zwischen NATO-Verbündete treibt, sagte
US-Außenminister Mike Pompeo bei einem Besuch in Budapest. Zudem
warnte Pompeo davor, daß der Einsatz von Technologien des
chinesischen Netzwerkausrüsters Huawei die Verfügbarkeit von
US-Ausrüstung beschränken könnte. Hintergrund ist die Entscheidung
des chinesischen Konzerns, Ungarn zu einem seiner Schlüsselstandorte
in Europa zu machen. Weitere Stationen seiner Europareise sind die
Slowakei und Polen. In Warschau wird Pompeo an einer von den USA
organisierten Nahost-Konferenz teilnehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8975: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



18jähriger in Bremen mit Messer verletzt

Im Bremer Stadtteil Huchting ist ein 16jähriger mit seiner Schwester
und ihrem Freund in Streit geraten. Laut Behördenangaben schlug er
zunächst seine 18jährige Schwester und verletzte anschließend ihren
gleichaltrigen Freund mit einem Messer so schwer am Oberschenkel, daß
dieser im Krankenhaus operiert werden mußte. Die Polizei nahm den
16jährigen vorübergehend fest. Inzwischen kümmert sich der Kinder-
und Jugendnotdienst um ihn.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8972: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Spanien beteiligt sich an deutsch-französischem Rüstungsprojekt

Deutschland und Frankreich wollen einen neuen Kampfjet bauen. Spanien
will sich nun dem Projekt anschließen. Wie das
Verteidigungsministerium in Madrid mitteilte, wird Ressortchefin
Margarita Robles am Donnerstag am Rande einer zweitägigen Sitzung des
NATO-Rats in Brüssel dazu eine Absichtserklärung unterzeichnen. Das
Projekt mit der Bezeichnung "Future Combat Air System" soll unter
anderem den problembehafteten Eurofighter, die französische Rafale
und den in die Jahre gekommenen Tornado ablösen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8974: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Internetmultis sollen ihre Datenbestände teilen

SPD-Chefin Andrea Nahles will Datenmonopolisten wie Google, Facebook
und Amazon per Gesetz zur Herausgabe bestimmter Daten zwingen. In
einem Konzeptpapier fordern die Sozialdemokraten nach Informationen
des Handelsblatts, daß die von den Unternehmen gesammelten Daten in
anonymisierter Form möglichst vielen zugänglich gemacht werden. Wir
brauchen eine Demokratisierung der Datennutzung durch eine allgemeine
Datenteilungspflicht, heißt es in dem sechseitigen Papier. Weil die
großen Internetkonzerne über viel Kapital verfügten, kauften sie
Wettbewerber frühzeitig auf und verhinderten so systematisch
Wettbewerb.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8973: Tragisches und Kurioses - 12.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote bei Feuer in Hotel in Neu Delhi

Ein Hotelbrand in der indischen Hauptstadt Neu Delhi forderte
mindestens 17 Menschenleben. Dutzende Menschen seien zudem verletzt
worden, zitierte die englischsprachige Tageszeitung Times of India
einen Feuerwehrsprecher. Holzverkleidungen in den Fluren sollen die
Menschen an der Flucht gehindert haben. Das Feuer war am frühen
Dienstagmorgen in einem der oberen Stockwerke des Hotels Arpit Palace
im zentralen Stadtteil Karol Bagh ausgebrochen. Die Brandursache war
zunächst unklar. Die Regierung in Delhi ordnete eine Untersuchung an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8058: Aus Forschung und Technik - 12.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos erforscht Einsatz humanoider Roboter im All

Die russische Weltraumbehörde Roskosmos hat damit begonnen, die
Zusammenarbeit von Astronauten und ferngesteuerten humanoiden
Robotern im All zu erforschen. Diese Art von Robotern werde es
ermöglichen, die Sicherheit des Betriebs im Außenbereich der
Internationalen Raumstation (ISS) zu gewährleisten, schrieb Dimitri
Rogosin, der Generaldirektor der staatlichen Raumfahrtbehörde, in
einer Twittermitteilung. Einem Bericht der Nachrichtenagentur Tass
zufolge werden im Kosmonautenausbildungszentrum (ZPK) Juri Gagarin im
Sternenstädtchen bei Moskau Experimente mit einem ferngelenkten
humanodien Roboter durchgeführt. Im Mittelpunkt der Tests stehen
Arbeiten im freien Raum.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8071: Aus aller Welt - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Venezuelas Präsident Maduro im BBC-Interview

Venezuelas Präsident Nicolás Maduro hat die USA in einem Interview
der BBC für die Krise in seinem Land verantwortlich gemacht. Er will
Hilfslieferungen aus den USA nicht zulassen, weil Washington diese
als Vorwand für eine militärische Intervention in Venezuela einsetzen
könnte. Maduro gab der Hoffnung Ausdruck, daß jene extremistische
Gruppe im Weißen Haus von der mächtigen öffentlichen Meinung weltweit
besiegt wird. Zudem sprach der Präsident von einem politischen Krieg
der imperialistischen Vereinigten Staaten im Interesse der im Weißen
Haus regierenden extremen Rechten zur Übernahme Venezuelas. Er
bezeichnete den US-Präsidenten als Rassisten auf der Stufe des Ku
Klux Klan. Unterdessen setzt in Venezuela der selbsternannte
Interimspräsident Juan Guaidó auf die Menschen auf der Straße. Gegen
die Hoffnungslosigkeit und Ermüdung sollten am Dienstag (Ortszeit)
die Massen von Maduro und dem ihm gegenüber loyalen Militär fordern,
internationale Hilfslieferungen ins Land zu lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8030: Medizin und Gesundheitswesen - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Helme schützen Radfahrer vor tödlichen Unfällen

Die Helmpflicht für Radfahrer kann mit beeindruckenden Zahlen
aufwarten. So stellte eine Studie in Australien fest, daß die im Juli
1990 zunächst im Bundesstaat Victoria und in den beiden folgenden
Jahren in ganz Australien eingeführte Pflicht zu einem deutlichen
Rückgang der tödlichen Unfälle geführt hat. Wie Jake Olivier von der
Universität von Sydney laut Deutschem Ärzteblatt zeigte, kamen seit
Einführung der Helmpflicht bis 2016 schätzungsweise 1332 (1201-1463)
weniger Radfahrer im Straßenverkehr ums Leben. Für Olivier gibt es
deshalb keine Zweifel daran, daß ein Helm Radfahrer vor tödlichen
Verletzungen schützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8059: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Innenministerium prüft Bedeutung einer AfD-Mitgliedschaft für Beamte

Bundesinnenminister Seehofer läßt innerhalb der nächsten Wochen
prüfen, ob die Mitgliedschaft eines Beamten oder Angestellten im
öffentlichen Dienst in einer links- oder rechtsextremen Partei gegen
dessen Verpflichtung zur politischen Zurückhaltung verstößt. Das
sagte der Minister den Zeitungen der Funke-Mediengruppe. Demnach
erfolgt die Überprüfung unabhängig von der Entscheidung des
Bundesamtes für Verfassungsschutz, die AfD und die Junge Alternative
als Verdachtsfälle einzustufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7982: Sprache, Kunst und Medium - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Oscar-Veranstalter überbrücken jetzt mit Werbung

Anfang des Monats war schon klar, daß es diesmal bei der
Oscar-Verleihung keinen "Gastgeber" geben wird, der durch die Gala
führt. Der dafür engagierte Kevin Hart hatte sich im Dezember im
Streit um seine früheren schwulenfeindlichen Twitter-Beiträge viel
Ärger eingehandelt und daraufhin zurückgezogen.

Damit wird das Prinzip zum ersten Mal nach 30 Jahren wieder
durchbrochen. Statt dessen sollen bei der 91. Verleihung der begehrten
Filmpreise am 24. Februar Hollywood-Stars in die einzelnen Abschnitte
der Show einführen.

Von der Notlösung nach dem Ausstieg Kevin Harts als "Host"
versprechen sich die Verantwortlichen höhere Zuschauerzahlen. Deshalb
werden die Übergaben in den vier Sparten beste Kamera, bester
Schnitt, bester Live Action-Kurzfilm sowie beste Maske nicht mehr
gezeigt, sondern durch Werbeblöcke ersetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8049: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



NATO berät über Welt mit nuklearen Mittelstreckenraketen

Die NATO-Verteidigungsminister planen ab Mittwoch für die Zeit nach
Inkrafttreten der Aufkündigung des INF-Vertrags durch die USA und
Rußland. Sollten Washington und Moskau bis zum Spätsommer keinen
Rückzieher machen, können sich die USA und Rußland bodengestützte
Mittelstreckenraketen mit Nuklearsprengköpfen zulegen, ohne gegen das
Abrüstungsabkommen von 1988 zu verstoßen. Laut NATO-Generalsekretär
Stoltenberg geht es um eine Welt mit mehr russischen Raketen. Er
versicherte für die NATO, niemand habe die Absicht, neue Atomraketen
in Europa zu stationieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8063: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Lebensmittel- und Pestizidstudien sollen transparenter werden

Vertreter der EU-Staaten und des EU-Parlaments haben sich in der
Nacht auf Dienstag auf Reformen für die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (Efsa) verständigt. Diese soll künftig vorab
informiert werden müssen, wenn Studien für die Zulassung von
Pestiziden oder Lebensmitteln begonnen werden. Darüber soll dann die
Öffentlichkeit informiert werden, so daß die Ergebnisse der Studien
später nicht mehr unterdrückt werden können. In Zweifelsfällen soll
die Efsa selbst als Auftraggeber von Studien auftreten können. Sollte
die Veröffentlichung einer Studie für den Hersteller z. B. eines
Pestizids gravierende wirtschaftliche Nachteile nach sich ziehen
können, darf darauf auch verzichtet werden. Die neue Regelung kann in
Kraft treten, wenn der Rat der Mitgliedstaaten und das EU-Parlament
zugestimmt haben. Hintergrund der Reformbemühungen ist die
umstrittene Zulassung des Unkrautvernichters Glyphosat in der EU bis
zum Jahr 2022.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8032: Tragisches und Kurioses - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Windmühlenflügel bei starken Winden abgebrochen

Außerhalb von Wriedel im Landkreis Uelzen ist bei starken Winden in
100 Metern Höhe ein Rotorblatt abgebrochen und auf den Acker darunter
gestürzt. Verletzt wurde niemand, es gab auch keine Augenzeugen.

Der tonnenschwere etwa 30 Meter lange Flügel wurde zur näheren
Untersuchung sichergestellt. Das Windrad war 2002 installiert worden.
Der Schaden wird auf 100.000 bis 150.000 Euro geschätzt.

In dem Windpark stehen noch weitere elf Mühlen, die aber nicht
beschädigt sein sollen.

Nur zwei Tage zuvor brannte im Schwarzwald bei Langenhard das
Machinenhaus einer fast 130 Meter hohen Anlage aus. Da sich die Kanzel
in über 90 Metern Höhe befindet, konnte die Feuerwehr nicht löschen.
Auch dort brach ein Rotorblatt ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8060: Arbeit, Soziales und Familie - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Schweizerisches Projekt "Stop Hate Speech"

Der schweizerische Frauenverband Alliance F startet etwa Mitte
nächsten Jahres unter dem Titel "Stop Hate Speech" ein Projekt zur
Bekämpfung von frauenfeindlichen Haßauftritten im Internet. Dazu wird
ein lernfähiges Computerprogramm eingesetzt, welches soziale Medien
wie Twitter und Facebook, soweit sie für die Schweiz relevant sind,
nach Haßkommentaren durchforstet. Stößt das Programm auf
entsprechende Stellen, werden auf freiwilliger Basis reale Personen
darauf angesetzt, ihrerseits Kommentare abzugeben, um die Diskussion
auf eine sachliche Ebene zu bringen. Daran wiederum sollen die
Algorithmen der Hate-Suchmaschine geschärft werden. Die
Freiwilligen-Community soll ab Montag nächster Woche aufgebaut
werden. Von den Vorbereitungen auf das von Kantonen, Gemeinden und
Wirtschaft unterstützte Projekt berichtete dessen Leiterin Sophie
Achermann am vergangenen Sonntag der Nachrichtenagentur Keystone-SDA.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8041: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Erdbeben erschüttert die Eifel

Auch wenn die Eifel nicht auf dem berüchtigten Feuerring liegt,
werden die dort lebenden Menschen immer wieder daran erinnert, daß
die Erde beileibe nicht so ruhig ist, wie allzuoft gedacht wird. So
auch am Montag, als um 5.41 Uhr ein Beben der Stärke 2,5 in sechs
Kilometern Tiefe stattfand. Wie Georg Wieber vom Landesamt für 
Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz gegenüber t-online.de sagte, lag 
das Epizentrum nahe der Autobahn 48. Es war das stärkste Beben seit 
2007, als in der Eifel ein Erdbeben der Stärke 4,0 stattfand.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8048: Märkte und Finanzen - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschland muß Fracking-Gas aus den USA beziehen

Bundeswirtschaftsminister Altmaier hat am Dienstag mit Vertretern der
Flüssiggasindustrie aus den USA und Deutschland sowie dem
stellvertretenden US-Energieminister Brouillette über sein
Eckpunktepapier zur Ausweitung des Imports von Flüssiggas (LNG)
gesprochen. Dabei geht es um Erdgas, welches mit der
umweltschädlichen, in Deutschland nicht eingesetzten Fracking-Methode
in den USA gefördert, dort verflüssigt und in Tankschiffen nach
Deutschland transportiert wird. Die US-Regierung hat unter Androhung
von Wirtschaftssanktionen wiederholt darauf gedrängt, daß Deutschland
das LNG aus den USA statt über die bestehende Ostseepipeline Nord
Stream und die künftige Leitung Nord Stream 2 aus Rußland bezieht.
Deutschland importiert zudem Erdgas per Pipeline aus den Niederlanden
und aus Norwegen. Außerdem gibt es in geringem Umfang eine
inländische Förderung. Die LNG-Tanker legen an speziellen, in
Deutschland noch nicht bestehenden Terminals an, über die das
Flüssiggas an Land gepumpt wird. Der Bau der Terminals lohnt nicht,
solange nicht die Infrastruktur in Form von Pipelines steht, über die
das Gas ins deutsche Fernleitungsnetz eingespeist werden kann.
Deshalb will der Minister die Fernleistungsnetzbetreiber gesetzlich
verpflichten, die gewünschten Leitungen zu den künftig mindestens zwei
Terminals zu legen. Als Standorte kämen Brunsbüttel, Stade und
Wilhelmshaven in Frage. Die Kosten sollen sich die Netzbetreiber über
die Gasnetzentgelte wieder hereinholen. Der Bau der Terminals würde mit
Steuergeldern subventioniert.

12. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8064: Aus Forschung und Technik - 12.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Samsungs Smartphones strahlen am wenigsten

Nicht erst seit das neue 5G-Mobilfunknetz eingeführt werden soll,
melden sich Stimmen, die vor der Wirkung von elektromagnetischen
Feldern warnen. So soll man Gefahr laufen, Krebstumore im
Kopfbereich zu entwickeln, wenn man tagtäglich ein Smartphone ans Ohr
hält. Angesichts dessen haben die Analysten des Bundesamtes für
Strahlenschutz gemessen, welche aktuellen Smartphone-Modell stärker
oder schwächer strahlen. Dafür ermittelten sie den sogenannten
SAR-Wert, wobei SAR für Spezifische Absorptionsrate steht. Je höher
der SAR-Wer ist, desto größer ist die Gefahr von körperlichen Folgen.
Laut Golem.de kamen die Techniker zu dem Ergebnis, daß insbesondere
Smartphones chinesischer Hersteller die höchsten SAR-Werte hatten,
während Samsung mit seinen Geräten am anderen Ende des Spektrums
lag.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





MELDUNG/363: Meerkatzen aus der Nordsee - Erstmals fossile Makaken-Funde vom Nordseegrund geborgen (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 11.02.2019

Meerkatzen aus der Nordsee - Erstmals fossile Makaken-Funde vom
Nordseegrund geborgen



Weimar, 11.02.2019. Gemeinsam mit zwei niederländischen Kollegen hat
Senckenberg-Wissenschaftler Ralf-Dietrich Kahlke Zähne mehrerer Makaken
untersucht, die vom Nordsee-Boden stammen. Es handelt sich dabei um die
ersten Fossilnachweise von Altweltaffen aus der Familie der
Meerkatzenverwandten im Nordseegebiet. Zutage gefördert wurden die
Primatenzähne während der künstlichen Aufschüttung der Hafenerweiterung
"Maasvlakte 2" bei Rotterdam in den Niederlanden. Die Studie erschien
kürzlich im Fachjournal "Revue de Paléobiologie".

Fossilreste von Fellnashörnern, Breitstirnelchen, Höhlenlöwen und
Waldelefanten - der Nordseeboden gilt als eine der bedeutendsten
Fundstellen für die Rekonstruktion des Lebens im eiszeitlichen Europa.
"Allein die Menge von Mammut-Backenzähnen aus der Nordsee liegt bei
mindestens 50.000 Stück", schätzt Dick Mol, langjähriger Kenner der
Fundsituation vor Ort. Prof. Dr. Ralf-Dietrich Kahlke von der Senckenberg
Forschungsstation für Quartärpaläontologie in Weimar fährt fort: "Die
zahlreichen Funde von Skelettresten eiszeitlicher Landsäugetiere beweisen
uns, dass weite Teile der Nordsee mehrfach Bestandteil des europäischen
Festlands waren. Die lange Liste der Nachweise verschiedenster
Säugetierarten aus den Kälte- und Wärmeperioden des Eiszeitalters können
wir nun um eine Makakenart erweitern."

Das niederländisch-deutsche Wissenschaftlerteam unter Leitung von Prof.
Dr. Jelle W.F. Reumer von der Universität Utrecht hat in seiner aktuellen
Studie mehrere aus der Nordsee stammende fossile Zähne sowie ein
Unterkieferfragment der Primatenart Macaca sylvanus zuordnen können. Die
Funde stammen aus verschiedenen Warmzeiten des Eiszeitalters. Sie gehörten
zu Tieren, die den noch heute am Felsen von Gibraltar lebenden Berberaffen
sehr ähnlich waren.

Die Funde wurden auf der "Maasvlakte 2", einer nahe Rotterdam künstlich
angelegten Insel mit modernen Industrie- und Hafenanlagen, geborgen. Zur
Aufschüttung der "Maasvlakte 2" wurde in Entfernungen von 10 bis 20
Kilometer ein Sand-Wasser-Gemisch vom Nordseeboden abgesaugt und mit
immensem Druck an der künstlichen Insel angelandet. In den dabei
entstehenden riesigen Sprühfächern zeigen sich oftmals Regenbögen.
"Während dieses als 'Rainbowen' bezeichneten Vorgangs werden auch immer
wieder eiszeitliche Fossilien vom Nordseeboden an Land befördert und von
Kennern eingesammelt", erläutert Reumer und ergänzt: "Auch die höchst
seltenen Makaken-Zähne gerieten auf diesem Weg in unsere Hände."

Doch wie gelangen Knochen von eiszeitlichen Landsäugetieren in den Grund
der Nordsee? Kahlke hierzu: "Erst mit dem Abschmelzen der eiszeitlichen
Gletscher wurde der Raum der heutigen Nordsee geflutet und der Ärmelkanal
öffnete sich zu einem Meeresarm. Vor dieser Zeit wurde die Topographie
Nordwest-Europas vor allem durch veränderliche Meeresspiegelstände
gestaltet, die wiederum von den klimatischen Verhältnisse bestimmt wurden.
Durch die Bindung immenser Wassermengen in den eiszeitlichen Gletschern
sank der Meeresspiegel zur Zeit der Maximalvereisung der letzten Kaltzeit
vor reichlich 20.000 Jahren um bis zu 120 Meter. Auch große Teile der
heutigen Nordsee fielen trocken und konnten von der Festlandsfauna
besiedelt werden. Deren Fossilien finden wir heute im Meeresboden.
Ähnliche Ereignisse gab es auch in früheren Perioden."

Heutige Makaken leben als gute Kletterer bevorzugt in felsiger Landschaft.
Derartige Gesteinsformationen existierten aber während des Eiszeitalters
im Raum der heutigen Nordsee nicht. Das Wissenschaftlerteam geht davon
aus, dass die etwa 70 Zentimeter großen Tiere stattdessen auf Bäumen
Zuflucht suchten. Ihr - heute unter Wasser und Sediment liegender -
Lebensraum muss also zumindest teilweise bewaldet gewesen sein.
"Das Alter der Zähne ist leider nicht eindeutig zu bestimmen, weil die
Fossilien ohne Zuordnung zu ihrer ursprünglichen Fundschicht vorliegen.
Ein Unterkieferfragment mit Weisheitszahn stammt wohl aus der Eem-Warmzeit
vor 126.000 Jahren bis 115.000 Jahren. Die beiden anderen Stücke sind
aufgrund ihrer intensiven Mineralisation vermutlich noch deutlich älter",
so Reumer. Er resümiert: "Die neuen Funde zeigen, dass die Nordsee viele
Geheimnisse birgt!"


Originalpublikation:

REUMER, J. W. F., MOL, D., KAHLKE, R.-D. (2018):

First finds of Macaca sylvanus (Cercopithecidae, Primates) from the North
Sea.

Revue de Paléobiologie 37 (2): 555-560

doi: 10.5281/zenodo.2545095.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1763: Treffen der EU-Finanzminister - "Eurozonenbudget rückt in weite Ferne"


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Februar 2019

Treffen der EU-Finanzminister: "Eurozonenbudget rückt in weite Ferne"



Zum Treffen der EU-Finanzminister erklären Sven-Christian Kindler,
haushaltspolitischer Sprecher, und Franziska Brantner,
europapolitische Sprecherin:

Das Ergebnis des EU-Finanzministertreffens ist enttäuschend. Das
Eurozonenbudget wird weiter vertagt und verwässert. Dabei sind
Investitionen und kluge Reformen in der Eurozone nötiger denn je. Beim
EU-Gipfel im Dezember haben die Staatschefinnen und Staatschefs noch
beschlossen, ein "Haushaltsinstrument" für die Eurozone zu schaffen,
aber ohne Geld und Stabilisierungsfunktion. Die Diskussion darüber
wurde auf die Sitzung der Euro-Gruppe vertagt. Herausgekommen ist auf
der gestrigen Sitzung allerdings wieder nichts. Das liegt auch an der
zögerlichen Haltung der Bundesregierung. Es rächt sich, dass die
Bundesregierung Frankreich und die EU-Kommission bei der Reform des
Euros so lange ignoriert und vertröstet haben.

Gerade Deutschland, als reichstes Land der Eurozone, muss jetzt bereit
sein, mehr Geld bereitzustellen, um damit für mehr Stabilität und
Investitionen in der Wirtschafts- und Währungsunion zu sorgen. Doch
die Bundesregierung ist an dieser Frage zerstritten und hat keine
Kraft für einen echten Aufbruch für Europa. Deutschland darf nicht
länger der Bremsklotz für Europa sein.

Auch die gestrige Sitzung der Euro-Gruppe ließ unklar, ob es für ein
Eurozonen-Budget zusätzliches Geld geben soll. Die
Euro-Mitgliedstaaten müssen jetzt frisches Geld auf den Tisch legen
und zusätzlich zum Volumen des normalen EU-Haushalts zur Verfügung
stellen. Alles andere macht praktisch und ökonomisch keinen Sinn, da
die Gelder im EU-Haushalt längst verplant sind. Kernaufgabe des
Eurozonenbudgets muss die Finanzierung von europäischen Gemeingütern
und Investitionen sein. Auch eigene konjunkturabhängige Einnahmen über
den Kampf gegen Steuerbetrug, eine Besteuerung von digitalen Konzernen
und einer gemeinsamen Körperschaftssteuer müssen weiter auf dem
Verhandlungstisch bleiben. Dadurch würde durch Ausgaben und Einnahmen
eine makroökonomische Stabilisierung erreicht. Wichtig ist, dass das
Eurozonenbudget im Rahmen der EU-Finanzen verankert wird, sodass das
Europäische Parlament bei der Aufstellung und Kontrolle
gleichberechtigt mitentscheidet.

Bis Juni wollen die EU-Staats und -Regierungschefs eine tragfähige
Lösung präsentieren. Angela Merkel und Olaf Scholz müssen jetzt
endlich ihr Zaudern einstellen und ihre Blockadehaltung aufgeben. Ein
Eurozonenbudget darf kein Haushalt ohne Geld bleiben, sondern muss
einen echten Beitrag für mehr Stabilisierung und Investitionen in der
Eurozone leisten. Alles andere wäre eine verpasste historische Chance,
um die gemeinsame Wirtschafts- und Währungsunion zu stärken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3145: Katrin Göring Eckardt zu Sozialreformen, Nord Stream 2, Zuwanderungsbedarf und INF-Vertrag


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Februar 2019

Katrin Göring Eckardt zu Sozialreformen, Nord Stream 2, Zuwanderungsbedarf und INF-Vertrag



Auszüge aus dem heutigen Statement der Fraktionsvorsitzenden Katrin
Göring Eckardt:

Sozialreformen

Ich freue mich, dass die SPD nach langer Zeit wieder bei sich selbst
angekommen zu sein scheint und sich etwas nach vorne gewagt hat. Es
ist gut, dass nun eine Debatte über Gerechtigkeit geführt wird. Wir
erwarten jetzt von beiden Regierungsparteien, dass sie nun auch mit
voller Kraft vorangehen. Hier muss sich jetzt auch die Union die Frage
gefallen lassen, was sie gegen die Armut und für ein Sozialsystem, das
jeden Einzelnen würdevoll behandelt, tut.

Der Vorschlag von Hubertus Heil zu einer Grundrente geht in die
richtige Richtung und wir reichen Herrn Heil hier gerne die Hand. Wer
sein Leben lang gearbeitet hat, muss im Alter mehr bekommen als die
Grundsicherung. Wir haben mit unserer Garantierente einen Vorschlag
gemacht, der weniger Menschen ausschließt und zugleich besser vor
Armut schützt.

Nord Stream 2

Wir haben eine Aktuelle Stunde zum Thema Nord Stream 2 beantragt. Die
Bundesregierung hat mit ihrem Vorgehen bei Nord Stream 2 die
europäischen Energie- und Klimaziele torpediert und die europäische
Solidarität preisgegeben - für mehr Abhängigkeit von russischem Gas.

Würde sich die Bundesregierung mit gleicher Verve in Brüssel einmal
für mehr Klimaschutz und saubere Energien einsetzen, wären Nord Stream
2 und russische Gasimporte gänzlich verzichtbar.

Zuwanderungsbedarf

Es ist schön für die Union, dass sie ihre Traumata therapiert.
Allerdings braucht es nicht nur die Rückschau auf das Jahr 2015,
sondern endlich eine tatkräftige Politik für bessere Integration und
Zuwanderung. Die aktuelle Studie der Bertelsmann Stiftung zeigt:
Deutschland ist auf Zuwanderung angewiesen. Wir müssen deshalb vor
allem über ein modernes unbürokratisches Einwanderungsgesetz für unser
Land reden, statt über Abschottung, Abschiebungen und Ankerzentren.

INF

Der Ausstieg der USA aus dem INF-Vertrag macht die atomare Bedrohung
wieder real. Als Gastgeber der Münchner Sicherheitskonferenz in dieser
Woche muss sich Deutschland zusammen mit der EU an die Spitze einer
europäischen Initiative stellen, für die Wiederaktivierung des INF-
Vertrags und eine globale Abrüstung von Mittelstreckenraketen. Dazu
gehört, dass Deutschland vorangeht und dem Atomwaffenverbotsvertrag
beitritt und alle Atomwaffen aus Deutschland abgezogen werden.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1935: Einsatz von Kindersoldaten endlich glaubhaft ächten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Februar 2019

Einsatz von Kindersoldaten endlich glaubhaft ächten



Anlässlich des internationalen Red Hand Day am 12. Februar erklären
Katja Dörner, Sprecherin für Kinder- und Familienpolitik, und Sven
Lehmann, Mitglied der Kinderkommission des Deutschen Bundestages:

Der Red Hand Day mahnt die Regierungen weltweit, endlich Schluss zu
machen mit der militärischen Rekrutierung Minderjähriger. Kinder sind
keine Soldaten. Trotzdem werden sie in Krisenregionen noch immer in
großer Zahl als solche missbraucht. Der bewaffnete Einsatz von Kindern
und Jugendlichen hat verheerende Auswirkungen auf ihre Psyche. Wohl
kaum jemand kann und mag sich vorstellen, welche traumatischen
Ereignisse diese jungen Menschen durchleben müssen.

Seit dem 12. Februar 2002 ist das Zusatzprotokoll zur
UN-Kinderrechtskonvention, das den Einsatz von Kindersoldaten
verbietet, in Kraft. In Deutschland wurde es 2004 ratifiziert.

Wir brauchen eine Bundesregierung, die sich endlich glaubwürdig für
eine Ächtung des Einsatzes von Kindersoldaten einsetzt. Es darf keine
Waffenexporte in Länder geben, in denen Kinder als Soldaten eingesetzt
werden. Die Bundesregierung muss sich aber endlich auch selbst dazu
verpflichten, erst ab einem Alter von 18 Jahren für die Bundeswehr zu
rekrutieren. Die Einhaltung des "Straight-18"-Ziels in Deutschland ist
die Voraussetzung dafür, sich auch international glaubwürdig gegen die
Rekrutierung Minderjähriger einsetzen zu können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Februar 2019
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SOZIALES/1955: Kinder sind keine Soldaten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Februar 2019

Kinder sind keine Soldaten

Rekrutierung Minderjähriger ist schwere Menschenrechtsverletzung



Der Internationale Tag gegen den Einsatz von Kindersoldaten am
morgigen Dienstag ist gleichzeitig der weltweite Aktionstag "Red
Hand". Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Menschenrechte
und humanitäre Hilfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Kein Kind wird freiwillig Soldat. Die brutale Zwangsrekrutierung von
Kindern und deren Missbrauch als Soldaten in bewaffneten Konflikten
ist ein schwerwiegendes Verbrechen, das mit aller Kraft bekämpft
werden muss. Schätzungsweise 250.000 Kinder sind weltweit betroffen.

Diese Kinder werden nicht nur in tödliche Gefahr geschickt, sondern
auch ihrer menschlichen Würde beraubt. Die psychischen Folgen dieser
Menschenrechtsverletzungen sind verheerend. Die Jüngsten und
Schutzlosesten werden auf grausame Weise um ihre Kindheit gebracht.
Oft haben diese Kinder nichts anderes kennengelernt als Krieg und
Gewalt. Die seelischen Narben tragen sie ein Leben lang. Für
Gesellschaften bedeutet es eine massive Herausforderung, mit den
Folgen dieser Verbrechen umzugehen und sie zu bewältigen.

Staaten, die das 'Fakultativprotokoll zum Übereinkommen für die
Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an
bewaffneten Konflikten' bislang noch nicht unterzeichnet und
ratifiziert haben, sind aufgefordert, dies umgehend nachzuholen.

Am 12. Februar erinnert der weltweite Red-Hand-Aktionstag an das
Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zur Kinderrechtskonvention aus dem
Jahr 2000. Die rote Hand steht für ein klares Nein zur Rekrutierung
und zum Einsatz von Kindersoldaten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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EUROPA/1684: EU - Einstimmigkeit in Steuerpolitik überwinden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Februar 2019

EU: Einstimmigkeit in Steuerpolitik überwinden



"Steueroasen in der EU kosten hunderte Milliarden Euro jährlich. Die
Bundesregierung sollte sich daher für Mehrheitsentscheidungen in der
EU bei grenzüberschreitenden Aspekten der Unternehmensbesteuerung
einsetzen", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender
und finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die heutigen
Beratungen des ECOFIN zum Vorschlag der EU-Kommission, das
Einstimmigkeitsprinzip bei Entscheidungen der Mitgliedstaaten in der
EU-Steuerpolitik abzuschaffen. De Masi weiter:

"Laut der schwarzen Liste der EU ist man mit null Prozent
Unternehmenssteuer nicht automatisch eine Steueroase. In der EU gibt
es laut den Kriterien der schwarzen Liste auch keine Steueroasen. Das
ist grotesk, aber auch Folge des Einstimmigkeitsprinzips in
Steuerfragen, die in den EU-Verträgen angelegt ist.

Die von der EU-Kommission angestrebte Passerelle-Klausel zur
Überwindung der Einstimmigkeit ist jedoch ungeeignet. Denn die
Anwendung der Passerelle-Klausel erfordert selbst zunächst
Einstimmigkeit.

Mehrheitsentscheidungen in der Steuerpolitik ließen sich auch über
Art. 116 AEUV zu Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt erreichen. Die
EU müsste im Gegenzug jedoch das Wettbewerbsrecht reformieren, um eine
aktive staatliche Industriepolitik zu ermöglichen und abgehängte
Regionen über Strukturfonds zu unterstützen."

 * 
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FINANZEN/1540: Bargeld abschaffen birgt gesellschaftliche Risiken


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Bargeld abschaffen birgt gesellschaftliche Risiken



Die Bundesbank kritisiert in einer Studie die Kosten und den
Zeitaufwand von Bargeldzahlungen. Dazu sagt Katja Kipping, die
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Im Alltag mit Bargeld bezahlen zu können und nicht auf Karten oder
andere technische Verfahren angewiesen zu sein, ist auch eine Frage
der Barrierefreiheit und der Privatsphäre. Aus Sicht der Banken ist es
verständlich, dass sie das Bargeld abschaffen wollen. Aus Sicht der
Menschen muss dies verhindert werden."

Katja Kipping weiter: "Sicher, Deutschland hinkt beim bargeldlosen
Zahlungsverkehr hinterher und hat in Sachen Digitalisierung dringenden
Aufholbedarf. Die Abschaffung des Bargeldes liegt jedoch nur im
Interesse der Banken und Kreditinstitute, die jedes Mal mitverdienen,
wenn wir mit 'Plastik' statt in bar bezahlen. In Zeiten, in denen
Überwachung und Datensammelwut die Privatsphäre immer kostbarer
machen, wird ein 5-Euro-Schein zu einem Stück Freiheit. Denn jeder
Kaffee im Stammcafé, jedes Straßenbahnticket, jede Zeitschrift am
Kiosk, einfach alles, was wir kaufen, wird mit Ort und Zeitpunkt
gespeichert. Banken, Firmen und der Staat wissen gelegentlich mehr
über uns als die eigenen Freunde.

Zu guter Letzt schließt die Abschaffung des Geldes Teile unserer
Gesellschaft aus: Die Schließung von Bankfilialen und der Wegfall
persönlicher Kundenbetreuung trifft vor allem ältere Menschen und
jene, die auf dem Land leben. Menschen ohne das notwendige gute
Schufa-Scoring werden von vielen der neuen Zahlungsmittel
ausgeschlossen, und hunderttausende Menschen in Deutschland besitzen
kein Bankkonto."

 * 
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INNEN/5022: Verbot von kurdischem Verlag ist Zensur


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Februar 2019

Verbot von kurdischem Verlag ist Zensur



"Seehofer wandelt auf den Spuren des türkischen Despoten Erdogan. Das
Verbot des kurdischen Mezopotamien-Verlags in Neuss gleicht dem
Vorgehen türkischer Behörden, die mit ähnlichen Begründungen kurdische
Zeitungen, Verlage und Sprachschulen zum Schweigen bringen", erklärt
die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke,
zum Verbot des Mezopotamien-Verlages und der mit diesem Verlag
verbundenen MIR Multimedia-Produktionsfirma durch das
Bundesinnenministerium im Namen des PKK-Verbots. Ulla Jelpke weiter:

"Das Verbot ist ein Akt staatlicher Zensur. Während die
Bundesregierung mit Waffenlieferungen an die Türkei den Krieg gegen
die Kurden anheizt, versucht sie zugleich authentische Informationen
über den kurdischen Befreiungskampf zu unterdrücken. Dass jetzt
tonnenweise Sprachbücher, kurdischsprachige Kinderbücher und Bücher
zur kurdischen Geschichte beschlagnahmt wurden, ist auch ein Schlag
gegen das Recht von einer Million in Deutschland lebenden
kurdischstämmigen Bürgerinnen und Bürgern, ihre Sprache, Kultur und
Geschichte zu pflegen. Das ist vollkommen inakzeptabel. Das
anachronistische PKK-Verbot muss nach 25 Jahren endlich aufgehoben
werden."

 * 
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WIRTSCHAFT/2128: Deutschland braucht kein US-Fracking-Gas


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Februar 2019

Deutschland braucht kein US-Fracking-Gas



"Deutschland braucht kein Fracking-Gas aus den USA. Anstatt sich gegen
ungehörige US-amerikanische Einmischungen in die Energiepolitik zu
wehren, veranstaltet Peter Altmaier eine eigene 'LNG-Konferenz'.
Zusammen mit dem stellvertretenden US-Energieminister und zwei
US-amerikanischen LNG-Verbänden will man offensichtlich Kunden für
US-amerikanisches Fracking-Gas finden, das in Europa verkauft werden
soll. Dieses Gas ist im Vergleich zu konventionell gefördertem, per
Pipeline transportiertem Gas klimaschädlicher und teurer", kommentiert
Klaus Ernst, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Wirtschaft und
Energie und wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
die heutige LNG-Konferenz im Wirtschaftsministerium. Ernst weiter:

"Statt Millionen Fördergelder für LNG-Terminals auszugeben, wäre es
bei weitem zielführender, das Geld für die Energiewende einzusetzen.
Im Gegensatz zur öffentlichen Förderung für LNG-Terminals benötigt die
zusätzliche Pipeline durch die Ostsee, Nord Stream 2, keine
öffentlichen Gelder. Dieses Projekt ist vollständig privat
finanziert."

 * 
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BUNDESTAG/8019: Heute im Bundestag Nr. 153 - 12.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 153

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 12. Februar 2019, Redaktionsschluss: 09.17 Uhr

1. Gesellschaftliche Akzeptanz der KI

2. Lehren für die Arbeitswelt der Zukunft

3. Anhörung zur Forschungsförderung

4. Regierungskonzept zur Mindeststeuer

5. Transparente Gesetzgebung

6. Waffentrainings von Rechtsextremisten



1. Gesellschaftliche Akzeptanz der KI

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mehrheit der Deutschen sieht in der Künstlichen
Intelligenz (KI) inzwischen eher Chancen als Risiken. Dies ist das
Ergebnis einer Studie des IT-Branchenverbandes Bitkom e.V., die
Susanne Dehmel, Mitglied der Geschäftsführung des Verbandes, am Montag
in der Sitzung der Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz -
Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und
ökologische Potenziale" präsentierte. Dehmel gehört dem Gremium als
Sachverständige an. Hatten 2017 in einer repräsentativen Umfrage
demnach noch 48 Prozent in der KI eher eine Chance gesehen, waren es
in der Ende November 2018 vorgestellten Befragung 62 Prozent. Im
selben Zeitraum nahm der Anteil jener, die in der KI eher Gefahren
sehen, von 47 auf 35 Prozent ab.

Zu den wesentlichen Ergebnissen der Bitkom-Studie, auf die Dehmel
verwies, gehören zudem etwa die erheblichen Erwartungen, die an die
KI-Technologie gestellt werden. Laut der Studie erwarten 66 Prozent
der Bundesbürger, dass KI innerhalb der nächsten zehn Jahre einen
spürbaren Einfluss auf die Gesellschaft haben wird. Die Nutzung
KI-gestützter Anwendungen ist aber schon jetzt verbreitet: Mehr als
die Hälfte der Befragten hat bereits etwa KI-gestützte
Sprachassistenten auf dem Smartphone genutzt, weitere 21 Prozent
würden dies gern tun. Als wünschenswerte Einsatzbereiche sehen die
Deutschen laut der Umfrage etwa die Unterstützung älterer Menschen
oder auch die Unterstützung von Ärzten bei Diagnose und Therapie
(jeweils 68 Prozent) an. Keinen KI-Einsatz will eine deutliche
Mehrheit beispielsweise bei der Betreuung von Kleinkindern (90
Prozent) oder im Beziehungsleben, etwa als Ansprechpartner für einsame
Menschen (61 Prozent).

Neben Dehmel stellte im öffentlichen Teil der Sitzung auch Lena-Sophie
Müller, Geschäftsführerin der Initiative D21 e.V. und ebenfalls
Sachverständige der Kommission, Ergebnisse von D21-Studien zum
Oberthema "Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Wahrnehmung und
Akzeptanz" vor. Müller konzentrierte sich in ihrer Präsentation auf
die Frage, wer eigentlich an der digitalen Welt teilhaben kann und wer
an ihr teilhaben will. Mit Verweis unter anderem auf die Ergebnisse
des "D21 Digital Index 2018/2019" stellte Müller dar, dass sich die
Gesellschaft in "Digitale Vorreiter" (37 Prozent, zirka 24 Millionen
Menschen), "Digital Mithaltende" (42 Prozent, zirka 27 Millionen
Menschen) sowie "Digital Abseitsstehende" (21 Prozent, zirka 13
Millionen Menschen) unterteilen lasse. An den Fachdiskursen zu KI
nehme nur die Gruppe der "Digitalen Vorreiter" teil und habe dazu auch
die Kompetenzen, führte Müller aus. Grundsätzlich gebe es noch kein
durchgehendes Verständnis von KI in der Gesellschaft. Zudem
existierten weder Kompass noch Orientierung, wohin es mit KI gehen
solle beziehungsweise was die Chancen seien, stellte die
Sachverständige fest. Zudem ging Müller auf "Denkmuster digitaler
Ethik" und die notwendige Abwägung von Werten und Interessen beim
Einsatz von KI ein.

 * 

2. Lehren für die Arbeitswelt der Zukunft

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Die Einschätzungen des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) in Nürnberg, des Instituts der deutschen
Wirtschaft Köln e.V. (IW) sowie des Lehrstuhls für Soziologie an der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) sind am Montag
Thema einer öffentlichen Anhörung der Enquete-Kommission "Berufliche
Bildung in der digitalen Arbeitswelt" gewesen. Die externen
Sachverständigen sprachen in der 7. Sitzung des Gremiums über
bisherige Veränderungen in der Arbeitswelt und beruflichen Bildung.
"Wir wollen sowohl einen Blick zurückwerfen, aber auch fragen, welche
Schlussfolgerungen für kommende Entwicklungen gezogen werden können.
Das ist relevant für unseren Abschlussbericht", sagte der Vorsitzende
der Kommission, Stefan Kaufmann (CDU).

Im verarbeitenden Gewerbe habe man für das Jahr 2016 festgestellt,
dass ungefähr 54 Prozent der Tätigkeiten von Maschinen und Robotern
erledigt werden können. Dies betreffe 21,5 Prozent der Beschäftigten,
sagte Britta Matthes (IAB) in der Anhörung. Auch bei den Finanz- und
Versicherungsdienstleistungen finde man mit 48 Prozent einen ähnlich
hohen Anteil, dort betreffe es allerdings relativ wenige Beschäftigte.
"Im Gegensatz dazu findet sich im Gesundheits- und Sozialwesen mit 5,4
Prozent ein relativ geringer Wert. Der betrifft allerdings 14,2
Prozent der Beschäftigten", berichtete Matthes weiter. Fast 50 Prozent
der Betriebe nutzen zwar digitale Technologien, dabei falle jedoch
auf, dass sich kleinere Betriebe häufig weniger stark mit diesen
auseinandergesetzt haben.

"Zwischen 1994 und 2014 ist der Einsatz von zwei Robotern pro
Beschäftigten auf acht angestiegen", berichtete die
Arbeitsmarktexpertin, gab aber auch zu bedenken, dass die
Beschäftigung insgesamt stabil geblieben sei und es keine negativen
Beschäftigungseffekte gegeben habe. Verluste seien etwa im
Bankensektor und in der metallverarbeitenden Industrie festzustellen
in den vergangenen fünf Jahren. Gewinne haben man bei
Helfertätigkeiten in der Lagerwirtschaft sowie bei Fachkräften in der
Kinderbetreuung verzeichnen können. Dem Verlust von insgesamt vier
Millionen Arbeitsplätzen stehe ein Zuwachs von etwa 3,3 Millionen
gegenüber - bei einem gesteigerten Qualifikationsniveau und steigenden
Anforderungen. Mit Blick auf die Ausbildung sei zu befürchten, dass
ein Auseinanderdriften zwischen den Auszubildenden im Hinblick auf
digitales Wissen stattfinden könne, wenn die Berufsschulen nicht zu
einem zentralen Ort der Wissensvermittlung würden. Insbesondere
überbetriebliche Ausbildungseinrichtungen böten Chancen für einen
überregionalen und branchenübergreifenden Dialog und Wissenstransfer,
sagte Matthes.

Dirk Werner (IW) verwies auf große Unterschiede in den Branchen und
Berufsgruppen insbesondere was den Aufbau von Beschäftigung angehe: In
der Digitalisierung komme man deshalb nicht weiter, weil es einen
gravierenden Fachkräfteengpass gebe, berichtete er. "Am IW haben wir
eine Engpassquote entwickelt, die gezeigt hat, dass die Realitäten
regional sehr heterogen sind", sagte Werner. Mehr als 85 Prozent der
Stellen in Baden-Württemberg würden demnach in Engpassberufen
ausgeschrieben, in Berlin sei es etwa die Hälfte. "Die beruflich
Qualifizierten sind der größte Engpass am Arbeitsmarkt, gefolgt von
den Spezialisten und dann kommen erst die Akademiker", betonte Werner.
Hinsichtlich der Ausbildungsangebote könne festgestellt werden, dass
diese in Engpassberufen gestiegen seien, allerdings müsse die
Berufsorientierung noch besser werden, weil viele Angebote nicht die
seien, die von jungen Menschen nachgefragt würden. Insgesamt sei die
Digitalisierung aber ein starker Treiber für die Weiterbildung, sagte
Werner: "Wir sehen, dass sich zwei Drittel der Unternehmen mit
Digitalisierung in der Ausbildung beschäftigen, ein Drittel jedoch
nicht. Das ist ein vergleichsweise hoher Wert", berichtete er und
verwies weiter darauf, kleinere Unternehmen nicht mit
Ausbildungsordnungen abzuhängen, die sie nicht umsetzen könnten.

Sabine Pfeiffer (FAU Erlangen-Nürnberg) plädierte dafür, mehr über die
Gestaltung der Digitalisierung und weniger über Prognosen von
Beschäftigungseffekten zu reden. "Für validere Aussagen ist eine
andere Forschung ist nötig und dafür müssten die Ressourcen der
Beschäftigten noch stärker genutzt werden", betonte sie. Man gehe
derzeit von einer disruptiveren Entwicklung aus als in den vergangenen
Jahrzehnten. Bisherige Digitalisierungs-Schübe hätten allerdings
begrenzt gewirkt und die zeitlichen Effekten seien nicht bekannt,
sagte die Soziologin. "Plausibel ist lediglich, dass Technik selten
eins zu eins Berufe und Tätigkeiten ersetzt", sagte Pfeiffer. Eine
Reorganisation sowie eine additive Anreicherung von Tätigkeiten seien
hingegen wahrscheinlich.

Als Ressource für die Innovationsfähigkeit der Unternehmen würde die
Mitbestimmung der Beschäftigten oftmals unterschätzt, erklärte
Pfeiffer weiter: "Viele erleben eine Kluft zwischen dem, was
diskutiert wird, der digitalen Realität am Arbeitsplatz und der
privaten Nutzung von Technologien", sagte sie. Den medialen Diskurs
mit der Zuschreibung, dass Beschäftigte oft Angst vor dem
technologischen Wandel hätten, könne sie in ihrer Empirie nicht
bestätigen: "Ich würde es eher Skepsis nennen, weil die Beschäftigten
oftmals nicht gefragt und einbezogen werden", sagte die Soziologin.
Insgesamt werte sie das Berufsbildungssystem aber als Garant für die
Innovationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Verbesserungsbedarf
bestehe vor allem in der Ausstattung der Berufsschulen und im
Prüfungswesen, bei der Annahme von Fortbildungen in der Praxis und bei
der Durchlässigkeit des Systems.

Die Abgeordneten und Sachverständigen konzentrierten sich in ihren
Nachfragen auf die dringendsten Probleme und Lehren. Sie fragten
danach, ob zukünftig Korridore von Beruflichkeiten entwickelt werden
müssten, ob der Einfluss der beruflichen Bildung in Start-ups wachsen
und informell erworbene Kompetenzen stärker anerkannt werden müssten.
Außerdem fragten sie danach, ob mehr betriebliche Mitbestimmung nötig
sei. Auch für die rechtlichen Bedingungen beim Online-Lernen
interessierten die Mitglieder der Enquete-Kommission sowie für die
Verbindlichkeit von Zusatz- und Wahlqualifikationen.

 * 

3. Anhörung zur Forschungsförderung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Mit der steuerlichen Forschungsförderung befasst
sich der Finanzausschuss in einer öffentlichen Anhörung, die am
Montag, den 18. Februar, von 13.30 bis 15.45 Uhr im Sitzungssaal 2.600
des Paul-Löbe-Hauses stattfinden wird. Grundlage sind zwei Initiativen
von Oppositionsfraktionen. So sieht ein von der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen eingebrachter Gesetzentwurf (19/4827) vor, dass kleine
und mittlere Unternehmen, die Forschung betreiben, einen
"Forschungsbonus" erhalten sollen. Dieser Bonus soll 15 Prozent aller
Ausgaben im Bereich Forschung und Entwicklung (FuE) betragen und allen
Unternehmen bis zu 249 Mitarbeitern gewährt werden. Die Einführung
einer Forschungsförderung mittels einer Steuergutschrift schlägt die
FDP-Fraktion in einem Antrag (19/3175) vor. Die Stärke der Wirtschaft
liege in der Innovationskraft der Unternehmen, heißt es in dem Antrag,
in dem darauf hingewiesen wird, dass die Innovationsaktivitäten von
kleinen und mittleren Unternehmen seit etwa eineinhalb Jahrzehnten
rückläufig seien. Bestehende Förderinstrumente wie die
Projektförderung mit direkten Mitteln würden nicht ausreichen.

Als Sachverständige sind geladen: Bundesverband der Deutschen
Industrie, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung Berlin,
Deutscher Industrie- und Handelskammertag, Professor Carsten Dreher,
(Freie Universität Berlin), Ernst & Young, Kreditanstalt für
Wiederaufbau, Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft,
Christian Rammer (Leibnitz-Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung), Professor Monika Schnitzer 
(Ludwig-Maximilians-Universität München), Siemens, Verband Deutscher Maschinen- und
Anlagenbau und Zentralverband des Deutschen Handwerks.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

4. Regierungskonzept zur Mindeststeuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um ein Konzeptpapier der Bundesregierung zur
Mindestbesteuerung der Gewinne von multinationalen Unternehmen geht es
in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/7474). Die
Bundesregierung soll angeben, ob das in einem Pressebericht erwähnte
Konzeptpapier existiert und ob es dem Deutschen Bundestag übermittelt
worden ist. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, welches Modell
die Bundesregierung in dem Konzeptpapier konkret vorgeschlagen hat und
wie sie die Frage lösen will, die effektive Steuerlast eines
Unternehmens korrekt zu erfassen.

 * 

5. Transparente Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7385)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6615), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf "für
ein Drittes Gesetz zur Änderung des Asylgesetzes" gefragt wurde.

Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind,
sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsverfahrens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

6. Waffentrainings von Rechtsextremisten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Seit dem 9 . November 2017 sind der Bundesregierung
insgesamt fünf Fallkomplexe bekannt geworden, in denen
Rechtsextremisten in Deutschland Waffen- und Wehrsporttrainings
durchgeführt haben. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/7384) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6654)
hervor. Danach wurden der Bundesregierung zudem seit dem 8. Dezember
2015 insgesamt zwölf Fallkomplexe bekannt, in denen Rechtsextremisten
im europäischen Ausland entsprechende Trainings durchführten.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, wurde die "ganz überwiegende
Anzahl der bekannt gewordenen Schusswaffentrainings (Schießübungen
beziehungsweise Unterweisungen im Umgang mit Schusswaffen) von
Rechtsextremisten" auf legalem Wege an kommerziell betriebenen,
öffentlich zugänglichen Schießanlagen in Deutschland und im
umliegenden europäischen Ausland, zum Beispiel in der Tschechischen
Republik oder Bulgarien, durchgeführt.

 * 
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BUNDESTAG/8018: Heute im Bundestag Nr. 152 - 11.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 152

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 11. Februar 2019, Redaktionsschluss: 17.05 Uhr

1. Klimaschutz als Staatsziel umstritten
2. Agrarexperten bewerten Digitalisierung unterschiedlich



1. Klimaschutz als Staatsziel umstritten

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die Forderung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,
mit einer Änderung des Grundgesetzes eine verfassungsrechtliche
Stärkung des Klimaschutzes zu erreichen, trifft bei Experten auf ein
unterschiedliches Echo. Das wurde während einer öffentlichen Anhörung
des Innenausschusses am Montag deutlich. Laut einem von den Grünen
vorgelegten Gesetzentwurf (19/4522) soll in Artikel 20a des
Grundgesetzes "konkretisierend und mit klarstellender Wirkung"
eingefügt werden, "dass die internationalen Zielvorgaben und
Verpflichtungen bei der Erfüllung der Schutzpflicht verbindlich sind".
Zugleich soll "der bestehende Konsens zum Ausstieg aus der Atomenergie
auf Ebene der Verfassung festgeschrieben" werden.

Während der Anhörung machten die Befürworter der Gesetzesinitiative
geltend, dass damit ein Schutzniveau für den Klimaschutz geschaffen
werden könne, an das sich der Gesetzgeber halten müsse. Die Kritiker
wiesen hingegen darauf hin, dass schon jetzt das Grundgesetz in
Artikel 20a durch das Staatsziel Umweltschutz den Gesetzgeber zum
Klimaschutz verpflichte. Würde der Grünenvorschlag umgesetzt, käme
dies einer Entparlamentarisierung nahe, hieß es.

Aus Sicht von Professor Christoph Degenhart von der Universität
Leipzig wäre Letzteres "demokratiestaatlich problematisch". Der
Gesetzgeber könne schon jetzt Maßnahmen für den Klimaschutz treffen,
müsse diese aber im Verhältnis zu anderen Staatszielen wie etwa dem
Sozialstaatsprinzip, das unter anderem sozialverträgliche
Energiepreise als Ziel hat, abwägen. Degenhart forderte: "Komplexe
energiepolitische Grundsatzentscheidungen sollten vom Gesetzgeber
getroffen und nicht verfassungsrechtlich zementiert werden." Dies
gelte auch für den Atomausstieg.

Professor Alexander Proelß von der Universität Hamburg sagte, das
Unter-Zwei-Grad-Ziel des Pariser Klimavertrags sei ein globales Ziel
und könne nicht national runtergebrochen werden. Es statuiere gerade
keine einzelstaatlichen quantifizierten Emissionsreduktionspflichten,
sondern lediglich eine allgemeine Temperaturzielvorgabe, hinsichtlich
derer jede Vertragspartei die bestmöglichen Bemühungen unternehmen und
geeignete Maßnahmen treffen muss, um dieses kollektive Ziel zu
erreichen, sagte er.

Professor Johannes Saurer von der Universität Tübingen sah ebenfalls
keinen verfassungspolitischen Handlungsbedarf. Die Instrumente für
eine effektive Klimaschutzgesetzgebung stünden bereit, sagte Saurer.
Von den vorgeschlagenen Erweiterungen des Artikel 20a rate er ab. Was
die angedachte Untersagung der Stromerzeugung durch Kernenergie im
Grundgesetz angeht, so sei dies zwar verfassungsrechtlich möglich,
"verfassungspolitisch jedoch nicht empfehlenswert", sagte er.

Der Privatdozent Ulrich Vosgerau warnte davor, auch künftige
internationale Klimaverträge mittels Grundgesetzänderung am Bundestag
vorbei in deutsches Recht übernehmen zu wollen. Was das angedachte
Atomkraftverbot angeht, so sei zum einen unklar, was die Autoren des
Gesetzentwurfes unter Kernenergie verstünden. Zudem sei es
"demokratietheoretisch bedenklich", wenn man die Debatte um die
Nutzung der Kernkraft durch eine Grundgesetzänderung für alle Zeit
beenden wolle, sagte Vosgerau.

Für die von den Grünen angeregte Änderung sprach sich Professor
Wolfram Cremer von der Ruhr-Universität Bochum aus. Das
Bundesverfassungsgericht habe in seinen letzten Entscheidungen den
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in Artikel 20a "nicht gerade
hochgehängt". Der Klimaschutz führe auf Verfassungsebene ein
stiefmütterliches Dasein, befand Cremer. Der Gesetzentwurf sei ein
Versuch, "eine gewisse Parität herzustellen". Das bedeute, dass der
Gesetzgeber verpflichtet werden könne, Maßnahmen zum Klimaschutz zu
ergreifen. Es sei richtig, etwas mehr Verantwortung beim Bundestag zu
platzieren, sagte Cremer.

Der Gesetzgeber mache von den vorhandenen Instrumenten für den
gesetzlichen Klimaschutz nicht ausreichend Gebrauch, sagte die
Anwältin Ursula Philipp-Gerlach. So gebe es zwar einen
Klimaschutzplan, aber kein entsprechendes Gesetz auf das sich
Betroffene vor Gericht berufen könnten. "Weil die
Gestaltungsspielräume nicht genutzt worden sind, ist es doch erst zur
Idee der grundgesetzlichen Verpflichtung gekommen", sagte sie. In
einer "bedrohlichen Situation für künftige Generationen" müsse auch
das Verfassungsrecht "neue Wege gehen", forderte Philipp-Gerlach.

 * 

2. Agrarexperten bewerten Digitalisierung unterschiedlich

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Eine gemeinsame Vision von der Landwirtschaft der
Zukunft teilen führende Agrarexperten derzeit nicht. Einig waren sich
neun Sachverständige in einem Fachgespräch des Ausschusses für
Ernährung und Landwirtschaft zu den "Chancen und Risiken der
Digitalisierung in der Landwirtschaft" am Montag nur darüber, dass die
Auswirkungen beträchtlich sein werden. Ausschussvorsitzender Alois
Gerig (CDU) äußerte die Hoffnung, dass die landwirtschaftlichen
Betriebe vom digitalen Fortschritt profitieren, vorausgesetzt sie
können sich diese Technologien auch leisten. Eine Chance sah der
praktizierende Landwirt Gerig darin, dass durch die Digitalisierung
für alle Arten der landwirtschaftlichen Produktion mehr Tierwohl, mehr
Umweltschutz und noch mehr Lebensmittelsicherheit erreicht werden
könne.

Marita Wiggerthale, Referentin bei Oxfam Deutschland e.V.,
kritisierte, dass in der Landwirtschaft derzeit die Vor- und Nachteile
der Nutzung künstlicher Intelligenz kaum diskutiert würden. Es werde
sich blind auf von Unternehmen bereitgestellte Technologien verlassen,
die am Ende zu einem Verlust von Souveränität führen können.
Wiggerthale argumentierte, dass den Nutzern von zur Verfügung
gestellten Farmmanagementsystemen nur bestimmte Produkte vermittelt
werden. Dadurch könnte die Bindung an wenige große Unternehmen noch
enger werden. Ob die Digitalisierung die Landwirtschaft vor diesem
Hintergrund nachhaltiger mache, sei nach derzeitiger Wissenslage nicht
sicher. Eine Chance sah Sonoko Bellingrath-Kimura vom Leibniz-Zentrum
für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. darin, dass durch die
Digitalisierung neue Wertschöpfungsketten und neue Anbausysteme
etabliert und miteinander verbunden werden könnten. Erzeugte
landwirtschaftliche Produkte könnten nachvollziehbarer an
Umweltmaßnahmen gekoppelt und entsprechend honoriert werden.

Für eine unvoreingenommene Herangehensweise an die neuen Technologien
plädierte Reiner Brunsch vom Leibniz-Institut für Agrartechnik und
Bioökonomie e.V. (ATB). Bereits in naher Zukunft könnten Algorithmen
bessere Handlungsempfehlungen als erfahrene Landwirte erstellen. Eine
Gefahr sieht Brunsch im dadurch drohenden Wissensverlust, denn
digitalisiertes Wissen sei dadurch nicht mehr personengebunden und
könne beliebig kopiert und monopolisiert werden. Eine entscheidende
Frage stelle sich deshalb nach dem Eigentum des Wissens. Wenn dieses
der Menschheit gehöre, dann sei es als Gemeingut zu betrachten und
müsse als solches geschützt werden. Auch aus der Perspektive der Imker
war für Walter Haefeker vom Deutschen Berufs- und Erwerbsimkerbund
e.V. (DBIB) wichtig zu betonen, dass mit öffentlichen Mitteln
geförderte Forschungsergebnisse auch der Öffentlichkeit zur Verfügung
gestellt werden müssen.

Aus Sicht des Verbands Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA)
führte Hermann Buitkamp aus, dass die digitale Vernetzung von mobilen
und stationären Maschinen in landwirtschaftlichen Betrieben
flächendeckend ausgebaute, durchgehend zugängliche und leistungsfähige
Mobilfunknetze voraussetze. Nicht weniger von Bedeutung sei die
kostenlose Bereitstellung von digitalen Planungsdaten durch
Vermessungsämter, Einwohner- und Gewerbeämter, die Bundesnetzagentur
und die Netzbetreiber. Außerdem müsse die Förderung von Aufbau und
Betrieb flächendeckender 5G-Funknetze im gesamten ländlichen Raum und
allen landwirtschaftlichen Gebieten gewährleistet werden. Neben
kostenlosem Roaming zwischen nationalen, regionalen und lokalen
Mobilfunknetzbetreibern müsse zudem der sichere Datenaustausch möglich
sein.

Dass die Einführung digitaler Verfahren an der unzureichenden
Infrastruktur leide, kritisierte auch Hubertus Paetow, Präsident der
Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft e. V. (DLG). Es würde an
entsprechenden Plattformen fehlen, um die Daten konsistent speichern
und auswerten zu können. Außerdem hinke die Ausbildung des
Fachpersonals hinterher, denn selbst die Ausbildung junger Landwirte
sei in dieser Hinsicht nicht auf dem aktuellsten Stand. Dass sämtliche
Äcker und Wiesen in ganz Deutschland innerhalb von zwei bis drei Tagen
durch Satelliten erfasst und anschließend ausgewertet werden können,
erklärte Hansjörg Dittus, Mitglied des Vorstandes des Zentrums für
Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR). Solche Daten zur Verfügung zu stellen
sei mittlerweile leichter als diese anschließend zu nutzen. Dittus bot
an, den Aufbau einer "Agrarmasterplattform" durch das DLR zu
unterstützen, denn die vielen zur Verfügung stehenden Daten müssten
miteinander verknüpft und die Produktionssysteme vernetzt werden.

Mehr Vertrauen bei den Verbrauchern durch Transparenz zu schaffen,
erhoffte sich Engel Friederike Hessel, Digitalisierungsbeauftragte des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft. Sie sah die
Chance, dass Produktionsprozesse effizienter, ressourcenschonender und
tiergerechter gestaltet werden können. In der Zukunft gelte es eine
Fülle von Umweltdaten zu verarbeiten, um die Pflanzenproduktion und
die Nutztierhaltung gezielt zu steuern. Bernhard Krüsken,
Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes e.V. (DBV), warb dafür,
die derzeitige Praxis der Antrags- und Prüfverfahren durch digitale
Systeme zu ersetzen. Darüber hinaus forderte er eine bessere
Breitbandversorgung auf dem Land, um allen Landwirten die
Möglichkeiten der neuen Technologien zu eröffnen. Ebenso wichtig sei
es, dass Geo-, Wetter- und Satellitendaten allen zur Verfügung
gestellt werden.

 * 
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BUNDESTAG/8017: Heute im Bundestag Nr. 151 - 11.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 151

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 11. Februar 2019, Redaktionsschluss: 16.16 Uhr

1. Banken loben Brexit-Steuergesetz

2. Verschmutzung durch Zigaretten

3. Verkehrsverflüssigung ist förderbar

4. Schadstoff-Emissionen von Binnenschiffen

5. Überwachung von Fahrverboten



1. Banken loben Brexit-Steuergesetz

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die Deutsche Kreditwirtschaft hat sich mit dem von
der Bundesregierung geplanten Steuergesetz aus Anlass des
bevorstehenden Austritts Großbritanniens aus der EU recht zufrieden
gezeigt. Auch die Deutsche Bundesbank sieht die Vorbereitungen auf den
Brexit in vielen Bereichen und besonders bei den Kreditinstituten
"weit vorangeschritten und teilweise auch schon erfolgreich
abgeschlossen".

In einer vom stellvertretenden Vorsitzenden Albrecht Glaser (AfD)
geleiteten öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Montag
begrüßte die deutsche Kreditwirtschaft, der Zusammenschluss der
Bankenverbände, besonders die in dem Entwurf vorgesehene Einführung
neuer Befugnisse für die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). In dem von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über steuerliche und weitere
Begleitregelungen zum Austritt des Vereinigten Königsreiches
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union (19/7377)
heißt es, ein ungeregelter Austritt Großbritanniens würde dazu führen,
dass Unternehmen des Finanzsektors aus Großbritannien das
Marktzutrittsrecht (Europäischer Pass) verlieren, wovon allein im
Derivatebereich eine Vielzahl von Verträgen betroffen sein könnte. Der
Entwurf sieht daher unter anderem vor, dass die BaFin die Möglichkeit
bekommt, bestimmten britischen Unternehmen übergangsweise die weitere
Nutzung des Europäischen Passes zu gestatten. Britische
Versicherungsunternehmen sollen ihre bisherige Geschäftstätigkeit im
Inland für einen Übergangszeitraum fortführen, aber kein Neugeschäft
mehr betreiben dürfen.

Laut Kreditwirtschaft kann die BaFin mit den neuen Befugnissen
sicherstellen, dass bestehende Bankgeschäfte und Verträge über
Finanzdienstleistungen rechtssicher fortgeführt und vertragsgemäß
erfüllt werden könnten. "Das Gesetzesvorhaben ist darüber hinaus auch
in wichtiges Signal an die Marktteilnehmer im In- und Ausland, dass
die Bundesregierung auf einen ungeordneten Austritt vorbereitet ist
und bereit sein wird, alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um schwere
Nachteile insbesondere für die in Deutschland ansässigen
Marktteilnehmer zu vermeiden", lobte die Kreditwirtschaft.

Änderungsbedarf meldete die Kreditwirtschaft in Detailfragen an, zum
Beispiel bei der Übertragung von Wertpapieren von einem Depot in
Großbritannien auf ein Depot in Deutschland. Derzeit können die
Anschaffungskosten der Wertpapiere bei Übertragungen innerhalb der EU
durch Vorlage einer Bescheinigung der übertragenden Bank nachgewiesen
werden. Nach dem Brexit wäre das nicht mehr möglich und der
Steuerabzug würde sich auf 30 Prozent der Einnahmen belaufen
(sogenannte Ersatzbemessungsgrundlage).

Der Verband deutscher Pfandbriefbanken wies in seiner Stellungnahme
darauf hin, dass mit dem Entwurf zwar die Deckungsfähigkeit des
Neugeschäfts in Großbritannien geregelt werde. Doch trete das Gesetz
erst im Juni in Kraft, so dass es eine Lücke zwischen dem
Austrittsdatum und dem Inkrafttreten des Gesetzes gebe. Diese
Neugeschäftsregelung müsse vorgezogen werden, verlangte der Verband.

Laut Bundesbank ist die Versorgung der deutschen Wirtschaft mit
Finanzdienstleistungen auch zukünftig grundsätzlich sichergestellt.
Die meisten britischen Finanzdienstleistungsunternehmen hätten die
nach dem Brexit notwendige Lizenz für ihre im Euroraum beheimateten
Einheiten erhalten oder würden diese bis zum 29. März 2019 bekommen.
Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag und das Deutsche
Aktieninstitut machten allerdings geltend, dass britische
Finanzdienstleister nach einem harten Brexit kein Neugeschäft mehr
gegenüber deutschen Kunden erbringen könnten. Dies stellte deutsche
Unternehmen besonders im Derivategeschäft vor erhebliche
Herausforderungen. Manche Absicherungen könnten möglicherweise gar
nicht mehr oder nur zu erhöhten Kosten stattfinden. Bei Warenderivaten
könne dies zu Rohstoffpreisrisiken für die Unternehmen führen. Von der
BaFin hieß es allerdings, es sei nicht Zielsetzung dieses
Gesetzentwurfs, das Neugeschäft zu schützen.

Der Verband der chemischen Industrie und PricewaterhouseCoopers (PWC)
machten auf verschiedene noch ungelöste steuerliche Probleme für
Unternehmen durch den Brexit aufmerksam. Es drohten "nachteilige und
bisher ungewollte Belastungen", so der Verband der chemischen
Industrie. Zudem drohe der Entfall von Steuervergünstigungen bei der
Erbschaftsteuer. Laut PWC bedarf es noch Klarstellungen für die in
Deutschland ansässigen Gesellschaften britischen Rechts (Ltd.).

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und die Gewerkschaft Verdi
protestierten gegen eine Regelung im Gesetzentwurf, die zu einer
Lockerung des Kündigungsschutzes bei bestimmten Mitarbeitern von
Finanzinstituten (sogenannte Risikoträger) führen würde. Diese sollen
leitenden Angestellten gleichgestellt werden. Wie der DGB hatte auch
Verdi verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Neuregelung.

Was der Brexit perspektivisch für die anderen EU-Länder bedeutet,
verdeutlichte Joachim Wuermeling (Deutsche Bundesbank): "Wir verlieren
als Europäer den einzigen global relevanten Finanzplatz, den wir
hatten." Da London auch außerhalb der EU ein wesentlicher Finanzplatz
bleiben werde, würde ein erschwerter oder gänzlich unterbrochener
Zugang nach London die Geschäftsmöglichkeiten hiesiger Institute in
einigen Bereichen erheblich einschränken.

 * 

2. Verschmutzung durch Zigaretten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen keine konkreten Daten zur
Umweltverschmutzung durch Zigarettenkippen vor. Weder zur Menge
unsachgemäß entsorgter Zigaretten noch zu den Folgekosten der nicht
sachgerechten Entsorgung kann die Bundesregierung in einer Antwort
(19/7380) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/6956) Angaben machen. Die Bundesregierung verweist allerdings auf
eine Langzeitstudie des Verbandes kommunaler Unternehmen (VUK), die
unter anderem die Wahrnehmung der Bevölkerung analysiert habe.
"Hiernach sind Zigarettenkippen und Take-away-Verpackungen die beiden
am häufigsten unsachgemäß entsorgten Gegenstände", heißt es in der
Antwort. Im Jahr 2016 weise die VUK-Studie für Zigarettenkippen einen
Anteil von zirka 35 Prozent am Gesamtlittering aus.

Maßnahmen, um beispielsweise Hersteller von Zigaretten in die Pflicht
zu nehmen, plant die Bundesregierung aktuell nicht. Laut Antwort will
sie zunächst die Verabschiedung der vorgeschlagenen EU-Richtlinie zur
"Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf die
Umwelt" (COM/2018/340 final - 2019/0172/COD)) abwarten. Danach solle
geprüft werden, welche Maßnahmen auf nationaler Ebene zur Umsetzung
ergriffen werden, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Verkehrsverflüssigung ist förderbar

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung weist eine Aussage der 
AfD-Fraktion zum Umfang des "Sofortprogrammes 'Saubere Luft 2017 - 2020'"
als "unzutreffend" zurück. Anders als die Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/6911) dargestellt hatte, ließen sich im Rahmen des
Sofortprogrammes auch "Maßnahmen zur Verflüssigung des motorisierten
Verkehrs" fördern, heißt es in der Antwort der Bundesregierung
(19/7546). Die entsprechende Förderrichtlinie "Digitalisierung
kommunaler Verkehrssysteme" wird den Angaben zufolge vom
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur betreut.

 * 

4. Schadstoff-Emissionen von Binnenschiffen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Schiffsverkehr trägt nach Aussage der
Bundesregierung an den verkehrsnahen Luftmessstationen mit
Grenzwertüberschreitung im Vergleich zu den kraftfahrzeugbedingten
Stickstoffoxidemissionen nur zu einem geringeren Teil zur
Gesamtbelastung bei. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/7510)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7115) hervor. Der
Anteil der Emissionen aus Binnenschiffsmotoren an den Gesamtemissionen
des Verkehrs lag im Jahr 2017 der Antwort zufolge im Falle von
Stickstoffoxiden bei 5,2 Prozent, im Falle von Feinstaub bei 1,5
Prozent.

Zur Frage, welche Strategie die Bundesregierung hinsichtlich der
Dekarbonisierung der Binnenschifffahrt verfolgt, wird mitgeteilt, man
arbeite gemeinsam mit den Partnerstaaten unter anderem an Vorschlägen
für Emissionsstandards für bereits in Betrieb befindliche Fahrzeuge.
Zudem seien auf Basis eines deutschen Vorschlages technische
Vorschriften für den Einsatz von Elektroantrieben in Binnenschiffen
verabschiedet worden. Im neuen Arbeitsprogramm des Europäischen
Ausschusses für die Ausarbeitung von Standards im Bereich der
Binnenschifffahrt (CESNI) werde auf deutschen Vorschlag die Arbeit an
technischen Vorschriften für den Einsatz von Brennstoffzellen in
Binnenschiffen aufgenommen, heißt es in der Antwort.

 * 

5. Überwachung von Fahrverboten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zur Überwachung von Fahrverboten darf nach Aussage
der Bundesregierung laut dem neuen Paragrafen 63c im StVG-Entwurf
(Straßenverkehrsgesetz) "nur das Standbild des Fahrzeugs und des
Fahrers erhoben werden". Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/7491) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7105)
hervor. Das Bild des Fahrzeugs und des Fahrers sowie der Ort und die
Zeit der Teilnahme am Verkehr im Gebiet mit Verkehrsbeschränkungen
oder Verkehrsverboten dürfen der Antwort zufolge ausschließlich zum
Zweck der Verfolgung von diesbezüglichen Ordnungswidrigkeiten an die
hierfür zuständige Verwaltungsbehörde übermittelt werden, wenn das
Fahrzeug nicht zur Verkehrsteilnahme berechtigt ist. "Soweit es sich
um personenbezogene Daten handelt, unterliegen diese Daten dem Schutz
des geltenden Datenschutzrechts", schreibt die Bundesregierung.

 * 
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ARBEIT/968: Deutschland droht beträchtlicher Wohlstandsverlust wegen Fachkräftemangels


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Februar 2019

VOGEL: Deutschland droht beträchtlicher Wohlstandsverlust wegen
Fachkräftemangels



Zur Bertelsmann-Studie über Zuwanderung erklärt der
arbeitsmarktpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die Studie verdeutlicht einmal mehr: Wenn die Bundesregierung den
Fachkräftemangel nicht in den Griff bekommt, droht Deutschland ein
beträchtlicher Wohlstandsverlust. Wir brauchen endlich ein modernes
Einwanderungsgesetz. Seit Jahrzehnten machen uns erfolgreiche
Einwanderungsländer wie Kanada und Neuseeland vor, was dafür nötig
ist. Um Deutschland für Fachkräfte aus aller Welt attraktiver zu
machen, muss die Fachkräftezuwanderung möglichst unkompliziert
funktionieren. Grundlage dafür ist ein einfaches und transparentes
Punktesystem nach Kriterien wie Berufsqualifikation,
Sprachkenntnissen, Alter und Bildungsgrad. Es ist allerhöchste Zeit,
in den weltweiten Wettbewerb um Talente einzusteigen. Wenn die Große
Koalition das Thema weiter auf die lange Bank schiebt, riskiert sie
die Zukunftsfähigkeit und Wirtschaftskraft unseres Landes."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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INNEN/4728: Statt Werkstattgesprächen muss nationaler Migrationsgipfel her


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Februar 2019

TEUTEBERG: Statt Werkstattgesprächen muss nationaler Migrationsgipfel
her



Zum Werkstattgespräch der CDU erklärt die migrationspolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion Linda Teuteberg:

"Statt echten Regierungshandelns veranstaltet die CDU mit ihrem
Werkstattgespräch in erster Linie PR. Es gibt reichlich
Problembeschreibungen und unverbindliche Ankündigungen, aber
keinerlei Verbindlichkeit. Dabei braucht Deutschland einen Plan für
lageabhängige und -angemessene Grenzkontrollen mit der Möglichkeit
der Zurückweisung, zentrale Ausländerbehörden in den Ländern und mehr
Bundeszuständigkeiten bei der Rückführung Ausreisepflichtiger. Zudem
sind dezentrale Unterbringung und Investitionen in Integration bei
guter Bleibeperspektive dringend nötig. Statt sich im
Werkstattgespräch zu verlieren, muss ein nationaler Migrationsgipfel
her. Bisher hat die Union entsprechende Vorschläge der FDP-Fraktion
jedoch abgelehnt. Sie lässt sich offenbar lieber bei der Einstufung
der Maghreb-Staaten als sichere Herkunftsländer von den Grünen am
Nasenring durch die Arena ziehen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1510: SPD-Beschlüsse sind alter Wein in alten Schläuchen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Februar 2019

THEURER-Statement: SPD-Beschlüsse sind alter Wein in alten
Schläuchen 



Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzenden Michael Theurer gab
zum SPD-Sozialstaatskonzept folgendes Statement ab:

"Die Beschlüsse der Klausur der Sozialdemokraten sind alter Wein in
alten Schläuchen. An der Stelle muss man feststellen, dass die
Sozialdemokraten mehr vom Falschen vorschlagen: nämlich mehr
Umverteilung, mehr Regulierung und mehr Bürokratie. Und das Ganze
soll bezahlt werden durch kräftige Steuererhöhungen. Wir Freie
Demokraten lehnen diesen Ansatz ab. Wer auf dem Weg von Hugo Chávez
wandelt, wird bei Maduro aufwachen. Der Unterschied zwischen Sozialer
Marktwirtschaft und sozialistischer Planwirtschaft ist, dass in der
Sozialen Marktwirtschaft das Erwirtschaften vor dem Verteilen steht.
Und Fakt ist, dass Deutschland trotz einer hohen Beschäftigung, trotz
Wirtschaftsaufschwungs in den vergangenen Jahren jetzt in eine Phase
eintritt, in der es Konjunktureintrübungen gibt. [...] Wir haben ein
intensives Wettbewerbsumfeld und hier wäre jetzt die Notwendigkeit,
die kleinen und mittleren Unternehmen von Bürokratie zu entlasten,
auch von Steuern zu entlasten.

Das SPD-Konzept ist auch voller Widersprüche. Wir haben etwa den
Widerspruch, dass es eine Steuererleichterung geben soll für
tarifgebundene Unternehmen. Das würde vor allen Dingen Konzernen
zugutekommen und nicht den kleinen und mittleren Unternehmen.
Gleichzeitig fordert die SPD selber einen Eingriff in die
Tarifautonomie, nämlich einen Mindestlohn von zwölf Euro. Wir als
Freie Demokraten stehen zur Tarifautonomie und sagen: Der Mindestlohn
muss durch die Mindestlohn-Kommission und damit auch durch die
Tarifpartner bestimmt werden und darf nicht zum Spielball der
politischen Auseinandersetzung werden.

Einige Forderungen der SPD sind schlicht und ergreifend Plagiate. Das
Thema Bürgergeld wird von der FDP seit mehr als zwei Jahrzehnten
gefordert. Anders als bei der SPD ist allerdings unser Bürgergeld ein
Zusammenlegen zersplitterter Einzelfallhilfen und vor allen Dingen
setzen wir auf bessere Anreize, Arbeit aufzunehmen. [...] Wir setzen
auch darauf, dass es ein bedingtes Grundeinkommen gibt und kein
bedingungsloses Grundeinkommen, weil wir das Prinzip des Förderns und
Forderns beibehalten wollen. Wir sind der Meinung, dass derjenige,
der Sozialleistungen bezieht vom Staat und von der
Solidargemeinschaft, eben auch seinen Teil dazu beitragen muss,
wieder in Arbeit zu kommen. Wir glauben, dass die Forderungen der SPD
in die falsche Richtung gehen, weil sie eben auf Umverteilung und
nicht auf Erwirtschaften setzen und die Mittel, die da gebunden
werden, würden wir als Freie Demokraten lieber in die bessere
Qualifikation, insbesondere auch älterer Arbeitnehmer einsetzen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3029: Bundesregierung muss beim Kohleausstieg Verantwortung übernehmen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Februar 2019

NEUMANN: Bundesregierung muss beim Kohleausstieg Verantwortung
übernehmen



Zu den Medienberichten über die Äußerungen von Bundeskanzlerin Merkel
zum Kohleausstieg erklärt der energiepolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Die Zweifel der Kanzlerin am Gelingen des Kohleausstiegs zeigen,
dass dieser nationale Alleingang der falsche Weg ist. Die Kosten
drohen völlig aus dem Ruder zu laufen. Und vielerorts werden bereits
jetzt schon Blackout-Szenarien durchgespielt, da die
Versorgungssicherheit akut in Gefahr ist. Es bleibt zu hoffen, dass
auch diejenigen, die am liebsten sofort den Kraftwerken den Stecker
ziehen möchten, der Kanzlerin gestern genau zugehört haben. Vor allem
sollte sich Wirtschaftsminister Altmaier von Merkels Worten
angesprochen fühlen und nicht so weitermachen wie bisher. Die
Bundesregierung muss endlich Verantwortung übernehmen und den
Netzausbau schnell vorantreiben, anstatt dies ständig nur
anzukündigen. Die bisherige Symbolpolitik muss ein Ende haben. Jetzt
ist Handeln gefragt, sonst wird die Energiewende scheitern."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4659: Stromsperre und Zwangsräumung - Keine Rücksicht auf das Kindeswohl (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Februar 2019

Stromsperre und Zwangsräumung: Keine Rücksicht auf das Kindeswohl



Das Schicksal der Familie R., jüngst bekannt geworden unter anderem
durch einen großen Artikel im Hamburger Abendblatt, macht fassungslos:
Zehn Monate lang musste die Familie ohne Strom auskommen, nun wurde
die Zwangsräumung aus der Wohnung zum 8. März verfügt - obwohl davon
drei kleine Kinder betroffen sind. Die Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft hat beim Senat die Hintergründe des Falles
erfragt (Drs. 21/15924). Ergebnis: In Hamburg sind über 1.500
Haushalte von Stromsperren betroffen - doch die Behörden wissen gar
nicht, ob auch Kinder in den jeweiligen Fällen betroffen sind.

Im konkreten Fall ist nun klar, dass die SAGA/GWG die Zwangsräumung
betreibt, ohne dass die Behörden alternative Angebote unterbreitet
hätten. Überhaupt bekommt die Familie zurzeit keinerlei Hilfen
vonseiten der Behörden, offiziell weil die Verfahren zum Aufenthalt
der Familie und den Kindern läuft. "Wie soll die Familie R. die
finanziellen Mittel für die ihr Mietkonto aufbringen, wenn die Stadt
und die Behörden Ihnen jegliche Zahlungen verweigern?", fragt sich
Mehmet Yildiz, Fachsprecher der Linksfraktion für Kinder und
Sportpolitik. "Es ist skandalös, wie mit der Familie umgegangen wird.
Es werden alle Leistungen gestrichen, aber auch keine
Alternativvorschläge gemacht. Die Behörde schiebt es auf das
Verfahren, die Gerichte schieben die Verantwortung wiederum zurück.
Die Leidtragenden sind die Kinder. Die Ausländerbehörde könnte eine
Duldung aussprechen, offensichtlich fehlt der Wille dazu."

Scharfe Kritik übt Yildiz am Umgang der Behörden mit Familien und
deren Kindern: "Das Kindeswohl wird überhaupt nicht berücksichtigt.
Auch bei der Frage nach einer Räumung der Wohnung ist es irrelevant,
ob Kinder davon betroffen sind oder nicht. Der gesamte Umgang mit der
Familie R. macht deutlich, dass wir stärkere Kinderrechte und vor
allem auch ein Recht auf Wohnung und mehr Schutz vor Räumung brauchen.
Denn die Familie steht vor dem Nichts, weder Gelder zum
Lebensunterhalt noch die Wohnung sind sicher. Der Senat ist nun zum
Handeln aufgefordert, denn sonst droht den drei Kindern und der Mutter
die baldige Obdachlosigkeit."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4658: Schuljahresstatistik - Politik nach Gutsherrenart (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Februar 2019

Schuljahresstatistik: Politik nach Gutsherrenart



Schulsenator Ties Rabe hat heute die neue Schuljahresstatistik
vorgelegt. Die Zahlen seien Ausdruck eines sozial gespaltenen
Bildungswesens, meint Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Weniger als
eine Lehrkraft mehr pro Schule - das stopft nicht einmal die Löcher,
die es am dringendsten nötig hätten. Der Senator sonnt sich in
steigenden Zahlen, die wirklichen Herausforderungen spricht er aber
nicht an, und die angeblichen Qualitätssteigerungen kann er nicht
nachweisen. Der Senator arbeitet ohne Konzept und ohne Vorausschau."

Als Beispiel für die soziale Spaltung des Bildungswesens nennt
Boeddinghaus die Beschulung geflüchteter Kinder und Jugendlicher, die
in den Vorbereitungsklassen noch auf alle Schulformen ähnlich verteilt
seien, in der Regelbeschulung jedoch mehrheitlich auf Stadtteilschulen
gingen. Zudem seien die Forderungen der Volksinitiativen "Gute
Inklusion" und "Guter Ganztag" noch längst nicht zur Zufriedenheit der
Schulen umgesetzt.

In der Planung der Schulentwicklung sowohl in quantitativer wie
qualitativer Hinsicht herrsche Chaos, kritisiert Boeddinghaus. "Der
Stadtteilschule Walddörfer wird ein neuer Zug verordnet, die
Max-Brauer-Schule zwangsweise vergrößert. Senator Rabe behandelt die
Akteurinnen und Akteure vor Ort nach Gutsherrenart, von oben herab. In
seine Entscheidungen bindet er weder Schulleitungen noch Kollegien
ein, von den Eltern und Kindern ganz zu schweigen."

Der Forderung der Basis nach einem demokratischen, regionalen
Schulentwicklungsplan müsse endlich nachgekommen werden. "Mir scheint
der Senator geblendet von den steigenden Schüler_innenzahlen. Diese
Kinder haben aber ein Recht auf Bildung, dem der Senator folgen und
für das er substantielle Mittel in die Hand nehmen muss. Bisher
arbeitet er deutlich an den Bedarfen vorbei."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3267: Gesetz zur Erleichterung kommunaler Haushaltsführung kommt in den Landtag (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Februar 2019

Gesetz zur Erleichterung kommunaler Haushaltsführung kommt in den Landtag



Der Entwurf des Gesetzes zur Doppik-Erleichterung hat das Kabinett
passiert. Dazu erklärt die kommunalpolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion Martina Tegtmeier:

"Mit dem sogenannten Doppik-Erleichterungsgesetz wird vielen Kommunen
des Landes die Haushaltsführung etwas vereinfacht. Insbesondere die
ehrenamtlichen Mitglieder in den Gemeinde-und Kreistagsvertretungen
haben oft Schwierigkeiten mit der komplexen Materie der doppischen
Haushaltsführung.

Das haben die SPD-Abgeordneten in den Fachausschüssen oft diskutiert
und die Landesregierung dazu aufgefordert, Erleichterungen zu
erarbeiten und den Umfang der Nachweise auf das notwendige Maß zu
reduzieren. Das hat das Innenministerium in enger Zusammenarbeit mit
den kommunalen Spitzenverbänden und dem Finanzministerium jetzt
umgesetzt.

Beispielsweise sollen nur noch Schwerin, Rostock und die großen
kreisangehörigen Kommunen verpflichtend einen Gesamtabschluss
erstellen müssen. Kleinere Kommunen erhalten ein Wahlrecht, sie können
einen vereinfachten Beteiligungsbericht erstellen. Auch für die Ämter
gibt es Erleichterungen.

Wir werden den Gesetzentwurf umfassend beraten und freuen uns darauf,
dass damit eine Forderung der ehrenamtlichen Kommunalvertreter des
Landes erfüllt wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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AUSSEN/1601: Wiedereinsetzung der Kommission Internationale Politik


SPD-Presseerklärung vom 11. Februar 2019

Wiedereinsetzung der Kommission Internationale Politik



Der SPD-Parteivorstand hat auf seiner heutigen Klausursitzung
folgenden Beschluss gefasst:

Die Welt wächst zusammen - und verändert sich in einem rasanten Tempo.
Während die Liste der Herausforderungen, die nur gemeinsam und global
gelöst werden können, länger wird, ist der Multilateralismus auf dem
Rückzug, langjährige außenpolitische Gewissheiten lösen sich auf und
Interessen werden auch gegen internationales Recht durchgesetzt.

Vor diesem Hintergrund bedarf es gerade für die SPD, die wie keine
andere Partei für internationale Solidarität, die universelle Geltung
der Menschenrechte, Frieden und Völkerverständigung sowie Abrüstung
und Rüstungskontrolle steht, eines zentralen außenpolitischen
Gremiums, in dem grundsätzlich diskutiert und konkrete Verabredungen
getroffen werden. Dafür wird die Arbeit der Kommission Internationale
Politik (KIP) fortgesetzt.

Als Sprecherinnen und Sprecher der Kommission Internationale Politik
(KIP) wurden benannt:

Heiko Maas, MdB

Katarina Barley, MdB

Udo Bullmann, MdEP

Ralf Stegner, MdL

Aydan Özoguz, MdB

Niels Annen, MdB

Mitglieder der Kommission Internationale Politik sind darüber hinaus
die zentralen außenpolitischen Akteure der SPD-Fraktion und des
SPD-Parteivorstandes. Des Weiteren werden die außenpolitische
Expertise der Friedrich-Ebert-Stiftung, des DGB und von Vertreterinnen
und Vertretern aus Wissenschaft und Verbänden in die Arbeit der
Kommission Internationale Politik integriert.

 * 

Quelle:

SPD-Presseerklärung vom 11. Februar 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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INNEN/3049: Einsetzung des Geschichtsforums der SPD


SPD-Presseerklärung vom 11. Februar 2019

Einsetzung des Geschichtsforums der SPD



Der SPD-Parteivorstand hat auf seiner heutigen Klausursitzung
folgenden Beschluss gefasst:

"Mit ihrer langen in die Entwicklung der Arbeiterbewegung
eingebetteten Geschichte unterscheidet sich die SPD in ganz besonderer
Weise von allen anderen politischen Parteien in Deutschland. Gerade
die Erinnerung an die Novemberrevolution von 1918 und die daraus
hervorgehende Gründung der ersten Demokratie, z.B. mit der Einführung
des Frauenwahlrechts, unterstreichen, dass die Sozialdemokratie wie
keine andere politische Kraft die deutsche Demokratiegeschichte
geprägt hat.

Für uns steht außer Frage, dass das heutige politische Handeln der SPD
immer im Kontext eines "sozialdemokratischen historischen
Bewusstseins" eingebettet sein muss. Deshalb sieht es der
Parteivorstand auch weiterhin als seine Aufgabe an, dieses historische
Bewusstsein auch zukünftig in der gesamten Breite der Partei zu
verankern.

Aus diesem Grund wollen wir mit der Einrichtung eines Geschichtsforums
eine neue erinnerungspolitische Struktur schaffen, in der es nicht nur
um den fachlichen Austausch mit Historiker*innen gehen soll, sondern
auch um die Frage, wie wir das so dringend notwendige
Geschichtsbewusstsein in den Zeiten einer permanenten politischen
Erregung, die immer mehr von kurzsichtigen und geschichtsvergessenen
Emotionalisierungen getrieben wird als von einer differenzierten
Auseinandersetzung auf der Grundlage von Argumenten, wieder stärker
verankern können.

Dies gilt in erster Linie erst einmal für unser eigenes
sozialdemokratisches Handeln, aber gleichermaßen auch für das
Engagement von Sozialdemokrat*innen in allen Bereichen unserer
Zivilgesellschaft, damit sie dort als aktive Gestalter*innen
ausgestattet mit einem sozialdemokratischen Geschichtsbewusstsein
sichtbar werden.

Mit dem Geschichtsforum beim SPD Parteivorstand wird es auch weiterhin
einen Ort der Auseinandersetzung über historisch-politische,
geschichtskulturelle und geschichtspolitische Fragen geben. Allerdings
soll es nicht ein reines Expertengremium wie die frühere HiKo sein.
Wir wollen vielmehr einen neuen "interdisziplinären" Diskussionsrahmen
schaffen, in denen sich Expertise und "praktische Politik" gegenseitig
befruchten. Dazu bedarf es anderer Formate und Herangehensweisen, die
über das wissenschaftliche historische Arbeiten hinaus Wirkungsmacht
für den ganz konkreten politischen Alltag unserer Partei erlangen
können."

Der SPD-Parteivorstand würdigt ausdrücklich die Verdienste der
früheren Historischen Kommission und ihrer damaligen Mitglieder.

Eckpunkte unserer zukünftigen geschichtspolitischen Arbeit

Der Parteivorstand richtet ein Geschichtsforum als Ort der
Auseinandersetzung über historisch-politische, geschichtskulturelle
und geschichtspolitische Fragen ein.

Das Geschichtsforum gestaltet seine Arbeit eigenständig. Es wählt aus
seiner Mitte eine/n Sprecher*in und zwei stellvertretende
Sprecher*innen.

Nach zwei Jahren soll die Arbeit des Geschichtsforums überprüft
werden. Hierzu soll zu Beginn der Arbeit des Gremiums eine
Vereinbarung getroffen werden.

Der Parteivorstand betraut das Geschichtsforum mit folgenden Aufgaben:
Der Überprüfung der bisherigen erinnerungspolitischen Strukturen der
SPD hinsichtlich ihrer "Durchdringung" der konkreten politischen
Arbeit. Darauf aufbauend sollen entsprechende Handlungsempfehlungen
entwickelt werden.

Der Schaffung "interdisziplinärer" Diskussions- und
Arbeitszusammenhänge, in denen sich Expertise und "praktische Politik"
gegenseitig befruchten, um so über das wissenschaftliche historische
Arbeiten hinaus neue Impulse für den politischen Alltag unserer Partei
zu ermöglichen.

Der jährliche Koordinierung der Aktivitäten hinsichtlich der Gedenk-
und Jubiläumstage der Sozialen Demokratie in enger Abstimmung mit der
FES und den regionalen erinnerungspolitischen Strukturen innerhalb
SPD.

Als thematischer Schwerpunkt für 2019 soll ein Konzept zur
historischen Würdigung und Reflexion des 30. Jahrestages der Gründung
der SDP in der damaligen DDR und die Rolle der ostdeutschen
Sozialdemokratie in der letzten DDR-Regierung insbesondere im
Zusammenhang mit dem Prozess der Wiedervereinigung entwickelt werden.

Dem Geschichtsforum beim SPD-Parteivorstand werden folgende Personen
angehören:

1. Behrens, Jan C.

2. Berger, Stefan

3. Brandt, Peter

4. Budde, Katrin

5. Dörr, Nikolas

6. Esdar, Wiebke

7. Griese, Kerstin

8. Kruke, Anja

9. Lehnert, Detlef

10. Mählert, Ulrich

11. Meyer, Kristina

12. Mittag, Jürgen

13. Morina, Christina

14. Mühlhausen, Walter

15. Münkel, Daniela

16. Neffe, Jürgen

17. Nietan, Dietmar

18. Reiche, Jürgen

19. Rother, Bernd

20. Schieder, Marianne

21. Schmeitzner, Mike

22. Schöler, Uli

23. Schumann, Dirk

24. Süß, Dietmar

25. Tautz, Lothar

26. Woyke, Meik

 * 

Quelle:

SPD-Presseerklärung vom 11. Februar 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus
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RECHT/677: Kinder besser vor sexuellem Missbrauch schützen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Kinder besser vor sexuellem Missbrauch schützen



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher:

Zur effektiven Bekämpfung von Sexualstraftaten gegen Kinder braucht es
mehr Personal und effektivere Ermittlungsmöglichkeiten für die
Polizei.

"Die Vorschläge der Union zur Bekämpfung von Sexualstraftaten gegen
Kinder gehen teilweise in die richtige Richtung, es fehlt aber die
rote Linie. Das Unionskonzept ist halbherzig, weil es den Schwerpunkt
auf Strafschärfungen legt und nicht auf Personalverstärkungen und
effektivere Ermittlungsmöglichkeiten für die Polizei.

Einige Vorschläge sind außerdem längst vereinbart im
Koalitionsvertrag. So haben wir uns auf die Versuchsstrafbarkeit des
Cybergroomings ebenso geeinigt wie auf eine Strafbarkeit für das
Betreiben eines Darknet-Handelsplatzes für kriminelle Waren wie
Kinderpornographie.

Da Kinderpornographie nahezu ausschließlich im Internet gehandelt
wird, brauchen die Strafverfolgungsbehörden und insbesondere das
Bundeskriminalamt für ihre Ermittlungsarbeit mehr IT-Fachpersonal und
bessere technische Ausstattung.

Der Fall Staufen macht deutlich, wie wichtig die Sensibilisierung von
Behördenmitarbeitern und Gerichten für Anzeichen von Missbrauch ist.
Wir brauchen daher eine Fortbildungsverpflichtung für Richterinnen und
Richter, insbesondere im Familienrecht.

Ist sich ein Missbrauchsopfer noch nicht sicher, ob es Strafanzeige
erstattet, muss es die Möglichkeit haben, die Verletzungen gleich nach
der Tat in anonymisierter Form gerichtsfest zu dokumentieren. Dadurch
sind Beweise gesichert, auch wenn das Opfer die Strafanzeige erst
Wochen danach stellt. Die anonymisierte Beweissicherung bei Gewalt-
und Missbrauchsfällen muss in Deutschland deshalb flächendeckend
ermöglicht werden.

Wenn ein Täter bei Sexualstraftaten DNA-Spuren hinterlässt, muss die
Polizei die hieraus erkennbaren Informationen zu Haut-, Haar- und
Augenfarbe nutzen können. Dies wollen wir gesetzlich ermöglichen.

Oft scheitert die Strafverfolgung von Sexualstraftaten daran, dass
Opfer oder Zeugen unter dem Druck der Täter ihre Aussage zurückziehen.
Deshalb wollen wir insbesondere bei Sexualstraftaten, dass
Vernehmungen von Zeugen und Opfern per Videoaufnahme gesichert und so
im Strafprozess genutzt werden können."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2749: Für eine Grundrente - Aus Respekt vor Lebensleistung


SPD-Presseerklärung vom 11. Februar 2019

Für eine Grundrente - Aus Respekt vor Lebensleistung



Der SPD-Parteivorstand hat auf seiner heutigen Klausursitzung
folgenden Beschluss gefasst:

Die SPD setzt sich für eine gerechte Grundrente ein. Damit würdigen
wir die Lebensleistung von Menschen respektvoll und wirken gegen
Altersarmut.

Wir erneuern damit ein Kernversprechen unseres Sozialstaates: Wer ein
Leben lang gearbeitet hat, muss eine Rente spürbar über der
Grundsicherung bekommen.

Die Grundrente sorgt für gesellschaftlichen Zusammenhalt!

Die gesetzliche Rente ist die tragende Säule der Alterssicherung in
Deutschland. Das Vertrauen in die Rente ist wesentlich für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Viele Menschen, die ihr Leben lang
gearbeitet haben, landen wegen niedriger Löhne als Rentnerinnen und
Rentner in der Grundsicherung. Das trifft besonders Frauen, die ihr
Leben lang Erwerbsarbeit mit Kindererziehung und/oder Pflege von
Angehörigen vereinbart haben und deswegen weniger erwerbstätig sein
konnten. Arbeit muss sich lohnen und Lebensleistung muss anerkannt
werden - auch in der Rente.

Die Grundrente sorgt für Gerechtigkeit!

Wer 35 Jahre oder mehr gearbeitet, Kinder erzogen oder Angehörige
gepflegt hat, soll im Alter besser abgesichert sein als jemand, der
nicht erwerbstätig war. Das ist eine Frage der Anerkennung und
Gerechtigkeit. Zugleich bekämpfen wir damit Altersarmut.

Die Grundrente sorgt für Respekt!

Bei der Grundrente geht es nicht um Almosen, sondern um Anerkennung
und Respekt vor der Leistung eines langen Arbeitslebens. Menschen, die
jahrzehntelang hart gearbeitet haben, sollen nicht zum Amt gehen
müssen, um staatliche Hilfen zu beantragen und dort ihre gesamten
Einkommens- und Vermögensverhältnisse und die ihres Lebenspartners
oder ihrer Lebenspartnerin offenlegen müssen. Denn das führt heute
dazu, dass viele aus Scham nicht zum Amt gehen und nicht einmal
Grundsicherung bekommen. Wir stehen für eine gerechte Grundrente, die
im Rentensystem ansetzt. Wir wollen eine echte Grundrente, keine
Sozialleistung.

Die Grundrente erneuert das Kernversprechen des Sozialstaates!

Das Kernversprechen des Sozialstaates ist: Nach einem Leben voller
Arbeit bekomme ich eine leistungsgerechte, anständige Rente. Darauf
müssen sich die Menschen wieder verlassen können. Die SPD macht sich
auf, den Sozialstaat zu erneuern und neues Vertrauen herzustellen.

Es geht um den Respekt davor, was Menschen geleistet haben, den
Respekt vor unterschiedlichen Biographien, den Respekt vor
Friseurinnen und Friseuren, vor Lagerarbeiterinnen und Lagerarbeitern,
vor Floristinnen und Floristen, vor Kassiererinnen und Kassieren, vor
Kellnerinnen und Kellnern, vor Taxifahrerinnen und Taxifahrern und
Menschen in vielen anderen Berufen, die lange gearbeitet haben, Kinder
erzogen haben und ihre Angehörigen gepflegt haben.

Wir wollen, dass Lebensleistung in unserem Sozialstaat stärker
anerkannt wird - auch in der Rente. Deswegen gehen wir diese Schritte
zur Erneuerung unseres Sozialstaates. Die SPD unterstützt den
Vorschlag für eine Grundrente von Arbeits- und Sozialminister Hubertus
Heil.
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VERKEHR/882: Einsetzung des Forums "Mobilität der Zukunft"


SPD-Presseerklärung vom 11. Februar 2019

Einsetzung des Forums "Mobilität der Zukunft"



Der SPD-Parteivorstand hat auf seiner heutigen Klausursitzung
folgenden Beschluss gefasst:

Die SPD wird die Leitlinien einer modernen Mobilitätspolitik
erarbeiten, die den sozialen, den ökonomischen und den ökologischen
Ansprüchen gerecht werden.

Das Forum soll sich auf die folgenden Themenschwerpunkte
konzentrieren:

Neue Mobilitätskonzepte, die alle Verkehrsträger einbeziehen und
Mobilität für alle ermöglichen.

Digitalisierung: Automatisiertes Fahren, Vernetzung und neue Angebote
wie Sharingmodelle.

Klimaschutz: Alternative Antriebe, um die vereinbarten

Klimaschutzziele auch im Verkehrssektor zu erreichen.

Strukturwandel: Neues Leitbild für die Schlüsselbranche Automobil, das
die Themenbereiche Rohstoffe und Recycling, Bildung, Beschäftigung und
Qualifizierung einbezieht.

Mit der Arbeit des Forums sollen u.a. auch die Vorschläge der
Regierungskommission "Nationale Plattform Zukunft der Mobilität"
begleitet werden.

Das Konzept wird dem ordentlichen Bundesparteitag im Dezember 2019 zur
Abstimmung vorgelegt.
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ASIEN/989: Hinter den Wahlerfolgen - Traum und Wirklichkeit in Nepal (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 145, 3/18

Hinter den Wahlerfolgen

Traum und Wirklichkeit in Nepal

Ein Kommentar(1) von Radha Paudel



Welche Bedeutung hat die Staatspräsidentin von Nepal für das Leben
der Frauen und für den Kampf um Frauenrechte? Welche Hoffnungen haben
Feministinnen in sie gesetzt? Und: Welche Bedeutung hat die
Frauenquote bei den Wahlen wirklich?


Ich war richtig glücklich und stolz, als Bidhya Devi Bhandari im
Oktober 2015 zur Staatspräsidentin gewählt wurde, denn ihr Sieg war
auch ein symbolischer Sieg für die Mädchen und Frauen in ganz Nepal.
Wenn ich damals Mutter einer Tochter geworden wäre, hätte ich mir
dieses Mädchen plötzlich sogar als Staatspräsidentin vorstellen
können. Dazu noch die Partei, aus der Bidhya Devi Bhandari kommt: eine
linke Partei, die Kommunistische Partei Nepals(2), mit
fortschrittlichem Programm. Ich träumte von einer politischen Kultur,
in der Frauen in politischen Führungspositionen akzeptiert, in der für
Mädchen und Frauen Partei ergriffen wird, sogar in den ländlichen
Gebieten. Dieser Wahlsieg war am Anfang total aufregend.


Die Frau an der Spitze...

Mädchen und Frauen haben spezifische Bedürfnisse, Interessen,
Kenntnisse und Prioritäten, die von den Männern in der Politik oftmals
ignoriert oder als unwichtig abgetan werden. Mit dieser Lage der
Mädchen und Frauen haben Aktivist_innen wie ich über Jahrzehnte
argumentiert, um mehr Frauen in Entscheidungspositionen zu bekommen.
Für eine stärkere politische Partizipation haben wir Petitionen
organisiert, haben demonstriert, sind in Hungerstreiks getreten, sind
verhaftet worden.

Und nun haben wir eine Frau als Staatspräsidentin! Von Bidhya Devi
Bhandari erwarte ich aber eher nur symbolische Akte, die dem Amt
entsprechen. Wir als Frauenaktivist_innen sind es gewöhnt, uns
isoliert zu fühlen und vom männlichen politischen Führungspersonal
komplett ignoriert zu werden. Zum Beispiel starben 2017 innerhalb
eines Monats zwei Mädchen, eines 14 und eines 19 Jahre alt, in
Menstruationshütten, in denen sie sich aufgrund der
Menstruationsrestriktionen aufhalten mussten(3). Von offizieller
politischer Seite gab es wie üblich überhaupt keine Reaktion - aber
auch Bidhya Devi Bhandari schwieg dazu!

Ich habe mich dann erinnert, dass sie schon vor ihrer Wahl häufig zu
Frauenrechtsaktionen geschwiegen hat. Sie hat, bei genauerer
Betrachtung, vor und nach ihrer Wahl viele Themen politisch und
argumentativ so aufgegriffen, dass die Interessen der männlichen
politischen Amtsinhaber gewahrt bleiben.


...ändert für die anderen Frauen nichts!

Inzwischen befindet sich Bidhya Devi Bhandari schon in ihrer zweiten
Amtszeit, und die Frauenrechte und Bürger_innenrechte werden immer
mehr beschnitten, Mädchen und Frauen immer mehr an den Rand der
Gesellschaft gedrängt. Im Jänner und im Juni 2018 sind wieder zwei
junge Frauen, eine 22 Jahre und eine 18 Jahre alt, in
Menstruationshütten gestorben. Vergewaltigungen sind zu einem
gebräuchlichen Werkzeug geworden, um Frauenrechtsaktivistinnen
fertigzumachen.

Obwohl wir also eine Staatspräsidentin haben und eine
geschlechtersensible Verfassung, die u. a. eine Quote bei Wahlen
vorschreibt, leben 80% der Mädchen und Frauen Nepals in größerer
Unsicherheit als je zuvor - in den Familien, Gemeinden, Schulen und
auf den Straßen, sie leiden an Diskriminierungen aufgrund ihres
Geschlechts, der Kastenzugehörigkeit und Region, in der sie leben.


Die Quote...

Ende 2017 fanden Regional- und Kommunalwahlen statt. Die neue
Verfassung schreibt eine Quote an weiblichen Repräsentantinnen von
33% vor - dank dieser Regelung und dank der nepalesischen
Frauenbewegung wurden bei diesen Wahlen sogar 41% erreicht(4). Ein
großer Erfolg. Aber ein Blick in die jüngere Geschichte Nepals
relativiert das. Im mehr als zehnjährigen Bürgerkrieg waren 40% der
bewaffneten Kämpfer_innen Frauen. Danach hat Nepal sich zur Umsetzung
der Ziele der UN-Resolution 1325 verpflichtet, die in Konflikten alle
Parteien dazu aufruft, die Rechte von Frauen zu schützen und Frauen
gleichberechtigt in Friedensverhandlungen, Konfliktlösung und
Wiederaufbau mit einzubeziehen. Doch real waren Frauen vom
Friedensbildungsprozess und dem Allparteiendialog praktisch
ausgeschlossen.

Das hat auch damit zu tun, wie die beiden größten kommunistischen
Parteien nach dem Ende des Bürgerkriegs agiert haben. Sie versprachen
politische Stabilität und verstanden darunter offensichtlich das
Unterstützen von Männern bei den ersten Wahlen und den Boykott der
weiblichen Kandidatinnen. Inzwischen ist aus den beiden eine einzige
Partei geworden: die Kommunistische Partei Nepals, die die Regierung
bildet, aber die Frauen offenbar vergessen und ihre Integrität damit
verloren hat. Aktuell wird ihr sogar die Registrierung für die
nächsten Nationalratswahlen verweigert, weil sie die 33-%-Quote an
weiblichen Repräsentantinnen innerhalb der Partei nicht vorweisen
kann.


...hat ihre Tücken!

Aus allen diesen Gründen müssen wir unsere Erfolge bei den
Regionalwahlen kritisch hinterfragen. Sind die Sitze, die die Frauen
errungen haben, wirklich durch Wähler_innenstimmen abgesichert, oder
sind sie nur durch die Mandatsverteilungen innerhalb der Parteien
zustande gekommen? Gäbe es diese 41% Sitze ohne die Quote? Ist diese
Repräsentation wirklich ein Erfolg der Frauenrechtsbewegung?

Tatsächlich wurden nur 9% der Frauen direkt gewählt, im nationalen
Parlament sind es noch weniger. Frauen werden durch ihre Parteien
weder intellektuell noch finanziell gefördert, um als führende
Kandidatinnen in einen Wahlkampf gehen zu können. Die politische Welt
in Nepal ist eine sehr patriarchale, und Politikerinnen werden in
dieser Welt ebenfalls patriarchal sozialisiert und ordnen sich dem
unter. Das zeigt sich am Schweigen der nicht direkt gewählten
Politikerinnen zu den vielen dummen Entscheidungen, die in der
Regierung und den Parteien getroffen werden.

Auch diese 41% Frauen in den Regionalvertretungen sitzen nun fast alle
nur in den zweiten Positionen, sind Vizebürgermeisterinnen oder
Vizegouverneurinnen. Offen gesagt, wurden die meisten Frauen bei
diesen Wahlen nur zum Schein aufgestellt, um das Leid der Frauen und
die Forderungen der Frauenbewegung in den Hintergrund zu drängen.
Gewalt und Unterdrückung durch die Ehemänner, aber auch Gewalt
aufgrund der Kastenzugehörigkeit, die Menstruationsrestriktionen, das
problematische "Brautgeld", Kinderheirat, ökonomische Abhängigkeit und
gesellschaftliche Rechtlosigkeit sind nämlich speziell in den
ländlichen Regionen nach wie vor Bestandteile des Alltags von Mädchen
und Frauen.

Wenn ich also die Wirkung einer weiblichen Staatspräsidentin und große
Wahlerfolge von Frauen hinterfrage, sehe ich, dass es bis zu einer als
gesellschaftlich wesentlich und wertvoll erachteten Teilhabe der
Mädchen und Frauen am sozialen und politischen Leben in Nepal noch ein
weiter Weg ist.


Anmerkungen:

(1) Übersetzung aus dem Englischen durch die Redaktion

(2) Ihre Parteifunktionen hat sie nach der Wahl zurückgelegt.

(3) Am 31. Juli 2018 wurde in der Sendereihe "Globale Dialoge" (Radio
Orange 94.0) ein Interview mit Radha Paudel zum Thema
Menstruationsrestriktionen in Nepal ausgestrahlt. Infos, Links und die
Radiosendung zum Nachhören: 

http://noso.at/?p=5931

(4) http://result.election.gov.np


Zur Autorin:

Radha Paudel ist feministische Aktivistin in Nepal und Gründerin der
NGO Action Works Nepal (https://actionworksnepal.org) sowie der Radha
Paudel Foundation. Ihr politisch-autobiografisches Buch "Jumla - A
Nurse's Story" (Kathmandu 2016) steht unter der Signatur I E 1189 in
der Bibliothek der Frauen*solidarität zur Verfügung. Am 25. April 2018
sprach sie in Wien zum Thema "Women in Emergencies - Opportunities for
Change".

Links: www.radhapaudelfoundation.org, www.radhapaudel.org
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GEWERKSCHAFT/293: 100 Jahre Volkshochschulen - ver.di kritisiert Arbeitsbedingungen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. Februar 2019

100 Jahre Volkshochschulen - ver.di kritisiert Arbeitsbedingungen als
"Skandal im öffentlichen Auftrag"



Anlässlich des heutigen 100-jährigen Bestehens der Volkshochschulen
fordert die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) eine höhere
Bezahlung, soziale Absicherung sowie gesetzlich verbriefte Rechte auf
Mitbestimmung für VHS-Dozentinnen und Dozenten. Lehrende, die 35
Jahre vollbeschäftigt für die VHS gearbeitet haben, kommen auf eine
Rente von maximal rund 600 Euro.

100 Jahre Volkshochschulen seien eigentlich ein Grund zum Feiern,
stellt ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ute Kittel fest. Doch: "Die
Arbeitsbedingungen an den Volkshochschulen sind ein Skandal im
öffentlichen Auftrag. Lehrende können jederzeit Verdienst einbüßen
oder ganz ohne Arbeit dastehen. Obwohl sie im Dauereinsatz für die
VHS sind, erhalten viele nur Honorarverträge für wenige Wochen. Bei
Krankheit oder in Elternzeit gibt es kein Recht auf
Weiterbeschäftigung und wenn die Arbeit weg ist, dann gibt es kein
Arbeitslosengeld. Selbst in den besser bezahlten Integrationskursen
bleiben vollbeschäftigten Lehrkräften nach Abzügen nur etwa 1.600
Euro zum Leben und nach 35 Arbeitsjahren eine Rente von nicht mehr
als 600 Euro. Der öffentliche Dienst muss seine freien
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sozial besser absichern."

Volkshochschulen sind profilierte Einrichtungen der
Erwachsenenbildung und ein Teil des öffentlichen Dienstes. In ihnen
unterrichten hochqualifizierte Dozentinnen und Dozenten. Sie geben
Integrationskurse, IT-Schulungen, unterrichten Fremdsprachen,
vermitteln politische und künstlerische Bildung oder leisten etwa
eine nachholende Grundbildung in Schreiben und Rechnen.
Die Lehrenden werden bundesweit fast immer freiberuflich beschäftigt,
arbeiten aber meist ausschließlich für die VHS und müssen von diesen
Aufträgen leben.

In Berlin fordert ver.di mit der VHS-Dozent/innen-Vertretung für die
ca. 750 vollbeschäftigten Lehrkräfte als bundesweites Pilotprojekt
einen Tarifvertrag (http://tinyurl.com/y6afrctu). Eine
tarifvertragliche Regelung für arbeitnehmerähnliche VHS-Lehrkräfte
hatte die rot-rot-grüne Berliner Landesregierung bereits im
Regierungsprogramm 2017 in Aussicht gestellt. Doch der Senat sperrt
sich bis heute, Verhandlungen aufzunehmen.
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WEITERBILDUNG/157: Fördermittel für Weiterbildung erreichen nur eine Minderheit (idw)


Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie (FiBS) - 11.02.2019

Fördermittel für Weiterbildung erreichen nur eine Minderheit



Trotz der steigenden Bedeutung beruflicher Weiterbildung erreichen
öffentliche Fördermittel nur sehr wenig Personen. Eine aktuelle Studie des
FiBS Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie ergab, dass
weniger als 2 Prozent aller Erwerbspersonen zur Finanzierung einer
Weiterbildung eine finanzielle Unterstützung vom Bund oder von den Ländern
in Anspruch nehmen. Bezogen auf die 52 Prozent der Erwachsenen, die an
Weiterbildung teilnehmen, sind es 3,4 Prozent. Dabei zeigen sich große
Unterschiede zwischen den Bundesländern, sowohl hinsichtlich der
Weiterbildungsbeteiligung als auch der Verbreitung der
Förderinstrumente.

Insgesamt erhielten im Jahr 2017 etwas mehr als 750.000 Personen eine
Förderung für ihre Weiterbildung aus bundesweiten Förderinstrumenten.
Hinzu kommen knapp 10.000 Förderungen der Länder für Privatpersonen in
Form von Bildungsschecks. In Relation zu den insg. 43 Millionen
Erwerbspersonen entspricht dies 1,8 Förderungen je 100 Erwerbspersonen.
Mehr als 90 Prozent aller personenbezogenen Förderungen zur beruflichen
Weiterbildung entfallen dabei auf Instrumente der Bundesagentur für
Arbeit, das Aufstiegs-BAföG und das BAföG, soweit letzteres für
Bildungsmaßnahmen genutzt wird, die eine abgeschlossene Berufsausbildung
voraussetzen. Vergleichsweise gut unterstützt werden abschlussorientierte
Weiterbildungsmaßnahmen.

Die Zahl der Förderungen durch die Bundesagentur für Arbeit schwankte
zwischen 2012 und 2017 konstant zwischen 465.000 und 483.000 jährlich, das
sind jedoch deutlich weniger als noch im Jahr 2009, bedingt durch die hohe
Förderintensität infolge der Wirtschafts- und Finanzkrise. Das
Aufstiegs-BAföG beziehen seit 2010 konstant zwischen 162.00 und 172.000
Personen. Deutlich zurückgegangen ist dagegen der Anteil der Schüler/innen,
die BAföG für eine Maßnahme beziehen, die eine abgeschlossene
Berufsausbildung voraussetzt: Lag deren Zahl 2010 noch bei rund 122.000,
reduzierte sie sich bis 2017 auf knapp 75.000. Andere Förderprogramme, die
sich direkt an Individuen richten, spielen nur eine untergeordnete Rolle.
"Auch wenn die öffentlichen Weiterbildungsausgaben seit 2015 leicht
gestiegen sind, ist die Zahl der Förderfälle über die letzten zehn Jahre
hinweg tendenziell eher abnehmend." so Dr. Michael Cordes, Projektleiter
im FiBS. "Ergänzend zu zielgruppenbezogenen Förderungen mangelt es an
breitenwirksamen Instrumenten. Um die Weiterbildungsbeteiligung zu erhöhen,
muss der finanzielle Zugang zu einer Förderung erleichtert werden."

Während nur relativ wenige Personen eine öffentliche Zuschussförderung
bekommen, nutzen weitaus mehr Personen steuerliche Regelungen zur
Ko-Finanzierung ihrer privaten Weiterbildungsausgaben: Das FiBS schätzt die
Zahl derer, die ihre Fortbildungskosten im Rahmen der Einkommensteuer
angeben, auf knapp 2 Millionen. Allerdings profitieren gerade Personen mit
hohen Einkommen aufgrund ihres höheren Steuersatzes stärker als Personen
mit geringem Einkommen von der steuerlichen Anrechenbarkeit.
Geringverdiener sind hier im Nachteil.

Auffällig sind weiterhin große Differenzen zwischen den Bundesländern.
Diese zeigen sich in der Weiterbildungsquote, die laut Mikrozensus im Jahr
2016 bei den 25 bis 64-Jährigen zwischen 21 Prozent in Baden-Württemberg
und 13 Prozent im Saarland lag. Auch werden die zur Verfügung stehenden
Finanzierungsinstrumente sehr unterschiedlich genutzt. So erhalten in
Berlin, das zu den Ländern mit der geringsten Weiterbildungsbeteiligung
zählt, relativ gesehen mehr als doppelt so viele Personen eine
Weiterbildungsförderung wie in Baden-Württemberg, das in der Regel die
höchsten Beteiligungsquote aller Länder hat. Zurückzuführen ist dieser
Unterschied auf die je nach Arbeitslosenquote unterschiedlich intensive
Förderung durch die Bundesagentur für Arbeit. Dagegen ist das
Aufstiegs-BAföG besonders in Bayern, dem Saarland, Baden-Württemberg und
Niedersachsen verhältnismäßig stark verbreitet und das Schüler/innen-BAföG
für Weiterbildungen in Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und
Thüringen.

"Die Ergebnisse zeigen, dass die öffentliche Weiterbildungsfinanzierung
eine untergeordnete Rolle für die Weiterbildungsbeteiligung hat",
konstatiert Dr. Dieter Dohmen. Der Fokus liegt auf formalen
Weiterbildungen, die kostenintensiv sind und oft in Vollzeit durchgeführt
werden. Für kürzere Maßnahmen, die meist auch nicht ganz so teuer sind,
gibt es hingegen nur selten Förderung, sieht man einmal von der
Einkommensteuer ab. "Da die steuerliche Entlastung aber mit dem Einkommen
ansteigt," fordert Dohmen "eine komplementäre Zuschussförderung für
diejenigen, die ein geringes Einkommen haben. Solange das nicht erfüllt
ist, steigt die Weiterbildung mit Einkommen und Bildung und zementiert die
bestehende und oft beklagte Ungleichverteilung."



Die Ergebnisse der Studie "Verbreitung öffentlicher Förderinstrumente in
Deutschland und der Blick in die Länder" von Michael Cordes und Dieter
Dohmen wurden heute in der Reihe "FiBS-Forum" veröffentlicht. Der Beitrag
ist auf der Homepage des FiBS (www.fibs.eu) zu finden.

Die veröffentlichte Studie ist Teil des vom FiBS durchgeführten Projekts
"Volks- und regionalwirtschaftliche Kosten, Effekte und Finanzierung der
Weiterbildung". Das Projekt wird im Rahmen des Förderschwerpunkts
"Innovative Ansätze zukunftsorientierter beruflicher Weiterbildung" vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF gefördert.

Das FiBS ist eine private, interdisziplinäre Forschungs- und
Beratungseinrichtung sowie ein führender Think Tank zum Thema
Bildungsfinanzierung in Deutschland und Europa.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution674

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie (FiBS), 11.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/198: Mexiko - Garantiepreise und offener Markt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Garantiepreise und offener Markt

Von Ana de Ita*



(Mexiko-Stadt, 31. Januar 2019, la jornada) - In Mexiko markieren die
neuen Garantiepreise für Mais, Bohnen, Reis und Weichweizen einen
Wendepunkt nach 30 Jahren neoliberaler Reformen im Landbau. Zwischen
1989 und 1994 wurden die Garantiepreise abgeschafft, um das Terrain
für den Nordamerikanischen Freihandelsvertrag NAFTA zu bereiten. Die
Landwirt*innen, die ihre Ernten der staatlichen Aufkaufeinrichtung
Conasupo zu festen Preisen übergaben, sahen sich dieser Möglichkeit
von einem Tag auf den anderen beraubt. Und sie fanden keine
Käufer*innen für ihre Ackerbauprodukte mehr.

Ihre Antwort bestand in riesigen Demonstrationen, die sie vom Norden
bis ins Zentrum des Landes führten. Sie initiierten Hungerstreiks,
schlossen internationale Grenzübergänge, besetzten die zentralen
Plätze in den Städten, organisierten Karawanen mit Traktoren. Trotz
ihrer Anstrengungen verloren sie den Krieg um die
Nahrungsmittelproduktion und deren Markt. NAFTA wurde durchgesetzt und
die Kontrolle des mexikanischen Nahrungsmittelsektors ging auf die
multinationalen Unternehmen über. Ernesto Zedillo (Mexikos Präsident
von 1994 bis 2000) schaffte die Conasupo 1998 ab. Gleichzeitig
überließ er den Markt für Mais den Konzernen, die den Weltmarkt
kontrollieren. Die zollfreien Maisimporte überschwemmten den
Binnenmarkt. Die nachfolgenden Regierungen rechtfertigten die
Nahrungsmittelabhängigkeit als einen unvermeidlichen Zustand im
Globalen Dorf.


Zwei Millionen Arbeitsplätze gingen verloren

Die Kleinbäuer*innen flüchteten sich in die Selbstversorgung; damit
gingen zwei Millionen Arbeitsplätze im Landbau verloren. Die
mittelständischen landwirtschaftlichen Produzent*innen, die über ihre
Organisation und genossenschaftlich strukturierte Unternehmen
versuchten, die Vermarktung ihrer Produkte zu kontrollieren, wurden
von Regierungsstellen aus ruiniert. Der Weg sollte frei gemacht werden
für die Großproduzent*innen - etwa zehn Prozent der mexikanischen
Produzent*innen - und die multinationalen Vermarkter. Für diese gab es
mittels verschiedener Programme Subventionen in Form von
Versicherungen, Transportinfrastruktur, Krediten, Zielpreisen,
Vermarktungszuschüssen und der Befreiung von Importzöllen.

Der Anstieg der Nahrungsmittelabhängigkeit geschah allmählich und
systematisch. Er wurde als zwangsläufiger Umstand des freien Handels
betrachtet. Fast 3,8 Milliarden Dollar wurden 2017 für den Import von
Grundnahrungsmitteln bezahlt. Stolz erklärte der damalige Präsident
Peña Nieto, dies werde mit dem Verkauf von Avocados und Beerenfrüchten
für den US-Markt finanziert.


Importzölle bleiben verboten

Angesichts dieses Szenariums bedeuten die von der Regierung unter
Präsident Andrés Manuel López Obrador eingeführten Garantiepreise eine
Wende. Doch sie werden in einem offenen Markt zur Anwendung kommen.
Der neuverhandelte Vertrag zwischen Mexiko, USA und Kanada (der
sogenannte T-MEC) verbietet jede Art von Zöllen oder Handelsbarrieren
für Importe. Darum können die Preise nicht als ein
Regulierungsinstrument dienen. Sie dürfen weder die Binnenpreise noch
die multinationale Kontrolle der Märkte beeinträchtigen.

Die neuen Garantiepreise für Mais und Bohnen, also die von der
Mehrheit der Kleinbäuer*innen angebauten Ackerprodukte, haben vor
allem zum Ziel, die Einkommen de Campesinos zu unterstützen, die
Selbstversorgung der Familien mit Nahrungsmitteln zu stärken und zu
erreichen, dass sie einen kleinen Überschuss erwirtschaften, den sie
auf den Markt bringen können. Gezahlt werden sie an Landwirt*innen mit
Parzellen von einer auf maximal fünf Hektar begrenzten Gesamtfläche.
Das Limit beim Aufkauf beträgt 15 Tonnen bei Bohnen und 20 Tonnen bei
Mais. Den Transport zu den Anlieferungszentren wird die Regierung
bezahlen.

Die neu geschaffene Einrichtung Mexikanische Ernährungssicherheit
(Segalmex) wird die Tonne Bohnen zum Preis von 14.500 Pesos abnehmen;
derzeit werden in den Bohnen produzierenden Regionen 9.000 Pesos
bezahlt. Für die kommende Maisernte im Herbst und Winter ist ein
Garantiepreis von 5.610 Pesos zugesagt, derzeit bekommen die
Bäuer*innen 4.200 Pesos. Da die Infrastruktur von Conasupo
privatisiert wurde, wird Segalmex auf andere vorhandene öffentliche
und private Kapazitäten zurückgreifen.


Verlustgeschäft für die Regierung droht

Zwar erhofft sich die Regierung zurückgehende Importe bei diesen
beiden Grundnahrungsmitteln - zehn Prozent beim Bohnenkonsum und 45
Prozent beim Mais. Es ist aber unwahrscheinlich, dass dies geschieht.
Denn die Importe sind nicht fehlender mexikanischer Produktion
geschuldet, sondern den Vorteilen bei Preisen, Subventionen und
Finanzierungsmechanismen, die die Importe den industriellen
Verbraucher*innen dieser Produkte bieten. Beim Mais ist der Fall
besonders kompliziert. Ohne eigene Verteilungskanäle und unter den
Bedingungen eines offenen Marktes wird die Regierung den Mais, den sie
zu Garantiepreisen aufgekauft hat - etwa die Hälfte der mexikanischen
Maisproduktion - zum internationalen Preis verkaufen müssen. Außerdem
widmen die Kleinbäuer*innen mit weniger als fünf Hektar Land einen
wichtigen Teil ihrer Produktion der Selbstversorgung. Wenn sie aber
ihren Mais oder ihre Bohnen nicht verkaufen, erhalten sie die
Subvention nicht.

Die Garantiepreise für Weichweizen und Reis zielen vor allem darauf
ab, das Einfuhrvolumen zu senken. Darum gibt es keine Beschränkungen
bei der Parzellengröße pro Landwirt*in, sondern nur
Mengenbegrenzungen. Diese Produkte werden direkt von der Agroindustrie
gekauft werden, die Regierung wird den Produzent*innen die
Preisdifferenz zahlen.

Nach offiziellen Berechnungen werden zwei Millionen Landwirt*innen von
den Garantiepreisen profitieren. Doch indem der Verkauf
individualisiert vonstatten geht, ohne die Rolle der
Produzent*innenorganisationen zu berücksichtigen, wird die schwache
Stellung der Kleinbäuer*innen auf dem Markt reproduziert.

* Ana de Ita ist Leiterin des Studienzentrums für den Wandel im
Mexikanischen Landbau (Ceccam)


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/garantiepreise-und-offener-markt/
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1329: Appell an den Handel - Lebensmittelwarnungen müssen die Kunden besser erreichen (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg - 11. Februar 2019

Appell an den Handel: Lebensmittelwarnungen müssen die Kunden besser
erreichen



Verbraucherschützer appellieren an den Handel, konsequenter und
einheitlicher über Lebensmittelwarnungen zu informieren. Bislang sind viele
Menschen nicht darüber informiert, wenn beispielsweise Lebensmittel mit
Salmonellen verunreinigt oder Fremdkörper enthalten sind - was erhebliche
gesundheitliche Folgen haben kann.

Eine Umfrage ergab: Bei einem Großteil der 35 befragten Handelsunternehmen
haben Warnungen zum Schutz ihrer Kunden offenbar keine Priorität. Die
stichprobenartige Umfrage an Unternehmen wie Supermärkte oder Discounter
zeigt, dass es große Lücken in der Informationspolitik gibt.

Die fünf wichtigsten Punkte:

1. Das große Schweigen: 66 Prozent des Handels antworteten gar nicht auf
die Nachfragen der Verbraucherschützer.

2. Wenig Einheitlichkeit: Jeder Anbieter warnt anders. Ein erheblicher
Anteil der befragten Unternehmen lässt sich nicht in die Karten blicken und
verweist nur auf die rechtlichen Mindeststandards. Aus Sicht der
Verbraucherschützer sollte die Kommunikation über alle Händler hinweg
vereinheitlicht werden, zum Beispiel durch ein gleiches Layout und gleiche
Platzierung der Warnmeldung immer am Eingang, am Regal und an der Kasse, um
nur die wichtigsten zu nennen. Für einheitliche gesetzliche Regelungen
sprachen sich dm, Lidl und die Bünting-Gruppe (z.B. Famila) aus. Kein
Unternehmen nutzt alle verfügbaren Kanäle. Gerade soziale Medien oder 
E-Mail-Newsletter dienen meist nur der Marketing-Kommunikation, aber nicht
zur Information über gefährliche Produkte und Rückrufaktionen.

3. Gute Beispiele: Unscheinbare und kaum wahrnehmbare Plakate bei
Lebensmittelwarnungen sind nicht kundenfreundlich. Vielversprechende
Ansätze gibt es bei Aldi oder Lidl, so können sich Kunden nach deren
Angaben über eine App informieren. Onlinekunden werden bei dm per
Newsletter auf den neuesten Stand gesetzt. Ein Kommunikationsmix ist am
wirkungsvollsten, um alle Zielgruppen zu erreichen.

4. Unterscheidung von Eigen- und Fremdmarken: Verbraucher wollen sicher
gehen, dass sie gleichermaßen lückenlos und zeitnah informiert werden.
Zuweilen zeigte die Befragung, dass bei den Eigenmarken besser informiert
wird, die Unterscheidung ist aus Verbrauchersicht jedoch nicht sinnvoll.
Dass es auch anders geht, zeigen die Händler Norma oder Aldi, die keine
Trennung zwischen Eigen- und Fremdmarken machen.

5. Bereitschaft zur Kommunikation: Ein Lichtblick ist die Bereitschaft
beispielsweise von dm oder Lidl, sich mit Verbraucherschützern
auszutauschen.

Jede Woche werden in Deutschland im Schnitt zwei Lebensmittel
zurückgerufen. In schwerwiegenden Fällen kann es zu Verletzungen oder
Erkrankungen kommen, in einigen Fällen besteht Lebensgefahr.
Handelsunternehmen müssten die konsequente und kontinuierliche
Veröffentlichung von Produktwarnungen als ihre Verantwortung und nicht als
"notwendiges Übel" sehen.

Silke Schwartau, Verbraucherzentrale Hamburg 

"Der Handel sollte nicht mit der Gesundheit seiner Kunden spielen und den
Verbraucherschutz ernster nehmen. Proaktiv sein heißt auch "aus allen
Rohren zu feuern", z.B. mit Plakaten, im Internet, auf Angebotsflyern oder
über Apps."

Martin Rücker, Geschäftsführer der Verbraucherorganisation foodwatch:

 "Lebensmittelgeschäfte spielen eine zentrale Rolle bei
Lebensmittelwarnungen. Mit ihrer mangelhaften Informationspolitik machen
sich Handelsunternehmen mitschuldig an vermeidbaren, teils schweren
Erkrankungen. Ministerin Julia Klöckner muss dem Handel vorschreiben,
Lebensmittelwarnungen immer und auf allen Kanälen zu verbreiten: im Laden,
per Newsletter und auf Facebook, bei Fremdmarken genauso wie bei
Eigenprodukten."

Oliver Barthel, Produktwarnung:

"Aktiver Verbraucherschutz sollte einen hohen und glaubwürdigen Stellenwert
in den Handelsunternehmen einnehmen. Jetzt ist dringendes Handeln im Handel
angesagt!"

Gert Kretschmann, Produktrückrufe.de:

"Zu oft ist leider erkennbar, dass es sich bei Versprechen wie
'Transparenz' und 'Verantwortung' doch nur um leere Phrasen handelt. Oder
wie soll man es sonst verstehen, wenn vor Produkten, die ja nun einmal
gesundheits- bis lebensgefährlich sein können, nur äußerst oberflächlich
'gewarnt' wird? Es besteht Handlungsbedarf: JETZT!"

Die ausführlichen Untersuchungsergebnisse mit Schaubildern sind zu finden
auf der Internetseite der Verbraucherzentrale Hamburg unter
www.vzhh.de/lebensmittelwarnung.

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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REPRESSION/1630: Sozial fortschrittlich und links - Kesseltreiben ... (SB)




Unter den Funktions- und Geldeliten dieses Staates scheint die Angst umzugehen. 
Man hat etwas zu verlieren und wähnt sich von der sozialen Opposition der
außerparlamentarischen Linken bedroht. Jüngstes Ergebnis eines regelrechten
Rundumschlages gegen linke AktivistInnen ist das Verbot zweier kurdischer
Verlage, das heute vom Bundesinnenministerium verhängt und mit
Hausdurchsuchungen in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen durchgesetzt wurde. 
Es habe sich der Verdacht erhärtet, daß der Geschäftsbetrieb der beiden Verlage
lediglich ein Tarnmantel sei und der PKK diene, so die Begründung des
Ministeriums. 

Der nun verbotene Mezopotamien-Verlag war bereits vor einem Jahr
zum Ziel einer sich über mehrere Tage erstreckenden Durchsuchungs- und
Beschlagnahmeaktion geworden. Ganze sieben Lastwagenladungen mit Büchern und
Tonträgern wurden damals von der Polizei konfisziert. Das freie Wort nicht nur
eines Abdullah Öcalan, der mit dem demokratischen Konföderalismus das glatte
Gegenteil dessen vorschlägt, was dem Verlag als Verstoß gegen den Gedanken der
Völkerverständigung angelastet wird, sondern auch international bekannter
Autoren wie Yasar Kemal, Orhan Pamuk, Nazim Hikmet, Leo Tolstoi oder Victor Hugo
fielen dieses Mal zwar nicht den Flammen zum Opfer, wurden aber doch der Lektüre
durch Menschen vorenthalten, die über den Tellerrand bloßen Konsums und
ohnmächtiger Beherrschbarkeit hinausschauen wollen.

Anstatt der Opposition gegen das Erdogan-Regime in der Bundesrepublik die
Möglichkeit zu geben, den demokratischen Widerstand, der ihr in der Türkei
verwehrt wird, auszuüben, unterliegt sie auch hier der politischen Verfolgung. 
Dabei gelangt vor allem das Gesinnungsstrafrecht nach Paragraph 129 b zur
Anwendung. So wurde der türkische Sozialist Musa Asoglu letzte Woche in Hamburg
wegen der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im Ausland zu
sechs Jahren und neun Monaten Haft verurteilt. Zur Last gelegt wurden ihm keine
militanten Aktionen, das Organisieren von Kundgebungen und Konzerten der
politischen Musikgruppe Grup Yorum reichten aus, ihn der Mitgliedschaft der
verbotenen DHKP-C zu bezichtigen. Wegen dieses Vorwurfes hatte er im Jahr 2007
vor einem belgischen Gericht bereits einen Freispruch erlangt. Als ob es darum
ginge, in der Bundesrepublik eine Außenstelle des türkischen
Repressionsapparates einzurichten, werden kurdische und türkische Linke
hierzulande mit juristisch fragwürdigen Mitteln hinter Gitter gebracht, so daß
der Verdacht, die Bundesregierung wolle sich dem AKP-MHP-Regime andienen, nicht
ausbleiben kann.

Zudem wird mit der politischen Unterdrückung seiner GegnerInnen auch das Bündnis
mit der US-Regierung gefestigt. Diese verfolgt durchaus eigene Interessen, wenn
sie ein Kopfgeld von vier Millionen Dollar auf den Kovorsitzenden des
Exekutivrates der Koma Civaken Kurdistan, Cemil Bayak, als auch drei Millionen
Dollar auf Musa Asoglu aussetzt. Isoliert und kriminalisiert werden sollen
gerade diejenigen, die aufgrund ihrer Erfahrungen mit dem US-amerikanischen
Imperialismus keinem Bündnis mit der Regierung in Washington zustimmten. Die
Bundesrepublik wiederum scheint das deutschen Hegemoniestreben im Nahen und
Mittleren Osten am besten dadurch gewährleistet zu sehen, im Schatten
US-amerikanischer Militärmacht zu agieren. 

Auch die Klimagerechtigkeitsbewegung wird immer härter angefaßt. Nachdem letzte
Woche in Reaktion auf den unsäglichen Kompromiß der Kohlekommission Bagger in
den Braunkohletagebauen Jänschwalde und Welzow Süd besetzt worden waren, wurden
23 AktivistInnen auf dem Weg in die Gefangenensammelstelle fünf Stunden in
Handfesseln ohne Trinkwasser oder die Möglichkeit, zum Klo zu gehen oder zu
telefonieren, in ungeheizten Polizeibussen festgehalten. Nachdem sie bereits den
ganzen Tag in der Kälte auf Baggern verbracht hatten, setzte man die Gefangenen
auf diese Weise unter Druck, um den Widerstand gegen die von ihnen verlangte
Angabe der Identität zu brechen. Während die meisten AktivistInnen im Lauf der
Tage der Forderung nachkamen, befinden sich eine Woche später noch drei
AktivistInnen in Cottbus in U-Haft [1]. Weil sie nicht mit einer Justiz kooperieren,
die ein politisches System schützt, das den schwerwiegenden sozialen Folgen des
Klimawandels insbesondere im globalen Süden zugunsten des eigenen
Wohlstandskonsums nicht entschieden entgegentreten will, wird die ganze Härte
einer Repression auf sie angewendet, die stetig verschärft wird, um
Handlungsmöglichkeiten sozialer Bewegungen wie die des zivilen Ungehorsams
einzuschränken.

Auch im Rheinischen Braunkohlerevier befinden sich drei AktivistInnen nach einer
Baggerbesetzung seit einigen Tagen in polizeilichem Gewahrsam. Seit über vier
Monaten wird ein Aktivist der Hambacher Waldbesetzung wegen des Vorwurfes des
tätlichen Angriffes auf Vollstreckungsbeamte in U-Haft festgehalten. Mit der
gesetzlichen Erweiterung der Vollmachten der Polizei wird dieser Straftatbestand
immer weiter auf passive Akte wie der des Versuches, sich einer Maßnahme der
Polizei zu entziehen, ausgedehnt. Da dieses Land noch möglichst lange von den
angeblichen Segnungen fossiler Energieproduktion profitieren will, wird der
dagegen gerichtete Widerstand kriminalisiert, wenn sich nur die vage Möglichkeit
dazu bietet.

Dementsprechend geraten auch Rechtshilfe- und Informationsstrukturen der Linken
ins Visier politischer Verfolgung. So wird die Rechtshilfeorganisation Rote
Hilfe mit Verbotsforderungen belegt, und nach dem Verbot von Indymedia
linksunten vor anderthalb Jahren fordert die AfD nun das Verbot der verbliebenen
Informationsplattform Indymedia. Es ist ein bezeichnendes Symbol für die
Verschiebung der politischen Kräfteverhältnisse in Richtung der extremen
Rechten, wenn diese im Mainstream staatlicher Verbotspolitik segeln und sich bei
weiteren Maßnahmen gegen die linke Opposition nützlich machen kann. Da AfD und
Konsorten allem behaupteten Aufbegehren gegen das "Establishment" die
Staatsgewalt nicht autoritär genug sein kann, wird ihnen freie Hand gelassen,
wenn sie sich als SachwalterInnen herrschender Interessen anbieten. Während die
bürgerlichen Parteien sich pro forma von der extremen Rechten distanzieren,
nehmen sie deren Dienste als Fußsoldaten gerne in Anspruch. Wer hingegen für
eine Welt sozialer Gleichheit, für die Einebnung aller Grenzen und die Wahrung
der natürlichen Lebensgrundlagen aufsteht, wird als Bedrohung der
kapitalistischen Eigentumsordnung identifiziert und bekämpft.


Fußnote:

[1] https://www.ende-gelaende.org/de/press-release/pressemitteilung-vom-12-02-2019/

12. Februar 2019
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STANDPUNKT/837: INF-Kündigung - Ende einer europäischen Illusion (Kai Ehlers)


INF-Kündigung - Ende einer europäischen Illusion

Oder auch: Geleitwort zum Ende eines obsoleten Vertrages

von Kai Ehlers, 9. Februar 2019



Der INF-Vertrag, also der Vertrag zur Abschaffung von landgestützten
Mittelstreckenraketen mit der Reichweite zwischen 500 und 5500
Kilometer (engl.: Intermediate Range Nuclear Forces), wurde gekündigt.
Beide Vertragspartner, zuerst die USA, danach Russland, haben erklärt,
den Vertrag verlassen zu wollen. In einem halben Jahr soll die
Kündigung wirksam werden. Europa, im engeren Sinne die herrschenden
politischen Kreise der Europäischen Union erwachen aus einer Illusion,
in der sie sich unter dem Schirm des globalen atomaren Patts in
Sicherheit glaubten. Jetzt wird eine Aufrüstungsspirale befürchtet.

Betrachten wir die Sache nüchtern. Der INF-Vertrag wurde 1987 zwischen
den USA und der Sowjetunion geschlossen, unterzeichnet von
US-Präsident Ronald Reagan und Michael Gorbatschow, damals noch
Generalsekretär der KPdSU, später Staatspräsident der Sowjetunion.

Der Vertrag war ein Kind der damaligen Entspannung. Die Entspannung
resultierte aus dem Niedergang der Sowjetunion, damals als Öffnung
wahrgenommen, bei gleichzeitigem, mit dem Niedergang der Sowjetunion
verbundenen Aufstieg der USA. Man erinnere sich an Schriften wie die
Francis Fukuyamas [1], der - beflügelt vom "Sieg" der amerikanischen
Kultur über den Kommunismus - vom "Ende der Geschichte" träumte. Oder
man vergegenwärtige sich die etwas seriösere Bestandsaufnahme der
Situation durch den langjährigen strategischen Berater diverser
US-Präsidenten Zbigniew Brzezinski unter dem Tenor "Die einzige
Weltmacht". [2]

Vor dem Hintergrund einer Reihe vorangegangener Verträge zur globalen
Begrenzung atomarer Bedrohung wie SALT I von 1972, dem ABM-Vertrag
1972, SALT II 1979 [3], die der Herstellung des globalen
Kräftegleichgewichtes dienen sollten, war der 1987 geschlossene
INF-Vertrag zwischen den in gegenseitiger Abschreckung stabilisierten
großen Atommächten USA und Russland ein politisches Geschenk an
Europa, dem dadurch die Angst genommen wurde, im "kleinen Konflikt"
zwischen den beiden Großmächten zum lokalen Austragungsort des global
nicht geführten Atomkriegs, zumindest nicht zum Stationierungsfeld
nuklear bestückter Mittelstreckenraketen zu werden.

Darauf folgende Verträge unter dem Titel START I 1991 und START II
1993 [4], die eine weitere Verringerung der Bestände landgestützter
Interkontinentalraken beinhalteten, ergänzten den globalen Schirm,
unter dem der INF-Vertrag lokal galt.


Tatsachen anschauen

Zu erinnern ist jedoch, dass der Rüstungswettlauf nie aufgehört hat.
Er hat nur die Form gewechselt. Schon der durch die SALT- und
START-Verträge scheinbar erreichte Gleichstand in der gegenseitigen
Abschreckung wurde durch die Tatsache, dass seegestützte und
luftgestützte Systeme von diesen Verträgen ausgenommen waren, im Kern
relativiert. Im Kern, das hieß, dass der Rüstungswettlauf auf die in
die Verträgen nicht mit eingeschlossenen Nebensysteme verlagert wurde.
Das nütze vor allem die USA. Es reicht hier, auf die Flotte der
US-Flugzeugträger hinzuweisen, die auf allen Weltmeeren, vor allem
rund um Eurasien unterwegs ist. In dieser Sphäre wurden seitens der
USA massive Bemühungen unternommen, durch Entwicklung von taktisch
einsetzbaren Raketensystemen die "Zweitschlags-Kapazität" Russlands zu
unterlaufen, um damit atomare Angriffe möglich zu machen, zumindest
mit deren Möglichkeit politische Erpressung zu betreiben.

Die diversen Verträge, SALT, START, ABM und - was die Europäer
betrifft - nicht zuletzt der INF-Vertrag, schürten so die Illusion der
Sicherheit, während tatsächlich kontinuierlich über die Jahre daran
geforscht und gearbeitet wurde, Erstschlags-Kapazitäten unterhalb der
vereinbarten Grenzwerte aufzubauen, die einen Gegenschlag unmöglich
machen würden.

Letzte Stationen dieser Art der Aufrüstung sind für die USA mit der
Sicherheitsstrategie unter Barack Obama, verstärkt in mehreren Schüben
seit dem Antritt von Donald Trump, zu beschreiben. [5] Russland sah
sich angesichts der Osterweiterung der NATO, der EU und der Reihe
"bunter Revolutionen" im ehemaligen sowjetischen Raum genötigt, darauf
seinerseits mit entsprechenden "Sicherheitskonzepten" und einer
entsprechenden Aufrüstung zu antworten. [6]

Die Bedeutung der in den siebziger und achtziger Jahren installierten
strategischen Trägersysteme, ganz zu schweigen von der Bedeutung der
landgestützten Mittelstreckenraketen, wurde weiterhin durch die
Entwicklung neuer Waffengattungen relativiert: Modernisierungen der
Atomsprengköpfe, Bewaffnung der seegestützten und luftgestützten
"Plattformen" mit nuklearen Sprengköpfen, Entwicklung konventionell
bewaffneter Marschflugkörper, die auch nuklear bestückt werden können,
Drohnen. Diese Reihe führt bis zu den Cyber- und Hyperschall-Waffen,
die neuerdings entwickelt werden. Viel Aufregung verursachten jene,
die Wladimir Putin Ende des Jahres 2018 vorstellte.

Ergänzend zu diesem ganzen Arsenal der beiden großen Atommächte kamen
in den zurückliegenden Jahren landgestützte Mittelstreckenraketen
jener Atomstaaten hinzu, die 1987 bei Abschluss des INF-Vertrages
nicht Vertragspartner waren, die zu der Zeit teils noch nicht einmal
über entsprechende Systeme verfügten wie China, Indien, Pakistan,
Israel, Nordkorea. Ihre Systeme liegen bis heute außerhalb des
INF-Vertrages.

Die inzwischen entstandene Diversität kriegsbereiter Waffensysteme
soll hier nicht weiter aufgezählt werden. Wer sich für Einzelheiten
interessiert, dem sei eine aktuelle Analyse aus der Werkstatt der
"Stiftung Wissenschaft und Politik" empfohlen. [7] Entscheidend ist,
dass die Vielzahl der Neuentwicklungen strategischer und taktischer
land-, see- , luft- und weltraumgestützter Waffengattungen und
Trägersysteme sowie die Vielzahl der über solche Systeme verfügenden
Länder inzwischen eine Grauzone zwischen nuklearen und
konventionellen, zwischen strategischen und taktisch einsetzbaren
Waffen entstehen lässt, die sich einer effektiven gegenseitigen
Kontrolle zunehmend entzieht.

Als Veranschaulichung für die gemischten Systeme dieser Grauzone, die
die Vereinbarungen des INF-Vertrages heute übersteigen, seien nur drei
Beispiele genannt: die Stationierung von NATO-Abschussrampen in
Rumänien und Polen, die nach Ansicht der USA und NATO nicht unter den
INF-Vertrag fielen, die aber problemlos Moskau erreichen könnten. Zu
erwähnen sei auch die Beschießung syrischer und afghanischer
Stellungen durch Marschflugkörper von US-Flugzeugträgern aus dem
Mittelmeerraum, andererseits die Beschießung syrischer IS-Stellungen
durch russische Mittelstreckenraketen vom Kaspischen Meer aus mit
Reichweiten über 1500 Kilometern. [8]

Eine Aktualisierung bestehender Rüstungskontrollverträge ist absolut
überfällig.


Was folgt?

Damit sind wir bei der Frage, ob der INF-Vertrag reformierbar ist und
was aus seiner Kündigung folgen könnte. Zur Beantwortung dieser Frage
muss noch einmal zurückgeblättert werden: So wie der INF-Vertrag vor
dreißig Jahren als Geschenk an Europa ging, so wird Europa dieses
Geschenk heute entzogen. Was wir gegenwärtig erleben, ist die
Zerstörung der dreißig Jahre währenden europäischen Illusion, sich
unterhalb des Wettrüstens in einem Schutzraum vor der atomaren
Bedrohung wegdrücken zu können. Das geschieht heute im Gegensatz zu
1987 in einer Zeit, die charakterisiert wird durch den Niedergang der
USA und das Heraufkommen neuer Mächte, aus der ehemals von Europa und
zwischenzeitlich zunehmend von den USA kolonisierten Teilen der Welt.

Zwar sind einige von ihnen - China, Indien, Pakistan, Südkorea,
Nordkorea und Israel - mit ihren landgestützten Systemen inzwischen in
den Kreis der Atommächte aufgerückt. Hauptkonkurrenten sind jedoch mit
Abstand nach wie vor die USA und Russland, in deren Händen sich nach
Angaben des Friedensforschungsinstitutes SIPRI immer noch 90% des
nuklearen Potentials befinden. [9] Damit ist Russland, trotz seines
Niederganges nach der Auflösung der Sowjetunion, heute Hauptgegner im
Kampf der USA um die Erhaltung ihres Imperiums.

Anders gesagt, Russland rangiert aus dieser Position heraus nolens
volens als Schutzmacht, besser gesagt vielleicht als Frontmacht für
die Völker und Staaten, die sich der Aufrechterhaltung der
US-Hegemonie widersetzen.

In dieser Situation ist die Kündigung des INF-Vertrages im Wesen
nichts anderes als ein Teil der Fraktionierungspolitik, d.h. der
Anwendung des alten imperialen Prinzips von Teile und Herrsche,
mittels dessen die USA heute ihre Hegemonie aufrecht zu erhalten
trachten. Die Auflösung des vom INF-Vertrag versprochenen Schutzraumes
Europa ist vor diesem Hintergrund faktisch nichts anderes als der
Versuch, Europa, konkret die Europäische Union und Russland, weiter
als in den letzten Jahren schon geschehen, gegeneinander in Stellung
zu bringen und damit beide zu schwächen. Damit hätten die USA sich
gleich zwei Konkurrenten vom Hals geschafft.


Wie weiter?

Was bleibt zu tun, wenn der vermeintliche Schutzraum wegfällt? Sich
für die Erhaltung des Vertrages einsetzen? Ihn ausweiten auf alle
Länder, die landgestützte Potenziale unterhalten? Seine ersatzlose
Streichung hinnehmen?

Keine dieser Varianten hält einer Realitätsprobe stand:

Den Vertrag zu erhalten, so wie er als Abkommen zwischen den USA und
der Sowjetunion seinerzeit geschlossen wurde, käme der Erneuerung der
geplatzten Illusion gleich. Das gälte auch, wenn jetzt gegenseitige
Kontrollen zwischen den USA und Russland über die Einhaltung des
Vertrages vereinbart würden und selbst wenn die NATO eine Kontrolle
der in Rumänien und Polen stationierten Abschussrampen zugestände.
Europa, die EU wäre in dem Falle nicht Vertragspartner, d.h. Europa
bliebe wie schon 1987 als Objekt außen vor.

Den Vertrag auf alle Länder ausweiten zu wollen, die inzwischen über
landgestützte Mittelstreckenstreckenraketen verfügen oder zur Zeit
danach streben, scheitert an den Staaten, deren Potential wesentlich
auf landgestützten Systemen beruht. China beispielsweise wäre erst
dann bereit, sich einem solchen Vertrag anzuschließen, wenn zuvor die
interkontinentalen Langstreckenpotenzen, allen voran diejenigen der
USA, aber auch Russlands abgebaut würden. Das ist eine klare Logik,
denn ein einseitiger Abbau von landstützten Mittelstreckenraketen bei
Beibehaltung der interkontinentalen Suprematie der USA und Russlands
käme einer nuklearen Entwaffnung und Unterordnung Chinas gleich. Das
ist von Peking nicht zu erwarten. Aus Chinas Sicht müsste vor jeder
Ausweitung nuklearer Kontrolle nach Art des INF mit der Reduzierung
der interkontinentalen Potenzen begonnen werden. [10] Ähnliches gilt
notwendigerweise für die anderen kleineren Atommächte.

Bleibt die ersatzlose Streichung des Vertrages. Das wäre angesichts
der realen Bedeutungslosigkeit und Überholtheit des Vertrages im
strategischen Kräfteverhältnis 'eigentlich' kein Problem - wenn seine
Abschaffung nicht zum Vorwand für eine neue Runde, sagen wir, eines
kleinen zusätzlichen Rüstungswettlaufs genommen werden könnte, dessen
einziger erkennbarer Zweck dann die Vertiefung der Konfrontation
zwischen EU und Russland wäre mit dem Ziel, Russland so wie seinerzeit
die Sowjetunion totzurüsten und Europa in der Konfrontation mit
Russland zu erschöpfen.


Zu fordern wären:


	eine Umwandlung des bilateral zwischen den damaligen Großmächten Sowjetunion und USA geschlossenen INF-Vertrages in einen Rüstungskontrollvertrag zwischen Russland und der Europäischen Union, statt zwischen Russland und den USA. Er hätte die Aufstellung von langgestützten Mittelstreckenraketen zwischen Russland und der Europäischen Union zu untersagen und unter ein klares Kontrollregime dieser beiden Staaten zu stellen.




	Initiativen der deutschen Bundesregierung in Brüssel und über Brüssel hinaus, die in die Vereinten Nationen zur Erneuerung der allgemeinen Rüstungsbeschränkungen eingebracht werden. Gelegenheit dazu gibt das START II-Abkommen zwischen den USA und Russland zur Begrenzung strategischer Interkontinentalraketen, das 2021 ausläuft. Es muss erneuert und um weitere Partner und um die Erfassung neuer Waffensysteme ergänzt werden.



Es ist klar, dass eine solche Politik nur möglich ist, wenn eine
engagierte Friedensbewegung der mit der Kündigung des INF-Vertrages
verbundenen Feinderklärung gegenüber Russland aktiv entgegenwirkt.


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.

www.kai-ehlers.de


Fußnoten:

[1] Siehe dazu: Kai Ehlers, Betrachtungen zur neuen Unordnung in unserer Welt:

https://kai-ehlers.de/2003/01/ortsbestimmung-betrachtungen-zur-neuen-unordnung-unserer-welt/

[2] Kurze Übersicht zu den hier zitierten Verträgen:

https://www.fr.de/politik/wichtigsten-vertraege-begrenzung-atomwaffen-11727968.htm

[3] Kurze Übersicht zu den hier zitierten Verträgen:

https://www.fr.de/politik/wichtigsten-vertraege-begrenzung-atomwaffen-11727968.htm

[4] a.a.O.

[5] Siehe dazu: Kleiner Service zur aktuellen "Sicherheitsstrategie" der USA:

https://kai-ehlers.de/2017/12/kleiner-service-zur-aktuellen-nationalen-sicherheitsstrategie-der-usa-vom-dez-2017/

[6] Skizze dieser Entwicklung unter: 

https://kai-ehlers.de/2017/12/russland-eu-nato-ist-frieden-moeglich/

[7] Siehe zum Thema der "Grauzonen" die sehr aufschlussreiche Analyse der Stiftung Wissenschaft und Politik:

https://www.swp-berlin.org/publikation/der-inf-vertrag-vor-dem-aus/

[8] a.a.O.

[9] SIPRI Yearbook 2018:

https://www.sipri.org/sites/default/files/2018-06/yb_18_summary_en_0.pdf

[10] Chinas Position zum INF-Ausstieg:

https://www.dw.com/de/warum-china-keinen-neuen-inf-vertrag-will/a-47350873
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MILITÄR/933: Rüstung - die Wahrheit stirbt zuerst ... (SB)


Rüstung - die Wahrheit stirbt zuerst ...



Für die Aufkündigung des Intermediate-Range Nuclear Forces Treaty von
1987 durch die USA am 2. Februar machen Politik und Medien im Westen
Rußland allein verantwortlich. Demnach habe Moskau gegen den vor 42
Jahren von Ronald Reagan und Michail Gorbatschow unterzeichneten
Vertrag, der den Besitz ballistischer Raketen und Marschflugkörper mit
einer Reichweite zwischen 500 und 5.500 Kilometer verbietet, auf
gröbste Weise verstoßen und zwar durch die Erforschung und
Indienststellung der RS-26-Rakete - nicht in der Langstreckenversion,
was völlig legal wäre, sondern in der Mittelstreckenversion. Für diese
Behauptung, die erstmals 2014 von der Regierung Barack Obamas formell
erhoben wurde, fehlt zumindest bis heute jeder Beweis.

Als US-Präsident Donald Trump am 1. Oktober offen mit dem Austritt
Washingtons aus dem INF-Vertrag drohte, bot die russische Regierung
eine eingehende Untersuchung der fraglichen Rakete durch die
Rüstungsexperten des Pentagons in Moskau an, um das Abkommen doch noch
zu retten. Den Vorschlag des Kremls schlugen die Amerikaner nicht nur
aus, sie verlangten sogar ultimativ die Verschrottung aller Exemplare
der RS-26 bis zum 1. Februar. Schlimmer noch erklärte am 2. Februar
auf einer Pressekonferenz in Brüssel die US-Botschafterin bei der NATO
und ehemalige republikanische Senatorin aus Texas, Kay Baily
Hutchinson, in einem Akt von Hybris und Verantwortungslosigkeit, zur
Not könnten die US-Streitkräfte die umstrittene Waffe der Russen
einfach "ausschalten".

Seit der Ära George W. Bushs als US-Präsident beschwert sich Moskau
über den Aufbau eines Raketenabwehrsystems der NATO in Osteuropa, das
man bis heute als Verstoß gegen den INF-Vertrag und zugleich akute
Bedrohung des russischen Westens einschließlich der beiden Metropolen
Moskau und Sankt Petersburg betrachtet. Immer wieder hat der Kreml das
Weiße Haus um eine schriftliche Zusicherung gebeten, daß das
ambitionierte System wie stets von Washington und Brüssel behauptet
ausschließlich gegen ballistische Langstreckenraketen aus dem Iran
gerichtet sei. Doch zu einer solchen vertrauensbildenden Maßnahme ist
die nordatlantische Allianz niemals bereit gewesen. Statt dessen
setzte sich die westliche Politik über die Einwände Wladimir Putins
hinweg, und die Presse beiderseits des Atlantiks tat die Ängste der
Russen als unbegründet und überzogen ab.

Nun hat Theodore Postol in einem umfassenden Artikel, der am 7.
Februar auf der Website des weltweit anerkannten Bulletin of Atomic
Scientists unter der Überschrift "Russia may have violated the INF
Treaty. Here's how the United States appears to have done the same"
("Rußland mag gegen den INF-Vertrag verstoßen haben. Doch die
Vereinigten Staaten scheinen dasselbe getan zu haben") erschienen ist,
die Raketenabwehrbatterien, welche die USA in Rumänien und Polen
installiert haben respektive noch installieren, unter die Lupe
genommen. Er kam zu dem Schluß, daß Rußland mit seinen
Verdachtsmomenten der NATO gegenüber richtig liegt. So wie die Anlagen
und die dazu gehörigen Raketen aufgestellt sind, strafen sie laut
Postol dem im INF-Vertrag innewohnenden Versprechen der USA auf
Nicht-Stationierung von Mittelstreckenraketen in Europa und damit in
unmittelbarer Nähe der russischen Westgrenze Lügen.

Auch wenn die hiesigen Medien den erbrachten Beweis der
Doppelzüngigkeit der NATO ignorieren, hat Postols Urteil unter
Fachleuten, die von der Materie etwas verstehen, Gewicht. Der
72jährige emeritierte Professor für Wissenschaft, Technologie und
internationale Sicherheit am renommierten Massachusetts Institute of
Technology (MIT) hat früher als Nuklearphysiker am Nationallabor
Argonne und später als wissenschaftlicher Berater des Chief of Naval
Operations, des Stabchefs der US-Marine im Pentagon, gearbeitet. In
letztgenannter Funktion trug er erheblich zur Modernisierung der
US-Kriegsflotte samt der dazugehörigen Raketen- und
Raketenabwehrtechnologie bei.

Ungeachtet oder vielleicht gerade wegen seiner Position hat sich der
1946 geborene Postol zum vielleicht schärfsten internen Kritiker im
US-Militärapparat entwickelt. Nach dem Golfkrieg 1991 analysierte er
quasi im Alleingang die technischen Daten der tatsächlich erbrachten
Leistung der Patriot-Rakete bei der Abwehr irakischer Scud-Raketen und
entlarvte die vom Pentagon angegebene Erfolgsquote als vollkommen
übertrieben und damit falsch. Demnach lag sie nicht bei 97 Prozent,
wie von Präsident George Bush sen. im Kriegsrausch behauptet, sondern
laut Postol bei "weniger als zehn Prozent, eventuell sogar bei Null".

Seit George Bush jun., Dick Cheney und Donald Rumsfeld im Jahr 2001
mit dem hochambitionierten Aufbau eines Raketenabwehrsystems begonnen
haben, das das US-Festland und Hawaii vor - wohlgemerkt nicht einmal
existierenden - Interkontinentalraketen Nordkoreas und des Irans
schützen sollte, prangert Postol das Projekt als Subvention für die
amerikanische Rüstungsindustrie und Betrug am Steuerzahler an, weil
die Abfangraketen die erwünschte Zielgenauigkeit niemals erreichen
werden und die echten gegnerischen Sprengköpfe von den mitausgesandten
Attrappen im Ernstfall unmöglich zu unterscheiden sein dürften.
Bereits Mitte der neunziger Jahre hat Postol Nira Schwartz, einer
Ingenieurin, die das Frisierung von Testdaten bei den
Raketenabwehrsensoren durch die Herstellerfirma TRW enthüllte,
öffentliche Rückendeckung verschafft.

2009 revidierte die Regierung des frischgewählten Barack Obama, der
George W. Bushs Verteidigungsminister, Ex-CIA-Chef Robert Gates,
einfach übernommen hatte, das geplante Raketenabwehrsystem der NATO in
Osteuropa grundlegend. Statt neue Abfangraketen von der Sorte, welche
die Vorgängeradministration in Alaska stationieren ließ, sollten in
Rumänien und später in Polen SM-3-Raketenbatterien des Aegis-Systems
der US-Marine installiert werden. Postol gilt schon länger als
Skeptiker, was die Funktionsfähigkeit der SM-3-Rakete betrifft, und
hat schon damals die Entscheidung des Weißen Hauses für eine
landgestützte Übernahme des Raketensystems der Klasse des
Aegis-Lenkwaffenzerstörers als verfehlt bezeichnet.

In seinem neuen Artikel für das Bulletin of Atomic Scientists geht
Postol mit der NATO und den USA scharf ins Gericht. Demnach kann die
SM-3-Rakete aufgrund ihrer kurzen Reichweite niemals die ihr
zugedachte Aufgabe erfüllen, ballistische Interkontinentalraketen des
Irans in großer Höhe und mit hoher Geschwindigkeit vor dem Einschlag
auf Ziele in Nordamerika abzufangen. Von daher war nach Ansicht
Postols Obamas und Gates' Entscheidung für den auf vorhandene
Aegis-Technologie basierenden European Phased Adaptive Approach (EPAA)
von Anfang an eine reine Mogelpackung.

Mit der Schutzbehauptung der Kriegsplaner im Pentagon und in Brüssel,
die Silos der Aegis-Batterien in Osteuropa seien ausschließlich für
die gegen feindliche Kurz- und Mittelstreckenraketen sowie Satelliten
in niedriger Höhe ausgerichtete SM-3-Rakete gedacht und könnten nur
mit großem technischen Aufwand als Abschußvorrichtung für den
Tomahawk-Marschflugkörper - der sich bekanntlich auch als Mittel- und
Langstreckenwaffe zum Transport von Atomsprengköpfen eignet -
umfunktioniert werden, räumt Postol gnadenlos auf. Er vergleicht das
Aegis-Silo mit einem PC. Genau wie der herkömmliche Computer jeden
USB-Stick auf Anhieb erkennt und mit ihm kommuniziert, passen
SM-3-Rakete und Tomahawk unterschiedslos in den Aegis-Silo, werden von
ihm mit Zieldaten gespeist und können im Notfall auch abgefeuert
werden. Als wissenschaftlicher Berater der US-Marine kennt sich Postol
mit dem Tomahawk aus, gehört der Marschflugkörper doch seit 1983 zur
Standardausrüstung der amerikanischen Kriegsflotte. Seinen höchst
empfehlenswerten Artikel beim Bulletin of Atomic Scientists schließt
Postol mit folgendem an die Adresse aller Beteiligten gerichteten
Aufruf zur Vernunft (in der Übersetzung der SB-Redaktion):

Die politische Lage zwischen den Vereinigten Staaten und Rußland
 ist gefährlich - möglicherweise so gefährlich wie noch nie - und es
 gibt mit Sicherheit Gründe für den Westen, sich Sorgen um das
 russische Verhalten, einschließlich eines möglichen Verstoßes gegen
 den INF-Vertrag, zu machen. Doch die Vereinigten Staaten sowohl
 unter demokratischer als auch republikanischer Führung weisen eine
 lange Geschichte der sinnlosen politischen Entscheidungen zum
 Einsatz ineffektiver Raketenabwehrsysteme auf - Entscheidungen, die
 sie dann mittels Desinformation zu rechtfertigen versuchen, selbst
 wenn technische und militärische Experten diese leicht durchschauen
 können.



Daß sich die USA routinemäßig auf falsche Behauptungen in bezug
 auf Raketenabwehrsysteme verlassen und die westliche Presse diese
 unhinterfragt weiter verbreitet, trägt zu einer Situation bei, in
 der fremde Mächte, Freunde und Feinde, zurecht dem Wort
 amerikanischer Politiker und Militärs mißtrauen. Die Ausblendung
 der faktischen Realität hat zum drohenden Niedergang des
 INF-Vertrags beigetragen. Den INF-Vertrag zu retten oder ihn durch
 ein anderes Abkommen zu ersetzen, das die extrem destabilisierende
 Verbreitung von Mittelstreckenraketen eingrenzt, erfordert, daß
 sowohl die USA als auch Rußland ihre Bemühungen zur Entwicklung und
 Indienststellung solcher Raketen offenlegen müssen. Die Realität
 nicht anzuerkennen ist eine schlechte Strategie zur Erhöhung der
 Sicherheit der USA oder Rußlands und trägt zu einer Art von
 Rüstungskontrolle, die einen Atomkrieg unwahrscheinlicher macht,
 nicht gerade bei.



12. Februar 2019
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INFOPOOL / POLITIK / REPORT





BERICHT/330: Dem Karl Liebknecht haben wir's geschworen - der Stab wird weitergereicht ... (SB)


Die nächste sozialistische Revolution ist ein theoretisches
Rätsel, das wir praktisch lösen müssen. Aber nur wer sie vorbereitet,
macht Geschichte.

Dietmar Dath auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz



Die Welt der Räuberhorden ist aus den Fugen geraten. Nicht, weil sie
das Schicksal der Millionenheere von Ausgebeuteten und Verelendeten,
Kriegsopfern und Vertriebenen, Drangsalierten und Entwürdigten auch
nur im mindesten rührte. Nicht, weil sie eingesehen hätten, daß ihr
proklamiertes Ende der Geschichte, ihre unipolare Weltordnung und ihre
für alternativlos erklärte neoliberale Zurichtung gescheitert ist.
Nicht, weil in ihnen die Erkenntnis gereift wäre, daß der von ihnen
geschürte Brand die Lebensvoraussetzungen aller Menschen und damit
auch ihre eigenen zu vernichten droht. Sie sind entsetzt, weil ihre
Kumpanei, gemeinsam zu unterwerfen, zu rauben und zu morden, vorzeitig
an ihre Grenzen gestoßen und geborsten ist. Sie haben das Kriegsbeil
so exzessiv geschwungen, so maßlos geplündert und die Beute so gierig
verschlungen, daß die Blase ihres Zukunftsversprechens, es werde für
sie ewig so weitergehen, geplatzt ist. Jetzt wendet sich ein Räuber
gegen den andern, macht ihm die schwindende Beute streitig und erklärt
das eigene Wohlergehen zum ausschließlichen Primat seines Handelns.
Die alten Treueschwüre sind Makulatur, die Matrix von Freund und Feind
weicht einem irrlichternden Wechselbad.

Was bleibt, ist die Herrschaft des Menschen über seinesgleichen, die
um so rigoroser durchgesetzt wird, je enger und unabsehbarer die
Verhältnisse sich entwickeln. Wer über die Macht- und Zwangsmittel
gebietet, rüstet auf, um sich die Hungerrevolte vom Leib zu halten.
Bricht sich der Klimawandel Bahn, heizt man erst recht ein, was das
Zeug hält, um das Wirtschaftswachstum zu befeuern. Grassiert der
Nahrungsmangel, bemächtigt man sich der Anbauflächen, um die
Metropolen zu versorgen. Gehen begehrte Rohstoffe zur Neige, jagen
sich die Generationen neuer Technologien in immer schnellerer
Taktfolge. Die Ratio des Überlebens als letztgültiger Zweck eigener
Existenz kennt nur einen Maßstab und Beweis: Die Vernutzung und
Vernichtung des anderen. Die Barbarei, vor der Rosa Luxemburg vor
hundert Jahren so eindringlich gewarnt hat, ist lange schon Realität -
für unzählige verdurstende und verhungernde, zu Sklavenarbeit
gezwungene, von Bomben, Granaten und Kugeln getötete oder
verstümmelte, von Seuchen, Dürren und Fluten dahingeraffte Menschen in
den wachsenden Elends- und Todeszonen.
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Otto Köhler über Deutschland als imperialistischer Akteur
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Von einem apokalyptisch anmutenden Szenario zu sprechen, ist heute
nicht zuletzt deswegen von Relevanz, als an Einfluß gewinnende
christliche Fundamentalisten bis hin zu US-Vizepräsident Mike Pence
ihre Version des endzeitlichen Infernos als Durchsetzung des
göttlichen Willens mit ihrer letztgültigen Errettung gleichsetzen. Die
Ohnmacht angesichts überwältigender Verhältnisse und unlösbar
anmutender Menschheitsprobleme nicht nur in Erwartung des Himmelslohns
zu erdulden, sondern in aggressivste Vernichtungsfeldzüge gegen das
Böse umzumünzen, verbindet sie durchaus mit radikalen
fundamentalistischen Strömungen anderer Religionen, deren
Zerstörungsgewalt sich aus der zutiefst reaktionären Abstrafung aller
Ungläubigen speist. Was sie jedoch vom IS unterscheidet, ist ihre
tatsächliche Nähe zu Massenvernichtungswaffen und dem gewaltigsten
Militärarsenal, zu politischen Führungsfiguren wie dem wiedergeborenen
Christen George W. Bush, einem Kriegstreiber wie John Bolton oder
einem Donald Trump und dessen "America First!".
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Dietmar Dath über die nächste Revolution 
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Ideologische Wegbereiter wie der nach dem Ende der Systemkonkurrenz
proklamierte "Kampf der Kulturen", der globale "Antiterrorkrieg" und
die "kreative Zerstörung" von Staaten zeugen von zeitgenössischen
Versionen eines nie überwundenen Herrenmenschentums, eines
"Lebensraums im Osten" und eines monströsen Vernichtungskalküls, wie
man es aus der deutschen Historie in spezifischer, doch beileibe nicht
einzigartiger Ausprägung kennt. So weit man in die
Menschheitsgeschichte zurückgreifen kann, um dieses uralte Muster
einer nie beendeten Auseinandersetzung zu identifizieren, so
unabweislich setzt der Kapitalismus diesem nach Alleinherrschaft
drängenden Verfügungsanspruch die vorläufige Krone auf. Vorläufig
deshalb, weil es auf fatale Weise zu kurz griffe, ein mögliches Ende
der profitgetriebenen Verwertung mit dem zwangsläufigen Heraufziehen
einer befreiten Gesellschaft gleichzusetzen. Diese wird erstritten,
aber nicht beim Zusammenbruch der alten Ordnung geschenkt, deren
maßgebliche Protagonisten längst das nächste Pferd satteln, das ihre
Vorherrschaft künftig tragen soll.
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Michael Hudson über die Rolle der Vereinigten Staaten als militärischer Aggressor
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Wer dieser Welt der Räuberhorden in unverbrüchlicher Entschiedenheit
eine Absage erteilt, bedarf keiner apokalyptischen Vision, da sie für
ihn selbst in bestmöglicher Ordnung nichts anderes als feindliches
Terrain sein könnte. Ihm ist die Zwangsherrschaft in all ihren
Facetten bewußt, die auch ihn vorab beraubt hat. Was immer sie ihm an
Arbeitslohn und Sozialalmosen gewähren mag, kann nur ein Bruchteil des
zuvor Entwendeten und nie mehr als ein befristetes Lehen sein, das ihm
jederzeit entzogen zu werden droht. Nicht minder erahnt er seine
Teilhaberschaft an diesem System, ohne die eine Herrschaft der Wenigen
über die Vielen trotz aller Waffengewalt und Repressionsapparate,
Justiz und Verwaltung unmöglich wäre. Wer Eigentum geltend macht, hat
noch genug zu verlieren und legt seinem Geist des Widerspruchs
tunlichst die Zügel der Bescheidenheit und Duldsamkeit an. Der Feind,
so könnte man argumentieren, steht nicht nur im eigenen Land, sondern,
schlimmer noch, unter der eigenen Haut. Fallen nicht in der
Räuberbande immer noch genug Brocken selbst für ihre niedrigsten
Mitläufer ab? Welches Ringens bedarf es also, diese am engsten
geschnürte Fessel zu sprengen, bei deren Fortbestand der revolutionäre
Impetus auf dem langen Marsch durch die Institutionen eher früher als
später auf der Strecke bleibt?

Einer antikapitalistischen und antiimperialistischen
Linken stellen sich folglich viele Fragen, die teils seit langem
bearbeitet wurden, teils angesichts der eskalierenden multiplen
Krise auf innovative Weise erschlossen werden müssen.
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Finales Podium mit Lena Kreymann, Jan von Hagen, Stefan Huth, Nina Scholz, Ulrich Maurer
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XXIV. Internationale Rosa-Luxemburg-Konferenz 2019

Die XXIV. Internationale Rosa-Luxemburg-Konferenz fand am 12. Januar
2019 wieder im Mercure Hotel MOA im Berliner Stadtteil Moabit statt.
Wie immer von der Tageszeitung junge Welt samt zahlreichen helfenden
Händen aus den Reihen der DKP und SDAJ auf die Beine gestellt, gilt
diese Zusammenkunft mit Fug und Recht als traditioneller Jahresauftakt
der antikapitalistischen und internationalistischen Linken in
Deutschland und mehr oder minder weit darüber hinaus. Als Forum nie
preisgegebener marxistischer Geschichte und historischer Kämpfe der
ArbeiterInnenbewegung, der Auseinandersetzung mit den Anforderungen
der Gegenwart und dem Ringen um eine menschenwürdige Zukunft ist die
Konferenz eine Art Lackmustest für die Verfassung dieses Spektrums der
deutschen Linken.

Soviel läßt sich an dieser Stelle vorausschicken: Die Hoffnung ihrer
Gegner, an denen es bekanntlich nicht mangelt, sie werde schrumpfen,
bedeutungslos werden und in Vergessenheit geraten, hat sich nicht
erfüllt - im Gegenteil. Mit 3100 Menschen verzeichnete die Konferenz
einen neuen Besucherrekord, was dazu führte, daß der bemerkenswerte
Ansturm trotz großzügig bemessener Räumlichkeiten im MOA mitunter in
solidarischer Enge bewältigt wurde. Mißstimmung kam nirgendwo auf, war
die auf diese Weise hautnah erlebte Vielzahl doch ein höchst
erfreulicher Beleg des fruchtbaren Bodens und Ansporn, die Werkzeuge
des Widerstands in Stellung zu bringen.

Zum Erfolg der Tagung trug sicher auch das inhaltliche Konzept bei,
noch geschlossener als in der Vergangenheit einen tragenden
thematischen Bogen zu spannen, für den namhafte Referenten gewonnen
werden konnten. Mit den Komponenten "Die nächste imperialistische
Hauptmacht" (Otto Köhler), "Die nächste imperialistische Krise"
(Vladimiro Giacché), "Der nächste imperialistische Krieg" (Michael
Hudson) und "Die nächste Revolution" (Dietmar Dath) wurden zentrale
Felder der Konfrontation mit den herrschenden Verhältnissen abgedeckt.




[image: Am Rednerpult - Fotos: © 2019 by Schattenblick]

[image: Am Rednerpult - Fotos: © 2019 by Schattenblick]

Mesale Tolu, Abel Prieto
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In diesen Strang eingeflochten waren eine Grußbotschaft von Mumia
Abu-Jamal, ein Vortrag zum Widerstand in der Türkei von Mesale Tolu
wie auch ein Grußwort von Iván Márquez, dem damaligen Chefunterhändler
der kolumbianischen FARC-Guerilla bei den Friedensverhandlungen in
Havanna. Er zog eine niederschmetternde Bilanz der Umsetzung des Ende
2016 mit der Regierung unterzeichneten Abkommens, da weiterhin Waffen
eingesetzt würden, um die Oppositionellen physisch zu vernichten. Der
Schriftsteller und langjährige Kulturminister Kubas Abel Prieto legte
dar, welche entscheidende Rolle Kultur bei der Bewußtseinsbildung
zukommt. Man könne das materielle Lebensumfeld verändern, doch gehe
erkämpfte Freiheit verloren, sofern sie nicht mittels einer
sozialistischen Kultur verankert werde. Davon zeugten die aktuellen
Rückschläge in zahlreichen Ländern Lateinamerikas. Die Diplomatin
Nieves Iliana Hernández beantwortete André Scheer, Außenpolitikchef
der jungen Welt, einige Fragen. Die Chefredakteurin von Melodie &
Rhythmus, Susann Witt-Stahl, sprach mit dem deutsch-britischen
Komponisten Wieland Hoban über seinen Dreiteiler "Rules of
Engagement", der den Krieg und den Alltag der israelischen Besatzung
in Gaza in Ton setzt, wie auch die um sich greifende Zensur gegen
Kritik an der israelischen Regierungspolitik.
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Auf die soziale und ökologische Frage gibt es nur eine Antwort
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Das abschließende Podium war folgendem Thema gewidmet: "Daß sich die
Wut in Widerstand verwandeln wird - trotz alledem! 100 Jahre
Novemberrevolution - wie geht Klassenpolitik heute?" Unter Moderation
von Stefan Huth (Chefredakteur junge Welt) diskutierten Ulrich Maurer
(Mitbegründer der Partei Die Linke), Jan von Hagen
(Gewerkschaftssekretär, bei Verdi-NRW für Krankenhäuser zuständig)
Lena Kreymann (Bundesvorsitzende der SDAJ) und die in Mieterkämpfen
aktive Journalistin Nina Scholz aus Berlin.

Auf dem im Parallelprogramm von der SDAJ organisierten Jugendpodium
unter dem Motto "100 Jahre Kampf gegen Kapitalismus und Krieg" bezogen
Andrea Hornung von der Bundesgeschäftsführung der SDAJ, Hussein
Khamis, ehrenamtlicher Bundesjugendleiter der Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft, der DIDF-Jugendvorsitzende Sedat Kaya und Emil
Levi von der Solidarischen Jugendbewegung (SJB) Position. Im
Mittelpunkt stand die Frage, wie die Organisierung der Unterdrückten
anhand ihrer eigenen Probleme zu einem antikapitalistischen Bewußtsein
entwickelt werden könnte.
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Front gegen das Patriarchat
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Erreichen, ergreifen, inspirieren ... 

Wie immer bei der Rosa-Luxemburg-Konferenz setzte auch das politische
Kulturprogramm Akzente. Zum Auftakt stimmte die in Berlin gegründete
kubanische Band Proyecto Son Batey die eintreffenden BesucherInnen
ein. Zu sehen war eine Ausstellung bildender KünstlerInnen der "Gruppe
Tendenzen", und der Liedermacher Eduardo Sosa eröffnete den
Programmteil "60 Jahre Kubanische Revolution". Er sang vom langen
Unabhängigkeitskampf seines Landes und brachte in seinem wohl
bekanntesten Titel "A mi me gusta, Compay" die Freude über das
Erreichte zum Ausdruck.
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Christine Reumschüssel und Gina Pietsch
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In Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht boten die
Schauspielerin und Sängerin Gina Pietsch und Pianistin Christine
Reumschüssel einen Ausschnitt aus ihrem Programm "Sagen, was ist",
eine Hommage an Rosa Luxemburg mit Blick auf eine unvollendete
Revolution [1]. Ihre wohl bekannteste Aussage "Freiheit ist immer
Freiheit der Andersdenkenden" wurde von Helmut Kohl als "das einzig
Gute, was diese Frau jemals geschrieben hat" instrumentalisiert. Er
wollte natürlich nicht verstehen, daß sie es wie Saint Just meinte:
"Keine Freiheit für die Feinde der Freiheit." "Im Gefängnis zu singen"
(Brecht/Eisler) erinnerte an die drei Jahre und vier Monate ihres
kurzen Lebens, die sie in Gefängnissen und Festungen in Warschau,
Berlin, Wronke und Breslau inhaftiert war. Der Berliner
Polizeipräsident hatte 1916 keine Zweifel daran, daß sie eine der
gefährlichsten und rührigsten Agitatorinnen des radikalen Flügels der
Sozialdemokratie sei.
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Mit Intensität und Gefühl Größe und Tragik der Revolution besingen
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Lenin, der um eine Reihe ihrer Irrtümer hinsichtlich der russischen
Revolution wußte, hörte nie auf, sie für "einen Adler unter Hühnern"
zu halten, der den Kommunisten in der ganzen Welt immer teuer sein
wird. Daß Stalin verächtlich vom "Luxemburgismus" sprach, hatte
indessen schlimme Auswirkungen für die späte Rezeption ihrer Werke in
der DDR. Sie war eine der wichtigsten und charismatischsten
Persönlichkeiten der deutschen Antikriegsbewegung. Auf "Die rote Rosa"
von Brecht mit der Musik von Kurt Weill und verschiedene Stücke aus
der Hommage "Nachgeboren" von Christa Müller und Christian Koczik
folgte das Berliner Original "Wem hamse de Krone jeklaut" und
schließlich "So wird es Tag" von Gerhard Gundermann.

Das Ende jedes Menschen ist schlimm, das dieser körperlich kleinen und
lebenslang gehbehinderten - eine Biographin sagt, dreifach
Stigmatisierten, als Frau, als Jüdin, als Krüppel - aber eben
ungeheuer starken, weisen, mutigen, lebens- und liebensfrohen Frau,
ein schwer beschreibbarer Verlust, für uns bis heute, so Gina Pietsch,
die ihren Auftritt mit den Worten abschloß: "Sie wurde ermordet für
eine Revolution - ich traue es mich fast gar nicht zu sagen - die
eigentlich nicht wirklich die ihrige war, für die sie sich aber mit
ihrem Leben einsetzte." [2] Als Zugabe wurde gemeinsam mit dem
Publikum "Auf, auf zum Kampf" angestimmt.
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Gala der Kriegsherren umzingeln 
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Protestaufruf zur Münchner Sicherheitskonferenz

Vom 15. - 17. Februar findet in München die Sicherheitskonferenz
statt, gegen die ein Aktionsbündnis zum Protest aufruft. Der Aktivist
Franz Haslbeck legte die Gründe des Widerstands dar und lud zur
Demonstration ein, die am Samstag, 16. Februar 2019, um 13 Uhr am
Stachus beginnt. Bei der Konferenz treffen Staats- und Regierungschefs
mit VertreterInnen aus Militär, Wirtschaft und Rüstungsindustrie
vorwiegend aus NATO-Staaten zusammen, um Strategien der westlichen
Mächte zu erörtern und sie ideologisch zu flankieren. Ihre
Vormachtstellung und das kapitalistische Wirtschaftssystem sollen mit
militärischer Stärke gesichert werden. Zwei Drittel der weltweiten
Rüstungsausgaben entfallen auf die NATO und mit ihr kooperierende
Staaten.

Die Bundesrepublik will die Militärausgaben auf über 80 Milliarden
Euro verdoppeln, aktuell ist die Bundeswehr an vierzehn
Auslandseinsätzen beteiligt. Deutsche Rüstungskonzerne verdienen
Unsummen mit Waffenexporten in Krisenregionen. Die Bundesregierung
wird Komplizin des Erdogan-Regimes bei der Unterdrückung der KurdInnen
und der von Saudi-Arabien angeführten Koalition, die im Jemen mordet.
Das Aktionsbündnis ist Teil der weltweiten Bewegung für Gerechtigkeit
und Frieden. Es lehnt jegliche militärische Drohung und jeden
Angriffskrieg ab, gleich von wem diese ausgehen. Der Protest richtet
sich in erster Linie gegen die Bundesregierung, die sich im Rahmen der
NATO an völkerrechtswidrigen Angriffskriegen beteiligt. Mit der NATO
wird es keine friedliche, gerechte und solidarische Welt geben.




[image: Aus der Verteidigungsrede des KPD-Politikers Eugen Leviné erschossen am 5. Juni 1919 - Foto: © 2019 by Schattenblick]

"Wir Kommunisten sind alle Tote auf Urlaub"
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Hauptmacht, Krise, Krieg und Revolution

Seit sich Deutschland 1871 als eigenständiger Staat konstituierte, hat
es die Welt unsicher gemacht. Nie wurde es angegriffen, der Krieg ging
immer von uns aus, so der Publizist Otto Köhler, der die
Bundesrepublik als die nächste imperialistische Hauptmacht ausweist.
Das geplante Blutbad an den Sozialdemokraten erwies sich als unnötig,
da diese 1914 für die Kriegskredite stimmten und 1918 die
Konterrevolution mittrugen. Als Hitler 1939 in den Krieg zog, hatte
die Generalität alles längst vorbereitet. Nur wenige Monate nach dem
Anschluß der DDR begann der erneute Griff nach imperialer Macht.
Schröder und Fischer setzten den Jugoslawienkrieg durch, und heute
erklärt Heiko Maas, Deutschland werde als Mitglied im Sicherheitsrat
die "Herausforderung annehmen" und sich "auch vor schwierigen
Entscheidungen nicht wegducken können".

Die nächste imperialistische Krise folgt unvermeidlich, falls der
notwendige Systemwechsel nicht herbeigeführt wird, so der italienische
Wirtschaftswissenschaftler Vladimiro Giacché. Er sieht das Ende einer
Epoche gekommen, da die Krise von 2007 gezeigt habe, daß Wachstum und
Profit im Kapitalismus nicht mehr durch Finanzspekulation
gewährleistet werden können. Ausgehend von den Funktionen des
"zinstragenden Kapitals" führt Giacché aus, warum diese nicht länger
erfüllt werden können. Er stellt verschiedene Ansätze zur Lösung der
Krise, ihre Grenzen und teils verheerenden Konsequenzen dar. Mit Marx
plädiert er dafür, die Eigentumsfrage zu stellen und ein höheres
Stadium der gesellschaftlichen Produktion durchzusetzen.
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Orientierung im multimedialen Spiegelkabinett
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Der nächste imperialistische Krieg droht nach Auffassung des
US-amerikanischen Ökonomen Michael Hudson seitens der USA, die mit
ihrem Weltgeld lange Zeit uneingeschränkt die Geschicke des Planeten
kontrolliert haben. Ihre Herrschaft erodiert, doch kampflos werden sie
das Feld nicht räumen. Die immensen Militärausgaben führten zu einem
Zahlungsbilanzdefizit und schwindenden Goldreserven der USA, die 1971
den Goldstandard aufgeben mußten. Ein Bodenkrieg war nicht länger
finanzierbar, was die Ära des finanziellen Drucks und des Luftkriegs
einleitete. Wer sich widersetzt, wird als Staat zerschlagen. Nach dem
neuen System erwerben die Zentralbanken anderer Länder
US-Staatsanleihen, leihen also dem US-Finanzministerium Geld und
finanzieren dadurch den Krieg der USA oder wie im Falle Rußlands und
Chinas die Einkreisung. Wer dem Dollar-Standard unterliegt, kann von
Washington durch Sanktionen gefügig gemacht werden. China und Rußland
akkumulieren deshalb keine US-Dollars mehr und legen nicht mehr in
dieser Währung, sondern in Goldreserven an, um sich dieser Fessel zu
entledigen.
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Künstlerische Verarbeitung kriegerischer Aggression - Wieland Hoban und Susann Witt-Stahl
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Angesichts dieser düsteren Szenarien drängt sich um so mehr die Frage
auf, wie es um die nächste Revolution bestellt ist. Dietmar Dath
schickt seinem Parforceritt voraus, daß der Sozialismus keine
Prophezeiungen nötig habe. "Er wird gemacht, nicht ersehnt oder
erbettelt." Doch wer wollte vorhersagen, wo die nächste revolutionäre
Situation entsteht? Und Revolution heißt Irrtümer, Fehler und
Verbrechen auch bei denen, die das Schlechte verändern. Man muß sie
nicht lieben, die Revolution. Doch was bedeutet Revolution überhaupt?
Marx und Engels haben herausgearbeitet, daß die bürgerliche Klasse den
Adel über Jahrhunderte aus dem Bild produziert hat, indem sie eine
neue Art der Aneignung des Mehrprodukts entdeckte. Auch gingen sie
davon aus, daß die gemeinsame Erfahrung des Industrieproletariats eine
Schule revolutionären Handelns bilde. Gilt das heute noch?
Revolutionäre Politik weiß heute mehr als die Grundlagen, die in den
Schriften der Klassiker stehen. Aber diese Grundlagen braucht sie,
unterstreicht Dietmar Dath. "Die nächste sozialistische Revolution ist
ein theoretisches Rätsel, das wir praktisch lösen müssen. Aber nur wer
sie vorbereitet, macht Geschichte."
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Schreiben und Lesen über alle Grenzen hinweg ...
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Auf der Suche nach der verschwundenen Bewegung

Auf ihrer vergeblichen Suche nach der verschwundenen Bewegung hat es
die deutsche Linke allzu lange versäumt, das wahrzunehmen und zu
würdigen, was nachfolgende Generationen bewegt und in ihrem
spezifischen Kontext radikalisiert. Im Raster vorgeblicher Haupt- und
Nebenwidersprüche gefangen, fixiert auf den Kanon klassischer Themen
und traditionelle Mechanismen der Organisierung fest im Blick, blieben
Kämpfe an anderen Abschnitten derselben Front unter ihrem Radar. Wenn
die 16jährige Greta Thunberg erklärt, sie wolle jene das Fürchten
lehren, die ihresgleichen die Zukunft rauben, wenn BesetzerInnen den
Hambacher Wald teils unter Einsatz von Leib und Leben verteidigen oder
AktivistInnen von Ende Gelände im Namen weltweiter Klimagerechtigkeit
die Grube stürmen, sollte das doch zu denken geben.

Sowenig es darum gehen kann, unter Preisgabe marxistischer Positionen
auf erfolgversprechendere Felder umzusatteln oder solche Bewegungen zu
vereinnahmen, wäre es doch zu kurz gegriffen, in diesen
Auseinandersetzungen eine bloße Wiederholung derselben Schritte
politischer Bewußtwerdung zu sehen, die man selbst längst vollzogen
hat, ohne deren innovative Stoßrichtung etwa in Richtung eines
Ökosozialismus zu realisieren. So unverzichtbar es sein mag, aus der
Geschichte zu lernen, wird dieser Übertrag doch nur dort relevant und
substantiell, wo er aus der Partizipation an aktuellen Kämpfen
erwächst. Hervorzuheben bleibt an der diesjährigen
Rosa-Luxemburg-Konferenz daher insbesondere der hohe Anteil jüngerer
Menschen, der begründeten Anlaß zur Erwartung gibt, daß der Stab am
Ende doch noch weitergereicht wird.




[image: Gemeinsames Singen der Internationale - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Völker hört die Signale ...

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] www.ginapietsch.de/neue-programme.html#rosa

[2] www.rosa-luxemburg-konferenz.de/de/konferenz-2019/berichte-2019/883-gina-pietsch-sagen-was-ist
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AUSSENHANDEL/1712: Staatssekretär Bareiß eröffnet Deutsch-Afrikanischen Wirtschaftsgipfel in Ghana (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 11. Februar 2019

Staatssekretär Bareiß eröffnet Deutsch-Afrikanischen Wirtschaftsgipfel in Ghana



Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft
und Energie, Thomas Bareiß, eröffnet den 3. Deutsch-Afrikanischen
Wirtschaftsgipfel, der vom 11. bis 13. Februar 2019 in Accra/Ghana
stattfindet. An der Veranstaltung werden rund 500 hochrangige
Vertreter aus Wirtschaft und Politik teilnehmen - aus Deutschland und
aus vielen Ländern Subsahara-Afrikas.

Staatssekretär Bareiß: "Subsahara-Afrika rückt immer stärker in den
Fokus von deutschen Unternehmen. Die Bundeskanzlerin hat während der
deutschen G20-Präsidentschaft den "Compact with Africa" initiert. Das
Bundeswirtschaftsministerium hat Afrika ganz oben auf der Agenda. Wir
wollen noch stärker Handel und Investitionen erleichtern. Diesem Ziel
dienen auch die Deutsch-Afrikanischen Wirtschaftsgipfel. Ich danke der
Subsahara-Afrika Initiative der deutschen Wirtschaft und den sie
tragenden Verbänden, dass sie deutschen und afrikanischen Unternehmen
dieses exzellente Forum zur Vernetzung zur Verfügung stellen."

Am Rande des Gipfels wird Staatssekretär Bareiß mit dem ghanaischen
Minister für Handel und Industrie eine Deutsch-Ghanaische Gemischte
Wirtschaftskommission ins Leben rufen. Ziel ist es, sich zwischen den
Regierungen, aber gerade auch mit Wirtschaftsvertretern, noch
regelmäßiger auszutauschen und so die Wirtschaftsbeziehungen weiter zu
stärken. Außerdem wird Staatssekretär Bareiß mit weitere
Regierungsvertretern sowie mit Unternehmerinnen und Unternehmern
zusammentreffen. Staatsekretär Bareiß: "Mit der neuen Gemischten
Wirtschaftskommission geben wir den bilateralen Deutsch-Ghanaischen
Wirtschaftsbeziehungen nochmal einen kräftigen Schub."

Subsahara-Afrika verändert sich rasant und bietet vielfältige Chancen
für Unternehmen. Viele Volkswirtschaften in Subsahara-Afrika wachsen
dynamisch. Viele Länder treiben entschlossen eine Diversifizierung
ihrer Volkswirtschaften voran. Bei dieser Transformation sind deutsche
Unternehmen hervorragende Partner. Sie engagieren sich langfristig und
investieren nicht nur in Technologien, sondern auch in die Menschen
vor Ort.

Das bilaterale Handelsvolumen zwischen Deutschland und
Subsahara-Afrika betrug 2017 etwa 26 Milliarden Euro; der Bestand an
deutschen Direktinvestitionen belief sich 2016 auf etwa 8 Milliarden
Euro.

Angesichts einer insgesamt abnehmenden Wachstumsdynamik, insbesondere
aufgrund von Handelskonflikten und eines zu erwartendem
Wachstumsrückgangs in China, wird es für die deutsche Wirtschaft umso
interessanter, in Subsahara-Afrika noch engere Partner zu gewinnen.

Staatssekretär Bareiß: "Wir wollen unser Netzwerk mit Subsahara-Afrika
noch dichter knüpfen: Mit einer Task Force erarbeiten wir ein
Wirtschaftsnetzwerk. Damit wollen wir insbesondere kleine und mittlere
Unternehmen beim Schritt in afrikanische Wachstumsmärkte noch enger
und besser begleiten und mit innovativen Instrumenten noch wirksamer
flankieren."

Weitere Informationen zum 3. Deutsch-Afrikanischen Wirtschaftsgipfel
finden Sie unter:

www.german-african-business-summit.com/.

Weitere Informationen zu Subsahara-Afrika unter:

www.gtai.de.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





TOURISTIK/442: Kletter-Aktion bei der Hauptversammlung der TUI AG (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 12.02.2019

Kletter-Aktion bei der Hauptversammlung der TUI AG

"Urlaub sollte nicht auf der Ausbeutung von Mensch und Umwelt basieren!"




Heute protestieren Aktivist*innen der Kieler Initiative gegen Kreuzfahrt
mit einer Kletter-Aktion vor der Hauptversammlung der TUI AG in Hannover.
Die Aktivist*innen hängten dazu ein Transparent mit der Aufschrift
"Kreuzfahrtschiffe (k)entern - gegen Ausbeutung und Umweltzerstörung" an
Laternen vor dem Gebäude auf.

Auf der Hauptversammlung selbst waren die Aktivist*innen mit Reden und
Anträgen präsent. Zusammen mit den Kritischen Aktionär*innen wurden Anträge
gegen die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrates gestellt. Die TUI
AG wirbt zwar mit Nachhaltigkeit, aber weiteres Wachstum der
Kreuzfahrt-Branche ist mit Klimagerechtigkeit nicht vereinbar.

Alleine im letzten Jahr sind die CO2-Emissionen durch TUI Kreuzfahrten um
25,23 % gestiegen. Paula Lange von der Initiative gegen Kreuzfahrt sagt
dazu: "Geworben wird mit der Verwendung von Glasflaschen und
Abfallreduktion, aber angesichts der ausgestoßenen Schadstoffe und der
CO2-Emissionen wirkt das wie ein Tropfen auf dem heißen Stein."

Als klimafreundlicherer Schiffstreibstoff wird von den Reedereien vermehrt
LNG genutzt. LNG wird die Treibhausgasemissionen aber nicht senken, sondern
erhöhen. Die Zahlen, die für die Menge der Methanleckagen bei LNG verwendet
werden, stammen von der Erdgasindustrie selber und sind durch unabhängige
Messungen widerlegt. Auch für die Klimaschädlichkeit von Methan werden
völlig veraltete und zu niedrige Daten verwendet. LNG wird beispielsweise
auch mit Fracking gewonnen, was genauso klimaschädlich wie Braunkohle ist.

Auch die Arbeitsbedingungen für das Servicepersonal auf den Schiffen sind
mies. Es gelten nämlich die Arbeitsbedingungen des Landes, in dem das
Schiff angemeldet ist (sogenanntes Flaggenstaat-Prinzip). Die Arbeitszeiten
sind deutlich zu lang, Überstunden die Regel und der Lohn mit teilweise nur
1 bis 2 ? die Stunde deutlich zu niedrig. Die Aktivistin Susanne Wexler
ergänzt: "Urlaub sollte nicht auf der Ausbeutung von Mensch und Umwelt
basieren!"

Um gegen Ausbeutung und Umweltzerstörung durch die Kreuzfahrt-Industrie
vorzugehen, haben Aktivist*innen im Frühjahr 2018 die Initiative gegen
Kreuzfahrtschiffe in Kiel gegründet. Die Initiative möchte das Wachstum der
Kreuzfahrt-Industrie ausbremsen und umkehren. Auch in anderen Städten gibt
es Widerstand gegen Kreuzfahrtschiffe. In Venedig (Italien) ist es sogar
gelungen, die Schiffe aus der Innenstadt zu vertreiben. Dort hatte der
Wellengang der Schiffe die Fundamente der Stadt massiv beschädigt.

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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INTERNATIONAL/265: Brasilien - Keine Beweise im neuen Urteil gegen Ex-Präsident Lula (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Keine Beweise im neuen Urteil gegen Ex-Präsident Lula



(Brasilia, 7. Februar 2019, brasil de fato/poonal) - Der ehemalige
brasilianische Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva ist erneut
verurteilt worden. In dem als "sítio de Atibaia" [1] bekannten
Prozess, der Teil des Korruptionsfalls "Lava Jato" (Autowaschanlage)
ist, wurde Lula am 6. Februar zu zwölf Jahren und elf Monaten [2] Haft
wegen Korruption und Geldwäsche verurteilt. Seit dem 7. April 2018
sitzt Lula bereits eine erste Strafe von zwölf Jahren und einem Monat
im Gefängnis in Curitiba im Bundesstaat Paraná ab.

Ausgesprochen wurde das erstinstanzliche Urteil von Richterin Gabriela
Hardt, Leiterin der Verhandlungen im Fall "Lava Jato" in Curitiba. Sie
ersetzt in dieser Position den ehemaligen Richter und aktuellen
Justizminister Sérgio Moro, der Lula bereits 2017 im Zusammenhang mit
Geldwäsche zu mehreren Jahren Haft verurteilt hat. Die Richterin geht
davon aus, dass der PT-Politiker Bestechungen in Form von
Renovierungsarbeiten an einem Anwesen in der Stadt Atibaia, im
Bundesstaat São Paulo, erhalten habe. Die Verteidigung kann
Rechtsmittel gegen dieses Urteil einlegen.

Der neue Schuldspruch gegen Lula rief unmittelbar die Entrüstung der
Verteidigung des Politikers der Arbeiterpartei PT (Partido dos
Trabalhadores) hervor. Auch Lulas Anwälte negieren diese
Anschuldigungen. Die Verteidigung Lulas argumentiert, dass das Urteil
auf der Zeugenaussage des Unternehmers Leo Pinheiro [3] des
brasilianischen Baugiganten OAS gründet, dessen Aussage sich nach
Absprache mit der Anklage strafmildernd auf seinen eigenen Prozess
auswirkt. In der Rechtspraxis der Höheren Gerichte zeigt sich jedoch,
dass Aussagen, die nach solchen Übereinkünften abgelegt werden, nicht
ausreichend für eine Verurteilung sind. "Es gibt keinen Beweis. Er hat
die Renovierungen nicht angewiesen. Das Ziel ist es, Lula im Gefängnis
festzuhalten", sagt Lulas Anwalt in Curitiba, Manoel Caetano,
gegenüber TV 247.


Ein politischer Prozess

Um passive Korruption nachzuweisen, muss die Anklage aufzeigen, welche
Zuwendungen ein*e öffentliche*r Akteur*in erhalten hat und
spezifizieren, welche Gegenleistung innerhalb des Amtes im Tausch
gegen die Leistungen ausgeführt wurden. Die Anklage enthält diese
Informationen jedoch nicht. Laut der Anschuldigungen hätten die
Bauunternehmen OAS, Schahin und Odebrecht eine Reihe
Renovierungsarbeiten auf dem Grundstück im Wert von 920.000 Real (ca.
220.000 Euro) bezahlt. Im Gegenzug habe Lula der Firma Vorteile bei
Verträgen mit dem Ölkonzern Petrobrás verschafft. Das Urteil enthält
jedoch keine Informationen darüber, ob Lula der Eigentümer der
Immobilie ist. Offizieller Besitzer ist der Unternehmer Fernando
Bittar.

Die Verteidigung hat während des Prozesses hervorgehoben, dass Lula
nicht der Begünstigte der Renovierungsarbeiten war, auch wenn er sich
regelmäßig auf dem Grundstück aufhielt. Die Richterin akzeptierte
dieses Argument jedoch nicht.

Der ehemalige Justizminister Eugênio Aragão, der die
Verteidigung des Ex-Präsidenten unterstützt, erklärte, dass rechtlich
gesehen kaum ein positives Ergebnis des Falles möglich sei, da die
Prozesse aus politischen Gründen gegen ihn geführt würden. "Ein
wünschenswerter Ausgang des Falles Lula wäre politischer Natur, nicht
rechtlicher. Die Anschuldigungen gegen ihn und die Verurteilung sind
politisch. Nicht zwingend parteiisch, aber sie sind Teil eines
gemeinsamen Projektes [des Innen- und Justizministeriums]", erklärte
Aragão.


"Lula ist ein politischer Gefangener"

Gleisi Hoffmann, Bundesabgeordnete für den Bundesstaat Paraná und
nationale Präsidentin der PT, sagte, "es lässt sich keine
Ernsthaftigkeit vonseiten der Gerichte in der Durchführung der
Untersuchungen erkennen", wie das Urteil aufzeige. Auch der
Fraktionsführer der PT in der Abgeordnetenkammer Paulo Pimenta
versprach die Unterstützung seiner Partei und betonte, sie werde "[den
Schuldspruch] innerhalb und außerhalb des Landes verurteilen. Teile
des Urteils weisen starke rechtliche Abweichungen auf". Er erinnerte
weiterhin an folgenden Zusammenhang: "ein großer Teil des Prozesses
wurde von Sérgio Moro durchgeführt, der heute Minister des Gegners
[Präsident Jair Bolsonaro] des ehemaligen Präsidenten Lula ist".

Der ehemalige Senator Lindbergh Farias (PT) sprach sich auf Twitter
gegen die Verurteilung des Ex-Präsidenten aus: "Sie wollen, dass Lula
im Gefängnis stirbt. Er stellt eine große Gefahr dar, weil er die arme
Bevölkerung Landes repräsentiert und ihnen aus dem Herzen spricht. Die
ganze Welt weiß, dass Lula ein politischer Gefangener ist", twitterte
er. Auf derselben Plattform erinnerte Gleisi Hoffmann an Lulas
Nobelpreisnominierung: "Lulas Verfolgung hört nicht auf. Ein zweites
Urteil wurde ausgesprochen, gerade als die Wahrscheinlichkeit auf
einen Nobelpreis stieg. In Erinnerung an die Bevölkerung und an die
Geschichte: Lula wird immer größer sein, als seine Henker #LulaLivre".

Übersetzung: Nadine Weber


Anmerkungen:

[1] https://www.brasildefato.com.br/2018/12/11/de-pedalinhos-a-cuecas-as-inconsistencias-do-caso-sitio-de-atibaia/

[2] https://www.brasildefato.com.br/2019/02/06/lula-e-condenado-a-12-anos-11-meses-de-prisao-no-caso-sitio-de-atibaia/

[3] https://blogdacidadania.com.br/2019/01/delacao-de-leo-pinheiro-e-premio-por-mentir/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/keine-beweise-im-neuen-urteil-gegen-ex-praesident-lula/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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VERKEHR/750: Versicherung muss absichtliches Herbeiführen eines Verkehrsunfalls beweisen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 12. Februar 2019

Versicherung muss absichtliches Herbeiführen eines Verkehrsunfalls beweisen



Coburg/Berlin (DAV). Bei einem Verkehrsunfall hat das Unfallopfer
Anspruch auf Schadensersatz. Der Schadensersatz entfällt, wenn es sich
um einen vorgetäuschten Verkehrsunfall handelt. Es könnte
Versicherungsbetrug vorliegen. Dieses "vorsätzliche Herbeiführen eines
Unfalls" muss die Versicherung allerdings nachweisen. Gelingt dem
Versicherer das nicht, verbleibt es bei seiner Leistungspflicht. Weil
er aber bei einem Unfall nicht selbst dabei ist, reicht es auch, wenn
er viele Indizien vorträgt, die für eine vorsätzliche Herbeiführung
des Unfalls sprechen. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Landgerichts Coburg vom 5. Juni 2018 (AZ: 24 O 360/16).

Der Mann war mit dem Auto seiner Ehefrau, einem älteren hochwertigen
Fahrzeug, auf einer Landstraße unterwegs. Dabei kam er rechts von der
Fahrbahn ab und prallte gegen einen Baum. Kurze Zeit nach dem Unfall
wurde das Fahrzeug ohne Reparatur für 12.000 Euro verkauft. Vom
Vollkaskoversicherer verlangte der Mann zunächst Reparaturkosten in
Höhe von 24.000 Euro, später nur noch einen geringeren Betrag. Zum
Unfall sei es gekommen, weil er wegen schlechter Sichtverhältnisse bei
Dunkelheit und Nieselregen die Kontrolle über sein Fahrzeug verloren
habe.

Die Versicherung war der Meinung, der Mann sei mit dem Pkw absichtlich
gegen den Baum gefahren. Es sei ihm um die Versicherungsleistung
gegangen. Hierzu verwies die Versicherung auf verschiedene Umstände,
mit denen sich das Landgericht in seiner Entscheidung im Einzelnen
auseinanderzusetzen hatte.

Die Klage des Mannes blieb erfolglos. Das Gericht vernahm einen Zeugen
und holte ein technisches Sachverständigengutachten ein. Daraus ergab
sich, dass der Mann den Unfall vorsätzlich herbeigeführt hatte. Im
Laufe des Verfahrens hatte er das Unfallgeschehen unterschiedlich
dargestellt und - nach Einschätzung des Landgerichts - immer dem
aktuellen Verfahrensstand angepasst. So hatte er zunächst angegeben,
er habe das Fahrzeug vor dem Aufprall nicht mehr abbremsen können.
Nach dem Vorliegen des Gutachtens behauptete er, vor der Kollision
doch noch kurz gebremst zu haben.

Auch zum Zweck der Autofahrt machte der Mann unterschiedliche,
teilweise auch fragwürdige Angaben. Der Sachverständige stellte
außerdem fest, dass die ursprüngliche Unfallschilderung nicht
plausibel war. Abgesehen von der Frage des Abbremsens konnte nämlich
auch eine Lenkbewegung des Fahrzeugs vom Baum weg nicht festgestellt
werden. Dies wäre aber bei einem versehentlichen Abkommen von der
Straße zu erwarten gewesen. Auch sei die Geschwindigkeit so bemessen
gewesen, dass sie für die Insassen ungefährlich gewesen sei und
trotzdem erheblichen Schaden angerichtet habe.

Darüber hinaus sei das Auto nur kurze Zeit später unrepariert verkauft
worden. Deshalb habe nicht geklärt werden können, ob sich am Fahrzeug
ältere Beschädigungen befunden hätten. Zudem seien der Mann und seine
Ehefrau innerhalb von drei Jahren in fünf weitere, ähnliche
Unfallereignisse verwickelt gewesen. Diese Indizien reichten aus, um
einen fingierten Unfall festzustellen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 4/19 vom 12. Februar 2019
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VERKEHR/749: Unfallverursacher muss auch für Kosten eines fehlerhaften Privatgutachtens einstehen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 12. Februar 2019

Unfallverursacher muss auch für Kosten eines fehlerhaften Privatgutachtens einstehen



Frankfurt/Berlin (DAV). Lässt das Unfallopfer ein Gutachten erstellen,
muss der Verursacher des Unfalls die Kosten hierfür übernehmen. Das
gilt selbst dann, wenn das Gutachten Fehler hat. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Amtsgerichts Frankfurt am Main
vom 24. Oktober 2019 (AZ: 31 C 1884/16 (17)).

Nach einem Unfall ließ das Unfallopfer sein Fahrzeug begutachten. Der
Sachverständige berechnete der Frau hierfür rund 1.000 Euro. Die
gegnerische Haftpflichtversicherung lehnte es jedoch ab, hierfür
aufzukommen. Das Gutachten sei wegen handwerklicher Mängel
unbrauchbar. Sie kürzte deshalb auch den von ihr erstatteten
Sachschadensbetrag und verwies auf ihre eigenen Berechnungen.
Tatsächlich war das Privatgutachten von einem falschen Restwert des
Fahrzeugs ausgegangen.

Dennoch muss die Versicherung des Unfallverursachers die
Gutachterkosten erstatten, so das Gericht. Der Unfallverursacher müsse
grundsätzlich auch für fehlerhafte Gutachten aufkommen. Fehler des
Sachverständigen könnten nicht dem Geschädigten zugerechnet werden.
Etwas anders käme nur in Betracht, wenn die Geschädigte die
Unrichtigkeit des Gutachtens auch ohne besondere Sachkunde hätte
erkennen können. Das treffe hier aber nicht zu.

Die gegnerische Versicherung muss dem Unfallopfer in aller Regel auch
die Anwaltskosten erstatten.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 3/19 vom 12. Februar 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]



INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





BUNDESLIGA/555: Frauen - 7. und 8. Runde (SB)




Am Samstag war die Welt für das Frauenteam des Hamburger SK noch in
Ordnung. Am vorangegangenen Spielwochenende hatten die Hanseatinnen
die Tabellenspitze erobert und waren entsprechend motiviert in die
neue Spielrunde gegangen. Das Ziel in diesem Jahr war der Titel,
nachdem Hamburg in der laufenden Saison bereits Schwäbisch Hall und
Baden-Baden ausgeschaltet hatte. Gegen den SC Rotation Pankow gab es
zur 7. Runde keine Irritation. Der HSK setzte sich klar mit 5:1 durch
und ließ nur zwei Remisen zu. Doch am Sonntag herrschte nur mehr
Katzenjammer vor. Nachdem das Hamburger Frauenteam bis dahin alle
ernsthaften Konkurrenten entweder geschlagen oder mit Ausnahme von
Bad Königshofen remisiert hatte, scheiterte die Truppe dann
ausgerechnet am SK Lehrte, sicherlich kein Top-Team der Liga, aber
auch nicht blind zu unterschätzen, denn Lehrte wies mit Fiona Sieber
und Lara Schulze immerhin zwei Nachwuchsspielerinnen aus der Top 100
der Mädchenweltrangliste im Kader auf. Gleichwohl sollte die
Herausforderung zu meistern sein, auch wenn Hamburg an diesem
Wochenende ohne die Starspielerinnen Monika Socko, Padmini Rout und
Sarasadat Khademalsharie auskommen mußte.

So ging Hamburg mit Filiz Osmanodja, Sarah Hoolt, Judith Fuchs, Diana
Baciu, Alina Zahn und Jade Schmidt an den Start gegen Lehrte und
sollte ein Fiasko erleben. Ausgerechnet an den beiden Top-Brettern
mußte Hamburg Niederlagen einstecken. Sarah Hoolt verlor gegen Fiona
Sieber und Filiz Osmanodja mußte sich der Österreicherin Elisabeth
Hapala geschlagen geben. Während Hoolt in einem materiell
schlechteren Endspiel das Nachsehen hatte, ging Osmanodja in einem
Königsangriff unter. Doch Hamburg konnten am dritten und vierten
Brett über Judit Fuchs gegen Lara Schulze und Diana Baciu gegen
Nicole Manusina den Ausgleich herstellen. Als Alina Zahn gegen Marine
Zschischang nicht über ein Remis hinauskam, konzentrierte sich die
Aufmerksamkeit auf das letzte Brett, wo Jade Schmidt dann allerdings
gegen Claudia Markgraf nach 91 Zügen kapitulieren mußte, und Hamburg
so mit 2,5:3,5 die erste Saisonniederlage kassierte. Dabei stand
Schmidt zwischenzeitlich mit einer Mehrfigur sogar deutlich besser,
doch infolge einiger Ungenauigkeiten nach der Zeitkontrolle konnte
Markgraf das Spiel verkomplizieren und schließlich zum Sieg wenden.

Hamburg verlor nicht nur dieses Match, sondern auch den Spitzenplatz
in der Tabelle, der an Bad Königshofen fiel. Deren Frauenteam hatte
am Samstag Deizisau klar mit 5,5:0,5 bezwungen und am Sonntag
Schwäbisch Hall mit 3,5:2,5 aus dem Rennen geschlagen. Bad
Königshofen ist nach wie vor ohne Niederlage und führt die Liga mit
14 Mannschaftspunkten und einem Punkt Vorsprung vor Baden-Baden und
Hamburg an. Auf Rang 4 hinter Hamburg folgt Schwäbisch Hall, das am
Samstag einen 5:1-Sieg gegen Hofheim gefeiert hatte. Die Rodewischer
Schachmiezen konnten Rang 5 behaupten, nachdem sie in Runde 7
Karlsruhe mit 4,5:1,5 niedergerungen hatten, wenngleich am Sonntag
gegen Baden-Baden eine 2:4-Niederlage folgte. Baden-Baden holte zwei
Siege am Wochenende, darunter am Samstag einen 0:6-Kantersieg gegen
Bayern München. Deizisau rettete den 6. Rang in der Tabelle, weil die
Niederlage gegen Bad Königshofen am Sonntag mit einem 3,5:2,5-Sieg
gegen Hofheim wettgemacht werden konnte. Lehrte verbesserte sich auf
Rang 7 nach einem Doppelerfolg am Wochenende. Am Samstag hatte sich
die Mannschaft gegen TuRa Harksheide knapp mit 3,5:2,5 durchgesetzt.
Auch Karlsruhe machte Boden gut. Die Niederlage gegen Rodewisch wurde
durch einen klaren 5:1-Erfolg gegen Bayern München versüßt. Hofheim
fiel nach den beiden Niederlagen des Wochenendes zwei Plätze tiefer
auf Rang 9. Groß war indes die Freude beim Mädchenteam aus TuRa
Harksheide, das am Sonntag gegen das Team aus Berlin Pankow mit
3,5:2,5 wertvolle Punkte für den Klassenerhalt sammeln und sich auf
Rang 10 verbessern konnte. Für Pankow und Schlußlicht Bayern München
sieht es allerdings ziemlich düster aus.



Runde 7, am 9.2.2019

TuRa Harksheide - SK Lehrte 2,5:3,5

Hamburger SK - SC Rotation Pankow 5:1

Rodewischer Schachmiezen - Karlsruher SF 4,5:1,5

FC Bayern München - OSG Baden-Baden 0:6

SK Schwäbisch Hall - SV Hofheim 5:1

SF Deizisau - SC Bad Königshofen 0,5:5,5



Runde 8, am 10.2.2019

SC Rotation Pankow - TuRa Harksheide 2,5:3,5

SK Lehrte - Hamburger SK 3,5:2,5

OSG Baden-Baden - Rodewischer Schachmiezen 4:2

Karlsruher SF - FC Bayern München 5:1

SC Bad Königshofen - SK Schwäbisch Hall 3,5:2,5

SV Hofheim - SF Deizisau 2,5:3,5




	
 Stand nach der 8. Runde: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.


	
SC Bad Königshofen

OSG Baden-Baden

Hamburger SK

SK Schwäbisch Hall

Rodewischer Schachmiezen

SF Deizisau

SK Lehrte

Karlsruher SF

SV Hofheim

TuRa Harksheide

SC Rotation Pankow

FC Bayern München


	
8

8

8

8

8

8

8

8

8

8

8

8


	
14

13

13

12

10

9

8

5

4

4

3

1


	
33,5

35,5

33  

34  

29  

24,5

19,5

17,5

19  

18,5

16  

8  
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06836: Böser-Bube-Image (SB)


"Viktor der Schreckliche", dieser Kampfname aus alten Tagen mißfällt
Kortschnoj heutzutage. Nicht, daß er im Alter bißlos geworden wäre.
Nein, das sei ferne. Aber in der neuen Zeit ist das Böse-Bube-Image
überholt. Vorbei sind die Schlachten, als er gegen das Sowjetregime
gewettert hatte. Inzwischen ist Friede in seine Seele eingekehrt. Mit
den Jahren kommt man eben auch zur Einsicht. Selbst seinem
Uraltrivalen Anatoli Karpow gegenüber legt er mildere Töne an. Karpow
kommt nun ebenfalls ins Alter, wo er sich gegen die junge Meute zur
Wehr setzen muß. Das verbindet, das schafft eine Art von
Seelenverwandtschaft, zumindest gegen die nachdrängende Jugend, die
mittlerweile ohnehin das Terrain beherrscht. Ganz oben mitmischen kann
Kortschnoj freilich nicht mehr. Anand, Kramnik, Swidler - selbst
Kortschnojs Erfahrung bleibt da auf der Strecke. Hin und wieder
allerdings, wie 1998 in Sarajewo, da ließ Kortschnoj durchaus die
Truppen antreten zu einer würdigen Feldschlacht, und dem Bosnier Kozul
verging im heutigen Rätsel der Sphinx die Sprache, als Kortschnoj mit
den weißen Steinen seinem alten Kampfnamen 'der Schreckliche' noch
einmal alle Ehre machte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06836: Böser-Bube-Image (SB)]



Kortschnoj - Kozul

Sarajewo 1998


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Es blitzte schier im Turniersaal, als Schirow nach Kramniks letztem
Zug 1.d6-d7 mit 1...Dd8-b6!! konterte. Ein ganzer Turm wird
hingegeben, um den in der Mitte festgesetzten weißen König ins Visier
zu nehmen. Nach 2.d7xe8D+ Ta8xe8 drohte ein vernichtendes
Abzugsschach, das nur mit 3.Dd2-e3 zu verhindern war, worauf Schirow
in ein gewonnenes Endspiel abwickelte: 3...Lf6xg5 4.De3xb6 Lg5xh4+
5.Ke1-d2 a7xb6 6.f3xe4 Te8xe4 7.Kd2-c2 - trotz des Qualitätsgewinns
war Weiß dem schwarzen Läuferpaar bedingungslos unterlegen - 7...Te4-
g4 8.Td1-d2 Lh4-e7 9.Th1-g1 Kg8-g7 10.Sh3-f2 Tg4-f4 11.Sf2-d3 Tf4-e4
12.Tg1-d1 La6-b5 13.a2-a4 Lb5-c6 14.Td1-e1? - ein Fehler in
verzweifelter Lage - 14...Te4xe1 15.Sd3xe1 Le7-b4 16.Td2-e2 Lb4xe1
17.Te2xe1 Lc6xg2 18.Kc2-d2 h5-h4 - die schwarzen Königsflügelbauern
treten entscheidend in Aktion - 19.Kd2-e3 Lg2-d5 20.b3-b4 h4-h3 21.Te1-
e2 f7-f5 22.Te2-d2 Ld5-e4 23.Ke3-f4 Le4-g2 24.Td2-d7+ Kg7-f6 25.Td7-h7
g6-g5+ 26.Kf4-g3 f5-f4+ 27.Kg3-g4 Kf6-e5 28.b4-b5 und Weiß gab
zugleich auf.



Erstveröffentlichung am 13. Februar 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/561: Leistungsschwaches Umfeld erzeugt starke Emotionen (idw)


Universität Konstanz - 11.02.2019

Leistungsschwaches Umfeld erzeugt starke Emotionen

Studie unter Beteiligung der Universität Konstanz weist negative
Auswirkungen eines leistungsstarken Umfelds bei SchülerInnen auf das
individuelle emotionale Wohlbefinden nach



Big-fish-little-pond-Effekt nennt sich das Phänomen, das für die
Selbsteinschätzung von Menschen von immenser Bedeutung ist. Ein Fisch
empfindet sich selbst als groß, wenn er in einem vergleichsweise kleinen
Teich schwimmt. Soll heißen: Bewegt sich eine Person in einem relativ
leistungsschwachen Umfeld, profitiert deren Selbsteinschätzung der eigenen
Fähigkeiten. Das sogenannte Selbstkonzept dieser Person wird somit
gestärkt. Sie ist der big fish unter den vielen kleinen Fischen im Teich.
Wird dieselbe Person in einen leistungsstarken Kontext versetzt, leidet
die Selbsteinschätzung der eigenen Fähigkeiten - bei gleicher
Leistungsfähigkeit. Der ursprüngliche big fish wird nun zum little fish.

Der Effekt ist seit den 1980er Jahren empirisch nachgewiesen. Prof. Dr.
Thomas Götz, empirischer Bildungsforscher an der Universität Konstanz und
an der Pädagogischen Hochschule Thurgau (PHTG), Schweiz, ging in einer
Studie der Frage nach, ob dieses Phänomen im Fall von Schülerinnen und
Schülern im Fach Mathematik Auswirkungen auf deren Emotionen in der Schule
hat. Das Ergebnis ist eindeutig: Tatsächlich fühlen sich die Befragten in
einem relativ zu ihrer Leistungsfähigkeit schwachen Umfeld wohler als in
einem entsprechend starken. Die Ergebnisse von drei entsprechenden
Teilstudien sind in der aktuellen Ausgabe des "Journal of Personality and
Social Psychology" der American Pschological Association erschienen.

Die Studie besteht aus einer Querschnittserhebung und zwei
Längsschnittstudien, in der Schülerinnen und Schüler von der fünften bis
zehnten Jahrgangsstufe über alle Schultypen hinweg jährlich bzw. zweimal
befragt wurden - unter anderem wurden Daten aus der PISA-Studie
analysiert. Insgesamt nahmen 7.722 deutsche SchülerInnen an der
Untersuchung teil. Positive und negative Emotionen wurden im Fragebogen
erfasst, wie beispielsweise Freude, Stolz, Angst, Ärger oder Scham.
Zusätzlich mussten die SchülerInnen einen Leistungstest absolvieren. Die
Emotionen werden in der Gesamtuntersuchung mit der individuellen Leistung
und der Leistung der jeweiligen Schulklasse, in der sich die SchülerInnen
befinden, in Bezug gesetzt. "Daran kann man sehen, wie sich die Emotionen
über die Jahre unter Berücksichtigung der individuellen Leistung und der
Klassenleistung entwickeln", sagt Thomas Götz.

Das Ergebnis ist über alle drei Teilstudien robust: Es ist für das
Selbstkonzept und daraus folgend für Emotionen positiv, wenn jemand eine
hohe Leistung erbringt, aber es ist für das Selbstkonzept und die
Emotionen negativ, wenn sich die Schülerin oder der Schüler in einer
leistungsstarken Klasse befindet. Entsprechend ist es gut für das
Selbstkonzept und damit auch für die Emotionen, wenn das Umfeld schwächer
ist. Thomas Götz: "Wir wollen an unseren Schulen natürlich nicht, dass ein
leistungsstarker Kontext die Emotionen schwächt."

Thomas Götz hat dieses Phänomen in der Vergangenheit am eigenen Leib
erfahren. Vor seinem Psychologie-Studium studierte er Kirchenmusik: "Ich
war vorher der Meinung, dass ich ziemlich gut Klavier und Orgel spiele. An
der Musikhochschule mit all den Überfliegern dachte ich plötzlich:
Eigentlich bin ich gar nicht so gut, wie ich gemeint habe." Ähnliche
Phänomene lassen sich in Hochbegabtenzüge feststellen. Die zuvor guten
Schülerinnen und Schüler nehmen ihre Leistung nicht mehr als so gut war,
was mit einem Verlust an positiven Emotionen einhergeht.

Darüber hinaus besteht eine Wechselwirkung: Die Leistung beeinflusst die
Emotionen, und die Emotionen beeinflussen die Leistung. Werden positive
Emotionen reduziert, werden auch die Leistungen schlechter. Thomas Götz
betont, wie wichtig es ist, dieses Phänomen gerade dann zu
berücksichtigen, wenn ein Wechsel auf eine höhere Schule ansteht. "Es ist
verständlich, dass Eltern ihre Kinder in ein leistungsstarkes schulisches
Umfeld geben wollen. Wichtig ist aber auch, dass Eltern und Lehrpersonen
sich dessen bewusst sind, dass es insbesondere am Anfang emotional
belastend sein kann, wenn das Kind in einen sehr leistungsstarken Kontext
kommt." Letztlich gehe es nicht nur um Leistungsentwicklung, sondern auch
darum, wie sich die Schülerinnen und Schüler fühlen.


Faktenübersicht:

• Pekrun, R., Murayama, K., Marsh, H. W., Goetz, T., &
Frenzel, A. C.:

Happy Fish in Little Ponds: Testing a Reference Group Model of Achievement
and Emotion.

Journal of Personality and Social Psychology, Jan 21, 2019.

Advance online publication:

http://dx.doi.org/10.1037/pspp0000230

• Studie weist nach, dass ein leistungsstarkes Umfeld bei
SchülerInnen negative Auswirkungen auf das individuelle emotionale
Wohlbefinden hat

• Befragt wurden 7.722 SchülerInnen in Deutschland.

• Gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und die
Japan Society for the Promotion of Science.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, 11.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/521: Beeinflusst unser Aussehen die Persönlichkeit? Forscher widerlegen bisherige Annahmen (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 11.02.2019

Beeinflusst unser Aussehen die Persönlichkeit? Göttinger Forscherteam
widerlegt bisherige Annahmen



Inwiefern ist unsere Persönlichkeit eine Anpassung an unser Aussehen oder
unseren Körperbau? Mit dieser Frage hat sich ein Wissenschaftlerteam der
Universität Göttingen beschäftigt. Das Ergebnis: Es kommt ganz darauf an -
auf das Geschlecht und auf die Verhaltensweise. Die Studie ist in der
Fachzeitschrift Evolution and Human Behavior erschienen.

(pug) Bisherige Theorien zu einem möglichen Zusammenhang zwischen Aussehen
und Verhalten behaupten unter anderem, dass körperlich stärkere Männer
eher zu aggressivem Verhalten neigen und körperlich attraktivere Frauen
mehr aus sich herausgehen. Diesen Theorien muss das Göttinger Forscherteam
aus der Abteilung für Biologische Persönlichkeitspsychologie der
Universität Göttingen weitgehend widersprechen. Sie beziehen sich dabei
auf zwei unabhängige Gruppen von Versuchspersonen aus Göttingen und
Edinburgh (Schottland).

Einen eindeutigen Zusammenhang von Attraktivität und Extraversion bei
Frauen zum Beispiel können sie nicht bestätigen. "Zwar sind Frauen, die
sich selbst attraktiv finden, tatsächlich häufiger gesellig oder weniger
schüchtern, allerdings könnte hinter diesem Zusammenhang auch ein
allgemein positives Selbstbild stecken", sagt Christoph von Borell,
Erstautor der Studie. Um herauszufinden, ob das Verhalten tatsächlich nur
mit dem äußerlichen Erscheinungsbild zusammenhängt, wählten die Göttinger
einen Studienaufbau, bei dem die körperliche Attraktivität auch durch
andere Menschen eingeschätzt wurde. "Dann lässt sich dieser Zusammenhang
nicht mehr beobachten", erklärt von Borell.

Anders sieht es beim Einfluss des Körperbaus auf das Verhalten von Männern
aus: Muskulöser gebaute Männer zeigten sich in der Studie zum Beispiel
extravertierter und hielten aggressives Verhalten eher für nützlich. Bei
vielen anderen Verhaltensweisen zeigten die Ergebnisse aber keinen
eindeutigen Zusammenhang mit dem Aussehen der Männer. Um die Kraft und den
Körperbau der Männer und Frauen zu bestimmen, wurde von allen
Versuchspersonen ein Abbild durch einen 3D-Bodyscanner erstellt und ihre
Griff- und Oberkörperkraft gemessen.


Originalpublikation:

Christoph J. von Borell, Tobias L. Kordsmeyer, Tanja M. Gerlach,
Lars Penke.

An integrative study of facultative personality calibration.

Evolution and Human Behavior (2019).

https://doi.org/10.1016/j.evolhumbehav.2019.01.002

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 11.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / REPORT





INTERVIEW/044: Beteiligungsmodul Psychologie - Selbstkritik ...    Prof. Dr. Klaus-Jürgen Bruder im Gespräch (SB)






[image: Titelseite des Programmflyers -Quelle: Neue Gesellschaft für Psychologie (NGfP)]

Quelle: Neue Gesellschaft für Psychologie (NGfP)



Kritik der Politischen Psychologie muss deutlicher werden. -
Interview mit dem Psychologen und Psychoanalytiker Prof. Dr. Klaus-Jürgen Bruder

Schattenblick: Der Titel des diesjährigen Kongresses der Neuen Gesellschaft für
Psychologie, deren Vorsitzender Sie sind, lautet "Krieg nach innen -
Krieg nach außen". Warum so eine provokante Überschrift?

Klaus-Jürgen Bruder (KJB): Warum nicht? Warum sollen wir uns nicht trauen die Dinge zu benennen?
Ein Mann wie Warren Buffet - US-amerikanischer Großunternehmer und
Milliardär - zögert nicht zu formulieren: "There's class warfare, all
right, but it's my class, the rich class, that's making war, and we're
winning." Warum sollten wir da zögern, die Erniedrigung von Menschen
unter Hartz IV-Bedingungen, die Verunsicherung der Bevölkerung, deren
Lenkung gegen ihre eigenen Interessen oder die Manipulation durch
Mainstreammedien als Krieg nach innen zu bezeichnen und die
Feindbild-Kreationen samt militärischen Interventionen als Krieg nach
außen? Ist das kein Krieg?

Ausgangspunkt unserer Kongresse waren auch in früheren Jahren immer
gesellschaftliche Problemlagen - siehe "Migration und Rassismus",
"Gesellschaftliche Spaltungen" und andere. Auch in diesem Jahr
beschreibt der Titel eine Problemlage. Im Untertitel rücken wir die
Verantwortung der Intellektuellen in den Fokus, besonders derjenigen,
die in den Medien arbeiten. Aber wir nehmen uns als Psychologen und
Psychotherapeuten nicht aus, obwohl unsere Wirkung verglichen mit der
Manipulation einer ganzen Bevölkerung gering ist.

SB: Ihre Kritik geht in viele Richtungen, ein Rundumschlag, der
tatsächlich auch um die Psychologie keinen Bogen macht. Was werfen Sie
Ihrer Disziplin vor?

KJB: In der Psychologie ebenso wie in der Soziologie und
Politikwissenschaft, in der Geschichtswissenschaft usw. kann man sich
des Eindrucks nicht erwehren, als wollten die Vertreter dieser
Disziplinen lieber die Politiker beraten, wie sie die Bevölkerung bei
der Stange halten können, statt die Anliegen und Forderungen der
Bevölkerung an die Regierung mit ihrer wissenschaftlichen Expertise zu
unterstützen. Die Seite der Bevölkerung zu vertreten, entspräche
unseren - "ewig gestrigen"? - Vorstellungen von Demokratie sicher
besser, wäre aber ohne eine Kritik der herrschenden Verhältnisse als
den menschlichen Möglichkeiten zutiefst widersprechend nicht zu
machen.

SB: Sie üben Kritik an den Linken, die Ihres Erachtens die Rolle der
Psychologie unterschätzen. Und Sie haben an anderer Stelle formuliert:
"Es ist die Psychologie, mit der die Kapitalisten gesiegt haben." Geht
es also nicht um Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse, die in
der Vergangenheit die Ablösung einer Gesellschaftsordnung durch eine
andere erforderlich gemacht haben? Werfen Sie Karl Marx und die
Politische Ökonomie damit über den Haufen?

KJB: Tatsächlich unterschätzen meines Erachtens die meisten Marxisten die
Rolle der Psychologie, die Bedeutung der Erzählungen, des Diskurses.
Die Diskurse und die darin transportierten Erzählungen sind es, die
den Kapitalismus aufrechterhalten. Und das, obwohl die Krisen des
Systems längst auf einen Systemfehler hinweisen, wie Vladimiro Giaché
schreibt. Dafür sprechen nicht nur die Unfähigkeit, den Klimawandel
aufzuhalten, die Ausplünderung armer Länder, Terrorismus und die
Formen "sauberer Gewalt", wie wirtschaftlicher Verdrängungswettbewerb,
Massenentlassungen für kurzfristige Börsengewinne, ausgefeilte
Überwachungsmethoden und vieles mehr.

SB: Was soll/kann Psychologie dagegen ausrichten?

KJB: Wir müssen die "geheimen Verführer" besiegen und das können wir weder
durch Ignoranz noch durch eigene Verführungskünste in Gestalt von
linkem Populismus.

SB: Ich nehme an, Sie beziehen sich da auf den Dramaturgen Bernd
Stegemann und sein Buch "Die Moralfalle"?

KJB: Er sieht im sogenannten Populismus weniger eine Gefahr für die
Demokratie als vielmehr ein Symptom dafür, was in ihr falsch läuft. Er
legt mit seiner Analyse der "Dramaturgie des politischen Sprechens"
die Vermutung nahe, dass die - wie er schreibt - "eingespielten Regeln
des politischen Sprechens über Alternativlosigkeiten" eine große
Abwehr provoziert haben und den Populismus als einen "Versuch der
Mitsprache" derjenigen erkennen lassen, "die sonst über keine Stimme
verfügen". Daraus ergebe sich die Notwendigkeit für die Linke, sich
selbst "populistischer Rede" zu bedienen.

Die Fiktion der Möglichkeit eines linken Populismus verleugnet dessen
Klasseninteresse - auch wenn Stegemann den gegenteiligen Eindruck
erweckt: in seinem letzten Buch »Die Moralfalle. Für eine Befreiung
linker Politik« kritisiert er am Beispiel der Debatte über
Einwanderung, Asyl und Migration die Forderung nach offenen Grenzen.
Sie blende die sozialen Folgen aus: die Verschärfung des Kampfes um
Arbeitsplätze und bezahlbare Wohnungen, vertrete also die Interessen
des Kapitals.

SB: Sie wollen sagen, er und andere Fürsprecher eines linken Populismus
unterstützten damit die Parolen der Rechten für die Verschärfung der
Asyl- und Migrationspolitik?

KJB: Die "Dramaturgie des politischen Sprechens" ist nicht vom
Klasseninteresse der Sprecher zu trennen. Wenn ich das trotzdem
versuche und die Sprache des politischen Gegners übernehme,
transportiere ich damit zugleich dessen Inhalte.

Diese Trennung von Form und Inhalt finden wir auch in der sich
kritisch verstehenden psychologischen "Politikberatung". Dort dient
sie zur Verkehrung von Ursache und Wirkung: die Antwort der Subjekte
auf die ihnen vorliegenden gesellschaftlichen Bedingungen wird zur
Ursache derselben verkehrt (verdreht), "vergessend", dass die Menschen
zwar ihre eigene Geschichte schreiben, jedoch - laut Marx - "nicht aus
freien Stücken, nicht unter selbstgewählten, sondern unter unmittelbar
vorgefundenen, gegebenen und überlieferten Umständen" machen. Diese
Umstände gälte es zur Kenntnis zu nehmen, und zwar nicht als
unveränderbare, sondern als zu verändernde, solange der
Mensch in ihnen "ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes,
ein verächtliches Wesen ist".

SB: Sie fordern, die Psychologie müsse die geheimen Verführer besiegen.
Wie soll das aussehen?

KJB: Verführung ist immer begleitet von Zwang, bzw. geht Zwang der
Verführung voraus, er existiert immer im Hintergrund. Am Beispiel des
ersten Weltkriegs schildert der Psychologe Alfred Adler diese
Vorbereitung sehr plastisch: Das Volk wurde nicht nur brutal
gezwungen, sondern bereits lange vorher auch erniedrigt, "verhetzt,
versklavt". Es war bereits Jahre zuvor die stetige, umfassende
"Dressur des Volkes", die es zur Selbstunsicherheit und zum Gehorsam
gegen die Oberen erzog (Adler 1919a, S. 121). Dieses
Hintergrundgeschehen gilt es auch heute zu entlarven, z.B. wenn es um
das Feindbild Russland geht.

SB: Teilen Sie die von Noam Chomsky in seinem Buch "Media Control"
geäußerte Auffassung, wonach die Medien einerseits
Propagandainstrument der Außenpolitik sind, andererseits der
Herstellung von Konsens dienen, Nachrichten unterdrücken, die die
Bevölkerung verunsichern könnten, andere abmildern, damit an der
politischen Führung kein Zweifel aufkommt?

KJB: Das tue ich. Diskurse können als Ensembles definiert werden, ?die
festlegen, was zu einem bestimmten Zeitpunkt von und/oder für eine(r)
bestimmte(n) Gruppe über einen Gegenstand gesagt werden kann (s.
Foucault, 1970/1977). Dadurch üben sie bereits Macht aus. Der Diskurs
der Macht ist aber darüber hinaus Medium nicht nur zwischen den
vergesellschafteten Individuen, sondern zwischen den 99% der
Bevölkerung und dem herrschenden Rest. "Dank der Vermittlung der
Medien" werden die unterschiedlichen Diskurse der politischen Klasse,
der massenmedialen Kultur, und der akademischen Kultur miteinander
verschmolzen". "Sie kommunizieren und zielen in jedem Augenblick auf
den Punkt der größten Kraft hin, um die politisch-ökonomische
Hegemonie und den Imperialismus zu sichern" (Derrida, 1993/95, S. 91).

Dieselben Medien bieten sich als Vermittler aller Informationen an,
die wir brauchen, um uns im Alltag zu orientieren: Sie geben uns
Ratschläge über das "richtige" Verhalten, Denken, Anleitungen für die
Wahrnehmung unserer Umwelt und unserer Stellung in ihr. Die in jedem
Diskurs, ja bereits im Gespräch zwischen zweien mögliche Differenz
steigert sich im Diskurs der Macht zum Gegensatz, zur Verkehrung ins
Gegenteil: Verkehrung von Krieg und Frieden, Verkehrung von Ursache
und Wirkung, Aktion und Reaktion. Beispiele: bereits die Begriffe,
Bezeichnungen "Sicherheits-Konferenz",
"Verteidigungs-Ministerium", "Innere Sicherheit", Verantwortung für
"Deutschland" usw.

Die Sprachregelungen, Bewertungen, Ratschläge, Behauptungen, Parolen
dieses Diskurses (der Macht) entfalten ihre normative Wirkung, indem
das Individuum sie übernimmt, sie weiterträgt in den Alltag seines
Lebensraumes. Sie diffundieren in die Kommunikation der
vergesellschafteten Individuen: In unseren Gesprächen mit den
unterschiedlichen Gesprächs-Partnern geht es um die Vergewisserung der
eigenen Position innerhalb des Diskurses der Macht, unserer
"korrekten" Haltung zu dessen Parolen.

Indem wir uns an diesem Diskurs beteiligen, in ihn eintreten, tragen
wir zu seiner Aufrechterhaltung bei. Der Diskurs der Macht ist eine,
wenn nicht die wichtigste, Bedingung für die Entwicklung und
Aufrechterhaltung der psychologischen Mechanismen der
Herrschaftsstabilisierung von Seiten der Beherrschten ("kulturelle
Hegemonie") - der unsichtbare immaterielle Link zwischen dem Ensemble
der gesellschaftlichen Verhältnisse und den vergesellschafteten
Individuen.

SB: Das klingt für mich, als wären wir, die Individuen, dem Diskurs der
Macht und damit ihrer Manipulation und Ruhigstellung ausgeliefert.

KJB: Das sind wir nicht. Das Individuum nimmt vielmehr einen (seinen) Platz
im Diskurs ein, ergreift die Parolen, versucht sie zu seinen eigenen
zu machen bzw. (dann) als eigene auszugeben - oder widerspricht,
verweigert sich diesen. Jeder Diskurs lässt immer auch die
Möglichkeit zu, gegen die Regeln zu verstoßen, ihm nicht zu
folgen. (s. Lyotard (1983/1987, S. 46).

Die Perspektive der Großen Weigerung (Marcuse 1968, S. 69 ff.)
wird hier sichtbar: als Weigerung, die Regeln des Diskurses der Macht
zu befolgen. Allerdings hat die Weigerung Konsequenzen, wie wir an der
Geschichte - angefangen vom "Radikalen"-Erlass und Berufsverboten, der
Suspendierung demokratischer Rechte (Demonstrationsrecht,
"Vermummungsverbot") seit den 68er Jahren über die gleichzeitige
Militarisierung der Polizei; den Krieg gegen den Terror bis hin zu
bürgerkriegsähnlichen Demonstrationen der Staatsgewalt bei G7 oder G20
- sehen können. Immer wird die Weigerung, die Regeln des Diskurses der
Macht zu befolgen, staatlicherseits mit Gewalt beantwortet. In dem
Dilemma, dass Verweigerung nicht ohne Konsequenzen zu haben ist,
bietet sich die Möglichkeit der Verleugnung an. Menschen können
sagen, es gebe keine Chance für Weigerung oder Ungehorsam, keine
Möglichkeit, gegen die Regeln zu verstoßen. Sie versuchen so, ihre
Anpassung zu rechtfertigen. Sie nehmen Anerkennung dankend entgegen
ebenso wie den Dienstwagen, die Beförderung in eine höhere
Gehaltsklasse und die Erhöhung der Boni, oder was es so an Handsalben
gibt.

SB: Werfen Sie der Psychologie oder den Psychologen in diesem
Zusammenhang vor, nicht als Katalysator berechtigter Wut zu
funktionieren?

KJB: Gegen die Verleugnung hilft nur der Erfolg bei der Überwindung der
Verleugnung. Jede erfolgreiche Aktion der Befreiung wirkt ansteckend
auf die bis dahin abseits Stehenden (Verleugner). Dagegen arbeiten die
heimlichen Verführer auf allen Kanälen des Diskurses der Macht, um die
Erfolglosigkeit von Widerstand und Protest, Empörung und Solidarität
vorzuführen.

Solange Politische Psychologie nicht die Kritik dieser Verhältnisse
ins Zentrum ihrer Arbeit stellt, nimmt sie Partei für deren
Fortbestehen. Darin ist sie politisch. Und auch darin, dass sie diese
Parteinahme verleugnet. Sie tut so, als erforsche sie das allgemein
Gültige des politischen Verhaltens, Denkens, Bewusstsein, Fühlens
usw.. Die Psychologie insgesamt behauptet zwar nicht (nicht mehr) die
vollkommene Kulturunabhängigkeit des Denkens und Verhaltens aber: das
Vorgefundene als das "gemeine Elend" zu bezeichnen, ist eine große
Ausnahme (die auch bei Freud keine weiteren Konsequenzen hat als die
des therapeutischen Skeptizismus). Sie ist eine konsequent
"bürgerliche" Wissenschaft, (um nicht zu sagen Herrendisziplin - wie
Reiten vielleicht) - angesiedelt im "Rayon der privilegierten
Entfremdung" (Brückner 1972). Dazu gehört, die Entfremdung nicht als
solche zu reflektieren

Die Kritik dieser Verhältnisse macht selbige dafür verantwortlich,
dass die Menschen sich nicht als Menschen entfalten und verwirklichen
können. Diese Kritik wäre unvollständig, wenn sie nicht zugleich auch
diejenigen benennte und damit zur Verantwortung zöge, die diese
Verhältnisse mit allen Mitteln aufrecht zu erhalten suchen. Das wäre:
Kritik der Politischen Psychologie.
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1183: Bielefeld - Yoga für Bewegungseingeschränkte (16 x) ab 20.02.19


Stadt Bielefeld

Yoga für Bewegungseingeschränkte



Bielefeld (bi). In der VHS startet am Mittwoch, 20. Februar, ein
Yoga-Kurs für bewegungseingeschränkte Menschen. Der Kurs mit Trainerin
Anamaria Diaz geht über 16 Termine, jeweils mittwochs von 16 bis 17.30
Uhr.

Anmeldungen und Informationen zum Kurs in der VHS, Ravensberger Park
1, unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.02.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2019 
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INFOPOOL / TIERE / MEINUNGEN





STANDPUNKT/014: Schweinejournalismus übers "Tierwohl-Label" (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


Dr. Gniffkes Macht um acht

Schweinejournalismus übers "Tierwohl-Label"

ARD-aktuell macht Reklame für die Bauernlobby und deren Handpuppe,
die Landwirtschaftsministerin Klöckner

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 8. Februar 2019



Wieder einmal hat es eine pure Zirkusnummer in die
Hauptnachrichtensendung des Ersten Deutschen Fernsehens geschafft: Die
Tagesschau berichtete über eine Pressekonferenz, auf der
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner ihr Reklameprojekt
"Tierwohl-Label" vorstellte. (1) Das Siegel soll angeblich dazu
beitragen, die unsägliche Quälerei in der Massentierhaltung zu
reduzieren. Natürlich nur ein bisschen und auf Freiwilligkeit
beruhend. Dementsprechend war auch die Tagesschau-Berichterstattung
nur ein bisschen informativ. Für den denkenden Verbraucher ein ebenso
alberner Täuschungsversuch wie Klöckners dummdreiste Zumutung.

Das Thema Tierschutz kam in jüngerer Zeit wiederholt in den
Nachrichtensendungen vor. Offenkundig nehmen Interesse und
Sensibilität dafür in der Bevölkerung zu. Wortlaut des neuesten
Tagesschau-Beitrags:

Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner will mit einer
 Freiwilligen-Initiative die Haltung von Tieren in der
 Landwirtschaft verbessern. Dazu stellte sie heute ein staatliches
 Tierwohl-Label vor. Mit ihm soll Fleisch gekennzeichnet werden, bei
 dem die Tiere besser gehalten werden, als der gesetzliche
 Mindeststandard vorsieht. (1)  



Sehen wir vom miesen Nachrichtenagentur-Deutsch mal ab - "Fleisch, bei
dem die Tiere besser gehalten werden"! - , entscheidender ist, worauf
das Ganze hinausläuft:

Klöckner hofft, dass Verbraucher bereit sind, hierfür mehr zu
 zahlen. (ebd)  



Es geht also um gesteigerte Profitmaximierung in der
Fleischproduktion. Was unter gesetzlichem Mindeststandard für die
Tierhaltung zu verstehen ist, wird in dieser Reportage hingegen nicht
klar. Stattdessen macht sich ARD-aktuell per Übertragung von O-Tönen
zur Bühne der überaus produzenten-freundlichen CDU-Ministerin
Klöckner. Mit intelligenzfreien Sätzen wie diesem:

"Wir nehmen vor allem den Zeitpunkt von der Geburt bis zur
 Schlachtung in den Blick." (ebd.)  



An einem Ministerinnenblick auf die pränatale und auf die postmortale
Zeit der Tiere besteht in der Tat kein erkennbares Publikumsinteresse.
Dem kam die Tagesschau eh nur bedingt nach mit dem Klöckner-Hinweis,
das neue Label

"gibt dem Verbraucher mehr Orientierung, und jeder kann sich dann
 auch bewusst dafür entscheiden, ob er mehr in auch Tierwohl
 investieren will." (ebd.)  



Nicht mittels gesetzlicher Vorgaben soll die Tierquälerei
eingeschränkt werden, sondern der Verbraucher soll es mal wieder
richten. Obwohl der Tierschutz seit mehr als 15 Jahren Staatsziel mit
Verfassungsrang ist:

"Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen
 Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im
 Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und
 nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und
 die Rechtsprechung." (2)  



Das steht in Art. 20a des Grundgesetzes. Im dazu erlassenen
Tierschutzgesetz heißt es dann weiter:

Zweck dieses Gesetzes ist es, aus der Verantwortung des Menschen
 für das Tier als Mitgeschöpf dessen Leben und Wohlbefinden zu
 schützen. Niemand darf einem Tier ohne vernünftigen Grund
 Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen. (3)  



Darauf hinzuweisen - und die Ministerin damit zu konfrontieren und
verdientermaßen zu desavouieren - verzichten unsere
Qualitätsjournalisten wohlweislich. Ihre Distanz zum "Tierwohl"-Label
deuten sie nur leicht mit der einschränkenden Information an, das
geplante Label sei zunächst lediglich für Schweinefleisch vorgesehen
und werde unter anderem für den Verzicht auf das Kastrieren ohne
Betäubung, für "mehr Platz in den Ställen" und für "bessere
Transportbedingungen" vergeben; auch wird korrekterweise der
Grünen-Oppositionspolitiker Anton Hofreiter zitiert:

"Diese Kennzeichnung ist weder gesetzlich klar, noch ist sie
 verpflichtend. Wir brauchen eine Kennzeichnung, die deutlich
 macht: Wie werden die Tiere gehalten" (s.u. Anm.1)  



Kurt Müller vom Bundesvorstand der Verbraucherzentralen kommt mit der
Bemerkung zu Wort, schon jetzt gebe es eine Vielzahl von
Kennzeichnungen, die Kundschaft wolle jedoch mehr Klarheit. Und sogar
für die Tierschützer ist ein Aufmerksamkeitsrest da: Sie "würden am
liebsten die gesetzlichen Standards für alle Betriebe erhöhen." Mehr
Information, vor allem mehr Konkretes über besagte "Standards", war
allerdings bei ARD-aktuell nicht zu holen, auch nicht aus ihrem
Angebot im Internet, auf "tagesschau.de". (4)

Dabei wäre es zumindest in den Textformaten der ARD-aktuell möglich
gewesen, mehr zu bieten. Beispielsweise eine kurze Zusammenfassung
dessen, was das Tierschutzgesetz zwar verbietet, was aber immer noch
Praxis in der deutschen Massentierhaltung ist - und von den
Ausführungsbestimmungen in den Gesetzen der Bundesländer nicht
ausgeschlossen wird. Bevor wir darlegen, was die Tagesschau an Fakten
unterschlug, sei zum besseren Verständnis noch aus dem
Tierschutzgesetz zitiert:

"Wer ein Tier hält, betreut oder zu betreuen hat, muss das Tier
 seiner Art und seinen Bedürfnissen entsprechend angemessen
 ernähren, pflegen und verhaltensgerecht unterbringen (und) darf die
 Möglichkeit des Tieres zu artgemäßer Bewegung nicht so
 einschränken, dass ihm Schmerzen oder vermeidbare Leiden oder
 Schäden zugefügt werden" (5)  



Mit der Praxis in der deutschen Massentierhaltung ist das nicht in
Einklang zu bringen. Darüber schweigt sich die Tagesschau auch in
ihrem Internet-Angebot aus. Kürzlich wurde zwar einmal gemeldet, dass
das betäubungslose Kastrieren noch bis einschließlich nächstes Jahr
erlaubt worden sei, weil Ministerin Klöckner der Viehwirtschaft mehr
Zeit "für technische Anpassungsprozesse" gewähren wolle. Dazu wurden
sogar ein paar abstoßende Filmszenen gezeigt. (6) Das war's dann aber
auch schon.

Hierzulande werden 27 Millionen Schweine zur Fleischerzeugung
gehalten. Damit ist Deutschland der größte Schweinefleischproduzent in
Europa und steht weltweit nach China und den USA an dritter Stelle.
(7) Die Exportüberschüsse sind gewaltig.

In unserem angeblich tierliebenden Land sind die Schweinezucht- und
Mastbetriebe ein Hort grausamster Tierquälerei. Die überwältigende
Mehrheit der industriellen Schweinezüchter und -mäster verfrachtet die
Muttersau Wochen vor dem Wurf in den sogenannten Kastenstand, der nur
wenig größer ist als das Tier selbst. (8) Es kann sich darin nicht
einmal mehr umwenden. Eine dem Normalverbraucher weithin so unbekannte
wie unvorstellbare Quälerei. (9)

In Schweden, Großbritannien und weiteren EU-Staaten ist der
Kastenstand seit Jahren verboten. Die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit beurteilt ihn als wissenschaftlich so
ausgewiesene Tierquälerei.

Die Mäster behaupten, die "Abferkelkäfige" seien notwendig, damit sich
die Mutter nicht auf ihre Jungen legen und sie zerquetschen könne.
Womit bereits klar wird, dass die platzsparende, profitsteigernde
Massentierhaltung zu der Quälerei führen muss. In modernen Laufställen
mit reichlich Freiraum nämlich schützen die Sauen ihre Ferkel und
erdrücken sie nicht, wie jeder Biobauer bestätigt.

Ferkel von heute sind Fleischlieferanten von morgen. Das Fleisch
männlicher Tiere hat, je nach Aufbereitung, angeblich einen störenden
Geruch und Beigeschmack. Deshalb werden junge Schlachteber kastriert.
Zwar ist das ohne Betäubung auch bei Frischlingen, die noch keine
Woche alt sind, seit gut fünf Jahren "eigentlich" verboten. Den
Viehzüchtern wurde die Übergangsfrist nun aber nochmals um zwei Jahre
verlängert - Julia Klöckner fühlte sich der Lobby verpflichtet. Nach
einer Begründung, weshalb nach fünf Jahren Übergangszeit nochmals zwei
Jahre Quälen erlaubt werden, obwohl es längst ausgereifte und
kostengünstige Betäubungsmethoden gibt, wurde Klöckner zwar kürzlich
aber vergeblich gefragt. Ihr Drumherumgerede ließen die
Tagesschau-Qualitätsjournalisten kaltblütig durchgehen.

Betäubungslose Kastration: Das Tier wird an den Hinterläufen
hochgenommen und kopfüber in ein Metallgestell gezwängt, wobei die
Hinterbacken zusammengepresst werden und der Hodensack nach oben
gedrückt wird. Er wird mit einem Messer so weit aufgeschlitzt, dass
die Samendrüsen hervorquellen. Sie werden weggeschnitten oder, noch
schlimmer, der Bauer greift mit den Fingern danach und reißt sie
heraus. Die Wunde wird anschließend mit Ätzflüssigkeit "versorgt".
Ordentlich vernäht wird sie nicht. Die Tierchen bekommen auch nach der
abscheulichen Prozedur keine schmerzstillenden Mittel. Sie schreien
gellend vor Qual.

Im führenden Kommentar zum Tierschutzgesetz heißt es dazu:

"Das routinemäßige Kastrieren von unter acht Tage alten männlichen
 Ferkeln steht nicht in Einklang mit dem Grundsatz der
 Verhältnismäßigkeit. Unverhältnismäßig ist der Eingriff bei
 Schweinen, deren Schlachtung bereits mit 100 kg Körpergewicht oder
 weniger beabsichtigt ist, weil dann mangels Geschlechtsreife kein
 Ebergeruch im Fleisch zu befürchten ist." (10)  



"Übergangsweise" erlaubt ist die betäubungslose Kastration nur an
Ferkeln, die nicht älter sind als acht Tage. Das Problem: Die
Einhaltung dieser Frist kann nicht überwacht werden. Im "Schweineland"
Niedersachsen gibt es gerade mal 77 Veterinärämter. (11) Sie haben
drei große Aufgabenbereiche: 1. Lebensmittelüberwachung, 2.
Verbraucherschutz samt Seuchenprävention, 3. Überwachung der
Einhaltung des Tierschutzgesetzes. Die flächendeckende laufende
Kontrolle aller Massentierhalter ist damit vollkommen unmöglich.
Unangekündigt auch nicht, die Viehzüchter wissen Bescheid. Meist kommt
der private Tierarzt nur dann, wenn die Kastration Komplikationen
verursacht hat: Entzündungen, Verwachsungen, Futterverweigerung.

Muttersauen sind heutzutage so gezüchtet, dass sie bis zu zweimal mehr
Ferkel pro Wurf zur Welt bringen als von der Natur vorgesehen. Die
vielen Jungferkel müssen um ihren Platz am Gesäuge der Mutter kämpfen.
Dabei könnten die Jungschweine das Gesäuge mit ihren Eckzähnchen
verletzen. Deshalb kneift ihnen der Bauer die kleinen Hauer ab. Ohne
Betäubung und ohne ärztlichen Beistand, versteht sich, denn das
verursacht ja Kosten.

Zwar ist die Verwendung der Zange inzwischen verboten. Das Thema
Verbotskontrolle hatten wir aber schon. Und auch wenn der Bauer aus
Sorge vor amtsärztlicher Überprüfung eine Metallfeile oder
Schleifmaschine zur "Zahnbehandlung" nimmt, bereitet er den Tieren
unsägliche Qualen. Das Schreien der malträtierten Ferkel erinnert an
Babys in großer Not.

Der schon zitierte Kommentar erläutert zum Zahnabschleifen unter
Hinweis auf EU-Erkenntnisse, dass

"...jede Beschädigung, durch die Dentin freigelegt wird, Schmerzen
 verursacht, die über Stunden oder Tage hinweg anhalten (...). Die
 Beschränkung des Eingriffs auf die ersten sieben Lebenstage (Art. 2
 Nr. 3 TierSchG v. 19. 4. 2006) ändert daran nichts... (s. Anm.
 10)  



Jungschweine bekommen während der Mast keine Chance, ihre natürliche
Entwicklung auszuleben. Sie wachsen in größter Enge auf. Für das
angehende Turboschwein gibt es nichts zu erkunden, nichts zum
spielerischen Knabbern. Damit die Ferkel nicht aus Langeweile die
Schwänze ihrer Geschwister anbeißen und sie verletzen, schneiden die
meisten Mäster den Tieren die Schwänze ab. Dazu dient meist eine
Gartenschere oder ein Küchenmesser. Im Schwanz, der Verlängerung der
Wirbelsäule, läuft aber der Zentralnerv aus. Er ist äußerst
schmerzempfindlich. Ihn ohne Betäubung abzuschneiden und dabei oft
auch noch einen Wirbelknochen zu zertrümmern, bereitet höllische Qual.
Die nachfolgende Verätzung der Wunde nicht minder. Das Tierchen
schreit und schreit. Die Quälerei wäre überflüssig, hätten die
Jungschweine etwas Platz zum Herumtollen. (12)

Fünf Prozent der Schweine erleben die sogenannte Schlachtreife nicht.
Die hygienischen Bedingungen in der Schweinehaltung sind "unter aller
Sau": trockene, saubere Liegeplätze gibt es nicht, zugekotete
Futterrinnen sind keine Seltenheit. (13) Auch diese Art der
Tierquälerei ist nach dem Gesetzeswortlaut strafbar und könnte Haft
bis drei Jahre bzw. hohe Geldstrafen einbringen. (14) Abermals ist der
Hinweis auf die fehlende amtliche Überwachung des Schweinegeschäfts
angebracht.

Trotz unbekannt hoher Dunkelziffer wurden im Jahr 2017 allein in
Bayern insgesamt 850 Fälle von Tierquälerei gemeldet. Die
Aufklärungsquote lag bei 67 Prozent. Im Jahr davor waren 181 Personen
dafür verurteilt worden. Nicht alle, aber viele von ihnen waren
Massentierhalter. (15)

Regeln, deren Einhaltung man nicht überwachen kann und will, sollte
man vernünftigerweise nicht erlassen. Aber der Klöcknerin geht es ja
eh nur um's Läuten. Ein Blick auf die "Verbesserung der
Transportbedingungen", für die es das "Tierwohl"-Kennzeichen ebenfalls
geben soll, macht das klar. Die denkbar unpräzisen EU-Regeln
ermöglichen grausige Qualtransporte, sogar ohne zeitliche Obergrenzen,
ohne präzise Vorgaben für die Größe der Transportboxen, Fütterung und
Fäkalienentsorgung. Länger als acht Stunden unterwegs? Statthaft.
Pausenregelungen gibt es für die Lkw-Fahrer, nicht für die Tiere.
Kontrollen, ausgeführt von fachkundigem Personal, finden nicht statt.
Ministerin Klöckners "Tierwohl"-Kennzeichen kann der Viehtransporteur
für 'nen Appel und ein Ei bekommen. An der Missachtung des Tierwohls
ändert es nichts.

Mit solch präzisen Fakten tut sich die Tagesschau nicht hervor. Sie
ließ auch trotz gegebenem Anlass nichts davon wissen, dass derzeit
gerichtlich überprüft wird, ob sich die Massentierhaltung in
Deutschland mit dem Staatsziel des Tierschutzes, mit dem Grundgesetz
und mit den Tierschutzgesetzen von Bund und Ländern überhaupt
vereinbaren lässt. (16)

Den folgenden Absatz fügen wir zur Ehre jener bäuerlichen Minderheit
an, die ihre Schweine tiergerecht aufzuziehen versucht, weil sie in
ihnen nicht nur Profitbringer sieht, sondern auch empfindsame,
leidensfähige Lebewesen. Das lässt sich leider nur von grob geschätzt
neun Prozent der Schweinehalter sagen. Sie bieten ihren Tieren im
Laufstall, manchmal sogar im Freiland ausreichend Bewegungsraum,
füttern sie mit Mischkost und sorgen für ausreichend Tierhygiene. Der
Veterinär schaut vorbei, wenn eine Muttersau wirft, und falls bei ihr,
den Ferkeln oder später den Jungtieren chirurgische Eingriffe nötig
werden, dann betäubt er sie, um ihnen Schmerzen zu ersparen.

Wer Schweinefleisch von einem Biobauern kauft oder im Markt auf
Bio- oder Neuland-Siegel achtet, darf demnach seinen Schweinebraten
halbwegs ruhigen Gewissens verzehren, wenn er denn meint, auf Fleisch
nicht verzichten zu können. Er würde zudem der eigenen Gesundheit
dienen: Biofleisch enthält nicht die extremen Mengen an Adrenalin wie
das Fleisch gequälter Schweine aus der Massentierhaltung. Von den dort
üblichen Hormongaben zur Wachstumsbeschleunigung und den Antibiotika
nicht zu reden.

Ihr "Tierwohl-Label" hätte sich die Ministerin ins Blondhaar
ondulieren lassen können, so überflüssig und täuschend ist es.

Es wäre der Tagesschau ein Leichtes und mit Blick auf ihr
Informations- und Vollständigkeitsgebot auch notwendig gewesen, auf
die faulen Ausreden der Ministerin Klöckner aufmerksam zu machen.
Ginge es der Politikerin tatsächlich um das mehrheitliche Interesse
der Bevölkerung am Tierwohl, hätte sie problemlos eine gesetzlich
verankerte Kennzeichnungspflicht initiieren können, nach gleichen
Gesichtspunkten, wie sie schon für die Eierproduktion gelten: Freiland
/ Laufstall / Koben. Auf zwingende Argumente geht die christliche
CDU-Frau aber nicht ein. Im Gegenteil: Auf der Webseite ihres
Ministeriums lässt sie zum Staatsziel des Tierschutzes erklären:

"Aus einer Staatszielbestimmung können die Bürger allerdings keine
 individuellen Ansprüche herleiten. Weiter leitet sich aus einer
 Staatszielbestimmung kein Vorrecht gegenüber den Grundrechten ab.
 Vielmehr ist jeweils ein Ausgleich mit anderen Verfassungsgütern
 herzustellen." (17)  



Für die Ministerin heißen die "anderen Verfassungsgüter" offenkundig:
Der Massentierhalter darf sein Schweinegeld verdienen - egal wie
widerwärtig er mit dem Lebewesen umgeht. Seine Tierquälerei lässt sich
ja reklamewirksam verlabeln - durch die Tagesschau.


Quellen:

(1) https://www.tagesschau.de/multimedia/sendung/ts-29793.html

00:02':51"-00:04':18" -

(2) https://dejure.org/gesetze/GG/20a.html

(3) https://dejure.org/gesetze/TierSchG/2.html

(4) Tagesschau.de: https://www.tagesschau.de/regional/nordrheinwestfalen/wdr-story-21179.html

(5) Paragraphen 1-3 TierSchG, s. a. 

https://www.juraforum.de/gesetze/tierschg/

(6) https://www.tagesschau.de/inland/ferkel-kastration-103.html

(7) https://www.praxis-agrar.de/tier/schweine/schweinehaltung-in-deutschland/

(8) https://de.wikipedia.org/wiki/Kastenstand

(9) https://www.vier-pfoten.de/kampagnen-themen/themen/schweine-haltung/kastenstand
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(11) https://www.amtstierarzt.de/adressen/untere-veterinaerbehoerden/77-veterinaeraemter-in-niedersachsen

(12) https://www.greenpeace.de/themen/landwirtschaft/jedes-schwein-zaehlt

(13) http://www.ariwa.org/wissen-a-z/archiv/wissen-archiv/34-wissen-a-z/370-schweineleben-110kg-bis-zum-tod.html

(14) https://www.gesetze-im-internet.de/tierschg/__17.html

(15) https://www.br.de/nachrichten/bayern/warum-quaelen-menschen-tiere,R1dPqKm

(16) https://www.greenpeace.de/themen/landwirtschaft/schweinehaltung-vor-gericht

(17) https://www.bmel.de/DE/Tier/Tierschutz/_texte/StaatszielTierschutz.html
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Atommüll

71 Anti-Atom-Initiativen und Umweltverbände positionieren sich
gemeinsam zur Zukunft der Zwischenlagerung sogenannter hoch
radioaktiver Abfälle

von Thomas Dersee



Die Einlagerung sogenannter hoch radioaktiver, wärmeentwickelnder
Abfälle in tiefengeologische Lager oder andere mögliche Alternativen
wird auch nach dem ambitioniertesten Zeitplan noch nicht beginnen
können, geschweige denn abgeschlossen sein, wenn die Genehmigungen für
die Zwischenlager auslaufen werden. Damit ist das bisher in
Deutschland verfolgte Konzept der Zwischenlagerung hoch radioaktiven
Mülls, das für 40 Jahre vorgesehen war, gescheitert. Neue Konzepte für
eine längerfristige Zwischenlagerung sind dringend erforderlich.
Angesichts der Dauer und Tragweite dieser Zwischenlagerung ist die
Gesellschaft frühzeitig an der Diskussion und der Entwicklung dieser
neuen Konzepte zu beteiligen. Dies ist eine der zentralen Aussagen
eines gemeinsamen Positionspapiers zur Zwischenlagerung von hoch
radioaktivem Atommüll, auf das sich nach einem etwa zweijährigen
intensiven Diskussionsprozess 71 Anti-Atom-Initiativen, Initiativen
von Zwischenlager-Standorten in Deutschland und Umweltverbände,
darunter auch Strahlentelex, die Gesellschaft für Strahlenschutz e.V.
und die Ärztevereinigung IPPNW, verständigt haben. Es wurde der
Öffentlichkeit am 6. November 2018 bei Pressekonferenzen in Düsseldorf
und München vorgestellt.


Vorbemerkung

Das Positionspapier "Zwischenlagerung hoch radioaktiver Abfälle" ist
im Rahmen der Atommüllkonferenz, einem regelmäßigen bundesweiten
Treffen von Initiativen, Umweltverbänden und kritischen
Wissenschaftler*innen, entstanden. Das Papier ist kein Plädoyer für
eine dauerhafte Oberflächenlagerung hoch radioaktiver Abfälle. Bis zur
Beendigung der Oberflächenlagerung müssen die Abfälle jedoch so sicher
wie möglich gelagert werden. In Deutschland werden weiterhin in den
noch laufenden Atomkraftwerken, den Forschungsreaktoren, in der
Urananreicherungsanlage Gronau und der Brennelementfertigung in Lingen
täglich radioaktive Abfälle produziert. Es ist dringend erforderlich,
diese Produktion von Atommüll durch Stilllegung der Anlagen sofort zu
beenden.

Seit dem Beschluss der gesetzlichen Beendigung der Atomenergienutzung
zur Stromproduktion zum 31.12.2022 und der Verabschiedung des
Standortauswahlgesetzes wird von verantwortlicher Seite von einem
"Neustart" in der Atommüllpolitik gesprochen und von der
Verantwortung, welche die Gesellschaft für den radioaktiven Müll
übernehmen müsse. Parallel dazu wurden die AKW-Betreiber, die über
Jahrzehnte hohe Gewinne eingestrichen haben, 2016/17 von ihrer
finanziellen Verantwortung für eine sichere Lagerung radioaktiver
Abfälle entbunden. Zudem soll der Staat die Verantwortung für die
Zwischenlagerung übernehmen.

Die Atommüllkonferenz hat die Entlassung der Konzerne aus der Haftung
scharf kritisiert. Die Konzerne und der Staat, der in den
Forschungszentren selbst höchst problematische Abfälle produziert,
sind in der Pflicht, für eine sichere Verwahrung der radioaktiven
Abfälle zu sorgen. Es ist nicht Aufgabe der Gesellschaft und der
Anti-Atom-Bewegung, Gefahren zu akzeptieren und fertige Lösungen zu
präsentieren. Wir verstehen es - wie in den vergangenen Jahrzehnten -
vor allem als unsere Aufgabe, schonungslos auf bestehende und künftige
Gefahren hinzuweisen und von den Verantwortlichen Lösungen
einzufordern.

Ausgangssituation

Derzeit lagern mehr als 1.000 Castor-Behälter mit hoch radioaktiven
Abfällen in den zentralen Zwischenlagern in Ahaus, Gorleben und Lubmin
sowie in den dezentralen Zwischenlagern in Jülich und an 12
AKW-Standorten. Die Zwischenlager in Lubmin und Jülich werden vom
staatlichen Unternehmen Entsorgungswerk für Nuklearanlagen (EWN)
betrieben, Ahaus und Gorleben sind seit dem 1. August 2017 im Besitz
der neu gegründeten staatlichen Bundesgesellschaft für
Zwischenlagerung (BGZ). Die Standortzwischenlager werden von der BGZ
zum 1. Januar 2019 übernommen.

In Gorleben und Lubmin sind keine weiteren Einlagerungen vorgesehen.
In Ahaus sollen die Brennelemente aus den Forschungsreaktoren in
Berlin, Mainz und Garching sowie aus dem stillgelegten Versuchs- und
Leistungsreaktor (AVR) in Jülich eingelagert werden. Weiterhin ist für
Ahaus die Lagerung von hochdruckkompaktierten radioaktiven Abfällen in
Transport- und Lagerbehältern neuer Bauart aus der Wiederaufarbeitung
in La Hague beantragt. Um weitere Castor-Transporte in das
Zwischenlager Gorleben zu vermeiden, sollen die Zwischenlager in Ohu,
Philippsburg, Biblis und Brokdorf in den nächsten Jahren zusätzlich
Abfälle aus der Wiederaufarbeitung in Sellafield und La Hague
aufnehmen.

Zusätzlich lagert noch etwa ein Drittel der insgesamt anfallenden
bestrahlten Brennelemente (in Tonnen Schwermetall10 - in
den Nasslagern der Atomkraftwerke oder sie werden erst noch durch den
Weiterbetrieb der Atomkraftwerke bis zum 31.12.2022 produziert. -
(Tonnen Schwermetall: Speziell für abgebrannte Brennelemente wird
die Maßeinheit "Tonnen Schwermetall (t SM)" benutzt. Das Metall der
Hüllrohre, Abstandhalter, etc. wird dabei nicht mitgerechnet.)

Die Genehmigung für die Zwischenlager ist jeweils auf 40 Jahre
begrenzt. Für das Zwischenlager Gorleben endet sie am 31.12.2034, für
das Zwischenlager Ahaus am 31.12.2036 und für das Zwischenlager Lubmin
am 31.10.2039. Die Genehmigungen für die Standortzwischenlager laufen
zwischen 2042 und 2047 aus. Auch die Genehmigung jedes einzelnen
Lagerbehälters ist auf 40 Jahre begrenzt. Selbst 2047 wird jedoch auch
nach den zuversichtlichsten Prognosen kein tiefengeologisches
Atommülllager in Betrieb sein.


1. Durchwursteln beenden - Längerfristige Zwischenlagerung
als Fakt

Seit Beginn der Atomenergienutzung weigern sich Betreiber und Staat,
die sichere, dauerhafte Lagerung bestrahlter Brennelemente und
radioaktiver Abfälle als Problem anzusehen und konzeptionell
anzugehen. Stattdessen findet ein Durchwursteln von Übergangslösung zu
Übergangslösung statt, gepaart mit haltlosen Versprechungen gegenüber
der örtlichen Bevölkerung. Nach der Entscheidung 1979 gegen eine
Wiederaufarbeitungsanlage in Gorleben sollten als "Übergangslösung"
zentrale Zwischenlager in Ahaus und Gorleben dienen. Aufgrund der
Probleme, welche die Durchsetzung der Castor-Transporte in die
zentralen Zwischenlager Ahaus und vor allem Gorleben mit sich
brachten, wurden in den 2000er Jahren weitere zwölf Zwischenlager an
den AKW-Standorten errichtet mit der Zusage, "nur die Brennelemente
aus den jeweiligen Atomkraftwerken für höchstens 40 Jahre" aufnehmen
zu müssen. Dementsprechend beziehen sich auch die Untersuchungen und
Sicherheitsnachweise für Behälter und Lagerung an allen Standorten nur
auf einen Zeitraum von 40 Jahren. Dies ist auch so im Atomgesetz
geregelt.

Längst ist klar, dass die Einlagerung hoch radioaktiver Abfälle in
tiefengeologische Lager oder andere mögliche Alternativen auch nach
dem ambitioniertesten Zeitplan noch nicht begonnen, geschweige denn
abgeschlossen sein wird, wenn die Zwischenlagergenehmigungen auslaufen
werden. Damit ist schon jetzt absehbar, dass das bisher in Deutschland
verfolgte Konzept der Zwischenlagerung hoch radioaktiven Mülls, das
für 40 Jahre vorgesehen war, gescheitert ist. Neue Konzepte für eine
längerfristige Zwischenlagerung sind dringend erforderlich, damit
diese noch bei der Neugenehmigung des Lagers in Lubmin und vor dem
Auslaufen der Genehmigungen für die Zwischenlager in Gorleben (2034)
sowie Ahaus (2036) umgesetzt sein können.

Doch die Bundesregierung will auch dieses Problem aussitzen. Laut
Nationalem Entsorgungsprogramm (NaPro) werden "die technischen
Voraussetzungen für eine verlängerte Aufbewahrung" in den derzeitigen
Zwischenlagern untersucht. Nach der Entscheidung für einen Standort
für ein tiefengeologisches Lager hoffen die Verantwortlichen, sich mit
einem zentralen Eingangslager am dann beschlossenen Standort über die
Zeit retten zu können. Tatsächlich treten jedoch bereits jetzt in der
ersten Phase der Standortsuche Verzögerungen bei der Sammlung
geologischer Daten auf.

Ein zentrales Eingangslager an einem Standort vor der rechtskräftigen
Genehmigung eines tiefengeologischen Lagers würde diesen Standort
vorzeitig zementieren bzw. bei einem Scheitern des Projektes zu
zahlreichen unnötigen Transporten an einen anderen Standort führen.

Im Rahmen der Forschungsplattform ENTRIA wurden Zwischenlagerkonzepte
in anderen Ländern untersucht und auch eine Langzeitzwischenlagerung
hoch radioaktiver Abfälle betrachtet. Sowohl das Bauwerk, das
Lagerkonzept als auch die Lagerbehälter können sicherheitstechnisch
besser ausgelegt werden, als dies derzeit in Deutschland der Fall ist.

Unsere Forderungen sind:

a) Ein möglichst hohes Sicherheitsniveau bei der Lagerung radioaktiver
Abfälle darf nicht mit der Behauptung verhindert werden, die zeitliche
Lücke zwischen Ende der Genehmigungen und Einlagerung der Behälter in
ein tiefengeologisches Lager wäre so gering, dass sie mit der
bestehenden Infrastruktur leicht überbrückt werden könnte.

b) Keine Errichtung eines großen zentralen "Eingangslagers" über ein
Pufferlager hinaus, insbesondere nicht frühzeitig an einem noch nicht
endgültig genehmigten Standort eines tiefengeologischen Lagers, wie es
das Nationale Entsorgungsprogramm vorsieht.

c) Die Bundesregierung muss zeitnah ein tragfähiges Konzept für eine
möglichst sichere, längerfristige Zwischenlagerung der hoch
radioaktiven Abfälle vorlegen. Ein einziges zentrales Zwischenlager
lehnen wir ab.

d) Bei einem solchen Konzept müssen die internationalen Erfahrungen
und die Ergebnisse der ENTRIA-Forschungen berücksichtigt werden.
Weitere Forschung muss finanziert werden. Herausforderungen für die
längerfristige Zwischenlagerung weit über die bisher betrachteten
Zeiträume hinaus sind zudem u.a. der Erhalt von Know-How, die
Sicherung der Dokumentation, die Verfügbarkeit von Ersatzteilen, etc.

e) Bei einem solchen Konzept muss ebenfalls berücksichtigt werden,
dass Atomtransporte mit hoch radioaktivem Atommüll nicht zuletzt
angesichts der Terrorgefahren ein großes Sicherheitsrisiko darstellen.

f) Alle Sicherheitsnachweise in Neugenehmigungen sollten sich auf eine
Größenordnung von 100 Jahre beziehen.

g) Teil dieses Konzeptes muss auch das weitere Vorgehen bezüglich
eines Neubaus des Zwischenlagers Nord in Lubmin sein. Es macht keinen
Sinn, hier nur für wenige Jahre einen Neubau nach alten Standards zu
genehmigen.


2. Sicherheitsdefizite bei den existierenden Zwischenlagern


Basis für das Sicherheitskonzept der oberirdischen Trockenlagerung in
Deutschland ist die Sicherheit der Transport- und Lagerbehälter. Sie
sollen einen ausreichenden Schutz vor Störfällen und gegen alle
Einwirkungen von außen gewährleisten. Die Lagerhallen der zentralen
Zwischenlager in Ahaus, Gorleben, Lubmin, des Behälterlagers Jülich
und die süddeutschen Zwischenlager nach dem WTI-Konzept (WTI =
Wissenschaftlich-technische Ingenieurberatung) sollen lediglich einen
Zugriff von außen erschweren. Eine weitere Barrierewirkung, z.B. einen
Schutz gegen einen Flugzeugabsturz bieten sie nicht. Die Wände der
Zwischenlager nach WTI-Konzept sind ca. 85 cm dick, die Decken ca. 55
cm. Die Wände der zentralen Zwischenlager in Ahaus und Gorleben haben
sogar nur eine Stärke von 50 cm im unteren und 20 cm im oberen
Bereich, ihre Decken betragen 20 cm. Bei den norddeutschen
Zwischenlagern nach dem STEAG-Konzept soll durch dickere Seitenwände
von 1,20 m und einer Deckenstärke von 1,30 m auch das Lagergebäude
eine gewisse Schutzwirkung entfalten. Zum Vergleich: Im
niederländischen Zwischenlagerkonzept sind Wanddicken von 1,70 m
umgesetzt.

Seit März 2011 sind die Zwischenlagerbetreiber aufgrund eines Erlasses
des BMU aufgefordert, sogenannte "Härtungsmaßnahmen" gegen
"Störmaßnahmen und sonstige Einwirkungen Dritter (SEWD)" zu ergreifen.
Die Nachrüstungen wurden im Einvernehmen mit den Betreibern festgelegt
und umfassen dementsprechend nur solche, die diese für zumutbar
halten. Im Wesentlichen bestehen sie aus der Erschwerung des Zugangs
von außen, aus Kerosin-Ablaufrinnen sowie der Errichtung einer
zusätzlichen 10 m hohen Mauer. Im Detail sind sie jedoch geheim. Nach
sieben Jahren liegen erst für die Hälfte der Standort-Zwischenlager
und für das zentrale Zwischenlager Ahaus die entsprechenden
Genehmigungen vor. Beim Zwischenlager Nord in Lubmin (ZLN) sind die
Maßnahmen nicht durchführbar, deshalb soll die Halle für hoch
radioaktive Abfälle neu gebaut werden. Da die Maßnahmen unter
Geheimhaltung stehen, ist ihre tatsächliche Wirkung auch nicht
überprüfbar. Sie sind jedoch in keiner Weise ausreichend, um den
gezielten, bewaffneten Angriff einer Terrorgruppe zu verhindern. Es
gibt darüber hinaus Befürchtungen, dass die Härtungen je nach
Schadenseintritt kontraproduktiv sein könnten.

Das Brunsbüttel-Urteil - erhebliche Ermittlungs- und Bewertungsdefizite:


Nach neunjährigem Rechtsstreit entzog das Oberverwaltungsgericht (OVG)
Schleswig-Holstein dem Standortzwischenlager Brunsbüttel am 19.06.2013
wegen erheblicher "Ermittlungs- und Bewertungsdefizite" die
Genehmigung. Es ist rechtskräftig festgestellt, dass in Brunsbüttel
ein ausreichender Schutz gegen Gefahren von außen (Flugzeugabstürze,
Terroranschläge und sonstige Einwirkungen Dritter) nicht nachgewiesen
ist.

Das Brunsbüttel-Urteil hat dem Sicherheitsnachweis der bundesdeutschen
Zwischenlager den Boden entzogen. Trotzdem weigerte sich die
Bundesregierung, materielle Konsequenzen aus dem Urteil zu ziehen. In
einem eilig zusammengerufenen Treffen einigten sich Bund und Länder
stattdessen auf die Sprachregelung, dass wegen der Terrorgefahr in
("leider") geheim zu haltenden Unterlagen die Sicherheit für das
Standort-Zwischenlager (SZL) Brunsbüttel nachgewiesen und deshalb für
die anderen Zwischenlager keine Maßnahmen zu ergreifen seien. Und das
vor dem Hintergrund, dass die WTI-Lager, insbesondere in Ahaus und
Gorleben, nicht einmal annähernd den vorgeblichen Sicherheitsstandard
von Brunsbüttel haben. Nach den Nachweis-Anforderungen des OVG
Schleswig wäre keines dieser Lager auch nur ansatzweise
genehmigungsfähig.

Um eine neue Genehmigung für Brunsbüttel zu ermöglichen, hat der
Bund/Länderausschuss für Atomkernenergie im August 2016 beschlossen,
dass es ausreichend ist, als Schutz gegen den Absturz von großen
Verkehrsflugzeugen die Sicherheit von Standortzwischenlagern gegen den
Absturz eines Airbus A340-600 nachzuweisen und nicht gegen den vom OVG
Schleswig geforderten A 380.

Normalbetrieb: Strahlenbelastung in der Umgebung

Sicherheitsdefizite existieren jedoch nicht nur in Bezug auf
schwerwiegende Einwirkungen von außen, wie Flugzeugabsturz oder der
Sicherung gegen sonstige Einwirkungen Dritter, sondern auch für den
Normalbetrieb.

Die aus den Transport- und Lagerbehältern abgegebene Direktstrahlung
(Gamma und Neutronen) erzeugt außerhalb des Zwischenlagers
Strahlenbelastungen. Diese Strahlenbelastungen können in direkter Nähe
des Zwischenlagers Dosiswerte bis in die Größenordnung von Grenzwerten
der Strahlenschutzverordnung erreichen. Das gilt vor allem für die
Standorte der zentralen und der nach dem WTI-Konzept errichteten
Zwischenlagern. Das ist nicht mit dem Minimierungsgebot der
Strahlenschutzverordnung vereinbar.

Die aus den Transport- und Lagerbehältern austretende
Neutronenstrahlung tritt in der Behälterumgebung in Wechselwirkung mit
Bestandteilen der Luft (insbesondere Stickstoff und Argon). Dadurch
entstehen radioaktive Kohlenstoff- und Argonradionuklide, die mit der
zirkulierenden Hallenluft in die Umgebung abgegeben werden. Welche
Strahlenbelastungen dadurch auftreten können, wurde in den bisherigen
Zwischenlagerungsgenehmigungen nicht benannt.

Die bisherige Freisetzungsüberwachung durch Messung des Drucks
zwischen den Behälterdeckeln ist unzureichend, da sie nicht
durchgehend erfolgt. Für folgende Tätigkeiten bzw. Situationen findet
keine Überwachung statt: für einzelne Behälter während ihrer
Hantierung im Lagerbereich, bei einer Fehlfunktion des
Druckmessgerätes bis zu ihrer Beseitigung, während sie im
Wartungsbereich stehen und die Arbeiten noch nicht begonnen haben bzw.
nachdem sie abgeschlossen sind sowie für das Lager insgesamt, wenn die
Stromversorgung für das Überwachungssystem unterbrochen ist oder das
Drucküberwachungssystem wegen Defekt bzw. Störfall außer Betrieb ist.
Außerdem werden durch Diffusion aus den Behältern austretende
Radionuklide nicht registriert. Für den Fall von in der Hallenluft neu
entstehenden Radionukliden erfolgt kein Nachweis. Eine Beweissicherung
für Radioaktivität in der Umgebung der Zwischenlager ist so nicht
möglich.

Unsere Forderungen sind:

a) Über Sicherheitsprobleme bei der Zwischenlagerung muss offen
diskutiert und Transparenz über Defizite und Nachrüstungen hergestellt
werden. Alle Fakten müssen auf den Tisch.

b) Die Wirksamkeit der Maßnahmen zur Sicherung der Zwischenlagerung
gegen sonstige Einwirkungen Dritter (SEWD) bedürfen einer
gesellschaftlichen und gerichtlichen Kontrolle unter Wahrung der
Geheimschutzinteressen.

c) Mit der Übernahme der Zwischenlager durch den Staat entfällt der
"Bestandsschutz" für die privaten Unternehmen. Deshalb kann die
"Zumutbarkeit" einer Nachrüstungsmaßnahme kein Kriterium bei der
Sicherheitsbetrachtung mehr sein. Maßstab muss der bestmögliche Schutz
der Bevölkerung sein.

d) Aus dem Brunsbüttel-Urteil müssen Konsequenzen für die anderen
Standorte gezogen werden. Alle Zwischenlager müssen umgehend einer
Sicherheitsüberprüfung unterzogen werden. Maßstab für die Bewertung
der Sicherheit aller Zwischenlager müssen mindestens die
Nachweisanforderungen sein, wie sie das OVG Schleswig-Holstein für das
Zwischenlager Brunsbüttel formuliert hat.

e) Lager, die nicht mindestens den in d) benannten Nachweiskriterien
entsprechen, müssen umgehend entsprechend nachgerüstet oder, für den
Fall, dass dies nicht möglich ist, schnellstmöglich geräumt und
geschlossen werden. Die Abfälle sind dann in neuzubauende
Zwischenlager mit redundanten Barrieren gegen Einwirkungen von außen
zu verbringen.

f) Die Sicherheitsbetrachtung von derart sensiblen Anlagen muss immer
von den aktuellen Erkenntnissen und möglichen Gefahrenszenarien
ausgehen und die Auslegung der Anlage dynamisch angepasst werden.

g) Beim Nachweis der Sicherheit aller Atomanlagen muss vom denkbar
größten Schadenseintritt ausgegangen werden, anstatt die
schwerwiegendsten 20 Prozent der möglicherweise eintretenden
Schadensabläufe einfach über Wahrscheinlichkeitsbetrachtungen weg zu
definieren, wie dies beim Sicherheitsnachweis gegen einen gezielten
Flugzeugabsturz gemacht wurde.

h) Die Strahlenbelastung außerhalb der Zwischenlager muss so weit wie
technisch möglich reduziert werden.

i) Die radiologische Auswirkung von durch Neutronenstrahlung
entstehenden und mit der Hallenluft abgegebenen Radionukliden muss
dringend intensiver untersucht werden.

j) Die Drucküberwachung zwischen den Behälterdeckeln muss für die
Sicherstellung einer kontinuierlichen Freisetzungsüberwachung für das
Zwischenlager sowie zur Beweissicherung durch eine Messung der
Raumluftradioaktivität in der Nähe der Luftauslassschlitze ergänzt
werden.


3. Was tun bei Behälterversagen?

Die gültigen Nachweise attestieren den Transport- und Lagerbehältern
eine Sicherheit für 40 Jahre. Bereits für die bisher genehmigte
Lagerdauer von 40 Jahren und erst recht für die unausweichliche
Verlängerung um mehrere Jahrzehnte gibt es keine zuverlässigen
Sicherheitsnachweise für Zustandsänderungen an
Behälterinnenkomponenten und Behälterinventar und es gibt keine
Erfahrungen über mögliche Veränderungen in den Werkstoffen und damit
der Stabilität der Strukturen über längere Zeiträume. Die Stabilität
von beidem ist aber für die Sicherheit während der Zwischenlagerung,
bei Behälterhantierungen und Transporten, der absehbaren
Langzeitzwischenlagerung sowie für die anschließende dauerhafte
Lagerung wichtig.

Anders als in Deutschland wurde die Zwischenlagerung in den USA mit
einem Forschungsprogramm begleitet, in dessen Rahmen ein Behälter nach
15 Jahren geöffnet wurde. Es wurden Defekte gefunden, die nicht als
direkt sicherheitsgefährdend eingestuft wurden, deren Ursachen jedoch
auch nicht vollständig belastbar ermittelt werden konnten. Da in den
USA andere Konzepte und Behälter verwendet werden, können Erkenntnisse
zudem nicht einfach übertragen werden. Doch weder ist in Deutschland
eine Überwachung des Behälterinventars und der im Innenraum
befindlichen Behälterkomponenten vorgesehen noch gibt es im Rahmen der
Periodischen Sicherheitsüberprüfung Vorgaben zur Prüfung der
Primärdeckeldichtungen.

Besonders zu beachten sind die Deckeldichtungen. Für sie wird in den
Genehmigungen für den Zeitraum von 40 Jahren ein Versagen nur im
Einzelfall angenommen. Für längere Zeiträume gibt es bisher keine
Aussagen, die Wahrscheinlichkeit für ein Versagen steigt aber mit
zunehmendem Alter. Über die lange Lagerzeit kann auch aus anderen
Gründen als Dichtungsversagen ein Umladen des Inventars in einen
anderen Transport- und Lagerbehälter notwendig werden. Das genehmigte
Reparaturkonzept sieht vor, beim Versagen einer Sekundärdeckeldichtung
einen Austausch im Zwischenlager vorzunehmen und beim Versagen einer
Primärdeckeldichtung einen Fügedeckel aufzuschweißen. Der
aufgeschweißte Fügedeckel ist jedoch keine ausreichende Barriere bei
Störfällen (z.B. Beschädigungen und Verschüttungen der Behälter durch
aufprallende Bauteile, Wrackteile oder technische Einrichtungen, sowie
Flugzeugabsturz). Deshalb sind deutlich umfangreichere Freisetzungen
möglich als bei einem Störfall mit vorher intaktem Behälter. Außerdem
ist nach Aufschweißen des Fügedeckels kein Zugang zur
Sekundärdeckeldichtung und zum Behälterinnenraum mehr möglich, was bei
einer Lagerzeit von vielen Jahrzehnten durchaus notwendig sein kann.
Der Behältertyp CASTOR HAW 28M ist ohne intakte Primärdeckeldichtung
nicht transportierbar. Das bisherige Reparaturkonzept ist also aus
mehreren Gründen ungeeignet.

Für die Behälter mit Glaskokillen aus der Wiederaufarbeitung gibt es
an den Standortzwischenlagern keine Möglichkeit für stichprobenartige
Untersuchungen, Reparaturen des Primärdeckels oder den Austausch eines
Behälters. Für die anderen Behälter wird sie mit dem
Stilllegungsbeginn der Atomkraftwerke verschwinden. Über die lange
Lagerzeit kann auch aus anderen Gründen als Dichtungsversagen ein
Umladen des Inventars in einen anderen Transport- und Lagerbehälter
notwendig werden. Dafür wäre eine Heiße Zelle nötig. Für den Austausch
von Primärdeckeldichtungen oder das Umladen von Behälterinventaren
wäre die einzige Heiße Zelle in Deutschland die
Pilotkonditionierungsanlage (PKA) in Gorleben. Sie ist bisher nicht in
Betrieb gegangen, entspricht schon heute nicht mehr dem Stand von
Wissenschaft und Technik und wird nach Angabe des Betreibers in
absehbarer Zeit stillgelegt. In Ahaus sind Errichtung und Betrieb
einer Heißen Zelle vertraglich ausgeschlossen. Ohne Reparatur des
Primärdeckels darf jedoch ein Behälter mit Glaskokillen gar nicht
transportiert werden, insofern muss eine andere Lösung gefunden
werden.

Unsere Forderungen sind:

a) Die Bundesregierung muss laufende Untersuchungen zum
Langzeitverhalten von bestrahlten Brennelementen, hoch radioaktiven
Abfällen und deren Behältern (inklusive aller Komponenten) in einem
Forschungsprogramm bündeln und öffentlich diskutieren. Die Ergebnisse
müssen durch theoretische Betrachtungen und stichprobenartige aber
repräsentative praktische Kontrollen überprüft werden. Dafür sind die
erforderlichen Einrichtungen rechtzeitig zu errichten.

b) Abgesehen von den Auswirkungen möglicher schweren Einwirkungen von
außen (z.B. Flugzeugabsturz, Störmaßnahmen und sonstige Einwirkungen
Dritter = SEWD) müssen auch alle denkbaren Störfälle bei einer
Langzeitlagerung (Absturz des Behälters, Versagen der Dichtung,
Veränderungen in Werkstoffen, Einbauten und Stabilität der Strukturen
u.a.) betrachtet werden. Bevölkerung und Beschäftigte müssen auch
gegen geringere Freisetzungen von Radioaktivität geschützt werden.
Diese Gesichtspunkte müssen auch bei der zu entwickelnden
Gesamtkonzeption für die Langzeitlagerung berücksichtigt werden.

c) Die Transportfähigkeit der Behälter muss über den gesamten
Zeitraum aufrecht erhalten bleiben.

d) An allen langfristigen Zwischenlagerstandorten müssen die Reparatur
der Behälter sowie die Überprüfung des Inventars möglich sein.


4. Legal, illegal, ganz egal - der "kreative" Umgang der
Aufsichtsbehörden mit geltendem Recht

Der laxe Umgang der Aufsichtsbehörden mit geltendem Recht ist so alt
wie die Nutzung der Atomenergie in Deutschland.

Seit 2013 lagern so auch 152 Castorbehälter im AVR-Behälterlager
Jülich allein aufgrund einer staatlichen Anordnung. Der damalige
Betreiber, das Forschungszentrum Jülich, hatte es versäumt, sich
rechtzeitig um eine genehmigungsfähige Anschlusslagerung (ggfs. auch
um einen Neubau am Standort) vor Auslaufen der Betriebsgenehmigung zu
kümmern. Auch die atomrechtliche Aufsichtsbehörde, das
Wirtschaftsministerium Nordrhein-Westfalen griff nicht entschieden
ein. Vor allem fehlt der Sicherheitsnachweis im Falle eines Erdbebens.
2014 hat das nordrhein-westfälische Wirtschaftsministerium eine
Räumung des Lagers angeordnet. Doch seitdem passiert wenig, die
weitere Lagerung wird geduldet. Seit drei Jahren werden drei Optionen
- Umlagerung nach Ahaus, Export in die USA, Neubau in Jülich - geprüft
Das Zwischenlager Ahaus ist jedoch noch weniger gegen Terrorangriffe
geschützt als das SZL Brunsbüttel. Der Export der Brennelemente in die
USA verstößt gegen geltendes Recht.

Nach dem Brunsbüttel-Urteil ordnete der zuständige
schleswig-holsteinische Umweltminister den weiteren Verbleib der
Castoren im dortigen Zwischenlager an. Und nicht genug damit. Obwohl
das SZL aufgrund nicht nachgewiesener Sicherheit seit 2013 keine
Genehmigung hat, erteilte er die Zustimmung zur Einlagerung
("Bereitstellung") weiterer 11 Castor-Behälter aus dem AKW
Brunsbüttel.

Beim Forschungsreaktor FRM II in Garching wurde sich über
internationale Vereinbarungen zur Abrüstung (Abreicherung von Uran in
Forschungsreaktoren) hinweggesetzt. Auch hier ist der Atommüll von
besonderer Brisanz, da die abgebrannten Brennelemente noch eine
Urananreicherung von 87 Prozent haben und damit waffenfähig sind.
Auflagen, den Brennstoff abzureichern wurden mehrfach ignoriert. Das
bayerische Wissenschaftsministerium erklärte sogar, dass die Auflage
"keine Rechtswirkung" mehr entfalte. Bislang ist geplant, dass dieser
Atommüll bis zu seiner Endlagerung unkonditioniert in das
Zwischenlager Ahaus kommen soll. Jüngst veröffentlichte Gutachten, die
vom Nationalen Begleitgremium zur Lagerfähigkeit des brisanten
Atommülls beauftragt wurden, kommen zu dem Schluss, dass vor einer
Einlagerung eine Abreicherung der Brennelemente erfolgen muss. Bis
heute liegt noch keine Transport- und Zwischenlagerungsgenehmigung für
die Einlagerung der Abfälle in Ahaus vor. Auch haben die dazu
vorgesehenen neuen Lager- und Transportbehälter MTR3 bislang noch
keine Genehmigung. Trotzdem ist ein erster Transport aus Garching für
2019 geplant, da das Nasslager nach 14-jährigem Betrieb nahezu voll
ist.

Anfang 2018 wurden entgegen Regelungen im Standortauswahlgesetz
bestrahlte Kernbrennstoffe (Sonderbrennstäbe) aus dem AKW Brunsbüttel
unter dem Vorwand der Forschung zum Verbleib nach Schweden exportiert.

Unseren Forderungen sind:

a) Die Verantwortlichen - die BGZ, die EWN und das Bundesamt für
kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) - müssen sich unverzüglich
und vor dem Auslaufen von Betriebsgenehmigungen um Alternativen
kümmern, anstatt die Probleme auszusitzen und auf staatliche
Anordnungen zu setzen.

b) Keine Umlagerung der AVR-Brennelemente und des waffenfähigen
Materials aus Garching in das Zwischenlager Ahaus.

c) Kein Export bestrahlter Brennelemente und radioaktiver Abfälle.
Juristische Schlupflöcher, mit denen Exportverbote umgangen werden
sollen, sind zu schließen. Ein Export des Atommülls aus den
Forschungsreaktoren zur Wiederaufarbeitung im Ausland darf ebenfalls
nicht stattfinden.

d) Neubau eines erdbebensicheren Zwischenlagers in Jülich, das den
Sicherheitsstandards für längerfristige Zwischenlagerung genügt.
Entwicklung von Konzepten zur Konditionierung der AVR-Brennelemente
vor Ort.

e) Schließung des FRM II wegen wiederholter Nichterfüllung der
Genehmigungsauflagen. Errichtung eines Standort-Zwischenlagers und
Entwicklung von Technologien zur Abreicherung des Urans in Garching.


5. Transporte vermeiden 

Atomtransporte mit hoch radioaktivem Atommüll in Transport- und
Lagerbehältern stellen gerade auch angesichts der Terrorgefahren ein
großes Sicherheitsrisiko dar, weil hier nur der Behälter Schutz
bietet. Ein Integritätsverlust eines Behälters während des Transports
durch einen Unfall oder Terrorangriff würde massive Strahlendosen in
der Umgebung verursachen. Deshalb geht es darum, unnötige
Atomtransporte möglichst zu vermeiden. Dennoch sind etliche
überflüssige und gefährliche Transporte geplant, etwa von Garching und
Jülich nach Ahaus und von 26 Castoren mit Wiederaufarbeitungsabfällen
aus La Hague und Sellafield, die in die Standortzwischenlager
Philippsburg, Isar, Biblis und Brokdorf gebracht werden sollen. Bei
Letzteren soll ein Lagerbehälter eingesetzt werden, bei dem selbst die
Betreiber zugeben, dass es in den Zwischenlagern keine sichere
Reparaturmöglichkeit gibt, falls es zu Undichtigkeiten kommt. Das BfE
will die Einlagerungsgenehmigung ohne Öffentlichkeitsbeteiligung
erteilen.

Unseren Forderungen sind:

a) Transporte sind zu vermeiden. Deshalb sollen die Atommüllbehälter
möglichst an den bisherigen Standorten verbleiben, bis sie in ein
dauerhaftes Atommülllager transportiert werden können.

b) Sollte es dennoch zum Versuch kommen, Castoren aus La Hague und
Sellafield in bestehende Standortzwischenlager einzulagern, dann muss
das Problem der Reparaturmöglichkeit für die eingesetzten
Castor-Behälter vorher geklärt werden.

c) Geplante Transporte aus Jülich, Garching und Berlin in das
Zwischenlager Ahaus müssen unterbleiben.


6. Öffentlichkeitsbeteiligung

Angesichts der Dauer und Tragweite der nicht zu vermeidenden
längerfristigen Zwischenlagerung ist die Gesellschaft frühzeitig an
der Diskussion und der Entwicklung eines neuen Konzepts zu beteiligen.

Für die Einlagerung der Wiederaufarbeitungsabfälle aus La Hague und
Sellafield in die Standortzwischenlager Philippsburg, Isar, Biblis und
Brokdorf sind Änderungsgenehmigungen erforderlich. Dies gilt auch für
die Behälter mit Hülsen und Strukturteilen von Brennelementen, deren
Verbringung nach Ahaus geplant ist. Auch der Rückbau der
Atomkraftwerke hat Auswirkungen auf die Standortzwischenlager, die
derzeit noch Einrichtungen der AKW nutzen. Das Bundesumweltministerium
will, dass diese - wie alle anderen erfolgten Änderungsgenehmigungen -
ohne Öffentlichkeitsbeteiligung vom BfE erteilt werden.

Unsere Forderungen sind:

a) Ein neues Zwischenlagerkonzept muss in einem breiten öffentlichen
Dialog und Beteiligungsprozess mit der Bevölkerung erarbeitet werden:

An jedem Zwischenlager-Standort braucht es einen eigenständigen
Dialogprozess unter Beteiligung von Betreiber, Behörden,
Kommunalpolitik, Umweltverbänden und Anti-Atom-Initiativen sowie
interessierten Anwohner*innen.

Zusätzlich braucht es einen zentralen Dialogprozess mit Beteiligung
der Betreiber, Behörden, Gesetzgeber, Kommunalpolitik, Umweltverbänden
und Anti-Atom-Initiativen sowie interessierten Anwohner*innen.

Es braucht für einen Verständigungsprozess tatsächliche Mitbestimmung
im Sinne von klar definierten Mitentscheidungsbefugnissen der
Betroffenen, die deutlich über eine Konsultation hinausgeht.

Umweltverbände und Anti-Atom-Initiativen müssen finanziell so
ausgestattet werden, dass sie Anwält*innen und Gutachter*innen in den
Begleitprozessen finanzieren können. (Gleiche Augenhöhe).

b) Genehmigungsverfahren von neuen Zwischenlagern sind selbstverständlich
jeweils mit einer umfassenden Umweltverträglichkeitsprüfung und
entsprechender Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.

c) Änderungsgenehmigungen für Zwischenlager müssen mit einer
Umweltverträglichkeitsprüfung mit Öffentlichkeitsbeteiligung
durchgeführt werden, in deren Rahmen auch eventuell erforderliche neue
Einrichtungen in den Zwischenlagern oder deren Neubau betrachtet
werden müssen.

d) Jegliche Verlängerung der Zwischenlagerung über die derzeit
genehmigten Zeiträume hinaus bedarf einer Neugenehmigung mit einer
umfassenden Umweltverträglichkeitsprüfung mit
Öffentlichkeitsbeteiligung.

e) Der Nachweltschutz muss gesetzlich ernst genommen werden, d.h. dass
Bürger*innen auch klageberechtigt und klagebefugt werden, um für sich
selbst und/oder ihre Nachkommen bzw. für weitere Generationen
Verantwortung auch gerichtlich wahrnehmen zu können.


Unterzeichner*innen:

Zwischenlager-Standort Ahaus 

- Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" e.V.

Zwischenlager-Standort Biblis 

AK.W. Ende Bergstraße

- "Atomerbe Biblis" "Umgang mit den atomaren Altlasten" e.V.

- ByeByeBiblis - Energiewende in der Region e.V.

Zwischenlager-Standort Brokdorf + Brunsbüttel

- Initiative "Brokdorf-akut"

Zwischenlager-Standort Gorleben

- Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Zwischenlager-Standort Grafenrheinfeld 

- Schweinfurter Aktionsbündnis gegen Atomkraft (SWAB)

Zwischenlager-Standort Grohnde

- Anti-Atom-Bündnis Schaumburg

- Anti-Atom-Plenum-Weserbergland

- Klimaforum Detmold

- Regionalkonferenz AKW Grohnde abschalten

Zwischenlager-Standort Gundremmingen

- FORUM Gemeinsam gegen das Zwischenlager und für eine verantwortbare
Energiepolitik e.V.

Zwischenlager-Standort Jülich 

- Aktionsbündnis "Stop Westcastor" Jülich

Zwischenlager-Standort Krümmel

- Lüneburger Aktionsbündnis gegen Atom

Zwischenlager-Standort Lingen

- Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

- Elternverein Restrisiko Emsland

Zwischenlager-Standort Lubmin

- BUND Landesverband Mecklenburg-Vorpommern

Zwischenlager-Standort Neckarwestheim

- AG AtomErbe Neckarwestheim

- Aktionsbündnis CASTOR-Widerstand Neckarwestheim

- Aktionsbündnis Energiewende Heilbronn

- BI AntiAtom Ludwigsburg

Zwischenlager-Standort Ohu

- BüfA Landshut - Bündnis für Atomausstieg

Zwischenlager-Standort Philippsburg

- Anti-Atom-Initiative Karlsruhe


Weitere Initiativen und Umweltverbände


	AAA - Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

	Aarhus Konvention Initiative

	Anti-Atom-AG im Verband der Motorradclubs Kuhle Wampe

	Anti-Atom-Berlin

	AntiAtomBonn

	Antiatom-Bündnis Niederrhein

	Anti-Atom-Gruppe Freiburg

	Antiatomgruppe Osnabrück

	Anti-Atom-Initiative-Göttingen

	Anti_Atom_Plenum Köln

	AntiAtom-Rheinberg

	Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD e.V.

	Arbeitskreis gegen Atomanlagen Frankfurt am Main

	Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

	­.ausgestrahlt - gemeinsam gegen atomenergie

	BAAK Bayernallianz für Atomausstieg und Klimaschutz

	Bendorfer Umweltinitiative e.V.

	BI Kein Endlager im Fichtelgebirge

	BI Kiel gegen Atomanlagen

	BI STOPPT TEMELIN

	BI WAA NAA BI gegen atomare Anlagen Weiden-Neustadt/WN

	BüfA Regensburg n.e.V. Bündnis für Atomausstieg und erneuerbare Energien

	Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

	Bund & Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

	Bündnis für sichere Verwahrung von Atommüll Baden-Württemberg

	Bündnis gegen Castorexporte

	BUND-Regionalgruppe Münster

	BürgerAktionSichereAsse (BASA)

	Bürger gegen Atomreaktor Garching

	Bürgerinitiative Cattenom-Non-Merci

	Bürgerinitiativen gegen das AKW Mülheim-Kärlich

	Bürgerinitiative Strahlenschutz Braunschweig e.V.

	Gesellschaft für Strahlenschutz e.V.

	Göttinger Arbeitskreis gegen Atomenergie

	Holon-Institut

	Initiative AtomErbe Obrigheim

	Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges / Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW)

	Karlsruher Bündnis gegen neue Generationen von Atomreaktoren

	KLAR! e.V., Kein Leben mit atomaren Risiken!

	Landesarbeitskreis Atom des BUND NRW

	Mütter gegen Atomkraft e.V.

	NaturFreunde Deutschlands

	Robin Wood e.V.

	Sofa (Sofortiger Atomausstieg) Münster

	Stop Tihange Deutschland e.V.

	Strahlentelex

	Umweltinstitut München e.V.




weitere Informationen zum Strahlentelex siehe:

www.strahlentelex.de
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GEFAHR/017: Neue Studie - 40 Prozent der Insekten weltweit vom Aussterben bedroht (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 12. Februar
2019

Neue Studie zeigt: 40 Prozent der Insekten weltweit vom Aussterben
bedroht

NABU: Verlust an Lebensraum in der Agrarlandschaft ist Hauptursache -
Agrarpolitik muss insektenfreundlicher werden



Sydney/Berlin - Mehr als 40 Prozent aller weltweit vorkommenden
Insektenarten sind vom Aussterben bedroht. Zu diesem Ergebnis kommt
eine jetzt veröffentlichte Studie im Fachmagazin "Biological
Conservation". Ein Forscherteam aus Australien, Vietnam und China
wertete 73 Studien zur Situation der Insekten aus und identifizierte
die wesentlichen Treiber des weltweiten Insektenschwunds. Demnach
führt vor allem der hohe Verlust an Lebensräumen in der immer
intensiveren Landwirtschaft zu ihrem Aussterben, eine weitere
wesentliche Ursache ist der steigende Einsatz synthetischer Pestizide
und Düngemittel.

"Die Studienergebnisse sind alarmierend. Wenn in Kürze fast jede
zweite Insektenart ausstirbt, drohen uns katastrophale Folgen. Denn
Insekten sind die Grundlage unserer Ökosysteme. Fehlen sie, werden
Pflanzen und Bäume nicht mehr bestäubt, finden Fische weniger Nahrung
und Pflanzenschädlinge werden nicht mehr auf natürliche Weise
gestoppt. Wir brauchen daher dringend eine naturverträglichere
Agrarpolitik, die Insekten und ihre Lebensräume schützt", so
NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

Laut der Studie sind weltweit insbesondere Schmetterlinge, Mistkäfer
und Hautflügler - wie Bienen und Ameisen - vom Rückgang betroffenen.
Unter den schwindenden Arten sind nicht nur seltene oder
spezialisierte, sondern auch viele häufige. Die Ergebnisse beziehen
sich im Wesentlichen auf Europa und Nordamerika, da in anderen
Regionen der Welt oft Studien über längere Zeiträume fehlen. Die
Autoren kommen zu dem Schluss, dass sich die Art und Weise der
Landwirtschaft dringend ändern muss, um den Negativtrend zu stoppen
oder wenigstens zu verlangsamen.

Auch in Deutschland ist die Lage der Insekten alarmierend. Laut Roter
Liste ist jede dritte der hierzulande lebenden 560 Wildbienen-Arten
gefährdet oder vom Aussterben bedroht. Auch die Anzahl der Tiere
schwindet. So wiesen Forscher des Entomologischen Vereins Krefeld 2017
erstmals in einer Langzeitstudie nach, dass die Biomasse der
Fluginsekten in deutschen Naturschutzgebieten innerhalb von 27 Jahren
um mehr als 75 Prozent gesunken ist.

Der NABU sieht sich durch die Studie erneut in seiner Forderung nach
einer drastischen Änderung der EU-Agrarpolitik bestätigt. In den
kommenden drei Monaten entscheiden das EU-Parlament und die
EU-Mitgliedstaaten über die künftige Ausrichtung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) der Jahre 2021 bis mindestens 2027 und damit über
die Verteilung von derzeit knapp 60 Milliarden Euro Agrarsubventionen
jährlich.

Dass mehr Naturschutz in der Agrarlandschaft notwendig ist und die
Auflagen für Landwirte entsprechend steigen werden und müssen, zeigt
aktuell auch das Volksbegehren Artenvielfalt in Bayern. Mehr als
900.000 Menschen fordern bereits grundlegende Änderungen im
bayerischen Naturschutzgesetz und damit die Rettung der Insekten.

Dem großen gesellschaftlichen Wunsch nach besserem Insektenschutz
läuft die EU-Agrarpolitik bislang zuwider: Sie fördert den Besitz von
Fläche, ohne Rücksicht auf die Art und Weise wie auf darauf
gewirtschaftet wird. "Landwirte sind durch das fatale System
gezwungen, immer mehr aus ihren Flächen herauszuholen, bis in den
letzten Winkel, teils mit hohem Pestizid- und Düngereinsatz. Damit
muss Schluss sein", so Tschimpke.

Als erforderlichen Schritt zum Stopp des Insektensterbens nennen die
Forscher im Fachmagazin "Biological Conservation" eine drastische
Reduzierung des Pestizid-Einsatzes. Darüber hinaus empfehlen sie das
Anlegen von Blumen- und Wiesenstreifen an Feldrändern sowie die
Erhöhung der Fruchtfolge, also den Anbau unterschiedlicher Feldfrüchte
nacheinander auf derselben Fläche. Darunter solle künftig auch mehr
Klee sein, um die Zahl und Vielfalt der Hummeln zu erhöhen. Zudem
müsse feuchtes und nasses Grünland wiederhergestellt und die
Wasserqualität verbessert werden, da Gewässer oftmals mit Pestiziden
belastet seien.

"Alle von den Forschern empfohlenen Maßnahmen sind durch eine
naturverträglichere EU-Agrarpolitik möglich - und dringend notwendig",
so Tschimpke. Dazu müssten die vorhandenen knapp 60 Milliarden Euro im
Agrarhaushalt nur sinnvoll umverteilt werden. Diesen Donnerstag steht
die erste entscheidende Abstimmung des Umweltausschusses im
Europaparlament an. Der NABU fordert, mindestens 15 Milliarden Euro
pro Jahr für die Entlohnung jener Landwirte zu reservieren, die
Leistungen für den Naturschutz erbringen, die über das gesetzliche
Mindestmaß hinausgehen.

Bislang jedoch ist unklar, welchen Kurs die Bundesregierung bei der
Frage nach der Umweltverträglichkeit der künftigen Agrarpolitik
einschlägt. Bundesagrarministerin Julia Klöckner lässt bislang
jegliche konkreten Vorschläge vermissen. Dabei hätte sie es jetzt
gemeinsam mit den EU-Regierungen in der Hand, europaweit für gleich
hohe Umweltstandards zu sorgen, Landwirte bei ihrer Umstellung auf
eine nachhaltigere Bewirtschaftung zu unterstützen und die massive
Verschwendung an Steuergeldern zu beenden.

"Frau Klöckner betont immer wieder die Systemrelevanz der Bienen. Nun
hat sie den nächsten Nachweis in der Hand, wie dramatisch es um die
Insekten steht. Wenn sie sich jetzt nicht endlich für eine
naturverträgliche Agrarpolitik in Brüssel einsetzt, macht sie sich
mitschuldig am Verschwinden der Insekten. Und auch an massiven
Wettbewerbsnachteilen für deutsche Landwirte", so Tschimpke. Denn das
Volksbegehren in Bayern zeige: Nicht nur die Wissenschaft fordert
endlich Taten beim Insektenschutz, sondern auch große Teile der
Gesellschaft.



Studie "Worldwide decline of the entomofauna: A review of its
drivers":

https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0006320718313636

Mehr zum Rückgang der Insekten in Deutschland:

www.NABU.de/insektensterben

Mehr zu den NABU-Forderungen an eine neue Agrarpolitik:

www.neueagrarpolitik.eu

 * 
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EUROPA/636: "Stop Glyphosat" - Geheimhaltung von Industriestudien in Zulassungsverfahren ist beendet!


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 12. Februar 2019

GLOBAL 2000: Großer Erfolg für Europäische Bürgerinitiative "Stop
Glyphosat"

Die Geheimhaltung von Industriestudien in Zulassungsverfahren ist
beendet!



Wir feiern ein starkes Transparenzgesetz in der Pestizidzulassung
In der Nacht auf heute haben sich das Europaparlament, der EU-Rat und
die EU-Kommission auf eine Reform des Allgemeinen Lebensmittelrechts
geeinigt, deren Kernelement die verpflichtende Offenlegung sämtlicher
Herstellerstudien in den frühen Phasen von EU-Zulassungsverfahrens von
Pestiziden und anderen lebensmittelrelevanten Chemikalien darstellt.
Die finale Annahme des Gesetzes durch das Plenum des Europaparlaments
und durch den Rat sollte bis Ende März erfolgen. Inspiriert wurde die
Gesetzesinitiative von der durch GLOBAL 2000 mitgegründeten
Europäischen Bürgerinitiative 'Stop Glyphosat', wie der zuständige
EU-Kommissar Vytenis Adriukaitis in seiner aktuellen Presseaussendung
(1) hervorstreicht.

Ein 
historischer Erfolg für Europa und die europäische Zivilgesellschaft

"Die automatische Veröffentlichung der bisher geheimen
Industriestudien wird das Zulassungssystem für Chemikalien in Europa
revolutionieren. Heute sind wir einfach nur glücklich und erleichtert
über dieses Ergebnis.", freut sich Helmut Burtscher-Schaden,
Umweltchemiker bei GLOBAL 2000 und Mitbegründer der Europäischen
Bürgerinitiative 'Stop Glyphosat', "Bis zuletzt gab es hartnäckige
Versuche, diesen wichtigen Gesetzesvorschlag in den Reisswolf zu
schicken oder zu verwässern. Dass diese Versuche scheiterten, ist
nicht zuletzt dem Einsatz von NGO-VertreterInnen aus ganz Europa zu
verdanken."

Letzte Versuche der Lobbyisten scheiterten

Von Beginn an stand der Gesetzesvorschlag in der Kritik der Chemischen
Industrie. Obwohl große Pestizid-Hersteller wie Bayer, BASF & Co in
der Öffentlichkeit das Tranparenzvorhaben stets lobten, verlangten
ihre Lobbyverbände (2) in Briefen (3) an die Gesetzgeber entscheidende
Änderungen des Gesetzesvorschlags, die seinen Sinn in das Gegenteil
verkehrt hätten. So hätten unter anderem Industriestudien solange
geheim gehalten werden sollen, bis die Behörde ihre Risikobewertung
abgeschlossen hat. Gehör fanden diese Wünsche der Industrie leider bei
der Chefverhandlerin im Europaparlament, Renate Sommer (CDU), die
mehrere entsprechende Änderungsvorschläge einbrachte, die das
Potential hatten, den Transparenzvorschlag bis zur Wirkungslosigkeit
zu verwässern.

"Den progressiven Kräften im Europaparlament sowie der professionellen
Arbeit im Rat unter österreichischer Präsidentschaft ist es zu
verdanken, dass am Ende trotz mancher Störfeuer die notwendigen
gesetzlichen Voraussetzungen für eine Prüfung der Herstellerstudien
durch unabhängige Wissenschaftler und die Nachvollziehbarkeit der
EU-Zulassungsentscheidungen geschaffen wurden!" so Burtscher-Schaden
abschließend.

Derzeit tagt noch ein technisches Meeting des Trilogs, um letzte
rechtliche Details zu klären und Ende März kommt der Gesetzesvorschlag
zur finalen Abstimmung in EU-Parlament und Rat.



(1) http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-1030_en.htm

(2) https://bit.ly/2GAsq0y

(3)
http://www.ecpa.eu/sites/default/files/document_policy/Letter%20to%20DPR%20GFL.pdf

 * 
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EUROPA/429: Greenpeace-Report - EU-Agrarsubventionen schaden Umwelt und Klima (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 12. Februar 2019

EU-Agrarsubventionen schaden Umwelt und Klima

Greenpeace-Report belegt Folgen der ungesteuerten Subventionen: Auf
mehr als 70 Prozent der landwirtschaftlichen Flächen werden
Futtermittel für Tiere angebaut



Hamburg, 12.02.2019 - Rund 70 Prozent der landwirtschaftlichen Flächen
in der EU werden genutzt, um Tiere zur Produktion von Fleisch und
Milch mit Futter zu versorgen. Betriebe, die diese insgesamt 125 Mio.
Hektar bewirtschaften, werden derzeit mit rund 30 Mrd. Euro jährlich
direkt subventioniert.

Das belegt der heute veröffentlichte Greenpeace-Report "Feeding the
Problem" zur Wirkung der Gemeinsamen Agrarpolitik in der Europäischen
Union.

So subventioniert die EU mit jedem fünften Euro ihres Gesamtbudgets
die Produktion von Viehfutter - unabhängig davon, ob der Anbau
klimafreundlich oder klimaschädlich ist. "Mit solchen
Gießkannen-Subventionen verschenkt die EU enormen
Gestaltungsspielraum", sagt Greenpeace-Landwirtschaftsexperte Lasse
van Aken. "Die Agrarförderung muss konsequent so gestaltet werden,
dass Landwirte Umweltschäden vermeiden und das Klima schonen. Nur dann
wird die EU ihrer Verantwortung für eine nachhaltige Landwirtschaft
gerecht." (Der Report online: https://act.gp/2UR8Gth)

In den kommenden Wochen bearbeitet das EU-Parlament den Vorschlag der
EU-Kommission zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). "Die
deutschen EU-Parlamentarier müssen sich dafür einsetzen, dass
zukunftsträchtige, umwelt- und klimaschonende Anbaumethoden wie der
Ökolandbau wirksam gefördert werden", so van Aken. "Und statt weiter
darauf zu beharren, dass die größten Betriebe die höchsten
Subventionen einstreichen, sollte Landwirtschaftsministerin Julia
Klöckner endlich umsteuern."

Mit gut 3,5 Mrd. Euro fließen auch in Deutschland rund 70 Prozent der
EU-Subventionen an Betriebe, die Viehfutter produzieren. Zudem lässt
die Agrarförderung, die sich vor allem an der bewirtschafteten Fläche
orientiert, kleinere Höfe verschwinden; immer mehr Fleisch stammt aus
immer größeren Betrieben. Die Produzenten von Schweinefleisch mit mehr
als 500.000 Euro Jahresumsatz haben hierzulande ihren Marktanteil
zwischen 2004 und 2016 auf 52 Prozent fast verdoppelt.

Ausstoss der Treibhausgase aus EU-Landwirtschaft kann um 40
Prozent sinken

Die Landwirtschaft spielt beim Kampf gegen die Erderhitzung eine
Schlüsselrolle. Aktuelle Studien zeigen, dass der Ausstoß von
Klimagasen aus der Landwirtschaft in der EU um bis zu 40 Prozent
sinken kann, wenn der Verbrauch von Fleisch, Milchprodukten und Eiern
halbiert wird. Nitrate aus der Gülle gefährden bereits die
Trinkwasserversorgung von rund 18 Millionen EU-Bürgern.

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 12.02.2019
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SCHÄDLING/073: Egoistische Chromosomen machen schädliche Pilze angreifbar (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 11.02.2019

Egoistische Chromosomen machen schädliche Pilze angreifbar

Kiel Evolution Center entdeckt grundlegend neue Züge in den
Vererbungsmechanismen von pflanzenschädlichen Pilzen



Weizen ist weltweit das am zweithäufigsten angebaute Getreide und in
vielen Ländern unverzichtbarer Rohstoff für zahlreiche wesentliche
Grundnahrungsmittel. Allein in Deutschland werden pro Jahr zwischen
20-25 Millionen Tonnen des Getreides geerntet. In Nordwesteuropa ist der
Weizenanbau allerdings mit einem bedrohlichen Schädling konfrontiert,
der im Extremfall Ernteeinbußen von rund 50 Prozent verursachen kann.




[image: Foto: © Dr. Janine Haueisen]

Ein mit dem Pilz Zymoseptoria tritici befallenes Weizenblatt zeigt die
typischen Anzeichen der sogenannten Blattdürre, die zu drastischen
Ernteausfällen führen kann.

Foto: © Dr. Janine Haueisen



Die Bekämpfung des Pilzes Zymoseptoria tritici ist daher von
elementarem Interesse für die Ernährungssicherheit und erfolgt bislang
hauptsächlich auf konventionellem Weg durch den großflächigen Einsatz
von Fungiziden -mit allen damit verbundenen Nachteilen für die Umwelt
und Verbraucherinnen und Verbraucher. Da der Pilz vermehrt
unempfindlich gegen Pflanzenschutzmittel wird und es umgekehrt bislang
keine vollständig gegen den Schädling resistenten Weizensorten gibt,
forschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) gemeinsam mit Kolleginnen
und Kollegen weltweit intensiv an nachhaltigen Wegen, um den Pilz in
Schach zu halten.




[image: Foto: © Dr. Janine Haueisen]

Konfokalmikroskopische Aufnahme von der Infektion einer Weizenpflanze:
Der Pilz dringt in die Spaltöffnungen der Blätter ein und kann sich
zwischen den Pflanzenzellen ausbreiten.

Foto: © Dr. Janine Haueisen



Translationale Evolutionsforschung

An der CAU arbeitet insbesondere das Kiel Evolution Center (KEC)
daran, evolutionsbiologische Prinzipien zur Anwendung zu bringen und
unter anderem für die Schädlingsbekämpfung nutzbar zu machen. Einen
wichtigen Schritt in diese Richtung hat nun ein KEC-Forschungsteam
gemeinsam mit dem Max-Planck-Institut für Evolutionsbiologie in Plön
(MPI-EB) gemacht, indem es die Grundlagen der Vererbung des
schädlichen Pilzes und damit potenzielle Wege zu seiner Bekämpfung
untersuchte. Die Kieler Forschenden fanden heraus, dass die sogenannte
Meiose, also die Reifeteilung der Keimzellen und die damit verbundene
Vervielfältigung der Erbinformationen, bei Zymoseptoria tritici anders
abläuft als bisher gedacht. Die Pilze weisen zusätzliche, ungepaarte
Chromosomen auf, die genetische Informationen an all ihre Nachkommen
und nicht nur einen Teil der Folgegenerationen weitergeben können.
"Wir haben festgestellt, dass zwar den Chromosomen, nicht aber dem
Pilz insgesamt ein evolutionärer Vorteil durch diese Art der Vererbung
zugutekommt", betont Dr. Michael Habig, Erstautor der Studie und
wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Arbeitsgruppe Umweltgenomik am
Botanischen Institut der CAU. "Nur die Chromosomen selbst profitieren
davon, ihre Merkmale an alle Nachkommen weiterzugeben und agieren also
im übertragenen Sinne egoistisch", so Habig weiter. Dieses Phänomen
wiesen die Forschenden erstmals bei Zymoseptoria tritici nach und
veröffentlichten ihre Ergebnisse kürzlich im Fachmagazin eLife.

Die Meiose - ein alter Bekannter aus dem Bio-Unterricht?

Im Mittelpunkt des neu beschriebenen Vererbungsprozesses steht die
Meiose, die ein zentraler Schritt der geschlechtlichen Fortpflanzung
ist und bei diesen Pilzen offenbar grundlegend anders ablaufen könnte
als bisher gedacht. Bei der normalen, der sogenannten Mendelschen
Vererbung dient sie dazu, die unterschiedlichen mütterlichen und
väterlichen Chromosomen in Form sogenannter homologer Chromosomen zu
kombinieren und auf die Nachkommen zu verteilen. Auf diese Weise kommt
die Vererbung von genetischen Merkmalen der Mutter und des Vaters an
jeweils die Hälfte der Nachkommenschaft zustande. Bei Zymoseptoria
tritici scheint hingegen die Meiose völlig anders abzulaufen -
insbesondere für die sogenannten überzähligen Chromosomen, die sich
nicht mit dem entsprechenden väterlichen oder mütterlichen Gegenstück
kombinieren können. Diese ungepaarten Chromosomen werden also
ausschließlich entweder von der Mutter oder dem Vater vererbt. Dabei
konnten die Forschenden nachweisen, dass die mütterlichen überzähligen
Chromosomen an alle Nachkommen weitergegeben werden - und nicht nur an
die Hälfte, wie zu erwarten gewesen wäre. "Die treibende Kraft hinter
dieser Strategie ist der sogenannte meiotische Drive, der für die
erhöhte Übertragung der Chromosomen in die Nachfolgegeneration sorgt",
unterstreicht Professorin Eva Stukenbrock, Leiterin der gemeinsam an
der CAU und dem MPI-EB angesiedelten Arbeitsgruppe Umweltgenomik und
Vorstandsmitglied des KEC. "Diese alternative Art der Vererbung war
bereits von anderen Organismen bekannt. Wir konnten sie nun bei
Zymoseptoria tritici nachweisen und haben in seinen Erbinformationen
besonders viele der daran beteiligten Chromosomen gefunden", so
Stukenbrock weiter.

Ein mögliches Einfallstor zur Bekämpfung der Weizenschädlinge

Die Vererbung durch überzählige Chromosomen scheint für den
Gesamtorganismus vor allem ein nachteiliger Prozess zu sein. Warum die
Pilze dennoch im Laufe der Evolution über einen langen Zeitraum daran
festgehalten haben, ist noch nicht vollständig untersucht. Einerseits
hemmt sie die Pilze zwar in der Fähigkeit Weizen zu befallen, erhöht
aber möglicherweise zugleich ihre Fähigkeit, sich an geänderte
Umweltbedingungen anzupassen. Die Kieler Forschenden sehen in der
egoistischen Strategie der Chromosomen aber insbesondere das
Potenzial, zukünftig neue Mittel zur Bekämpfung des schädlichen Pilzes
zu finden. "Möglicherweise gelingt es uns, bestimmte genetische
Informationen durch diese besondere Art der Vererbung in die Pilze zu
bringen, die ihre Schädlichkeit für den Weizen nachhaltig reduzieren
könnten", gibt sich Habig optimistisch. "Dabei könnte man sich zunutze
machen, dass sich alle Nachkommen zugleich mit den entsprechenden
Erbinformationen ausstatten lassen", so Habig weiter. Die dafür
nötigen Methoden, wie zum Beispiel das sogenannte Genome Editing,
werden zurzeit weltweit intensiv erforscht. Das am KEC erforschte
Prinzip könnte also in Zukunft dabei helfen, Weizenpflanzen dauerhaft
vor dem Befall mit Zymoseptoria tritici zu schützen.



Weitere Informationen:

Arbeitsgruppe Umweltgenomik, Botanisches Institut, CAU
Kiel/Max-Planck-Institut für Evolutionsbiologie, Plön:

http://web.evolbio.mpg.de/envgen

Forschungszentrum "Kiel Evolution Center", CAU Kiel:

http://www.kec.uni-kiel.de

Originalpublikation:

Michael Habig, Gert HJ Kema and Eva Holtgrewe Stukenbrock (2018):
Meiotic drive of female-inherited supernumerary chromosomes in a
pathogenic fungus eLife

https://dx.doi.org/10.7554/eLife.40251.001

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news710393

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 11.02.2019
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LAIRE/288: Insektensterben - Gefahr im Verzug ... (SB)




Um wirksam gegen das Insektensterben vorzugehen, ist eine gute
Wissensbasis unerlässlich. Ein konsequentes und bundesweit
einheitliches Monitoring dient der Erfassung und Quantifizierung des
Zustands und der Veränderung von Insektenbeständen und ist Grundlage
für die Erfolgskontrolle von Maßnahmen zum Insektenschutz in der
Zukunft. Gleichzeitig bedarf es einer Intensivierung der
Insektenforschung, die noch vorhandene Wissenslücken
schließt.

(aus: Punkt 7 des Eckpunktepapiers zum Aktionsprogramm Insektenschutz
der Bundesregierung, Juni 2018) [1]

Einer aktuellen Übersichtsstudie zufolge sind weltweit mehr als 40
Prozent der Insektenarten gefährdet, und ein Drittel gilt bereits als
vom Aussterben bedroht. Der Insektenrückgang findet im Zuge des
gegenwärtigen Beginns des sechsten Massensterbens der Erdgeschichte
statt, sagen die mit der Untersuchung befaßten Forscher in der
Fachzeitschrift "Biological Conservation" online [2]. Sie warnen
eindringlich, Insekten seien unverzichtbar. Ohne sie würden ganze
Ökosysteme kollabieren, und als Bestäuber von Nutzpflanzen besäßen
sie auch für die Menschen eine wichtige Funktion. Wenn wir nichts
daran ändern, wie wir unsere Nahrungsmittel produzieren, werden die
Insekten insgesamt in wenigen Jahrzehnten komplett verschwinden,
heißt es. Und weiter: Die Folgen für die planetaren Ökosysteme wären,
"gelinde gesagt", katastrophal.

Die Forscher Francisco Sánchez-Bayo von der Universität Sydney in
Australien und Kris Wyckhuys von der Chinesischen Akademie der
Agrarwissenschaften in Peking haben 73 Studien über Insektenschwund
aus aller Welt ausgewählt, untersucht und ermittelt, ob gemeinsame
Ursachen für die Verluste ausfindig zu machen sind. Auffällig ist,
daß zu den betroffenen Insektengruppen nicht nur Spezialisten
gehören, die bestimmte ökologische Nischen besetzen, sondern auch
viele gewöhnliche und generalistische Arten. Gleichzeitig nimmt die
Häufigkeit einer kleinen Anzahl von Arten zu. Diese zeigen sich als
sehr anpassungsfähig und generalistisch. Sie besetzen die freien
Nischen, die von den rückläufigen Arten hinterlassen werden.

Als wichtigster Faktor des Insektenrückgangs gilt demnach der Verlust
von Lebensräumen, die Umstellung auf intensive Landwirtschaft und
Urbanisierung. An zweiter Stelle folgt der Einsatz synthetischer
Pestizide und Düngemittel. Biologische Faktoren wie die Verbreitung
von Krankheitserregern und das Eindringen fremder Arten werden an
dritter Stelle genannt. Der Klimawandel hat in dieser Auswertung den
vierten Rang eingenommen.

"Nur" den vierten Platz, könnte man sagen, hat doch ein Anstieg der
Durchschnittstemperatur um zwei Grad Celsius im tropischen Regenwald
von Puerto Rico binnen 35 Jahren ein stellenweise nahezu komplettes
Insektensterben ausgelöst [3].

Allerdings ergibt sich bereits ein vollkommen anderes Bild bei dem
über knapp drei Jahrzehnte gemessenen Insektenrückgang an vielen
Dutzend Standorten in Schutzgebieten insbesondere
Nordrhein-Westfalens. Um teilweise über 75 Prozent hat dort die
Insektentrockenmasse abgenommen, stellte der Entomologische Verein
Krefeld fest. Aber zu Klimafaktoren konnte keine Verbindung
hergestellt werden, wie der an der Untersuchung beteiligte Biologe
Dr. Martin Sorg gegenüber dem Schattenblick sagte: "Wir haben die
Klimadaten von 27 Jahren - die Tagesklimadaten von über 100
Meßstationen - mit dem gesamten Datensatz der Insektenmengen
verglichen und nahezu keinen Einfluß gefunden. Wenn mich vorher
jemand gefragt hätte, hätte ich wenigsten einen gewissen Einfluß
vermutet. Aber da war nichts." [4]

Das Artensterben unter Insekten läuft achtmal schneller ab als das
unter Säugetieren, Vögeln und Reptilien. Die Abundanz (Verbreitung)
nimmt jährlich um 2,5 Prozent ab, so daß rechnerisch gegen Ende des
Jahrhunderts überhaupt keine Insekten mehr auf diesem Planeten
existieren. Mit diesem Rückgang verschwinden auch die Tiere, die
Insekten fressen. Das können andere Insekten sein wie zum Beispiel
Libellen, aber eben auch Echsen, Amphibien, Fische und nicht zuletzt
Vögel.

Die deutsche Regierung will zwar im Frühsommer dieses Jahres ein
Konzept für ein bundesweites Monitoringzentrum für Biodiversität
einrichten [5], doch die Frage, ob damit die Vorstellungen der
Unterzeichnenden des "Münsteraner Appells" [6] getroffen werden, die
Ergebnis einer Tagung des NABU am Institut für
Landschaftsökologie der Uni Münster war [7], kann zur Zeit noch nicht
beantwortet werden. Es fällt jedoch auf, daß die wissenschaftliche
Untersuchung des in Deutschland und weltweit beobachteten
Insektenschwunds bei der Politik anscheinend keine so hohe Priorität
genießt, daß sie dies im Rahmen ihrer Exzellenzstrategie für
besonders förderungswürdig hält. In der am 27. September 2018
veröffentlichten Liste der Förderprojekte taucht bei keinem der
Exzellenzcluster das Problem des Insektenrückgangs auf. Das kann
daran liegen, daß entsprechende Anträge gar nicht erst gestellt
wurden, aber eben auch, daß sie abgelehnt wurden. In beiden Fällen
bleibt zu konstatieren, daß das Thema nicht so hoch gehängt wird, wie
man nach den offiziellen Verlautbarungen meinen könnte.

Sicherlich wird die Bundesregierung das Problem des Insektenschwunds
nicht allein lösen. Aber umgekehrt wird sich ohne die Beteiligung von
Regierungen gar nichts ändern. In Bayern werden zur Zeit die
Rathäuser gestürmt. Noch bis zum Mittwochabend läuft dort ein
"Volksbegehren Artenvielfalt" [8], mit dem versucht wird, die
Landesregierung zu strengeren Naturschutzgesetzen zu bewegen.

Wenn im obigen Eingangszitat die Rede von "noch vorhandenen
Wissenslücken" ist, die geschlossen werden sollen, klingt das so, als
sei das eine Kleinigkeit. Doch so nützlich ein bundesweites
Monitoringzentrum zur Biodiversitätsforschung auch sein mag, es geht
dabei zunächst einmal, wie der Name schon sagt, um ein Monitoring,
also um ein Beobachten und das Sammeln von Daten. Wenn solch ein
Zentrum in ein, zwei Jahren seine Arbeit aufnehmen sollte, werden
voraussichtlich weitere Jahre vergehen, bis genügend große
Datenmengen zusammengekommen sind, um daraus Handlungsempfehlungen an
die Politik abzuleiten. Unterdessen schreitet das Insektensterben
voran, und einmal verlorengegangene Arten kommen nicht wieder zurück.
Die Verluste sind endgültig. Vor rund 480 Millionen Jahren haben sich
die Insekten aus dem Meeresleben weiterentwickelt. Die Erde
durchläuft zur Zeit eine evolutionäre Epoche, bei der sich die Zeit
der Insekten dem Ende zuneigt.


Fußnoten:

[1] https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Artenschutz/eckpunkte_insektenschutz_bf.pdf

[2] https://doi.org/10.1016/j.biocon.2019.01.020

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umkl-673.html

[4] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0271.html

[5] http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/066/1906683.pdf

[6] https://nrw.nabu.de/imperia/md/content/nrw/stellungnahmen/180315-muensteraner-appell.pdf

[7] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0133.html

[8] https://volksbegehren-artenvielfalt.de/2019/02/11/die-bienen-haben-noch-nicht-gewonnen-jetzt-kommt-es-auf-jede-stimme-an/
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AKTIONSTAGE/982: Holz und Kies für eine fließende Düpenau - Bach-Aktionstag am 23.2. in HH-Osdorf


NABU Landesverband Hamburg - 12. Februar 2019

Holz und Kies für eine fließende Düpenau

NABU sucht Helfer/innen für Bach-Aktionstag an der Düpenau in 
Hamburg-Osdorf am 23.02. 2018.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag den 23. Februar 2019 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Altona einen Bach-Aktionstag an der
Düpenau. Gemeinsam mit freiwilligen Helferinnen und Helfern werden die
NABU-Aktiven Kies und Totholz in das Gewässer einbringen. "Wir wollen
unsere Arbeiten aus den letzten beiden Jahren fortsetzen und durch den
Einbau von Totholz und Kies ein durchströmtes Niedrigwassergerinne
schaffen", erklärt Lars Panzer, der den Renaturierungseinsatz des NABU
leitet. "Davon sollen fließgewässertypische Arten profitieren, die auf
den noch nicht bearbeiteten Abschnitten noch keine günstigen
Lebensbedingungen vorfinden."

Seit vielen Jahren engagieren sich die ehrenamtlichen Mitglieder des
NABU als Bachpaten an der Düpenau und renaturieren den Bach und seine
unmittelbare Umgebung. Anwohner und interessierte Bürger sind herzlich
eingeladen, mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag an der Düpenau mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 21. Februar 2019, 15:00 Uhr an. Dabei werden
der genaue Treffpunkt und weitere Informationen bekannt gegeben.
Kontakt: Fritz Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37,
rudolph@NABU-Hamburg.de. Feste Kleidung und Regenschutz sind
mitzubringen. Für Werkzeuge, Handschuhe, ein einfaches Mittagessen
sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung geschenkt. Schon mit einfachen Mitteln lässt
sich mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet
deshalb in diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten
Hamburger Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnäher und
lebendiger zu gestalten. 

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 14/19, 12.02.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TOUR/547: Braunschweig - Naturkundliche Spurensuche mit der Rangerin in Riddagshausen am 17.02.19


Stadt Braunschweig - 11. Februar 2019

Naturkundliche Spurensuche mit der Rangerin in Riddagshausen



Braunschweig. Eine kostenlose Wanderung mit der Rangerin Anke Kätzel
durch das winterliche Naturschutzgebiet Riddagshausen wird am Sonntag,
17. Februar, angeboten. Treffpunkt ist um 10 Uhr am Haus Entenfang,
Nehrkornweg 2. Die Dauer beträgt etwa drei Stunden. Nach Möglichkeit
sollen eigene Ferngläser mitgebracht werden. Dauer und Verlauf der
Wanderung, die sich auch gut für Familien mit Kindern eignet, werden
den Temperatur- und Witterungsverhältnissen angepasst. Auf warme
Kleidung und festes Schuhwerk soll geachtet werden.

Bei der Wanderung geht es auf eine spannende Spurensuche, bei welcher
der Spürsinn gefragt ist. Tiere hinterlassen überall Spuren. Im Schnee
oder auch im weichen Boden der Teiche und Wegränder sind ihre Fährten
zu entdecken. Fraßspuren an Pflanzen und Pilzen verraten, wer hier am
Werk war. Es wird erklärt, wie man Bäume und Sträucher auch ohne Laub
erkennen kann. Die Rangerin berichtet über die Tier- und Pflanzenarten
im Naturschutzgebiet und deren Anpassung an die kalte Jahreszeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.02.2019

Stadt Braunschweig, Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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